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    Vorwort

    Was steckt hinter dem Massaker von Las Vegas? Werden unsere Meinungen bald nach ihrer »Toxizität« bewertet? Wie wurde Emmanuel Macron wirklich französischer Präsident? Wer sind die okkulten Kräfte hinter dem Weltgeschehen? Was sollen eigentlich all die Rauchmelder, die wir in unsere Wohnungen und Häuser einbauen lassen müssen? Was bedeutet die »Dieselkrise«, und was bringt uns das »selbstfahrende Auto«? Wurden die Mainstream-Medien von Nazis gegründet? Was haben Merkel und Mao Tse-tung gemeinsam? Und, und, und. Diese und andere brisante Fragen warf das Jahr 2017 auf, und wie immer wollen wir ihnen hier nachgehen. Und wie immer wird dieses Buch dabei mehr Fragen zu stellen wagen, als die Mainstream-Presse, die … Halt!

    Fragen verboten!

    Halt: Fragen ist doch verboten! Das meinte jedenfalls das Landgericht Köln, das dem Autor dieses Buches in einem Urteil vom 13. September 2017 kritische Fragen an einen Mainstream-Journalisten untersagen wollte, nämlich an einen gewissen Richard Gutjahr. Gutjahr war der Mann, der auf geheimnisvolle Weise zufällig an zwei Attentatsorten zugegen war – nämlich am 14. Juli 2016 in Nizza, wo er den weißen Attentäter-Lkw filmte, und am 22. Juli 2016 in München, wo er ebenfalls gerade des Weges kam, als ein Mann im Olympiaeinkaufszentrum auf Passanten schoss. Ob das Zufall gewesen sein kann, fragten sich natürlich viele Menschen – und zwar weltweit. Also schrieb ich einen Artikel auf Kopp Online darüber und schickte einen ganzen Katalog voller Fragen an Richard Gutjahr. Zum Beispiel, ob er etwa Vorwissen von diesen Attentaten gehabt hatte. Doch Gutjahr schickte mir keine inhaltliche Antwort auf diese Fragen. Auch als am 25. Juli 2016 mein Artikel dazu auf Kopp Online erschien, meldete er sich nicht bei mir – obwohl der gesamte Fragenkatalog mit der Bitte um Beantwortung noch einmal an den Bericht angefügt war mit dem Versprechen, seine Antworten an Ort und Stelle zu veröffentlichen. Nachdem ich monatelang nichts von Gutjahr gehört hatte, übernahm ich den Artikel schließlich mit einigen Ergänzungen in mein neues Jahrbuch verheimlicht – vertuscht – vergessen 2017. Aber auch dann meldete sich Gutjahr nicht bei mir. Es dauerte noch etwa zwei weitere Monate, bis er mir durch einen Anwalt eine Abmahnung schicken ließ. Nicht etwa wegen irgendwelcher Falschbehauptungen – die waren in meiner Berichterstattung nämlich nicht zu finden. Plötzlich war ihm vielmehr eingefallen, ich könnte ihn einer Straftat verdächtigt haben, und zwar der »Nichtanzeige geplanter Straftaten« (Paragraf 138 StGB). Wenn er Vorwissen der beiden Attentate vom Sommer 2016 gehabt hätte, so die Logik, dann hätte er sich ja strafbar gemacht, wenn er die geplanten Anschläge nicht angezeigt hätte. Allerdings taucht diese Idee an keiner Stelle bei mir auf – weder in dem Artikel vom 25. Juli 2016 noch in meinem 2017er-Jahrbuch. Dennoch urteilte das Kölner Landgericht am 13. September 2017: Fragen verboten! Ich dürfe Gutjahr meine Fragen (zum Beispiel nach einem möglichen Vorwissen) nicht mehr stellen, weil diese den Verdacht erregen könnten, er habe sich durch die Nichtanzeige der geplanten Straftaten selbst strafbar gemacht.

    Was Journalisten nicht mehr fragen dürfen, dürfen Leser nicht mehr lesen

    Deshalb noch eine Frage: Ist Deutschland schon die Türkei? Falls ja, dann kann man sich beim Landgericht Köln bedanken. Denn dies ist schließlich kein Privatprozess zwischen einem Herrn G. und einem Herrn W., sondern dies ist der Beweis, dass meine Arbeit uns alle betrifft: alle Journalisten und alle Leser. Denn was Journalisten nicht mehr fragen dürfen, dürfen Leser natürlich auch nicht mehr lesen. Und nicht mehr denken. Kurz: Das Gericht ist hier also mit der Axt in den Wald der Meinungsfreiheit gelaufen. Weil das natürlich nicht geht, bin ich gegen die Entscheidung in Berufung gegangen. Denn es ist wohl auch kein Geheimnis, wenn ich sage, dass man versucht, die Buchreihe verheimlicht – vertuscht – vergessen »abzuwürgen«. Wer dieses Jahrbuch in den zurückliegenden Jahren verfolgt hat, wird die merkwürdigen Turbulenzen, Verlagswechsel und Prozesse rund um dieses Buch mitbekommen haben. Man möchte verheimlicht – vertuscht – vergessen endlich »abstellen« und seinen Autor gleich mit. Bitte verteidigen Sie dieses Buch daher. Viele von Ihnen begleiten diese Buchreihe nunmehr schon über zehn Jahre lang bei ihrer eigenen Auseinandersetzung mit unserem gesellschaftlichen Alltag und der Wirklichkeit. Falls Sie eine Möglichkeit haben, mir den Rücken zu stärken, sei es durch Briefe, Kommentare oder andere Unterstützung: Ich bin für jede Hilfe dankbar. Alles Weitere erfahren Sie auf meiner Website www.wisnewski.de unter dem Reiter oder Button »Unterstützung«. Das Urteil im Berufungsverfahren vor dem Oberlandesgericht Köln wird wahrscheinlich 2018 fallen. Gleichzeitig bedanke ich mich herzlich bei allen, die mich bereits unterstützt haben und noch unterstützen.

    Die Hintergründe des geheimnisvollen Anis Amri

    Wie die meisten meiner Leser wissen, ist der Produktionsmonat des Jahrbuches verheimlicht – vertuscht – vergessen jeweils der Dezember, in dem nur noch wenige Themen Eingang in den Text finden können. Besonders bei dem Attentat vom Berliner Breitscheidplatz im Dezember 2016, das praktisch gleichzeitig mit dem Erscheinen der Ausgabe 2017 geschah, war das natürlich ein Problem. Zwar konnte ich in der nun vorliegenden Ausgabe 2018 noch die Erschießung des angeblichen Breitscheidplatz-Attentäters Anis Amri »mitnehmen«. Für einige Recherchen über das eigentliche Attentat muss ich Sie jedoch auf meine Videos auf meinem YouTube – Kanal verweisen:

    
      	»Berlin-Anschlag: Wahrheit oder Lüge?«, 22.12.2016


      	»Berlin-Anschlag: ›Dashcam-Lkw‹ fuhr nicht in den Weihnachtsmarkt«, 03.01.2017


      	»Berlin-Anschlag: der ›Dashcam‹-Schwindel«, 20.01.2017


    

    Sie finden den Kanal einfach über den Button oben auf meinen Websites www.wisnewski.de beziehungsweise www.wisnewski.ch.

    Das ist doch vvv …

    Wie immer werden in den kleinen Chronologien vor jedem Monat diejenigen Ereignisse fett gedruckt, die einen eigenen Kapitelabschnitt erhalten haben. Damit Sie aber nicht glauben, dass das schon alles ist, finden Sie bei den anderen Themen des betreffenden Monats nun auch die jeweiligen Seitenzahlen, wo das Thema im Rahmen eines anderen Kapitelabschnitts behandelt wird. Die gesamte Bandbreite dieses Buches können Sie im Stichwortverzeichnis überblicken.

    Bei einem Gespräch über ein unterdrücktes Thema verblüffte mich kürzlich jemand mit der Formulierung: »Das ist vvv …« – und meinte damit: Das wird verheimlicht, vertuscht und vergessen! Ein schöneres Kompliment könnte ich mir gar nicht vorstellen, als mit diesem Buchtitel eine neue Redensart geschaffen zu haben. Benutzen Sie sie ausgiebig, denn sie hilft diesem Buch und auch unserer gemeinsamen Sache: der Verteidigung der Meinungsfreiheit in Deutschland!

    In diesem Sinne grüßt Sie besonders herzlich

    Ihr Gerhard Wisnewski

    München, Dezember 2017
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        Einleitung

    Kennen Sie zufällig den Film Sie leben von John Carpenter aus dem Jahr 1988? Der Streifen handelt von einem Arbeiter namens Nada (= spanisch für »Nichts«), der in das verarmte Los Angeles zieht und dort in einer Art Obdachlosenasyl Aufnahme findet. Das Leben und die Gesellschaft sind geprägt von Armut, Verzweiflung und Unterdrückung. Sofern die Menschen nicht irgendeiner Beschäftigung nachgehen, sitzen sie vor dem Fernseher und schauen vor allem Werbung. Ein Freund aus dem Asyl nimmt Nada mit in eine kleine Kirche, wo sich Widerstandskämpfer treffen. Nicht lange danach werden die Kirche und das Obdachlosen-Slum von der Staatsmacht dem Erdboden gleichgemacht. In den Trümmern der Oppositionskirche findet Nada einen Karton mit seltsamen Sonnenbrillen, durch die er die Welt plötzlich mit anderen Augen sieht. Auf Werbeplakaten und in Zeitschriften sieht Nada plötzlich nur noch Befehle wie »Gehorche!« (»Obey!«), »Kauf!«, »Pass dich an!« oder »Sieh fern!«. In einem Magazin liest er den Satz: »Hinterfrage keine Autoritäten!« Durch die »Röntgenbrille« wird außerdem offenbar, dass viele Menschen keine normalen Köpfe haben, sondern Totenschädel. Als sie bemerken, dass Nada ihr wahres Wesen erkennen kann, beginnt eine Treibjagd auf ihn. Schließlich stellt sich heraus, dass die Welt von einer Elite beherrscht und unterdrückt wird, die ihrerseits von Außerirdischen gesteuert wird. Am Schluss gelingt es dem Helden, die zentrale Sendeanlage des Fernsehens zu zerstören, durch die die Menschen manipuliert werden.

    Kampf um die Realität

    Freilich: Ob Außerirdische auch unser heutiges Dasein steuern, will ich einmal ausdrücklich dahingestellt sein lassen. Aber davon abgesehen besteht das Anliegen meines Jahrbuches darin, Ihnen eine solche »Röntgenbrille« aufzusetzen. Unsere Welt von heute ist ebenfalls voller unterschwelliger Botschaften und Lügen, und der Kampf um die Wahrheit geht jeden Tag weiter – oder besser gesagt: der Kampf um die Realität. Denn wie die Leser dieser nunmehr elf Jahre alten Buchreihe wissen, wird unsere Wirklichkeit – genau wie in dem Carpenter-Film – verfälscht und verbogen. Wir leben in einer weitgehend künstlichen Nachrichtenumgebung. Die Wirklichkeit ist weg, zertrümmert und gestohlen von den Illusionisten in Medien und Politik wie dem ehemaligen CIA-Chef William Casey, der 1981 sagte: »Unsere Desinformation funktioniert dann, wenn alles, was die Amerikaner glauben, falsch ist.« Dies wiederhole ich deshalb immer wieder, weil hier einmal einer dieser »Illusionisten« in flagranti ertappt wurde. Es ist das Glaubensbekenntnis eines professionellen und krankhaften Lügners, wie sie in allen Geheimdiensten arbeiten – und natürlich auch in der von ihnen gelenkten Politik und den Medien. Und was die Amerikaner glauben, glauben natürlich auch wir.

    Im Diorama der Wahrheit

    Der Kampf dreht sich also darum, aus dem »Tal der Ahnungslosen« herauszukommen und aus Bruchstücken wieder ein Gesamtbild zu erstellen. Man könnte es auch mit einem Diorama vergleichen. Sie wissen schon: Dabei handelt es sich um eine Kulissenlandschaft, in der der Nahbereich zwar dreidimensional und unter Umständen »echt« ist, der Fernbereich jedoch nur auf eine Leinwand gemalt wurde. Denn hier wie dort – im Diorama wie in unserer Erlebniswelt – wird umso mehr gelogen, je weiter ein Ereignis von uns entfernt ist und je schwerer wir es nachprüfen können. Im Diorama beginnt das Leinwandgemälde da, wo unser Auge aufhört, dreidimensional zu sehen. Im Medienbereich beginnt es da, wo aus der Lokal- die National- und Auslandsberichterstattung wird. Während Sie zum Beispiel noch überprüfen können, ob die neue Umgehungsstraße, von der die Lokalzeitung berichtet, wirklich gebaut wird, können Sie das natürlich nicht, wenn es um Syrien, Libyen, den Irak oder die Ukraine geht. Da müssten Sie schon selbst vor Ort sein, und selbst das würde nicht immer helfen. Was weiter entfernt ist, kann man uns also einfach kalt lächelnd aufmalen – oder besser: ausmalen. Man wirft uns ein paar flimmernde TV-Beiträge hin und behauptet, dass so die ganze Wahrheit aussieht. Manche dieser flimmernden Bruchstücke sind dabei nicht nur aus dem Zusammenhang gerissen, sondern werden sogar extra produziert, das heißt: gefälscht. Denn wie können wir schon überprüfen, ob der TV-Bericht oder der jeweilige Zeitungsartikel wirklich wahr beziehungsweise echt und repräsentativ ist, und ob es sich bei dem weit entfernten Bild wirklich um die Realität oder nur um eine Theaterleinwand handelt? Darum geht es in dieser Buchreihe: Im Laufe der folgenden 270 Seiten versuche ich, einige Bruchstücke aufzufangen, sie mir genauer anzusehen, sie mit anderen Fragmenten zu vergleichen und zu fragen, ob sich daraus ein stimmiges Bild ergibt.

    Jede Menge Bären …

    Auch 2017 hat man uns jedenfalls mal wieder jede Menge Bären aufgebunden. Ein Dauerbrenner des Jahres war das sogenannte »Auto der Zukunft«, das heißt: das Elektroauto und das »selbstfahrende Auto«. Wie sieht es damit wirklich aus? Ist das tatsächlich das Paradies für alle Autofahrer? Können wir jetzt unsere Dieselfahrzeuge verschrotten? Und werden wir wirklich bald alle »automatisch« fahren? Geht es nach Kanzlerin Merkel, dann wohl ja, erklärte sie doch schon einmal, dass man in 20 Jahren nur noch mit einer Sondergenehmigung selbst fahren dürfe! Ein weiterer dicker »Bär« war der SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz: schon vergessen? Sicher: Inzwischen erscheint diese Kandidatur manchem nur noch wie ein Treppenwitz der Geschichte. Aber nicht doch! Denn da stellen sich doch noch einige Fragen. Zum Beispiel, was diese seltsame und von vornherein aussichtslose Kandidatur eigentlich sollte: Am Anfang wurde Schulz übermenschengroß aufgeblasen, dann fiel er plötzlich in sich zusammen, wie ein Luftballon, in den jemand eine Nadel gepikt hatte. Schließlich blieb die Schulz-Hülle schlaff über einer Sessellehne hängen, um gerade noch zu hauchen, dass sie den SPD-Vorsitz aber behalten wolle.

    Deutschland geht es gut – aber welchem?

    Aber viel interessanter ist natürlich die »Chefin« selbst. »Was treibt eigentlich Angela Merkel um?«, würde die Mainstream-Presse fragen, so, als verfüge Merkel wirklich über so etwas wie positive Antriebe. Die Medien sind voll von Erfolgsmeldungen wie sonst nur in der früheren DDR oder noch schlimmeren Staatsgebilden der Geschichte: Die Wirtschaft boomt, und die Arbeitslosenzahlen sinken! Der Endsieg ist nahe! In Wirklichkeit kollabiert die Gesellschaft an vielen Fronten: Nach zwölf Jahren Merkel sind die Deutschen gemessen an ihrem Nettovermögen im Durchschnitt mit die Ärmsten in Europa: Der mittlere Haushalt sammelt hierzulande ein Nettovermögen von 60000 Euro an, deutlich weniger als der Durchschnitt der Bürger von 18 Euro-Staaten. Selbst in Euro-Krisenstaaten wie Zypern und Italien liege das mittlere Vermögen doppelt bis drei Mal so hoch, nämlich bei 170000 beziehungsweise knapp 150000 Euro, berichtete die Süddeutsche Zeitung am 23. Dezember 2016 (online). Eine besonders lange Versagensliste von Angela Merkel hat das Nachrichtenportal Achse des Guten zusammengestellt. Motto: »Deutschland geht es gut – aber welchem?« Eine gute Frage. Demnach ist Deutschland das Land

    
      	mit dem niedrigsten privaten Median-Haushaltsvermögen der Europäischen Union,


      	mit der (zweit)höchsten Steuer-/Abgabenquote der OECD-Staaten,


      	mit einem der EU-weit geringsten Rentenniveaus,


      	mit nicht oder nur wenig über der Preissteigerung liegenden Lohnzuwächsen,


      	mit den (zweit)höchsten Strompreisen in der EU, dafür aber


      	mit der höchsten Zunahme an Leiharbeit und Erwerbsarmut in der EU,


      	mit einer sich überproportional bedienenden politischen Kaste,


      	mit der höchsten Zuwanderung in die Sozialsysteme und deutlich zunehmender Kriminalität,


      	mit einer trotz sprudelnder Steuereinnahmen teilweise verfallenden Schul- und Verkehrsinfrastruktur und unterfinanzierter Polizei und Bundeswehr


      	(Ansgar Neuhof: »Deutschland geht es gut – aber welchem?«, 18.09.2017).


    

    Dabei ging es Deutschland doch einmal so gut, wie ein Kommentator unter dem Achse-des-Guten – Artikel meinte: »Vor etwa einer Generation waren die wenigsten Frauen berufstätig und doch reichte das Einkommen des Mannes aus, um eine Familie mit meist mehr als nur einem Kind anständig zu versorgen, in den Urlaub zu fahren und sich teilweise sogar auch noch ein Häuschen bauen zu können« (18.09.2017).

    Merkel und Mao

    Ja, wenn man sich Merkels »Wirken« etwas genauer betrachtet, dann erkennt man plötzlich ganz alte, längst vergessen geglaubte Muster aus den dunklen Kapiteln der Menschheitsgeschichte. Nach dem Motto: So viel kann man eigentlich nicht zufällig falsch machen. Merkels erratische Politik, die ein Desaster nach dem anderen heraufbeschwört, ist womöglich gar nicht erratisch, sondern ein längst vergessen geglaubtes Programm – nämlich der Maoismus.  

    Deniz Y. und Franco A.

    Ein weiterer dicker »Bär«, den man uns 2017 aufgebunden hat, war der »deutsche Patriot« Deniz Yücel. Sie wissen schon: jener deutsch-türkische Journalist, um den sich alle die Köpfe heiß redeten, nachdem er im Februar 2017 in der Türkei in Untersuchungshaft genommen worden war. Monatelang stellte man Yücel als Lichtgestalt des deutschen Journalismus dar und garnierte ihn auch noch mit Preisen, während man gleichzeitig eine weitere Verschlechterung der Beziehungen zur Türkei in Kauf nahm. Die Frage ist nur: War es das wert? Ist Yücel wirklich der Ausnahmemann, als den man ihn uns die ganze Zeit verkauft hat? Oder wurden wir hier doch wieder einmal gewaltig »verladen«? Wir werden sehen.

    Noch ein Bär gefällig? Bitte sehr: Wir hätten da noch einen gewissen »Franco A.« im Angebot, einen Bundeswehrsoldaten, der unter dem Deckmantel eines Asylbewerbers angeblich einen Anschlag geplant hatte, um die Migranten zu diskreditieren. Und natürlich gibt es da noch weitere dicke Bären wie das Dauertheater zwischen Kim Jong-un und Donald Trump, den sagenhaften neuen französischen Präsidenten Emmanuel Macron, der möglicherweise mithilfe von Wahlbetrug an die Macht kam, und den geheimnisvollen Attentäter von Las Vegas, der am 1. Oktober 2017 wie im Akkord 59 Menschen erschoss und über 500 verletzte. Es lohnt sich, hier einmal einen Blick zurückzuwerfen.

    Geheimdienste und Attentäter

    Darüber hinaus wären da noch neue Umerziehungsprogramme für die Masse zu erwähnen, wie zum Beispiel die schleichende Billigung des Inzests in Medien und Politik, die Beurteilung von Meinung nach ihrer »Toxizität« (Google), die Etablierung einer angeblich neuen Negativideologie, nämlich des »Familismus«, sowie ein neuer Haarschnitt namens »Buzz Cut« und ein damit angeblich verbundener »neuer Feminismus«. Ein besonders »fetter Bär« war – last, but not least – auch der Attentäter vom Berliner Breitscheidplatz, Anis Amri, ein Thema aus dem Jahr 2016, das ich gerade noch in diesem Jahrbuch »mitnehmen« konnte. Bereits vor 25 Jahren habe ich mit zwei Kollegen in dem Buch Das RAF-Phantom dargelegt, wie Geheimdienste mit V-Männern zusammenarbeiten, um radikale Szenen zu fördern, Terrorgruppen zu unterhalten und Attentate zu begehen. Schon damals hatten wir das seltsame Milieu aus Geheimdiensten, Kriminellen, Drogensüchtigen und V-Männern beschrieben, im dem allein der Terrorismus gedeiht – und waren dafür schon seinerzeit als »Verschwörungstheoretiker« bezeichnet worden. Dabei war Das RAF-Phantom meines Wissens das erste deutschsprachige Buch und die erste umfassende deutschsprachige Veröffentlichung über »False-Flag-Terrorismus« überhaupt. Heute ist ein solcher Fall in aller Munde, nämlich der des Berliner Breitscheidplatz-Attentäters Anis Amri, dem von den Diensten beim Umzug nach Berlin geholfen worden sein soll, also bei der Anreise zum Tatort. »Nach Recherchen der Berliner Morgenpost und des RBB« steht ein V-Mann des Landeskriminalamtes Nordrhein-Westfalen »im Verdacht, Islamisten zu Anschlägen angestiftet zu haben« (Berliner Morgenpost, online, 19.10.2017): »Ein interner Behördenbericht nährt zudem den Verdacht, dass der vom LKA als ›Vertrauensperson 01‹ (VP-01) geführte Mann auch den Attentäter vom Berliner Breitscheidplatz, Anis Amri, in seinen Anschlagsplanungen bestärkt haben könnte.«

    Innere Kündigung

    Interessant daran ist, wie offen die Medien mit der Steuerung Amris durch die Geheimdienste umgingen. Dabei fällt auf, dass dieser wirkliche oder vermeintliche Geheimdienstskandal erst »aufflog«, als immer mehr Zweifel an der Täterschaft und dem offiziell geschilderten Ablauf des Attentates vom Breitscheidplatz laut wurden (siehe auch meine oben erwähnten Videos). Erst dann preschten plötzlich die Mainstream-Medien mit immer neuen »Enthüllungen« über die geheimdienstlichen Hintergründe des Attentäters vor. Der Effekt: Vor lauter Schreck über diesen »Skandal« wurden die grundsätzlichen Fragen nach dem Ablauf und der Täterschaft Amris völlig verdrängt und vergessen. Denn der Skandal der Anstiftung durch die Geheimdienste ist ja nur dann ein Skandal, wenn Amri wirklich der Täter war. Kurz: Dieser »Co-Mythos« half dem Publikum, die offizielle Version zu schlucken. Medien und Dienste verabreichten der Öffentlichkeit eine bittere Medizin, die den einen Skandal durch einen anderen verdrängen sollte, mit dem man wahrscheinlich besser umgehen konnte. Die Nebenwirkung bestand darin, dass dieser »Co-Mythos« jede Vorstellungskraft des Bürgers sprengte, sodass die Autorität des Staates weiter erodierte und viele Menschen innerlich die Systemkündigung einreichten.

    Setzen wir also die »Röntgenbrille« auf, um das vergangene Jahr noch einmal in einigen Punkten genauer anzusehen. Wie immer verspreche ich Ihnen eine Lektüre, für die man heute noch gesteinigt wird, aus der andere morgen aber schon Konsequenzen ziehen werden – egal, ob nun in der Politik, im Journalismus oder einfach als ganz normale Bürger in ihrem Alltag.


Nachtrag: Dezember 2016
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    Anis Amri | https://commons.wikimedia.org/wiki/File:16-12-22-Bundeskriminalamt-Anis-Amri-4.jpg?uselang=de | © Bundeskriminalamt/wikimedia.com | gemeinfrei



    Thema des Monats

    23.12. In Italien wird der angebliche Lkw-Attentäter Anis Amri von der Polizei erschossen

    1.12. Der französische Staatspräsident Hollande nimmt von einer erneuten Kandidatur für das Amt Abstand – 4.12. In Österreich geht der Grüne Alexander van der Bellen als Sieger aus der Wiederholung der Stichwahl gegen den FPÖ-Kandidaten Norbert Hofer hervor – 6.12. Beim CDU-Parteitag in Essen wird Angela Merkel ohne Gegenkandidaten als Parteivorsitzende bestätigt – 6.12. Das Bundesverfassungsgericht verurteilt die Bundesrepublik Deutschland wegen Angela Merkels plötzlichem Atomausstieg zu Schadensersatz für die Atomkonzerne auf Kosten des Steuerzahlers – 10.12. Die französische Regierung bringt eine weitere Verlängerung des Ausnahmezustandes auf den Weg (bis Juli 2017) – 19.12. Lkw-Attentat auf den Weihnachtsmarkt auf dem Berliner Breitscheidplatz – 19.12. In den USA wird Donald Trump von den 538 Wahlmännern zum 45. Präsidenten der USA gewählt – 22.12. Die syrische Regierung verkündet den Sieg über die »Rebellen« in Aleppo – 23.12. Erschießung des angeblichen Lkw-Attentäters von Berlin, Anis Amri, in Italien – 23.12. Zum ersten Mal seit 1979 stimmt der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen gegen die israelische Siedlungspolitik – 31.12. Mit der UN-Resolution 2336 (2016) unterstützt der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen den von der Türkei und Russland ausgehandelten Waffenstillstand für Syrien


23. Dezember: 
Der geheimnisvolle Anis Amri

    Blattschuss! Donnerwetter! Der Jagdherr gratuliert: »Bundesinnenminister Thomas de Maizière (CDU) hat den italienischen Behörden zu ihrem Fahndungserfolg im Fall Anis Amri gratuliert. Die italienische Polizei hatte Amri in der Nacht zu Freitag bei einer Routinekontrolle aufgegriffen und erschossen« (Frankfurter Allgemeine Zeitung, online, 23.12.2016). Da hatten die italienischen Behörden ja einen schönen Bock geschossen – nämlich einen Sündenbock: Nichts ist schließlich schädlicher als ein Verdächtiger, der frei herumläuft und mit Anwälten, Richtern und der Presse redet. Der verstorbene Anis Amri soll am 19. Dezember 2016 mit einem Lkw auf den Weihnachtsmarkt am Berliner Breitscheidplatz gerast und elf Menschen getötet und 55 weitere zum Teil schwer verletzt haben. Einen anderen, lebend gefassten Verdächtigen hatte man zuvor wie ein heißes Eisen fallen- und schnell wieder laufenlassen. Mit Amri hatte man angeblich endlich den richtigen Mann erwischt beziehungsweise erledigt.

    Aufgreifen und erschießen

    Praktischerweise war das auch noch weit weg im Ausland geschehen, nämlich am Bahnhof von Sesto San Giovanni bei Mailand, wo Amri angeblich in der Nacht zum 23. Dezember gestellt und erschossen worden war. Idealerweise unter Ausschluss der Öffentlichkeit: nach drei Uhr morgens, also um eine Zeit, in der die meisten Menschen entweder nicht mehr oder noch nicht wach und unterwegs waren. Schon gar nicht hier: »Es ist eine trostlose, ehemalige Industriehochburg im Mailänder Speckgürtel«, kann man über die Gegend lesen. Der Bahnhof war geschlossen (RP Online, 23.12.2016). »Am Bahnhof Sesto San Giovanni im Großraum Mailand begegnete er um etwa 03.30 Uhr den Polizisten, die ihn beim Schusswechsel töteten«, so der Münchner Merkur (online, 23.12.2016). Die italienische Polizei habe Amri »aufgegriffen und erschossen«, schrieb am selben Tag auch die Frankfurter Allgemeine Zeitung (online). Die Formulierung hat zwar ein gewisses Geschmäckle – so ähnlich wie »auf der Flucht erschossen« oder »beim Duschen auf einem Stück Seife ausgerutscht« –, aber die Behörden gaben sich gar keine große Mühe mehr, ihr Handeln ausführlich zu erläutern: »Der 24-Jährige habe am Freitagmorgen bei einer Routineüberprüfung durch zwei junge Polizeibeamte ›ohne zu zögern‹ seine Waffe gezogen und gefeuert«, lautete die phrasenhafte Erklärung von Italiens Innenminister Marco Minniti. Dabei sei Amri von Einsatzkräften erschossen worden. Details: Fehlanzeige. »Italien muss stolz sein. Punkt«, heißt es wörtlich in der Presseerklärung des italienischen Innenministeriums (30.12.2016).

    Nur ein toter Verdächtiger ist ein guter Verdächtiger

    Na bitte – geht doch: Endlich hatten wir einen toten Verdächtigen! Der andere mutmaßliche Lkw-Killer, ein gewisser 23-jähriger Naved B. aus Pakistan, der nach dem Anschlag vom Tatort geflohen war, war einfach zu quicklebendig herumgelaufen. Der neue Beschuldigte Amri dagegen war nun tot, und so stand seiner neuen Karriere als Lkw-Attentäter nichts im Wege. Zum Beispiel bei Wikipedia:

    »Anis Ben Othman Amri (arabisch [image: image], DMG Anīs al-’Āmirī; * 22. oder 23. Dezember 1992 in Tataouine, Tunesien; † 23. Dezember 2016 in Sesto San Giovanni, Italien) war ein tunesischer, mehrfach verurteilter Gewalttäter und islamistischer Attentäter. Beim Anschlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt an der Gedächtniskirche tötete er am 19. Dezember 2016 den Fahrer eines Sattelzugs, brachte das Fahrzeug in seine Gewalt und steuerte es in den Weihnachtsmarkt an der Gedächtniskirche. Dabei starben elf Menschen, 55 weitere wurden zum Teil schwer verletzt« (Wikipedia, abgerufen 18.10.2017).

    Denn ein Gerichtsverfahren wird es für einen Toten genauso wenig geben wie einen Anwalt. Und so konnte man über den todgeweihten beziehungsweise toten Amri, oder wie er auch immer heißen mochte, nun einfach alles erzählen. Nicht nur, dass er mit einem Sattelzug ein Dutzend Menschen getötet und über 50 verletzt hatte, sondern auch, dass

    
      	in dem Tat-Lkw »unter dem Sitz eine Duldungsbescheinigung der Klever Ausländerbehörde für Amri gefunden worden sei,


      	außerdem seine Geldbörse mit Euro 230,


      	und sein Handy der Marke HTC, das vor der Stoßstange« des Sattelschleppers gelegen habe (laut Spiegel Online, 23.12.2016, Süddeutsche Zeitung, online, 29.12.2016, u.a.)


    

    Wer war Anis Amri?

    Erstaunlich, nicht? Entsprach Amris Profil überhaupt dem Profil

    
      	eines fanatischen Islamisten und


      	eines brutalen Massenmörders?


    

    Denn die fanatische religiöse Einstellung und die exzessive Gewalttätigkeit sind ja zwei verschiedene, aber notwendige »Zutaten« für einen eifernden Massenmörder wie den vom Berliner Breitscheidplatz. Neben dem fanatischen Motiv braucht es schließlich auch noch die Fähigkeit, eine solche Tat zu begehen. Werfen wir also einen Blick auf Amris Lebenslauf. Am 22. Dezember 2016 versprach uns beispielsweise Die Zeit zu erklären, »wie ein Mensch [wie Amri] zum Terroristen« wird. Doch wer die Zeitung las, wurde schwer enttäuscht. In Wirklichkeit hatte das Blatt nämlich keine Ahnung, wie und warum Amri zum fanatischen Massenmörder geworden war. Nur wenige Zeilen darunter stand zu lesen: »Eine abschließende Antwort auf diese Frage wird es vielleicht nie geben.«

    Kein Motiv

    Also so ziemlich das Gegenteil dessen, was die Überschrift versprochen hatte. So fand sich bei Amri laut Zeit zum Beispiel einfach kein einziges überzeugendes Motiv für die Tat. Stattdessen lieferte das Blatt die Beschreibung eines Menschen, der eben kein Motiv für diesen Anschlag gehabt haben konnte. So war Amri die islamische Religion herzlich egal gewesen: »›Ich kann es gar nicht glauben, dass Anis so etwas gemacht haben soll‹, sagt die 28-jährige Schwester Najwa. Er habe doch noch am Sonntag angerufen. Einen Tag, bevor er in Berlin einen Lkw in einen Weihnachtsmarkt gesteuert und mindestens zwölf Menschen getötet haben soll. ›Wir können es alle nicht glauben‹, sagt die Schwester, die mit Kopftuch und im Trainingsanzug in dem kleinen Zimmer sitzt. ›Anis war nie religiös. Er hat getrunken, er hat gefeiert, er hat Popmusik gehört.‹ Er sei ein ganz normaler Junge gewesen.« Der jugendliche Amri hing also herum, »rauchte, trank und kiffte auch« (Die Zeit, 22.12.2016) – nach islamischen Gesetzen streng verboten. Des Weiteren war Amri auch kriminell, was ebenfalls nicht den Lehren des Islam entspricht. »Mit 15 verlässt Amri die Schule und schlägt sich mit Gelegenheitsarbeiten durch«, wusste die Website von Welt und N24 (22.12.2016) zu berichten. Mit 18 habe er sogar mal einen Lastwagen gestohlen.

    Vom Stamme Nimm

    Tja – wo ist da das religiöse Motiv? Und wo ist das passende Täterprofil eines brutalen Killers? Zum Beispiel sind Kriminelle, die Eigentumsdelikte begehen, eher vom »Stamme Nimm« als vom »Stamme Gib«. Selbst etwas Uneigennütziges zu tun oder gar ihr Leben für eine religiöse Sache zu geben ist ihnen völlig wesensfremd. Wenn sie doch einen Anschlag begehen, dann lassen sie sich nur aus egoistischen Motiven einspannen, zum Beispiel, indem ihnen jemand materielle Vorteile oder auch Strafmilderung in anderen Strafsachen verspricht. Zwar habe sich Amri in abgehörten Telefongesprächen »als Selbstmordattentäter« angeboten, behauptete Der Spiegel (online, 22.12.2016). Die Äußerungen seien jedoch so verklausuliert gewesen, dass »sie nicht für eine Festnahme gereicht hätten«. Dem kann man entnehmen, dass dieses selbstlose Selbstmordangebot gar nicht wörtlich in den Telefonaten vorkam, sondern von den Ermittlern nur hineininterpretiert wurde – und zwar so wenig stichhaltig, dass es nicht für eine Festnahme gereicht hätte. Zwar war Amri Gewalt offenbar nicht völlig fremd gewesen: So sei der Migrant in einem Flüchtlingslager in Italien »wegen Vandalismus« aufgefallen sowie »wegen Bedrohung und Körperverletzung. Als Bewohner des Lagers protestierten, auch indem sie ein Feuer legten, war Amri dabei« (Die Zeit, online, 22.12.2016). Allerdings liegen zwischen solchen Affektdelikten und einem eiskalt geplanten und durchgeführten Massenmord Welten.

    Der große Bekannte

    Angeblich war Amri in italienischen Gefängnissen radikalisiert worden und sei schließlich vor dem Elend und der Armut nach Deutschland geflohen. Die Frage ist nur, warum jemand, der sich in einem reichen Land wie Deutschland vor Elend und Armut retten will, dort Anschläge begehen sollte, die ihn in demselben Land für immer zur Persona non grata stempeln würden? Erklären lässt sich das nur mit einem weiteren Spieler: mit dem Verfassungsschutz. Denn was immer gern vergessen wird: Während eigennützige Kriminelle für fanatische religiöse Anstifter keine leichte Beute sind, sind sie dies umso mehr für die Geheimdienste. Einen solchen Menschen, der zudem verzweifelt ist und sich auf der Flucht befindet, zu rekrutieren und als V-Mann einzuspannen ist für die Dienste eine Kleinigkeit. Denn natürlich würde ein so verzweifelter Mann auch sofort mit den Behörden seines Gelobten Landes kooperieren, wenn die ihm nur irgendwelche Vorteile versprechen würden. Wie ich früher schon sagte, werden solche Attentate beinahe nie von dem sprichwörtlichen »Großen Unbekannten« verübt, sondern fast immer vom »Großen Bekannten« – einem großen Bekannten der Dienste nämlich. So gut wie immer stellt sich hinterher heraus, dass die Behörden über den mutmaßlichen Täter Bescheid wussten.

    Ein »Terrorist« als Labormaus

    So auch im Fall Amri. Demnach stand der Tunesier praktisch von Anfang an wie eine Labormaus unter »Beobachtung« der deutschen Behörden. Und die »Beobachtung« ist schließlich ja auch die wichtigste Voraussetzung für die Steuerung, wie schon jeder Modellpilot weiß. Als der Lkw am 19. Dezember 2016 auf den Berliner Weihnachtsmarkt fuhr, war das für die Behörden keine Überraschung. Denn freundlicherweise hatte Amri schon bald nach seiner Ankunft in Deutschland im Juli 2015 gesungen und seine Anschlagspläne brühwarm einem V-Mann offenbart, so das Magazin Compact. »Laut Ermittlungsakte hatte Amri bereits 2015 gegenüber einer Verbindungsperson des NRW-Landeskriminalamts seine Anschlagspläne anvertraut: ›Durch eine beim LKA geführte VP [Vertrauensperson] wurde erstmals Kontakt zu Anis Amri hergestellt. Im Verlauf der nächsten Tage erklärte Amri, mittels Kriegswaffen (AK47, Sprengstoff) Anschläge in Deutschland begehen zu wollen‹« (compact-online.de, 06.01.2017). In Wirklichkeit klebten Polizei und Dienste also von Anfang an wie die Fliegen an dem tunesischen Migranten dran. Und der erzählte ihnen frei von der Leber weg, welche Anschläge er in seinem Gelobten Land angeblich begehen wollte. Leuchtet ein – oder etwa nicht? Leider nicht, sondern »das provoziert eine Menge Fragen«, meinte Compact: Warum gestand Anis Amri so offen seine Absichten und Pläne? Wieso interessierte das keinen? Wieso akzeptierten Verfassungsschutz und Behörden seine zahlreichen Identitäten? Weshalb half ihm ein V-Mann sogar beim Umzug …?« (compact-online.de, ebenda).

    Ein Chauffeur vom Geheimdienst

    Wie bitte? Doch, wirklich: Laut Medien hat niemand anderer als ein Mitarbeiter des Verfassungsschutzes Amri überhaupt erst an die Stätte seines künftigen »Wirkens« gebracht – nämlich nach Berlin: »Laut ARD-Brennpunkt hat ein geheimer Informant des Verfassungsschutzes Anis Amri von Dortmund nach Berlin gefahren«, so Compact. Der Originalvermerk lautete: »Amri verlässt Dortmund und begibt sich erneut nach Berlin. Er wird von VP (Vertrauensperson) gefahren …« Auch seinem geheimnisvollen Chauffeur hatte Amri brühwarm erzählt, »dass sein Auftrag sei, im Sinne von Allah zu töten; ›die bringen Muslime um, also muss er die umbringen‹. Die Behörden erhielten zudem weitere Infos über Amris IS-Kontakte und seine Recherchen zum Thema Bombenbau« (compact-online.de, ebenda). Nicht zu glauben: Da fährt also ein V-Mann einer deutschen Behörde eine Person mit erklärten Mordabsichten in die deutsche Hauptstadt. Was nichts anderes bedeuten würde, als dass die Behörden die geplanten Taten selbst bewusst gewollt und gefördert hätten – mithin also als Mittäter oder zumindest Helfer einzustufen wären. Jedenfalls, wenn Amri diese Taten wirklich begangen haben und nicht nur als Sündenbock aufgebaut worden sein sollte. Statt den Mann auf Schritt und Tritt zu überwachen, ließ man ihn im September 2016 zudem plötzlich in Ruhe und ungehindert agieren und brach seine Überwachung ab. Begründung: »Es gebe keine Hinweise auf bevorstehende Straftaten durch ihn.« Bis auf die zahlreichen Anschlagsdrohungen vielleicht, darf man hinzufügen.

    Versagen ist ein Dienst an der Demokratie

    »Wie wollen sich Verfassungsschutz und zahlreiche Behörden da rausreden?«, fragte Compact und gab gleich selbst die Antwort: »Vermutlich gar nicht, man wird es verschleppen, aussitzen und auf baldigen ›Themenwechsel‹ setzen.« Keineswegs, denn dieser »durchgesickerte«, vermeintliche Skandal war nur ein Köder für die Journalisten und die Öffentlichkeit. Schon in früheren Veröffentlichungen habe ich etwas Derartiges einen »Co-Mythos« genannt, der dabei hilft, den Hauptmythos, also die offizielle Version, zu verkaufen:

    
      	Da der Co-Mythos angeblich »durchgesickert« ist (also unabsichtlich an die Öffentlichkeit gelangte), erscheint er als besonders glaubwürdig.


      	In Wirklichkeit dient er nur als Schluckhilfe für den Hauptmythos, nämlich dass ein gewisser Anis Amri tatsächlich mit einem Lkw Dutzende von Menschen umgefahren hat, wie er es ja schließlich bereits angekündigt hatte.


      	Nur wenn das der Wahrheit entspricht, handelt es sich bei den »Enthüllungen« ja wirklich um einen Skandal.


    

    Die Politiker hatten denn auch überhaupt kein Problem, die angeblichen »Pannen« einzugestehen: »Der Anschlag wurde verübt von einem Mann, über den die Sicherheitsbehörden bundesweit sehr viel wussten«, gab der NRW-Innenminister Ralf Jäger unumwunden zu und verwandelte das vermeintliche Staatsversagen sogleich in einen Dienst an der Demokratie. Denn: »Wir können in einem Rechtsstaat Gefährder nicht einfach vorsorglich wegsperren« (compact-online.de, ebenda). Schon hatte man wieder alle im Boot, denn die soeben entlarvten Versager von den Behörden versagen ja nur, weil sie unseren Rechtsstaat verteidigen wollen: Die armen Verfassungsschützer und die ewige Abwägung zwischen Sicherheit und Demokratie – könnte man da nicht regelrecht eine Wut auf den Rechtsstaat bekommen? Und ob: Gäbe es ihn nicht, so die Botschaft, könnte man viel besser gegen diese »Gefährder« vorgehen, die einen auf dem Weihnachtsmarkt platt fahren.

    So müssen wir uns fragen, was an dem geschilderten Ablauf überhaupt stimmt und was nicht. Denn wie wir ja wissen, ist in den Medien und in der Politik nichts, wie es scheint, wie auch das eingangs genannte Zitat des früheren CIA-Chefs William Casey belegt. Und der britische Kriegspremier Winston Churchill meinte: »Im Kriege ist die Wahrheit so kostbar, dass sie immer von einer Leibwache von Lügen umgeben sein sollte.« Und im Kriege befinden wir uns ja schließlich – ob das Attentat nun echt und Amri der Täter war oder nicht. Denn zumindest handelt es sich um einen Informationskrieg um die Gefühle und Gehirne der Menschen und um die Zukunft der Menschheit in einem totalen Überwachungs- und Unterdrückungsapparat.

    Kein Eintrag im Polizeibericht

    Was den Anschlag von Berlin am 19. Dezember 2016 betrifft, siegte angesichts der übermächtigen satanischen, Pardon: staatlichen, Propaganda natürlich die Version, dass ein radikaler Islamist namens Amri am Breitscheidplatz fünf Dutzend Menschen niedergewalzt habe, wobei zwölf gestorben seien. Der Lkw-Fahrer soll erschossen oder erstochen worden sein. Fertig war ein Volltreffer im Kampf der Kulturen: eine Kriegserklärung des Islam an das Christentum. Ausgerechnet an ihrem heiligsten Fest, zu Weihnachten, hatte der Islam den Christen also einen weiteren Fehdehandschuh hingeworfen – aber hat »der Islam« das überhaupt gewusst? Denn schließlich war der angebliche Attentäter ja überhaupt kein Islamist, sondern ein Krimineller, Drogenhändler und Behördeninformant. War also alles nur vorgetäuscht? Wer weiß. In den Berichten der Berliner Polizei steht jedenfalls kein Wort von dem Anschlag. Während man in den Polizeiberichten sonst jeden Handtaschendiebstahl aufgelistet findet, fehlt ausgerechnet der spektakuläre Anschlag vom Breitscheidplatz. Für die Berliner Polizei existierte das Attentat demnach gar nicht.
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    Das Attentat vom Breitscheidplatz (19. Dezember 2016) taucht im Berliner Polizeibericht nicht auf (Auszug; Screenshot).

    Auszug aus dem Berliner Polizeibericht | https://www.berlin.de/polizei/polizeimeldungen/archiv/2016/ | Screenshot des Autors
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    A Google self driving car drives past a double-deck commuter bus at Google’s headquarters in Mountain View, CA, USA | https://de.wikipedia.org/wiki/Selbstfahrendes_Kraftfahrzeug#/media/File:Google_self_driving_car_at_the_Googleplex.jpg | Author: Michael Shick | This file is licensed under the Creative Commons Attribution-ShareAlike 4.0 International license



    Thema des Monats

    9.1. Auto der Zukunft: Selbst fahren verboten!

    1.1. Der Portugiese António Guterres wird neuer Generalsekretär der Vereinten Nationen – 1.1. In China tritt ein Gesetz zur behördlichen Aufsicht von ausländischen Nichtregierungsorganisationen (NGO) in Kraft – 3.1. Genau wie Frankreich verlängert auch die Türkei den Ausnahmezustand – 9.1. Auto der Zukunft: Selbst fahren verboten! – 13.1. Die US-Ratingagentur Moodys räumt geschönte Bewertungen sowie eine Mitverantwortung für die Finanzkrise von 2008 ein und akzeptiert eine Strafzahlung in Höhe von 864 Millionen Dollar – 15.1. Das »CDU-Urgestein« Erika Steinbach wirft Angela Merkel gravierende Fehler vor und tritt aus der Partei aus – 17.1. Die gemeinsame Suchzentrale von China, Australien und Singapur stellt die Suche nach Flug Malaysia Airlines MH 370 ein – 17.1. Vor dem Bundesverfassungsgericht scheitert ein weiteres NPD-Verbotsverfahren – 29.1. In der SPD-Parteizentrale in Berlin erntet Martin Schulz für seine Antrittsrede künstliche Begeisterung


9. Januar: 
Auto der Zukunft: Selbst fahren verboten!

    Nachts wache ich manchmal schweißgebadet auf. Immer ist es derselbe Albtraum: Ich fahre mit meinem Auto, und irgendjemand verfolgt mich. Ich will das Gaspedal durchtreten, aber mein rechter Fuß stochert ins Leere. Ich greife nach dem Lenkrad, aber da ist keins. Ich will bremsen, doch das funktioniert nicht. Ich will die Türe öffnen, aber das geht nicht. Ich donnere mit den Fäusten gegen die Scheiben, aber das Auto fährt mich wie von unsichtbarer Hand gesteuert durch die Straßen. Schließlich verschwindet es mit mir in einer großen Toreinfahrt. Dann wache ich regelmäßig auf.

    Ohne Lenkrad und Gaspedal?

    Haha, das ist doch unmöglich, werden Sie sagen: ein Auto ohne Lenkrad und Pedale! Wo gibt’s denn so etwas! Na – bei uns! Demnächst in diesem Theater: Das selbstfahrende Auto sei jetzt »in aller Munde«, stellte das Industriemagazin am 9. Januar 2017 fest. »Audi und Nvidia entwickeln gemeinsam selbstfahrendes Auto«, hieß es am 5. Januar 2017 auch auf der Website Automobil Produktion. »Im Falle, dass keinerlei manuelles Steuern seitens des Fahrers nötig ist, wird auch der Begriff Roboterauto verwendet. Dann kann der Fahrersitz leer bleiben; eventuell sind Lenkrad, Brems- und Gaspedal nicht vorhanden«, heißt es bei der Autoseite automat.ch (03.10.2016). Besonders »Google baute Prototypen ohne Lenkrad, Bremse und Gaspedal« (futurezone.at, 28.05.2014). Na bitte – sag ich doch. Aber die Frage, ob das irgendjemand will, wird gar nicht erst gestellt – genauso wenig wie die Frage, ob irgendjemand den Euro wollte, die EU-Osterweiterung oder die Grenzöffnung durch Angela Merkel am 4. September 2015. Ja, was das Volk will, spielt schon seit geraumer Zeit keine Rolle mehr. So läuft seit einer ganzen Weile auch eine regelrechte Kampagne für Elektrofahrzeuge und selbstfahrende Autos. Plötzlich kann es mit dieser technischen Utopie gar nicht mehr schnell genug gehen. »In fünf Jahren werden Sie in Roboterautos fahren«, verkündete Google-Mitgründer Sergey Brin schon 2012 (c-net, online, 25.09.2012). Tesla-Chef Elon Musk gab 2016 »zu Protokoll, dass er ein serienreifes, voll autonomes Fahrzeug bereits Ende 2017 sehe« (netzwelt.de, 23.08.2016). Im selben Jahr 2016 kündigten auch BMW und Ford für 2021 autonome Fahrzeuge an (netzwelt.de, ebenda). Eifrig erwecken manche Medien sogar den Eindruck, das selbstfahrende Auto gebe es schon: »Fiat Chrysler und Alphabet bringen Android Nougat ins selbstfahrende Auto«, schrieb die Nachrichtenseite horizont.net (03.01.2017). »Volkswagen stellt erstes selbstfahrendes Auto vor«, meldeten auch die Deutschen Mittelstands Nachrichten (online, 07.03.2017).

    Schöne, neue Autowelt 

    Angeblich winkt uns damit die schöne, neue Autowelt. »Selbstfahrende Autos schaffen laut dem US-Forschungsinstitut Rand einen Mehrwert für die Gesellschaft«, hieß es auf der Website pressetext.com (08.01.2014). »Laut dem Forschungsinstitut übertreffen die Vorzüge, die autonom betriebene Fahrzeuge mit sich bringen, die möglichen Nachteile bei Weitem.« »Der Nutzen für alle wäre groß«, jubelte die Frankfurter Allgemeine Zeitung, »der Straßenverkehr würde sicherer, sind doch weit mehr als 90 Prozent aller Unfälle auf menschliches Versagen zurückzuführen« (online, 02.06.2015). »Wenn Autos mit Sensoren ausgestattet werden, die die Umgebung scannen und so schneller reagieren, rechnen Experten damit, dass sich die Zahl der Unfälle dramatisch reduziert«, so Die Zeit am 8. März 2014 (online): »Wenn es die Technologie schon gäbe, gäbe es keine Verkehrsunfälle und keine Staus mehr«, zitiert das Blatt einen Experten des Wirtschaftsprüfungsnetzwerks Ernst & Young. »Ich kann dadurch die Zahl der Verkehrstoten auf null senken.« Hosianna! Schon tanzen wir um das selbstfahrende Auto wie weiland die Israeliten um das Goldene Kalb. Dabei ist das keineswegs eine gute Nachricht, die man uns vorzugaukeln versucht, denn »selbstfahrend« heißt ja nun mal, dass nicht mehr wir fahren, sondern jemand anders das tut. Aber wer? Ganz einfach:

    
      	ein Computer,


      	Big Brother,


      	beide.


    

    »Wollen Sie diesen Unfall auch an Microsoft melden?«

    Das kann uns nicht gefallen, denn was sind selbstfahrende Autos anderes als Hard- und Software? Man stelle sich vor, man würde sein Leben zum Beispiel einem Windows-Computer anvertrauen! Wir freuen uns schon auf blöde Fragen wie: »Wollen Sie diesen Unfall auch an Microsoft melden?« »Fehlerberichte« und »Problemlösungen« gibt es schließlich nur, weil es Fehler und Probleme gibt. Fehlerfreie Software zu produzieren ist prinzipiell nämlich unmöglich – außer vielleicht in einem Taschenrechner. Und ein Auto, das von einem Computer gesteuert wird, kann nun mal »abstürzen« wie jeder andere Computer auch. Dem menschlichen Dilemma entkommt man damit nicht, denn schließlich sind ja auch Computer menschliche Produkte. Also können und werden sie auch versagen. Was zumindest jahrzehntelange Forschungsarbeit bräuchte, um auszureifen, soll nun plötzlich hopplahopp geschehen. Und vor lauter Eile macht man den zweiten Schritt vor dem ersten, wie einige spektakuläre Unfälle mit vermeintlich selbstfahrenden Autos beweisen. Am 7. Mai 2016 zum Beispiel raste ein automatisch gesteuerter Tesla unter einen abbiegenden Sattelschlepper. Der Fahrer war sofort tot. Der Autopilot hatte von dem Lkw nur die große weiße Seite des Aufliegers wahrgenommen und sie für ein hoch hängendes Werbeplakat gehalten.

    Kurz: Ein solches Fahrzeug kann Sie auch umbringen: »Ich bin der stolze Besitzer eines 2015er-Tesla SP90D, den ich mit allen verfügbaren Optionen gekauft habe«, schrieb ein YouTube – Nutzer am 15. Oktober 2015 unter sein Video. »Es ist das beste Auto, das ich je besessen habe, und ich liebe es sehr. Ich besitze auch eine Menge Tesla-Aktien. Heute erhielt mein Auto das erwartete Software-Update der Version 7, und ich war bestrebt, den Autopiloten in der Nähe meines Hauses auszuprobieren. Nach einigen Sekunden freihändiger Fahrt brach die Hölle los. … Kurz darauf kam mir ein anderes Auto entgegen. Ich kann nur erraten, was als Nächstes passiert ist. Mein Auto fuhr plötzlich nach links, überquerte die doppelte gelbe Trennlinie und fuhr direkt darauf zu. Hätte ich nicht schnell reagiert, um das Lenkrad in die entgegengesetzte Richtung zu reißen, hätte ich vielleicht seinen Weg gekreuzt« (siehe YouTube – Video »Tesla Autopilot tried to kill me!«, 15.10.2015). Dabei hatte ja kein Mensch diesem Fahrer eine freihändige Spritztour empfohlen – wahrscheinlich auch Tesla nicht. Sondern natürlich hatte sich das Unternehmen abgesichert. »Was sagt das Handbuch?«, fragte ein Videonutzer unter einem YouTube – Filmchen eines anderen geschockten Tesla-Fahrers: »Achtung! Die automatische Steuerung ist eine Hands-on-Funktion: Sie müssen immer die Hände am Lenkrad halten.«

    Das Auto reift beim Kunden

    Nicht nur Software, sondern auch das Auto reift nämlich beim Kunden – wie die berühmte Banane. Die Käufer werden einstweilen als Testfahrer eingespannt, die in Habachtstellung am Lenkrad sitzen müssen, um gegebenenfalls rechtzeitig einzugreifen und den Fehler anschließend zu melden – von wegen »Fahrkomfort«. Und wenn etwas schiefgeht, dann heißt es: Ihr Pech – haben Sie nicht die Bedienungsanleitung gelesen? Die Bedienungsanleitungen fordern ausdrücklich, dass der verantwortliche Insasse das Fahrzeug überwacht, um jederzeit eingreifen zu können. Das heißt, dass man praktisch die ganze Zeit über die Hände am Lenkrad und die Füße an den Pedalen haben muss, wie ein Fahrlehrer bei einem Fahranfänger. Mit anderen Worten ist »Autosteer« gar kein »Autosteer«. Ein solches Fahrzeug ist weder rechtlich noch technisch ein selbstfahrendes Vehikel, sondern höchstens ein Gefährt mit Fahrassistenzsystemen. Genau das ist der Trick, mit dem derartige Fahrzeuge zurzeit überhaupt zugelassen werden: Dem Publikum gegenüber sprechen die Medien von »selbstfahrend«, während der Wagen in Wirklichkeit auf Schritt und Tritt vom Fahrer überwacht werden muss. Da kann man natürlich auch gleich selbst steuern. Das ist schließlich auch viel sicherer, als die ganze Zeit passiv zu warten, ob der Computer oder die Sensoren einen Fehler machen. Beim Fußball ist ein Feldspieler schließlich auch viel mehr im Geschehen als ein Torwart, der nur manchmal eingreifen muss.

    Erkenntnis = Selbsterkenntnis

    Funktionieren kann das selbstfahrende Auto deshalb nicht, weil vergessen wurde, dass Fahrzeuge dafür eine wichtige Fähigkeit brauchen: nämlich Kognition. Wenn man einmal alle Vorgänge und Fähigkeiten zusammenzählt, die beim Autofahren gebraucht werden, dann kommt man nicht umhin zuzugeben, dass ohne Erkenntnis und Urteilsvermögen gar nichts geht. Um wirklich autonom fahren zu können, müssen Fahrzeuge ihre Umwelt begreifen und kognitiv erfassen, wie ein Mensch auch. Durchdenkt man beispielsweise den oben erwähnten Unfall, stellt man fest, dass man dafür lauter kognitive Begriffe benötigt:

    
      	So »erkannte« der Todes-Tesla zwar eine große, weiße Fläche – nicht aber, dass sich diese vor ihm bewegte und deshalb wohl kein Schild sein konnte.


      	Die Abmessungen der Fläche hatte der Bordcomputer wohl auch nicht »begriffen«, sonst wäre ihm »klar« gewesen, dass das Auto nicht unter dem Schild hindurchpassen würde.


    

    Der Staat am Steuer

    Daran sehen wir, dass ein solches Auto nicht ohne Kognition auskommt. Wirklich selbstfahrende Autos dürfen also nicht nur anhand einiger Sensoren reagieren (= Reflexe), sondern müssen das Gesamtbild begreifen, beurteilen und anschließend reagieren (= Denken). Heute können sie die vielen Sensordaten aber noch nicht zu einem sinnvollen Bild zusammenfügen – und anschließend »ein Urteil fällen« können sie schon gar nicht. Solange das nicht möglich ist, werden sie auch nicht sicher selbst fahren können, weil sie auf primitive »Wahrnehmungen« primitiv reagieren. Und selbst wenn: Die Frage ist natürlich, ob wir ein solches »erkenntnisfähiges« Auto überhaupt wollen – denn »Erkenntnis« heißt gleichzeitig natürlich auch »Selbsterkenntnis«. Dann könnte ein solches Fahrzeug vielleicht auch ein eigenes Bewusstsein, eine eigene Identität, einen eigenen Willen und eigene Interessen entwickeln – verbunden mit all den Verwirrungen und Konflikten, die wir schon aus einschlägigen Science-Fiction-Romanen kennen. Denn diese Interessen müssen ja nicht unbedingt mit denen des Fahrers übereinstimmen. Wollen Sie in Zukunft also ernsthaft mit Ihrem Auto über das Fahrziel diskutieren?

    Wobei das ja noch nicht alles ist. Denn aufgrund der prinzipiell fehlerhaften Software müsste auch das »Auto-Ich« prinzipiell »gestört« sein. Wo ein Windows-Computer abstürzt, könnte ein solcher fahrbarer Untersatz womöglich »verrückt«spielen und Ausfälle, epileptische Anfälle oder Psychosen entwickeln. Typisch ist auch das Einfrieren, psychiatrisch übersetzt: der Stupor. Fehlerbehaftete oder fehlprogrammierte Systeme, die autonom handeln können, können nun einmal immense Schäden anrichten. Wollen wir das wirklich? Und müssen wir dann den ADAC, den Psychiater oder ein Sondereinsatzkommando rufen? Erschaffen die Autohersteller hier etwa ein Frankenstein-Monster auf vier Rädern – den ersten wirklich autonomen (aber nicht fehlerfreien) Roboter? Egal: Politik und Industrie »fahren« plötzlich darauf »ab«, als wäre das Ganze der lange gesuchte Stein der Weisen. Das selbstfahrende Auto muss plötzlich her – koste es, was es wolle. Was beweist, dass es hierbei nicht um Fahrkomfort geht (der ist ohnehin trügerisch), sondern darum, schnellstmöglich eine Technologie zu entwickeln und unters Volk zu bringen, bei der – anders als bei bisherigen Autos – letztlich der Staat am Steuer sitzt.

    Anarchie auf Rädern

    Denn schließlich sind herkömmliche Kraftfahrzeuge nichts weiter als Werkzeuge der Anarchie, nicht wahr: Kaum sitzen wir am Lenkrad, fühlen wir uns frei und unbeobachtet und können überall hinfahren – wohin wir möchten. Früher sahen auch Politiker im Auto ein Verkehrsmittel der individuellen Freiheit. 1965 zum Beispiel sagte der damalige Verkehrsexperte der SPD, Helmut Schmidt: »Jeder Deutsche soll den Anspruch haben, sich einen eigenen Wagen zu kaufen« – und diesen natürlich selbst zu steuern, was denn sonst. »Das Auto symbolisiert Freiheit und Abenteuer«, sagt der Psychoanalytiker Micha Hilgers: »Je mehr wir uns eingebunden fühlen, desto mehr suchen wir solche Nischen auf« (Die Zeit, online, 18.06.2003). Aber Einsteigen, Anlassen und Losfahren, ohne irgendjemanden zu fragen – das geht ja gar nicht. Jedenfalls nicht unter dem Merkel-Regime. Für den Staat hat das schließlich den Nachteil, dass ein solches Fahrzeug schwer zu kontrollieren ist. Bei Bahn, Schiff und Flugzeug gibt es dagegen vorgeschriebene Wege und registrierte Tickets. Beim Auto aber nicht. Wenn der Fahrer das Pedal durchdrückt, kann er, wenn es dumm kommt, auf über 200 Kilometer pro Stunde beschleunigen und das Weite suchen. Ja, wer will denn so etwas? Der Staat jedenfalls nicht. Denn Freiheit, Unberechenbarkeit und Unabhängigkeit sind den Regierenden nun einmal suspekt.

    Tesla hat die NASA vorn …

    Oder leide ich etwa unter Verfolgungswahn? Bestimmt. Denn mit dem Staat haben zum Beispiel Tesla und der Konzern von Elon Musk natürlich überhaupt nichts zu tun. Na gut: Bis auf die 4,9 Milliarden Dollar staatliche Subventionen vielleicht, die Musk für seine Unternehmen einstrich. Außerdem zählte die Los Angeles Times »die günstige Arbeitskraft von Gefängnisinsassen« dazu, »mit der [der Musk-Konzern] Solarcity den deutschen Wettbewerber Solarworld für einen Staatsauftrag in Oregon ausstach – Teil eines Politskandals, der den dortigen langjährigen Gouverneur das Amt kostete« (laut Manager Magazin, online, 04.06.2015). Schließlich wären da noch rund 5,5 Milliarden Dollar Staatsaufträge von NASA und US-Luftwaffe an die Musk-Firma SpaceX: »Der jüngst erschienenen Musk-Biografie ist zu entnehmen, wie erleichtert der mit hohem Risiko agierende Unternehmer zu Weihnachten 2008 war, als die NASA überraschend 1,6 Milliarden Dollar für SpaceX gewährte – nachdem sie Musk kurz zuvor erlaubt hatte, zur Rettung von Tesla Geld von SpaceX zu leihen« (Manager Magazin, ebenda). Wie praktisch: Geld von der NASA für Tesla über den Umweg SpaceX! Das Manager Magazin nannte Elon Musks Firmenkomplex deshalb sogar ein »Stasi-Imperium« – Pardon: »Staatshilfe-Imperium«. Tja – Weihnachten ist eben nicht gleich Weihnachten: Für die einen gibt’s Milliarden, für die anderen Terroranschläge.

    Das Staatshilfe-Imperium

    Eine Frage: Gab es den warmen Geldsegen etwa ohne jede Gegenleistung oder Verpflichtung? Oder schlummert in den modernen Bordcomputern vielleicht irgendetwas? Vielleicht eine Wanze, ein Wurm oder ähnliches Getier, das nur darauf wartet, im richtigen Moment zum Leben zu erwachen? Oder geht es darum, ganz einfach die Technologie des »selbstfahrenden Autos« voranzutreiben, um dem Bürger auch hier das Steuer aus der Hand zu nehmen? Und ob: SpaceX, Tesla und die anderen Musk-Unternehmen gehören zu den strategischen Neugründungen des US-Imperiums, die zu wichtig sind, um sie dem Zufall oder dem freien Markt zu überlassen. Wie beispielsweise auch Microsoft, Apple, Facebook, Wikipedia, YouTube, Amazon und andere mehr. Sie alle dienen dem einen Ziel, nämlich Know-how und Technologien zu monopolisieren, den Wettbewerb plattzumachen und anschließend ganze Märkte und letztlich die Welt zu beherrschen. Man stelle sich nur einmal vor, in Zukunft nur noch bei Amazon einkaufen zu können. Was wird uns dann wohl blühen? Aber genau darauf arbeitet dieses Unternehmen hin. Und auch Amazon wird schließlich massiv staatlich subventioniert, und zwar durch großzügig geduldete Steuerflucht. Oder sollte man sagen: durch staatlichen Steuerverzicht? Nur so kann es sein explosionsartiges Wachstum finanzieren.

    Wagniskapital von der CIA

    Denn all diese Mega-Konzerne gehören zur globalen Staatsräson und zur globalen strategischen Planung, wonach es nur noch allmächtige Monopole geben soll. Alles und jedes ist dann unter Kontrolle. Aber nicht doch: Das sind doch alles Verschwörungstheorien! Vielleicht bis auf die Tatsache, dass Musk eine schillernde Figur seinen Freund nennt, nämlich einen gewissen Michael Griffin. Griffin war nicht nur der Direktor der NASA (2005 bis 2009), zu einer Zeit also, als diese Tesla Geld über SpaceX zukommen ließ, sondern davor war Griffin Chef einer CIA-Firma, von der Sie bestimmt noch nie etwas gehört haben, nämlich von In-Q-Tel. Denn ob Sie es glauben oder nicht: Die CIA vergibt systematisch Wagniskapital und investiert in futuristische Firmen in den Bereichen Software, Biotech, Elektronik, Hardware, Sensoren und anderen mehr. Mit anderen Worten fördert In-Q-Tel sogenannte »James-Bond-Technologien«, woher auch der Firmenname rührt – nämlich von dem legendären Bond-Ingenieur »Q«. Laut Washington Post »hat praktisch jeder US-Unternehmer, – Erfinder oder – Wissenschaftler, der sich mit der Analyse von Daten beschäftigt, schon einmal einen Anruf von In-Q-Tel bekommen oder wurde von seinem Mitarbeiterstab gegoogelt« (15.08.2005). Und wenn In-Q-Tel nicht anruft, fragen viele High-Tech-Erfinder in den USA von sich aus bei dem CIA-Unternehmen nach, ob dort nicht Interesse an ihrer Erfindung und einem Investment bestünde. Den Business-Plan kann man angeblich ganz einfach auf der In-Q-Tel-Website hochladen. Logischerweise können die Technologien anschließend auch von der CIA genutzt werden: Schon im Jahr 2005 hatte In-Q-Tel laut Washington Post »in mehr als 75 Unternehmen investiert und der CIA mehr als 100 Technologien eingebracht, von denen die meisten sonst nicht einmal von der Behörde in Erwägung gezogen worden wären«. Mit anderen Worten: Die CIA mausert sich klammheimlich zu einer Holding für lauter kleine und größere Unternehmen, die einem James Bond und einem Mister »Q« zur Ehre gereicht hätten. Dazu sollen beispielsweise auch Google und Facebook gehören – zwei Konzerne, die praktisch alles über uns wissen, insbesondere über diejenigen, die dort treudoof ihr Privatleben eintippen: »Wie die CIA Google machte«, lautete beispielsweise eine Überschrift auf der Nachrichten-Website medium.com. Dort wurde eine gewisse Dr. Bhavani Thuraisingham zitiert, die in den 90er-Jahren des zurückliegenden Jahrhunderts ein gewaltiges Datenprojekt für die CIA, NSA und das zentrale Direktorium der Geheimdienste geleitet haben soll. Dabei habe man über den Computerwissenschaftler Jeffrey Ullman »einige vielversprechende Studenten« unterstützt: »Einer von ihnen war Sergey Brin, der Gründer von Google« (siehe: »How the CIA made Google«, medium.com, 22.01.2015).

    Nächster Halt: Polizeipräsidium

    Ein anarchistisches Werkzeug wie das Auto erregt unausweichlich das Interesse der »Intelligence Community«. Zwar können auch herkömmliche Autos schon kontrolliert und überwacht werden, zum Beispiel durch Kennzeichenleser an den Autobahnen oder durch Ortung der Handys ihrer Fahrer. Aber wer diese Überwachung partout nicht will, muss nur das Handy ausschalten und Landstraßen benutzen – schon ist er weg vom Überwachungsfenster. Jedenfalls in einem fahrbaren Untersatz des vergangenen Jahrhunderts. Aber viel besser wäre es natürlich, wenn man ein Fahrzeug nicht nur lückenlos überwachen, sondern auch von außen steuern könnte: Verfolgungsjagden, Banküberfälle, Entführungen – alles wäre aussichtslos. Der Staat würde einfach einen Code benutzen, um sich in den Bordcomputer einzuklinken. Dort würde er ein neues Ziel einprogrammieren – sagen wir: »Polizeipräsidium« –, und das wäre es dann mit der Flucht. Ach ja: Die Türen würde er natürlich auch verriegeln. Der türkische Präsident Erdogan beispielsweise hätte im Rahmen seiner Massenverhaftungen 2016 per Computerbefehl nur einige Zehntausend Fahrzeuge umprogrammieren müssen: Kaum wäre der Fahrer eingestiegen und hätte den Wagen gestartet, hätte der ihn »festgenommen« und zur nächsten Polizeistation gekarrt – oder ins nächste Geheimgefängnis, den nächsten Folterknast oder das nächste KZ. Der Fantasie sind da keine Grenzen gesetzt. Identifiziert hätte der Computer den Delinquenten über das Fingerabdruck-Zündschloss – ebenfalls eine praktische Erfindung für alle totalitären Systeme. Einen Zugriff auf den Bordcomputer vorausgesetzt, könnte man mit selbstfahrenden Autos auch unliebsame Personen beseitigen. Und dass die Dienste sich alle Mühe geben, solche »Backdoors« in die Bordcomputer der von ihnen mitfinanzierten Fahrzeuge einzubauen, kann man sich vorstellen. Wenn der Delinquent unterwegs einen Unfall hat, ist das höchstens tragisch. Shit happens.

    Aber das sind doch alles Horrorfantasien! Der Autor dieser Zeilen muss paranoid sein. Und ob: Zum Beispiel hatte ich die Vision, Bundeskanzlerin Angela Merkel habe gesagt, »wir werden in 20 Jahren nur noch mit Sondererlaubnis selbstständig Auto fahren dürfen«. Der reine Irrsinn! Gerade als ich meine Pillen nehmen wollte, fiel mir ein, dass dies Wirklichkeit war. Merkel hatte das im Juni 2017 vor argentinischen Studenten geäußert. Ihre Begründung: »Wir sind das größte Risiko.« Merkel sei von dem 15-stündigen Flug und dem Besuchsprogramm in Argentinien womöglich so müde gewesen, spekulierte die Website der Welt und von N24, dass ihr das wohl herausgerutscht sei (09.06.2017). Denn für eine Kanzlerin aus dem Land der Autobauer und – fahrer war dies schließlich ein Satz wie ein Paukenschlag. Nur ein Echo hatte dieser Paukenschlag merkwürdigerweise nicht. Wer ihr oben genanntes Zitat im Juni 2017 bei Google eingab, fand es gerade einmal bei einer Handvoll Mainstream-Medien: auf der genannten Welt – Website und beim Münchner Merkur. Danach kamen bereits Fachmedien wie die Automobilwoche oder alternative Medien wie Golem, Politikforen oder reddit.com. Die Mehrheit der Medien beteiligte sich auch hier an einer Verschwörung des Schweigens …


15. Januar: 
Angela Merkel: Mao 2.0?

    Haben Sie das auch gehört? An diesem Tag gab es nämlich »einen politischen Knall«, so das Magazin Focus. Eine gewisse Erika Steinbach hatte die Nase voll. Und zwar von Angela Merkel. Dabei ist Erika Steinbach nicht irgendjemand, sondern sie war eine langjährige und führende Bundestagsabgeordnete der CDU, die nicht nur Mitglied im Fraktionsvorstand war, sondern auch Vorsitzende des Bundes der Vertriebenen. Am 15. Januar 2017 trat Steinbach aus der CDU aus. Die fünfseitige Begründung, die sie verbreitete, lautete zusammengefasst: Sie konnte den Irrsinn nicht mehr ertragen. »Seit der Regierungsübernahme 2005 durch die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat sich das politische Agieren der CDU mit Bundeskanzlerin Angela Merkel an der Spitze im Laufe der Jahre beunruhigend, ja dramatisch verändert, wie ich rückblickend erkennen muss«, schrieb sie da und nannte drei Beispiele:

    
      	Die Euro – Rettungspakete ab dem Jahr 2010, die den Euro-Stabilitätspakt »aus den Angeln gehoben« hätten und am Recht vorbei durchgesetzt worden seien: »Der Grundsatz, dass kein Euro-Land finanziell für ein anderes einstehen muss, hoch und heilig dem Deutschen Bundestag und dem eigenen Volk bei der Einführung des Euro versprochen und in europäischen Verträgen verankert, wurde über Bord geworfen. Deutschland ist in [der] Folge horrende finanzielle Verpflichtungen und Haftungsrisiken von über 700 Milliarden Euro eingegangen.«


      	Den abrupten Ausstieg der Bundesregierung aus der Atomenergie im März 2011, der »innerhalb von ganzen drei Tagen nach der Fukushima-Katastrophe im fernen Japan« durchgesetzt worden sei, und zwar »ohne jegliche Rechtsgrundlage und ohne akute Gefahr, dass in Deutschland ein ähnliches Ereignis zu befürchten sei«. Ja, kurz zuvor hätten die Aufsichtsbehörden »die Sicherheit der deutschen Atomkraftwerke« noch »bescheinigt«. »Weder die CDU/CSU-Bundestagsfraktion noch das Parlament« seien damit befasst worden, obwohl nur der Deutsche Bundestag legitimiert gewesen wäre, »eine solche Entscheidung zu fällen«.


      	»Die einsame Kanzlerentscheidung« im Jahr 2015, »mehr als eine Million Migranten ungesteuert und unüberprüft monatelang nach Deutschland nicht nur einreisen zu lassen, sondern sie auch noch mit Bussen und Zügen hierher zu transportieren, obwohl viele aus einem sicheren Herkunftsland kamen und praktisch alle über andere EU-Länder eingereist waren, und demgemäß nach geltendem EU-Recht (Dublin-Abkommen) hätten zurückgewiesen werden müssen«. All das habe der geltenden Rechtslage widersprochen und habe Deutschland »aufgrund des unabgestimmten Vorgehens in Europa isoliert« (Hervorhebungen von mir; GW).


    

    Ernährung oder Energie?

    Nicht umsonst plante der Enthüllungsautor Udo Ulfkotte kurz vor seinem Tod Anfang 2017 sogar ein ganzes Buch über die Rechtsbrüche der Angela Merkel und zählte noch ein weiteres Projekt hinzu. So war Ulfkotte »davon überzeugt, dass die Kanzlerin heimlich darauf hinarbeitet, die Eigenversorgung der Bundesrepublik mit Lebensmitteln zu untergraben« (Spiegel Online, 14.01.2017). Wundern würde es einen nicht. Der sogenannte »Selbstversorgungsgrad« lag 2005/2006 bei nur 87 Prozent – wie um das Jahr 1900 (87 Prozent). Bedeutende, teilweise dramatische Defizite gibt es beispielsweise bei Obst, Gemüse und Eiern (Bauernverband, Situationsbericht 2014, zitiert nach BASF: »Landwirtschaft in Deutschland – ein Erfolgsmodell«, online, ohne Datum, und Deutscher Bauernverband: Situationsbericht 2016/17, www.bauenverband.de). Große Teile der Landwirtschaft werden durch Energieprojekte wie Solarzellen- und Biogasanlagen »plattgemacht« und die Landwirte zu »Energiewirten« umgeschult. Die Landschaft besteht immer mehr aus Windkraftwäldern und Solarwüsten: »Vor allem Landwirte mit großen Ackerflächen schwenken immer mehr vom Ackerbau auf die Energiewirtschaft um« und bauen auf ihre Felder eine der riesigen kuppelförmigen Biogasanlagen, hieß es auf der Gesundheits- und Ernährungsseite ESC2010.eu (»Biogas: gut für die Natur, schlecht für die Gesundheit?«, ohne Datum). Selbst da, wo noch Pflanzen stehen, werden diese oft nicht für die Ernährung, sondern für die Energieerzeugung angebaut. Die »Flächenkonkurrenz« zwischen herkömmlicher Landwirtschaft und Energiewirtschaft soll bereits 2007 zu erheblichen Preissteigerungen bei Lebensmitteln geführt haben. »Die Deutschen ernähren sich immer mehr aus dem Ausland und immer weniger aus der eigenen Landwirtschaft. Aufgrund fehlender Agrarfelder ist Deutschland massiv abhängig von ausländischen Ackerflächen«, schrieb sogar schon Die Welt (online, 19.08.2013). »Dagegen ist die im Inland landwirtschaftlich genutzte Fläche für Ernährungszwecke im selben Zeitraum um fünf Prozent auf 14,7 Millionen zurückgegangen.« Exportgüter, »aber auch der zunehmende Anbau von Energiepflanzen sind Gründe dafür, dass in den vergangenen zehn Jahren die Flächen im Inland für den Inlandsverbrauch von Ernährungsgütern um gut ein Fünftel gesunken sind«. Erstaunlicherweise schnellte die Selbstversorgungsquote laut Statistischem Bundesamt trotzdem plötzlich von 87 Prozent 2005/2006 auf 105 Prozent 2014/2015 hoch, laut dieser Statistik der höchste Anstieg in einem Fünfjahreszeitraum und die höchste Quote überhaupt. Hurra! Der Endsieg ist nahe! Wie diese Zahlen trotz der oben genannten Entwicklung allerdings entstanden sein sollen, ist einstweilen unklar.

    Merkels »Großer Sprung nach vorn«

    Moderate Kanzlerkritiker sehen bei Merkel jedoch nur »planlose, undurchdachte Entscheidungen und abrupte, opportunistische Wenden – mit gravierenden Konsequenzen für Deutschlands gesellschaftliche Stabilität und [seinen] Wohlstand«, heißt es in dem 2017 erschienenen Buch Merkel. Eine kritische Bilanz (München 2017). In »entscheidenden Phasen« – in der Euro-Krise, bei der Energiewende und in der Asylkrise – habe Merkel »ohne Plan gehandelt«. Aber kann man das alles wirklich unter »Pleiten, Pech und Pannen« zusammenfassen? Oder sind es etwa fehlerhafte Entscheidungen, getroffen wider besseres Wissen, also Sabotage: Agrarflächen, die in »Energielandschaften« verwandelt werden, Masseneinwanderung ohne Obergrenze, künstliche Märkte für »Biosprit«, Windkraft und insuffiziente Elektroautos, Abschaffung der Familie und Verstaatlichung der Kinder, Gender Mainstreaming und Homo-Ehe, Klimapolitik und CO2 – Wahn, Auslandseinsätze der Bundeswehr und totale Überwachung der Bürger. Auch wenn Merkel nicht alle diese Entwicklungen angeschoben haben mag, so hat sie sie in den vergangenen zwölf Jahren doch maßgeblich vorangetrieben.

    Das heißt, warten Sie mal: Ein Staatschef beziehungsweise Parteivorsitzender, der praktisch alles falsch macht, was man falsch machen kann, und der trotzdem lange nicht gestürzt wird – woran erinnert einen das bloß? Jetzt hab’ ich’s: an Mao Tse-tung! Erinnert sich noch jemand an Mao Tse-tung, den »Großen Vorsitzenden«? Na klar: Er gründete nicht nur die Volksrepublik China, war 33 Jahre Vorsitzender der dortigen Kommunistischen Partei (1943 bis 1976) und begründete die politische Ideologie des Maoismus. Sondern von 1949 bis 1959 war er auch Vorsitzender der Zentralen Volksregierung beziehungsweise Staatspräsident der Volksrepublik China. Und genau wie Merkel hatte auch Mao so seine fixen Ideen und krempelte ad hoc den ganzen Staat um, mit schwerwiegenden Folgen.
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    Eine gewisse Ähnlichkeit ist nicht von der Hand zu weisen.
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    Eine gewisse Ähnlichkeit ist auch äußerlich nicht von der Hand zu weisen. Ja, selbst Merkels unvermeidlicher Hosenanzug erinnert in seinem schnörkellosen und eleganzfreien Stil an die triste Parteikleidung Chinas. Nur die Farben sind greller.

    Der »Große Sprung« ins Nichts

    Mit dem »Großen Sprung nach vorn«-Programm zwischen 1958 und 1962 wollte Mao China angeblich modernisieren – merkwürdigerweise ging jedoch alles schief. So stellte er die gesamte Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur auf den Kopf. Dabei zerschlug er beispielsweise die gewachsenen Dorfgemeinschaften und fasste sie in riesigen »Volkskommunen« mit bis zu 20000 Haushalten zusammen. Im Rahmen des »Großen Sprungs« wurden die Bauern enteignet und »sollten in gemeinschaftlichen Volksküchen essen, die Kinder in kommunalen Krippen erzogen und die Frauen dadurch ›befreit‹ werden zur Arbeit auf dem Feld, am Hochofen oder bei den riesigen Bewässerungsprojekten, die das Symbol des ›Großen Sprungs‹ waren«, schrieb Die Welt (online, 24.02.2014). Die Faustregel lautete quasi: Fortan sollte jeder das tun, was er nicht konnte:

    
      	statt zu kochen, zu wirtschaften und Kinder zu erziehen, sollten die Frauen in Betrieben arbeiten;


      	die Kinder sollten von fremden Erzieherinnen in Kinderkrippen betreut werden;


      	die Bauern sollten, statt Lebensmittel anzubauen, in kleinen Hochöfen »dezentral« Stahl schmelzen oder Staudämme und Kanäle bauen.


    

    Statt Nahrungsmittel anzubauen, wurden die Bauern also zum Stahlkochen mittels primitiver Stahlöfen verdonnert, wobei auch noch haufenweise nützliche Werkzeuge und Geräte eingeschmolzen wurden. Das Ergebnis war nicht nur totaler Irrsinn, sondern auch ein schwerer Schlag für die gesamte chinesische Landwirtschaft und für die Versorgung. Das Ganze dauerte so lange, bis Millionen Menschen verhungert waren. Denn Stahl kann man vielleicht »kochen«, aber genauso wenig essen wie Solarzellen, Raps oder Güllehaufen. Millionen Menschen verhungerten, die aus dem Boden gestampften Staudämme brachen noch viele Jahre später und ließen Hunderttausende Menschen ertrinken. Nach neueren Forschungen »kostete der Große Sprung mindestens 45 Millionen Menschen das Leben. Die meisten Opfer verhungerten. Hinzu kommen mindestens 2,5 Millionen Menschen, die direkt ermordet wurden. Auch die materiellen Schäden waren enorm: Bis zu 40 Prozent des gesamten chinesischen Wohnraums wurden vernichtet« (Die Zeit, online, 24.04.2012).

    Besser als jeder Bombenkrieg

    »Besser« als jeder Bombenkrieg, finden Sie nicht? Eine weitere geniale Idee des Großen Vorsitzenden bestand 1958 in der Bekämpfung der »vier Plagen« oder »Übel«, nämlich der Stechmücken, Sperlinge, Ratten und Fliegen: »Ich erinnerte mich an einen Tag, an dem die ganze Bevölkerung nichts anderes machte, als mit Gongs und Töpfen und allen möglichen anderen zum Krachmachen geeigneten Gegenständen auf den Straßen und in den Höfen herumzulaufen, um die Spatzen aufzuscheuchen«, berichtete ein Zeitzeuge: »Den ganzen Tag war so laut gescheppert worden, dass die Vögel sich nirgends niederlassen konnten und schließlich tot vom Himmel fielen. An jenem Tag wurden Millionen von Vögeln getötet, und wir waren alle ganz stolz darauf gewesen. War es nicht fantastisch, wie es Mao Zedong gelang, die gesamte Bevölkerung für ein gemeinsames Ziel zu mobilisieren?« Absolut. Das Problem war nur, dass in dieser Kampagne Schädlinge geschickt mit Nützlingen durcheinandergebracht worden waren. Die Sperlinge zum Beispiel waren Nützlinge, die eben jene Insekten vertilgten, die ebenfalls Teil der Anti-Plagen-Kampagne waren. »Erst später erfuhren wir, dass die Vögel, die in der Stadt lebten, immer in der Stadt blieben und deshalb gar keinen Schaden auf den Feldern anrichten konnten. Im Gegenteil: Da nicht nur die körnerfressenden Spatzen von der Aktion betroffen waren, hatten wir anschließend eine Insektenplage erlebt« (Yu-chien Kuan: Mein Leben unter zwei Himmeln, Frankfurt/Main 2008, S. 468, zitiert nach: Linksjugend, Bundeskongress 2017, Berlin 2017, S. 23). Verbunden war auch diese Kampagne mit einem Einbruch der landwirtschaftlichen Produktion: »Maos Spatzenkrieg gerät zum Desaster: Die Ernteausfälle steigen dramatisch an, eine große Hungersnot beginnt. Kein Wunder: Fressen doch Spatzen sehr gerne Getreideschädlinge!« China musste nun Spatzen importieren – »ausgerechnet vom ungeliebten Nachbarn Russland. Für Mao eine Riesenblamage. Bis heute aber ist der Spatz in China rar geblieben.« (Das Erste: »China und die Spatzen«, online, 11.05.2012).

    Hölle auf Erden

    Nur fünf Jahre nach dem Abbruch des »Großen Sprungs« (laut Quellen 1961) entfesselte Mao 1966 »eine weitere, letzte Orgie der Zerstörung«, so Die Zeit (online, 19.04.2012): die Kulturrevolution. Denn nach seinen Fehlentscheidungen war Mao nicht etwa für immer politisch entsorgt worden, sondern konnte weitermachen – genauso wie gewisse Kanzlerinnen. Hinter der angeblichen »Kulturrevolution« verbarg sich nichts weiter als ein Pogrom gegen die älteren und gebildeten Schichten Chinas – in etwa so, wie heutzutage im Westen gegen die »älteren weißen Männer« gehetzt wird. Der Grund sind die Bildungs- und kulturellen Standards, die diese Schichten bewahren, die aber abgeschafft werden sollen. »Nach dem Motto ›Mit Chaos auf Erden erreicht man große Ordnung im Land‹« hetzte Mao die Jugend Chinas gegen die gebildeten Schichten auf und entfachte eine Pogromstimmung aus Denunziation, Beschuldigung und politischem Mord. »Zu dieser Zeit fanden laufend größere und kleinere Kritikversammlungen sowie Kampfsitzungen statt.« Im ganzen Land war eine Art »Mao-SA« anzutreffen, nämlich uniformierte Jugendliche, »die, mit dem ›kleinen roten Buch‹ ausgestattet [der »Mao-Bibel«; GW], sich zu verschiedenen Gruppierungen zusammenschlossen und politische Parolen ausriefen. Überall konnte man Wandzeitungen sehen, die in Ämtern, Schulen, Fabriken und an Dorfwänden angebracht waren. 800 Millionen Chinesen wurden in verschiedenen revolutionären ›Komitees‹ organisiert, wo sie sich gegenseitig bekämpften und, schlimmer noch, umbrachten«, schrieb der Politikwissenschaftler Changshan Li in seiner Dissertation über die chinesische Kulturrevolution (Die chinesische Kulturrevolution [1966–1976] im Spiegel der deutschen und chinesischen wissenschaftlichen Literatur [1966–2008], Bonn 2010, S. 7).

    Wenn das Ausland jubelt …

    Furchtbar – nicht? Kommt darauf an – und zwar auf die Perspektive. Das Ausland fand Mao nämlich prima – genauso wie später Angela Merkel. Im Westen wurde Mao systematisch »schick« gemacht. Es wurde schon einmal geprobt, wie man den Westen mit dem ganzen Wahnsinn »anstecken« könnte: »Aufmüpfige Schüler identifizierten sich mit Maos ›Roten Garden‹; Künstler wie Andy Warhol und Gerhard Richter schufen Mao-Porträts; Pariser Modeschöpfer und britische Pop-Größen trugen ›Mao-Jacken‹.« Alle diese Künstler wurden für ihre Propaganda vom westlichen Kunst- beziehungsweise Musikmarkt reichlich belohnt. »Rechte und linke Philosophen schwärmten vom ›neuen Menschen‹, der in China entstehe; K-Gruppen studierten die ›Mao-Tse-tung-Ideen‹ und kopierten die Organisationsprinzipien der KP Chinas, und die Mitglieder der Terrorgruppe RAF, die vielleicht am besten verstanden hatten, worum es wirklich ging, ließen sich in Palästinenserlagern zu Mördern ausbilden« (Die Welt/N24, online, 16.07.2016). Der »kleine Chinese auf der Straße« hätte wohl gestaunt, wenn er das gewusst hätte. Große Teile der westlichen Jugend »fuhren auf Mao ab« und begannen anschließend den »Langen Marsch« (ebenfalls ein Mao-Begriff) durch die Institutionen, wo sie auch tatsächlich an der Spitze ankamen und heute politisch Andersdenkende genauso verfolgen wie einst der »Große Vorsitzende« – allerdings vorerst auf der Ebene der Propaganda, Denunziation und Existenzvernichtung. Also merke: Wenn das Ausland jubelt, kann mit deinem Regierungschef etwas nicht stimmen. Denn für den Westen war dieses chinesische Chaos natürlich ein großer Sieg. Wahrscheinlich hätte China der westlichen Industrie schon wesentlich früher als gebildete und gut ausgebildete Wirtschaftsnation Konkurrenz machen können. So aber wurde »Das Reich der Mitte« geschwächt und um Jahrzehnte zurückgeworfen.

    Agent Mao

    Die Erklärung für all das ist ebenso einfach wie naheliegend: Mao war ein Günstling des amerikanischen Establishments. Die nach einem Opiumhändler benannte Universität Yale hatte in China eine Reihe von Schulen und Krankenhäusern gegründet, besser bekannt als »Yale in China« (heute: Yale-China Association). Dieses wohltätige Netzwerk war allerdings gar nicht so wohltätig, wie es aussah, sondern hatte etwas gegen die chinesische Entwicklung: »Es wurde seitdem gezeigt, dass ›Yale in China‹ ein Agentennetzwerk war, dessen Ziel es war, im Auftrag des angloamerikanischen Establishments die republikanische Bewegung von Sun Yat-sen zu zerstören. Das angloamerikanische Establishment hasste Sun Yat-sen, weil er China entwickeln wollte. Auf der anderen Seite liebten sie die chinesischen Kommunisten, weil sie beabsichtigten, China rückständig zu halten und sich der Produktion von Drogen verpflichtet hatten.« Und siehe da: »Einer von ›Yale in China‹ wichtigsten Studenten war Mao Zedong« (siehe: »Skull&Bones – The Bush’s China Connection«, transmissionsmedia.com u.a., 02.10.2012).

    Mao und Yale

    Gleichzeitig war Yale die Universität, an der 1832 der satanistische Kult Skull&Bones (Schädel und Knochen) gegründet worden war, dem zahlreiche Bosse und Politiker der USA angehören – bis hinauf zu Präsidenten wie etwa George Herbert Walker Bush, der 1973 der erste US-Gesandte in China und später CIA-Chef und noch später US-Präsident wurde – und natürlich bis hin zu seinem Sohn George W. Bush. »Während des Zweiten Weltkriegs war ›Yale in China‹ ein Hauptinstrument des US-Establishments und seines Büros für Strategische Dienste (OSS), um die Maoisten an die Macht zu bringen. ›Yale in China‹ wurde von dem OSS-Agenten Reuben Holden, einem Skull-&-Bones-Mitglied und Ehemann von Bushs Cousine, geführt« (ebenda).

    Na, na – was ist denn das für eine Verschwörungstheorie? Bitte sehr – fragen wir doch direkt die Yale Daily News, die Studentenzeitung der Yale University: »Yale hat vielen jungen Männern bei ihrem politischen Aufstieg zur Macht geholfen«, hieß es da zum Beispiel am 29. Februar 1972. »In der Klasse von 1919, zusätzlich zu den 1000 männlichen Führern, die in New Haven abschlossen, half Yale in China einem jungen Mann mit dem Namen Mao Tse-tung … Ohne Yales Unterstützung wäre Mao Tse-tung wahrscheinlich nie aus dem Dunkel der Geschichte an die Spitze Chinas aufgestiegen.«


	[image: image]

    Stolz berichteten die Yale Daily News (Faksimile) am 29. Februar 1972 über die Starthilfe für Mao Tse-tung.

    Faksimile »Yale Group Spurs Mao’s Emergence« (Yale Daily News, Nr. 96, 29. Februar 1972)



    »Die [US-gesteuerten] Maoisten machten China zum größten Opiumproduzenten der Welt«, heißt es beim Nachrichtenarchiv transmissions media.com (übrigens genauso, wie Afghanistan nach der US-Intervention von 2001 in eine riesige Opiumplantage umgewandelt wurde). »Yale in China« sei auch eng mit dem New Yorker Union Theological Seminary verbunden gewesen, »das ein Zentrum für US-Subversion gegen Asien (laut Branton buchstäbliche Wölfe im Schafspelz) war. Jeder prominente radikale Führer, der heute in Korea tätig ist, wurde zum Beispiel an der Union Theological ausgebildet.« Ist damit etwa auch Kim Jong-un gemeint, der heutige Lieblingsfeind der USA (siehe Abschnitt »11. August | Nordkorea: Zwerg gegen Supermacht«)? Union Theological sei 20 Jahre lang von einem gewissen Henry Sloane mit dem schönen Familiennamen »Sarg« (Coffin) dominiert worden, »einem US-amerikanischen Geheimdienstagenten … Er war ein Skull-&-Bones-Mitglied wie ein Dutzend seiner Verwandten« (ebenda).

    Alle loben Merkel

    Nun hat Maos geistige Schwester Angela Merkel zwar bereits enorme Schäden angerichtet, aber meines Wissens noch keine Menschen umgebracht oder dazu aufgerufen. Es geht hier allein um das abstrakte Prinzip, durch bizarre Entscheidungen fast ausschließlich Unheil anzurichten. Während Merkel im Inland teils heftig kritisiert wird, wird sie im Ausland regelmäßig über den grünen Klee gelobt – ein Umstand, der uns zu denken geben sollte. Denn ist das nicht eher ein schlechtes Zeichen? Besonders US-Präsident Barack Obama lobte Merkel immer wieder – einmal für ihre angebliche »Glaubwürdigkeit«, dann für ihre Flüchtlingspolitik (in Wirklichkeit Einwanderungs- und Vertreibungspolitik) und für ihre »Stärke und Entschlossenheit«: »Wenn ich Deutscher wäre, wäre ich ihr Anhänger« (Die Welt, online, 17.11.2016). Bestes Einvernehmen herrschte auch mit dem britischen Premier David Cameron, der Merkel für ihren »Charme« lobte (n-tv, online, 06.10.2010). Das US-Magazin Time kürte Merkel am 21. September 2015 direkt nach ihrer Grenzöffnung für (meistens US-»produzierte«) Migranten für ihr Verhalten in der Flüchtlingskrise zur »Person des Jahres«, was sehr an die früheren Lobhudeleien für Mao erinnert. 2017 kürte die Zeitschrift Forbes Merkel zum siebten Mal in Folge zur »mächtigsten Frau der Welt«. Aber sollte die Regierungspolitik nicht in erster Linie dem eigenen Volk gefallen?

    Ein Sieg der FDJ

    Merkel steht oder stand Mao jedoch nicht nur dem äußeren Anschein nach, sondern auch ideologisch nahe. In der DDR gehörte sie der kommunistischen Jugendorganisation »Freie Deutsche Jugend« (FDJ) an. Laut einer 2013 erschienenen Biografie war Merkel dort Sekretärin für Agitation und Propaganda; »Während ihrer Tätigkeit an der Akademie der Wissenschaften der DDR war sie an ihrem Institut Funktionärin, beispielsweise von 1981 an als FDJ-Sekretärin für Agitation und Propaganda (Agitprop), was sie bis heute bestreitet« (zitiert nach n-tv, online, 13.05.2013). Die Freie Deutsche Jugend »hatte die Aufgabe, die Jugend in den Marxismus-Leninismus einzuführen und zu ›klassenbewussten Sozialisten‹ zu erziehen, welche die ›entwickelte sozialistische Gesellschaft in der Deutschen Demokratischen Republik‹ mitgestalten« (Wikipedia). Die chinesische Version des Marxismus-Leninismus wiederum war der Maoismus – benannt nach dem großen Vorsitzenden der Kommunistischen Partei Chinas (1943 bis 1976) und Staatschef (von 1949 bis 1959). »Maoismus« bezeichnet also zum einen ein theoretisches Gerüst und zum anderen die von Mao geprägte Politik. In der Bundesrepublik wurde die FDJ 1951 als verfassungsfeindliche Organisation verboten. Heute haben wir ein ehemaliges Mitglied dieser verfassungsfeindlichen Organisation als Bundeskanzlerin …


29. Januar: 
Martin Schulz’ Antrittsrede: der Gott der kleinen Leute

    Heute Nacht erwachte ich und hatte schon wieder eine Vision: Der Messias war endlich gekommen. Doch, wirklich: Und zwar stand er ausgerechnet inmitten einer großen applaudierenden Menschenmenge in der SPD-Parteizentrale in Berlin. Auch oben auf den Galerien drängten sich die Parteimitglieder und spendeten der neuen Lichtgestalt Standing Ovations. Offenbar hatte es sie nicht in ihren Büros gehalten; auch sie wollten unbedingt den neuen Hoffnungsträger sehen. »Viele von Ihnen kennen mich ja. Ich bin der Sohn Gottes«, sagte er. »Meine Mutter war Maria, mein Vater war Gott.« Unglaublich! Und wer hätte gedacht, dass sich der Messias ausgerechnet die Parteizentrale der SPD für seine Ankunft aussuchen würde? Das heißt, halt – eigentlich hatte er gesagt: »Meine Mutter war Hausfrau, mein Vater war Polizist.« Und er hieß auch nicht Jesus, sondern Martin – Martin Schulz. Aber das machte nichts.

    Herr Jesus alias Schulz

    Denn für die SPD sind Polizisten »kleine Leute« und daher ebenfalls Götter. Außerdem passte Martin Schulz perfekt auf die Jobbeschreibung eines Messias: Schon Israels Propheten kündigten »eine endzeitliche Rettergestalt« als Messias an, »deren Kommen alles verändern werde« (Wikipedia). In diesem Fall also die Misere der SPD, die Krise der Demokratie und die Politikverdrossenheit der Wähler: Auch der überlieferte Messias sollte schließlich schon »im Gegensatz zu allen früheren Führungspersonen« »eine radikale Wende zum Schalom« bringen, also zum »Frieden, Heil und Wohl für alle« (ebenda). In diesem Fall also für alle SPDler mit Posten in Stadt, Land, Bund – und EU natürlich. Und genauso wie der Messias der Bibel oder der Propheten war auch dieser praktisch vom Himmel gefallen – nämlich aus den Wolken des EU-Parlamentes direkt auf den harten Boden der SPD-Parteizentrale. Und siehe: Laut der Überlieferung über den kommenden Messias sollte seine Aufgabe »nicht vorübergehend, befristet und widerrufsfähig« sein, »sondern endgültig und ewig« (ebenda). Deshalb wurde Schulz nach seiner krachenden Niederlage bei der Bundestagswahl auch nicht gefeuert, sondern blieb SPD-Vorsitzender. Aber ich greife vor.

    Himmlische Phrasen

    »Mit Schulz«, schrieb Die Zeit am 26. April 2017 (online), »kehre das Charisma in die Arena des Politischen zurück. Die emotionale, empathische Herrschaft, basierend auf der Hingabe der Anhänger zu ihrer Erlöserfigur. Denn dieser trage die Kraft des Außeralltäglichen in sich. So schrieb es der große Theoretiker des Charismas, der Soziologe Max Weber, und so übertrugen es die Politdeuter auf den Messias der SPD. ›Sankt Martin‹ nannte ihn Der Spiegel auf seiner Titelseite.« Merkwürdig. Denn wenn dem unattraktiven Durchschnittsgesicht Schulz etwas völlig fehlt, dann ist es Charisma. Der Zeit – Artikel war offenbar der verzweifelte Versuch, in Sachen Charisma die Meinungsführerschaft zu übernehmen. Denn sonst fehlte dem ganzen Schulz-Hype ja jede Erklärung. Wie soll man ohne jedes Charisma eine solche Begeisterung auslösen können? Ansonsten stimmt der Messias-Vergleich, denn tatsächlich hatte Martin Schulz zunächst ja auch nichts Irdisches zu bieten, sondern nur himmlische Phrasen wie »neue Hoffnung«, »Gerechtigkeit« und »neues Miteinander« – wie bei einer Sekte. Der Schriftzug »Zeit für mehr Gerechtigkeit« auf dem Pult bei Schulz’ Antrittsrede hörte sich dagegen an, als stamme er aus einer Werbeagentur, die sonst Slogans für Kaffee und Schokolade dichtet, wie zum Beispiel »Zeit für eine lila Pause«.

    Alles ist relativ

    Martin Schulz’ Antrittsrede vom 29. Januar 2017 ist ein Paradebeispiel, was Propaganda bewirken kann. Wer sich Schulz’ über einstündige Ansprache anhörte, konnte darin nicht eine einzige konkrete Maßnahme finden, die der Kanzlerkandidat für sein angestrebtes Amt plante. Der Mann redete nur in Allgemeinplätzen und Gummiparagrafen – also nichts, was man später einfordern und woran man ihn später messen könnte:

    
      	»[W]ir wollen, dass es in unserem Land gerechter zugeht. Dass die Menschen sicher und gut leben. Dass unsere Kinder eine Perspektive haben. Dass Deutschland ein Stabilitätsfaktor in Europa und in der Welt ist.«


      	Wir müssen »Gräben überwinden und zu einem neuen Miteinander kommen«.


      	»[Die] Dinge zum Besseren wenden.«


      	»Die Gesellschaft zusammenzuführen, das ist die Kernkompetenz der SPD.«


      	Die hart arbeitenden Menschen »in den Mittelpunkt unserer Politik stellen«.


      	[Wir haben] »für Gerechtigkeit zu sorgen«, wir müssen Vertrauen aufbauen und dadurch unser Land voranbringen.


      	Gute Löhne, sichere Jobs, gleicher Lohn für gleiche Arbeit.


      	Zum Thema Flüchtlinge: »Bekämpfung der Fluchtursachen«, »Schutz der europäischen Außengrenzen«, »europäisches Einwanderungsgesetz«, »faire Verteilung der Flüchtlinge auf unserem Kontinent«.


    

    (Quelle: Rede von Martin Schulz bei der Vorstellung des SPD-Kanzlerkandidaten am 29.01.2017, spd.de).

    Fast nichts, was Schulz sagte, war absolut, sondern das meiste relativ.

    Was ist »bezahlbar« und was ist »zu wenig«?

    Wobei »relativ« heißt: »[N]ur in bestimmten Grenzen, unter bestimmten Gesichtspunkten, von einem bestimmten Standpunkt aus zutreffend und daher in seiner Gültigkeit, in seinem Wert o. Ä. eingeschränkt«, wie der Duden definiert. Zum Beispiel sprach sich Schulz dafür aus, »›Riesenvermögen‹ stärker zu besteuern«, und outete sich schon damit »als Blender«, hieß es auf dem Blog neulandrebellen (30.01.2017). Denn schließlich sagte er nicht dazu, »was genau ein ›Riesenvermögen‹ ist«. Wahlkampfversprechen und konkrete Vorhaben konnte man höchstens indirekt ableiten, etwa da, wo Schulz über »bezahlbare Mieten« sprach und »zu wenig Kitas und Schulen im ländlichen Raum« beklagte. Aber auch hier galt: Was war denn nun »bezahlbar« und was »zu wenig«? Jedenfalls nichts, worauf man den Kanzlerkandidaten später festnageln könnte. Und was waren eigentlich die oben erwähnten »Fluchtursachen«? Kein Wort dazu von Martin Schulz, denn sonst wären die Kanzlerkandidatur und – schaft ohnehin perdu gewesen. Denn die Antwort auf diese Frage lautet ja, dass die USA, Frankreich und Großbritannien, also die westlichen Siegermächte und Deutschlands »Chefstaaten«, die betreffenden Länder angegriffen, zerbombt oder zumindest destabilisiert hatten, woraufhin ein großer Teil der »Flüchtlingswelle« einsetzte. »Krieg« wurde von Martin Schulz, wenn überhaupt, höchstens ganz allgemein als Fluchtursache bezeichnet. Denn wer würde nicht vor einem Krieg fliehen wollen und müssen? Nur Ross und Reiter durfte er nicht nennen.

    Außer Parolen nichts zu holen

    Alles ist eben relativ. Wer so etwas oder so jemanden wählt, ist selbst schuld. Oder würde jemand einen Leasingvertrag für ein Auto unterschreiben, in dem lediglich eine »niedrige Vorauszahlung«, »niedrige Raten« und »niedrige Zinsen« versprochen werden? Natürlich nicht. Und zwar, weil dies relative Begriffe sind. Warum, um Himmels willen, hätte man auf dieser Grundlage also Martin Schulz wählen sollen? Und weshalb hatte man ihn überhaupt zum Kandidaten gekürt? Präsentierte etwa auch die SPD einen Kanzlerbewerber, ohne konkret zu wissen, wofür er eigentlich stand? Verschwörungstheorie? Sicher. Dann aber eine der Zeit: Schulz sei Pragmatiker, schrieb das Blatt, »so pragmatisch, dass nicht wenige in der SPD sich fragen, wofür er eigentlich steht. Niemand kennt seine Meinung zur Vermögensteuer, zur Rente, zu all diesen innenpolitischen Themen, über die die SPD herzhaft streiten kann. Schulz ist auch ein Meister im Ausweichen« (online, 14.10.2016). Donnerwetter: Tatsächlich wusste nicht einmal die SPD, wofür der Mann eigentlich stand? Papperlapapp: »Schulz steht für einen Neuanfang«, sagte Ende Januar 2017 bauernschlau der Noch-SPD-Chef Sigmar Gabriel dem Stern. Was der Neuanfang aber beinhalten sollte, sagte er dagegen nicht. Egal: »Nach der überraschenden Ausrufung von Martin Schulz zum SPD-Kanzlerkandidaten hat Parteichef Sigmar Gabriel die ›große Glaubwürdigkeit‹ des früheren EU-Parlamentspräsidenten gelobt«, zitierte der Münchner Merkur den SPD-Mann (online, 19.03.2017). Und das ist nicht einmal falsch: Denn wer nichts sagt oder aussagt, der kann auch nicht lügen, wer nichts verspricht, der kann nichts brechen, und wer nicht konkret wird, kann später nicht widerlegt werden. Das war ganz eindeutig die Strategie der SPD und ihres Kanzlerkandidaten. Martin Schulz’ Rede vom 29. Januar war ein Paradebeispiel für eine Mogelpackung. Für ein paar Floskeln von Gerechtigkeit, Chancengleichheit und Hoffnung wollte Martin Schulz einen Blankoscheck. Es war, als hätte er ganz tief in der alten Phrasenkiste der SPD gekramt und nach dem Motto »Außer Parolen nichts zu holen« die alten Losungen herausgeholt. »Martin Schulz spricht: Ein bisschen Hau, ein bisschen Ruck und ganz viel SPD-Glückseligkeit«, hieß es auf dem Blog neulandrebellen. »Es war die perfekte Inszenierung. Die Antrittsrede von Martin Schulz (SPD) war dynamisch, witzig, ernsthaft, weitsichtig, ambitioniert … und: nichtssagend« (30.01.2017). Klar, denn während Inhalte natürlich auch abschrecken können, können keine Inhalte niemanden abschrecken – es sei denn jemanden, der noch einen Schritt weiter denkt. Denn die Frage ist ja: Warum konnte Martin Schulz den Wählern nicht sagen, was er wirklich vorhatte?

    Propaganda statt Politik

    Der gesamte Schulz-Jubel fußte eben nicht auf Politik, sondern auf Propaganda – etwas, was offenbar jeder wusste, aber nicht aussprach. Schon bei der Antrittsrede am 29. Januar hatte man das Gefühl, dass es sich um eine totale Inszenierung handelte. Der Jubel ging nämlich schon los, bevor der Mann überhaupt etwas gesagt hatte, nämlich als Schulz ans Rednerpult trat. Dass man einen Redner mit Applaus begrüßt, ist vielleicht noch plausibel – aber mit frenetischem Jubel? Womit wir bei den vier typischen Merkmalen für inszenierten Beifall wären:

    
      	Er setzt schon ein, bevor die jeweilige Aussage überhaupt getroffen worden ist.


      	Er setzt ein, bevor die jeweilige Aussage wirken konnte.


      	Er ist nicht proportional zur Aussage, sondern immer gleich frenetisch wie aus der Applausmaschine: Auf die Aussage kommt es also gar nicht an.


      	Er wird auch für vollkommen nichtssagende Äußerungen gespendet.


    

    Erwischt, SPD! Genau das war es, was einem bei Schulz’ Antrittsrede so übel aufstieß. »Konkrete Vorschläge oder Versprechen hat Schulz noch nicht gemacht. Woher also kommt die Euphorie?«, wunderten sich selbst Mainstream-Medien wie bento. »Ein 61-jähriger Mann mit Halbglatze als Hoffnungsträger der Jugend – obwohl er bisher nicht mal explizit um sie wirbt?«, schüttelte bento ungläubig den Kopf (04.02.2017). Seltsam, nicht? Die Antwort lautete eben: Propaganda.

    Freud lässt grüßen

    Am selben Abend war Schulz bei der Talkshow Anne Will zu Gast: 65 Prozent der Befragten wüssten nicht, für welche Politik Schulz eigentlich stünde, wurde dabei eine aktuelle Umfrage zitiert. »Heißt das, zu Ende gedacht, Herr Schulz, den größten Fehler, den Sie jetzt machen könnten, wäre, inhaltlich kenntlich zu werden?«, fragte Will: »Oder sich – schlimmer noch – mit der Propaganda …«, rutschte es Will heraus. »… Pardon: der Programmatik der SPD zu belasten, die im Moment in den Umfragen bei 23 bis 24 Prozent steht?« Freud lässt grüßen, kann man da nur sagen. Natürlich handelte es sich bei all dem, was Martin Schulz und die SPD hier veranstalteten, um reinste Propaganda – nichts weiter. Und zwar nach dem von mir schon früher geprägten Motto: Jeder macht die Propaganda, die er am nötigsten hat: Gerechtigkeit, Chancengleichheit, kleine Leute, gerechte Löhne, Demokratie, Meinungsfreiheit – all das ist der SPD in Wirklichkeit herzlich egal. All die vielen »kleinen Leute«, die die SPD plötzlich so gut versteht, stehen heute unter anderem deshalb so schlecht da, weil die SPD seit vielen Jahren mit in der Bundesregierung sitzt und neun von 16 Ministerpräsidenten stellt (Stand: Januar 2017). Die »Operation Schulz« war also der Versuch, einen politischen Selbstbedienungsladen wie die SPD in einen Problemlöser umzulügen. Und diese Lüge war im Studio von Anne Will mit Händen zu greifen. Seit er der designierte Kanzlerkandidat sei, habe die SPD in den Meinungsumfragen um acht Prozent zugelegt, sagte Schulz, und zwar weil die Leute sagten: »Das ist einer, der diese Prop…, Programmatik – jetzt hätte ich beinahe auch noch Propaganda gesagt –, der diese Programmatik vertritt …« Danke, Herr Freud!

    Keine Chance zum Überfall

    Verzweifelt versucht Will es mit der Brechstange. Schließlich konfrontiert sie Schulz im Studio sogar mit einer unzufriedenen SPD-Wählerin und Gewerkschafterin namens Maurike Maaßen und versucht immer wieder darauf hinzuwirken, dass Schulz in diesem Gespräch in Bezug auf seine Ziele endlich Farbe bekennt. Stattdessen weist er Will für eine Unterbrechung zurecht: Wenn sie ihn dauernd unterbreche, »dann hab ich nicht die Chance, die Frau zu überfallen«. Nochmals danke, Herr Freud! Besonders freundlich können seine Gefühle der Gewerkschafterin gegenüber also nicht gewesen sein. Erst nach geraumer Zeit wird ihm klar, was er da gesagt hat: »… zu überzeugen, nicht zu überfallen«, korrigiert er sich schließlich doch noch. »Entschuldigung, Frau Maaßen, ich will Sie nicht überfallen.«

    Fahrt in der Flaute

    Geschenkt. Denn der Mann beziehungsweise Messias vermochte schließlich wirklich Wunder zu bewirken – zumindest vorübergehend: Die SPD konnte »ihr Glück kaum fassen«, schrieb Die Zeit wenig später: »Seit sie Martin Schulz vor zwei Wochen zu ihrem Kanzlerkandidaten nominiert hat, geht es für die Partei in den Umfragen steil nach oben« (online, 06.02.2017). Laut dem ARD-Deutschlandtrend sei die SPD kurz nach Schulz’ Nominierung in der Wählergunst sogar um acht Prozentpunkte auf 28 Prozent gestiegen, in einer anderen Erhebung »sogar auf 31 Prozent«. Aber so etwas fällt natürlich auf wie ein Segelboot, das mitten in der Flaute plötzlich Fahrt aufnimmt. »Wo kommen seine Fans auf einmal her, und werden sie ihn wirklich zum Kanzler wählen?«, wunderte sich das Blatt. »Es mehren sich Fragen zu den angeblichen Sensationszahlen«, fand auch die Finanzwebsite MMnews am 7. Februar 2017. Der Geschäftsführer des Meinungsforschungsinstituts Mentefactum, Klaus-Peter Schöppner, habe die jüngste Umfrage in Zweifel gezogen, nach der die SPD sogar vor CDU und CSU liege. »›Ich glaube dem nicht wirklich‹, sagte er der Berliner Zeitung (Dienstag-Ausgabe).« »Durch Nichtstun kann man nicht einen so schnellen Meinungsumschwung erreichen … Dass die SPD stärker wird als die Union, daran glaube ich nicht und das halte ich auch bei der Bundestagswahl eigentlich nicht für möglich.«

    Von nichts kommt nichts

    Von nichts kommt eben nichts. Nur mit einer schön polierten Glatze ist bisher noch niemand Kanzler geworden. Und eine Hausfrau und ein Polizist als Eltern reichen auch nicht. Stopp: Da wäre noch der »ehemalige Alkoholiker«. Auch damit ging Schulz schließlich hausieren: dass er in jungen Jahren dem Alkohol verfallen und durch die Hilfe seiner Umgebung wieder auf die Beine gekommen sei – als ein Mann von »ganz unten«. »Mir reicht das nicht als Qualifikation für einen Bundeskanzler, ein Ex-Alkoholiker zu sein«, sagte ich am 22. März 2017 in einem Interview auf KenFM. »Herr Schulz hat sich null Verdienste um Deutschland erworben.« So lobte er beispielsweise die Migrantenwelle mit den Worten: »Was die Flüchtlinge mit zu uns bringen, ist wertvoller als Gold« (Abendzeitung München, online, ohne Datum). Auf die Frage von Gastgeber Ken Jebsen, ob ich glauben würde, dass Schulz es schaffen werde, Kanzler zu werden, antwortete ich: »Hängt davon ab, wie viele Ex-Alkoholiker es in Deutschland noch gibt, die ihn wählen.«

    Wie aus der SPD die SED wurde

    Am Ende wurde ich mit meiner Einschätzung über die Schulz-Blase bestätigt, denn diese fiel schnell wieder in sich zusammen. Überholte die SPD Anfang Februar 2017 in Umfragen angeblich sogar CDU und CSU, ließ der Schulz-Effekt schon zwei Wochen später nach: »SPD verliert in Umfragen« (Frankfurter Allgemeine Zeitung, online, 21.02.2017). »Die SPD verliert ebenso an Zustimmung wie drei weitere Parteien.« Nur wenige jubelten Schulz noch hoch, wie etwa der ARD-Deutschlandtrend. Dort setzte die SPD ihren »Umfragen-Höhenflug« fort. Ein neues Zwischenhoch entstand durch die endgültige Umwandlung der SPD in die SED, nämlich als Martin Schulz auf dem SPD-Bundesparteitag vom 19. März 2017 mit 100 Prozent der Stimmen zum Vorsitzenden gewählt wurde. Nicht nur Freud – inzwischen ließ auch Honecker grüßen. Unter 605 gültigen Stimmen soll es keine einzige Nein-Stimme gegeben haben. Welche Mechanismen hinter einem solchen unwahrscheinlichen Wahlergebnis stecken, kann man nur mutmaßen – die Merkmale einer Inszenierung waren jedenfalls auch hier überdeutlich: »Er hätte auch aus dem Telefonbuch vorlesen können«, meinte Spiegel Online (19.03.2017) über Schulz’ Parteitagsrede …
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    Thema des Monats

    27.2. Deniz Yücel: Untersuchungshaft für einen »deutschen Patrioten«

    1.2. Das britische Unterhaus gibt Premierministerin Theresa May den Auftrag, den Brexit in die Wege zu leiten – 2.2. Der amerikanische Verteidigungsminister Mattis droht Nordkorea bei einem nuklearen Angriff auf Südkorea mit einem »überwältigenden Gegenschlag« – 8.2. Die Neue Zürcher Zeitung deaktiviert weitgehend ihre Kommentarfunktion, nachdem Artikel der Zeitung immer wieder zu heftigem Streit unter den Nutzern geführt hatten – 12.2. In Berlin wird Frank-Walter Steinmeier (SPD) von der Bundesversammlung zum neuen Bundespräsidenten gewählt – 12.2. Nordkorea feuert zu Testzwecken eine Mittelstreckenrakete in das Japanische Meer ab – 17.2. Massenansturm von 500 Migranten auf den Grenzzaun der spanischen Exklave Ceuta in Nordafrika – 23.2. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung berichtet von einem Besuch beim Kopp Verlag – 27.2. Ein türkischer Untersuchungsrichter verhängt Untersuchungshaft über den deutsch-türkischen Journalisten Deniz Yücel


23. Februar: 
Kopp Verlag: ein Besuch, der die Augen öffnet

    Der Kampf gegen rechts ist in aller Munde. Tagein, tagaus hören wir von »Rechten«, »Rechtspopulisten« oder gar »Nazis«. Alles, was bei drei nicht auf den Bäumen ist, wird als braun angeschwärzt – beziehungsweise angebräunt. Der »Kampf gegen rechts« ist aber ebenfalls keine moderne Erfindung unserer Medien, von Angela Merkel oder der von ihrer Regierung bezahlten Amadeu Antonio Stiftung, sondern von Mao Tse-tung: Schon »1957 brach der Kampf gegen den rechten Flügel aus«, heißt es in der bereits weiter oben erwähnten Dissertation über die chinesische Kulturrevolution. Alles und jeder wurde als »rechts« abgestempelt: »Im Rahmen der Kampagne wurden 540000 Menschen dem rechten Flügel zugeordnet. Diese waren zu einem großen Teil Intellektuelle, Demokraten und Parteikader …«

    Der »Kampf gegen rechts«

    »Der ›Kampf gegen rechts‹ war charakteristisch für die kommunistischen Diktatursysteme des 20. Jahrhunderts«, schrieb der deutsche Jurist Josef Schüßlburner (»Der ›Kampf gegen rechts‹ in der Volksrepublik China – Massenmord und Menschenexperiment«, ohne Datum). In China sei dieser zwar vor allem innerparteilich als »Kampf gegen Rechtsabweichler« durchgeführt worden, habe dabei aber den Zweck gehabt, »eine nichtsozialistische Alternative und damit die Abschaffung der linken Diktatur von vornherein zu verhindern«. Dieser Kampf gegen rechts habe die »Volksrepublik« China vor allem in den Jahren zwischen 1958 und 1962 »in eine Hölle auf Erden« verwandelt, die in die »Kulturrevolution« mündete. In den zehn Jahren der Kulturrevolution »zwischen 1966 und dem Tod Maos 1976« seien »zwischen 1,5 und 1,8 Millionen Menschen getötet« worden. Ebenso viele hätten »dauerhafte körperliche Schäden« davongetragen. 22 bis 30 Millionen Menschen seien politisch verfolgt worden – »entlassen, zur ›Umerziehung‹ aufs Land geschickt, ins Gefängnis gesteckt; und da in Maos China die Sippenhaft galt, dürften über 100 Millionen Menschen unter der Kulturrevolution gelitten haben, wie der Freiburger Sinologe Daniel Leese in seinem neuen Buch Die chinesische Kulturrevolution vorrechnet«, schrieb Die Welt in dem erwähnten Artikel. In China wütete »eine gnadenlose Anti-Rechts-Kampagne«, heißt es auf planetwissen.de, einer Website der ARD: »Die Kritiker, die sich mit ihrer Systemkritik geoutet haben, werden nun rigoros verfolgt, mundtot gemacht, verschleppt, eingesperrt und hingerichtet. Hunderttausende kommen um oder werden in Arbeitslager interniert« (»China unter Mao: 1949–1966«, planetwissen.de, 29.07.2016). Interessant, nicht? Auch im heutigen Merkel-Deutschland gibt es schließlich einen »Kampf gegen rechts«. Mit Verleumdung fängt es an, mit Pogromen hört es auf!

    Ein Besuch, der die Augen öffnet

    Na, na – jetzt wollen wir doch mal nicht übertreiben! Durch den »Kampf gegen rechts« ist hierzulande schließlich noch niemand ums Leben gekommen. Kann sein – aber um die Existenz gebracht worden auf jeden Fall. Und schließlich läuft der Prozess der Stigmatisierung und Entrechtung stufenweise ab – wer weiß also, was in zehn oder 20 Jahren sein wird? Erst wird es normal, angebliche »Rechte« zu ächten, später wird es vielleicht normal, sie umzubringen. Nehmen wir zum Beispiel ein beliebtes Ziel solcher Propaganda – den Kopp Verlag. Dieser stand lange Zeit im Fokus der »antifaschistischen Agitation«. Aber wie sieht die »Beweisführung« in einem solchen Fall eigentlich aus? Auf welchem Niveau findet sie statt? Ein Paradebeispiel lieferte am 23. Februar die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) ab. Autor Rüdiger Soldt versprach einen Besuch beim Kopp Verlag, »der die Augen öffnet«. Na bitte. Wurde ja auch Zeit. Gespannt setzt man sich die Lesebrille auf – und was muss man da als Erstes erfahren: In Wirklichkeit handelte es sich gar nicht um einen Besuch? Die FAZ musste leider draußen bleiben und konnte sich nur am Verlagsgebäude herumtreiben. Aber macht nichts: Schon die Umgebung spricht schließlich für sich. Der Zeitung sei Dank kommt jetzt die Wahrheit heraus: Rund um den Verlag gibt es nämlich billige Imbisse, Tankstellen, einen Baumarkt, metallverarbeitende Firmen, Lagerhallen, ja sogar ein Bordell – schreibt jedenfalls die Zeitung aus der Hauptstadt der Bordelle. Dabei hat Frankfurt vermutlich mehr Stundenhotels als Rottenburg am Neckar. Und außerdem finden sich Freudenhäuser nun einmal zwangsläufig in Gewerbegebieten, weil der Rest der Stadt in der Regel Sperrgebiet ist. Als Frankfurter Blatt sollte man das eigentlich wissen.

    Aber das ist nun einmal das Niveau, auf dem unsere Qualitätspresse argumentiert, besonders die altehrwürdige Frankfurter Allgemeine Zeitung, die inzwischen wohl mehr alt als ehrwürdig ist. Im ersten Quartal 2016 sank die FAZ-Auflage laut horizont.net im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um knapp neun Prozent, die der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung (FAS) sogar um 11,7 Prozent. Von 1998 bis 2016 ging die verkaufte Auflage der FAZ laut ivw von etwa 400000 um über 150000 Exemplare auf gut 250000 zurück (ivw: Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern).

    Erst mal den Kellerboden aufmeißeln …

    Um auf das Niveau der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zu gelangen, musste man beim Kopp Verlag erst einmal den Kellerboden aufstemmen. Und was fand man da? Die FAZ residiert nur einen Katzensprung vom Frankfurter Bordell- beziehungsweise Bahnhofsviertel entfernt, was sie selbst sogar wie folgt beschreibt: »Wenn ein Reisender am Hauptbahnhof ankommt«, zum Beispiel, um die FAZ zu besuchen, »ist das Erste, was er hört, eine Durchsage, dass er auf seine Wertsachen aufpassen soll, weil es offenbar ein Problem mit Taschendieben gibt. Als Nächstes fährt er hinunter in die B-Ebene, weil er mit dem Nahverkehr weiterfahren will. Er stößt auf Junkies, die dort auf den Treppen sitzen, und auf Dealer, die ihm entweder etwas verkaufen wollen oder, wenn er das nicht will, ihm aggressiv zurufen: ›Was guckst du so?‹ Dazu strömt dem Reisenden ein beißender Geruch nach Urin entgegen, den auch die Reinigungsmaschine, die mehrfach am Tag über den Boden gleitet, nicht neutralisieren kann. Und wenn er Pech hat, gerät er noch an organisierte Bettler, die seit einiger Zeit verstärkt an den Ticketschaltern zur S-Bahn stehen. … Es gibt internationale Gäste, die beteuern, Zustände wie diese hätten sie lange in keiner Großstadt mehr erlebt« (online, 29.09.2016). Tja, da hat Rottenburg am Neckar freilich noch eine Menge nachzuholen.

    Frankfurter Allgemeine Zeitung: Berichte aus dem journalistischen Kellerloch

    Und so hat die FAZ in ihrem journalistischen Kellerloch einen übel riechenden Brei aus den üblichen falschen, halbwahren und nichtssagenden Klischees angerührt. Das Motiv ist unschwer zu erkennen: Diffamierung von Andersdenkenden und natürlich Andersschreibenden. Denn andere Meinungen kann der Mainstream unter Merkel nun einmal ganz schwer ertragen. Nehmen wir zum Beispiel auch den »UFO-Vorwurf«: »Der Kopp Verlag wurde mit UFO-Büchern groß«, schrieb die Frankfurter Allgemeine Zeitung. »Ufologie, Geheimgesellschaften, Außerirdische – das waren die frühen Themen des Kopp Verlags.« Skandalös! Aber was ist mit Titeln wie:

    
      	UFOs. Es gibt sie – Knaur Verlag


      	UFOs. Sie fliegen noch immer – Herbig Verlag


      	Earth Girl: Die Begegnung – Rowohlt Verlag


      	Geheimnisvolle Welt der UFOs: Sichtungen, Entführungen, Kontakte – Bertelsmann Buch-Club


      	Von UFOs entführt: Unheimliche Begegnungen der vierten Art – C.H. Beck Verlag


      	Erstkontakt: Warum wir uns auf Außerirdische vorbereiten müssen – Franckh Kosmos Verlag


    

    Das geheime Wissen der Hexen

    Na gut – dann aber Esoterik! Wieder skandalös! Aber was ist mit Titeln wie:

    
      	Wer war ich im Vorleben? Die positive Wirkung spiritueller Rückführungen – Heyne Verlag


      	Das geheime Wissen der Hexen – Droemer Knaur Verlag


      	Nostradamus. Historiker und Prophet – Bertelsmann Buch-Club


      	Astralreisen: Die ultimative Anleitung für außerkörperliche Erfahrungen – Rowohlt Verlag


      	Leben in zwei Welten: Ein junger Mann entdeckt seine hellseherischen Fähigkeiten – Bastei Lübbe Verlag


      	Lebenshilfe Astrologie: Gedanken und Erfahrungen – Klett Verlag


      	Basiswissen Weiße Magie: Das Einmaleins der Hexenkunst – Heyne Verlag


    

    In Wirklichkeit kommt heute, wie jeder Journalist und Verleger weiß, weder ein Verlagshaus noch eine Zeitung ohne diese Themen aus, auch nicht die FAZ, wie ein Blick auf entsprechende Artikel der vergangenen Jahre beweist:

    
      	»Außerirdische: Könnten wir sie überhaupt verstehen?« (FAZ, 11.12.2016)


      	»Außerirdische: Drahtlose Erdreise« (FAZ, 12.11.2007)


      	»UFO-Verdacht: ›Das kommt aus dem Nichts und vergeht im Nichts‹« (FAZ, 28.03.2007)


      	»Digitale Untertassen: UFO-Archiv geht online« (FAZ, 27.12.2006)


      	»Außerirdische: Die Aliens, die wir liebten« (FAZ, 27.06.2004)


      	»›UFO-Absturz‹: Da lag ein großes kupferfarbenes Ding im Wald« (FAZ, 27.10.2003)


      	»Außerirdische: UFO-Detektive zwischen den Fronten« (FAZ, 27.09.2002)


    

    Tja, müsste man sich da nicht auch fragen, ob eigentlich die Frankfurter Allgemeine Zeitung noch alle Fliegenden Untertassen im Schrank hat? Sind das nun der Urinnebel oder die Haschschwaden, die vom Bahnhofsviertel herüberziehen? Für jedes dieser Archivjuwele muss man im FAZ-Archiv auch noch zwei Euro berappen. Na und! Schließlich sei im Kopp Verlag 2004 das Buch Hochtechnologie im Dritten Reich von Axel Stoll erschienen, petzt die FAZ, der »ein rechtsextremer Esoteriker« gewesen sei, »der auch an ›Reichsflugscheiben‹ glaubte und an den ›esoterischen Hitlerismus‹«. Außerdem habe es bei Kopp Online auch ein »ausführliches Interview mit Jan Udo Holey, einem ebenfalls bekannten rechts-extremistischen Esoteriker«, gegeben.

    Die braunen Wurzeln der Frankfurter Allgemeinen Zeitung

    Aber immerhin wurde der Kopp Verlag nicht von Nazis gegründet – wie die Frankfurter Allgemeine Zeitung. Was ist zum Beispiel mit den FAZ-Vätern Erich Welter und Paul Sethe? Welter war nicht nur Beisitzer des nationalsozialistischen Pressegerichtshofs, sondern auch Angehöriger der Akademie für Deutsches Recht, »die wissenschaftliche Zentralstelle für die Arbeit an der Umgestaltung und Fortbildung des deutschen Rechts im Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung und Instrument der rechtswissenschaftlichen Gleichschaltung der Gesellschaft während der Zeit des Nationalsozialismus« (Wikipedia). Paul Sethe schrieb nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten »anlässlich Hitlers Geburtstag eine Hymne, in der er Hitler als denjenigen bezeichnete, ›auf den die Besten unter uns lange gewartet haben‹.« Außerdem war er, der hochwohllöbliche FAZ-Gründer, ausgerechnet »Angehöriger einer Propagandakompanie der Waffen-SS beziehungsweise Wehrmacht« und »auch für den Völkischen Beobachter tätig«. Darüber hinaus war Sethe Freimaurer. Freimaurer? Propaganda? SS? Oder freimaurerische SS-Propaganda? Schlimmer geht’s eigentlich kaum noch.

    Gestank der Denunziation

    Oder nehmen wir den FAZ-Mitbegründer Karl Korn. Seine Beiträge für die Wochenzeitung Das Reich sollen sich nach dem Urteil des Zeitgeschichtlers Dr. Marcus Payk »nationalsozialistischen Mustern beträchtlich« angenähert und »nur noch wenig Spielraum für alternative Lesweisen« aufgewiesen haben. Nach dem Motto: Auch beim besten Willen konnte man das nicht überlesen. »Eine in dieser Hinsicht besonders distanzlose, am 29. September 1940 veröffentlichte Besprechung des antisemitischen Spielfilms Jud Süß trug dem späteren FAZ-Gründer den Vorwurf ein, als ›Handlanger des Antisemitismus‹ gedient zu haben.« Die Frankfurter Allgemeine Zeitung erschien sogar so braun, dass es die Frankfurter Societäts-Druckerei zunächst ablehnte, das Blatt überhaupt zu drucken – »mit der Begründung, die Herausgeber Erich Welter und Paul Sethe seien im Sinne nationalsozialistischer Zielsetzung zu stark engagiert gewesen« (Quelle der Zitate: jeweils Wikipedia; wer möchte, kann von da aus weiterrecherchieren, zum Beispiel in Marcus Payks Buch Der Geist der Demokratie, München 2008).

    Ein brauner Relaunch?

    Und wie man sich wahrscheinlich denken kann, ist die FAZ damit nicht etwa eine Ausnahme. Vielmehr wurde jene Medienlandschaft, die heute Andersdenkende als »rechts« oder gar »braun« beschimpft, von niemand anderem als Nazis aufgebaut. Die Leute wurden einfach »entnazifiziert«, und schon konnten sie – »tippli-top« – als astreine Demokraten ihrem alten Berufsleben nachgehen. Nehmen wir zum Beispiel den Gründer und Herausgeber des Stern, Henri Nannen. Seine journalistische Karriere begann er laut Wikipedia beim Reichssender München: »Während der Olympischen Spiele 1936 war er Stadionsprecher in Berlin« und »wirkte auch als Sprecher in Leni Riefenstahls zweiteiligem Olympiafilm mit«. Im Krieg gehörte er der Untereinheit Südstern der SS-Propagandaeinheit »Kurt Eggers« an. Rein zufällig war das Abzeichen der Einheit beziehungsweise Untereinheit ein Stern. Oder war der Stern nur eine Neuauflage eines gleichnamigen NS-Magazins: »Neue Quellen belegen nun die anfänglich frappierenden Ähnlichkeiten mit dem NS-Magazin gleichen Namens«, schrieb ausgerechnet die Frankfurter Allgemeine Zeitung (online, 19.12.2013). Dass Henri Nannen das »Blatt quasi über Nacht erfand«, sei nur eine Legende gewesen: »Doch besteht die publizistische Marke Stern nicht erst seit 1948. Als der gebürtige Emder drei Jahre nach Kriegsende die Zeitschrift ins Leben rief, war der Titel bei der deutschen Bevölkerung bereits eingeführt. Zehn Jahre zuvor hatte es im Deutschen Reich ein Blatt gleichen Namens gegeben.« Die Gründung des Stern im Jahr 1948 sei nur ein »Relaunch« gewesen. Der Mann wurde dafür nicht etwa zeitlebens angeklagt, denunziert und verleumdet, sondern ein hoch angesehenes Mitglied der Gesellschaft. 1963 erhielt Nannen die Ehrenbürgerschaft der Stadt Volkach, 1989 das Große Bundesverdienstkreuz und die Ehrenbürgerschaft der Stadt Emden, 1991 den Niedersachsenpreis für Kultur.

    Ach ja – sagte ich oben Reichssender München? Der heißt heute Bayerischer Rundfunk, der Reichssender Hamburg wurde zum Norddeutschen Rundfunk und der Reichssender Köln zum Westdeutschen Rundfunk. Der Rundfunk wurde bereits im Dritten Reich durch eine zwangsweise Rundfunkabgabe oder Rundfunkgebühr finanziert. Nun ja, lassen wir das. Über die braune Vergangenheit unserer Medien und Mediengrößen gäbe es zwar noch viel mehr zu berichten. Allerdings hat man beim Kopp Verlag das Kellerloch vorerst dann doch lieber wieder zubetoniert. Der Gestank von Rufmord und Denunziation war einfach zu penetrant geworden …


27. Februar: 
Ein »deutscher Patriot«: der Fall Deniz Yücel

    Skandal, Skandal! Die Türkei hat einen Journalisten und Schriftsteller inhaftiert! Nun – damit ist tatsächlich nicht zu spaßen. Denn wie ich hier und an anderer Stelle schon ausgeführt habe, sind Angriffe auf Autoren, Journalisten und Schriftsteller inakzeptabel – sofern es nicht um eine gerechtfertigte Strafverfolgung geht, versteht sich.

    Bohei um einen Journalisten

    Am 27. Februar 2017 hatte ein türkischer Untersuchungsrichter Untersuchungshaft über den deutsch-türkischen Journalisten Deniz Yücel verhängt. Und das ging ja nun gar nicht. Denn schließlich gilt Yücel als Vorzeigemigrant mit Doppelpass und gleichzeitig »Edelfeder« der politisch Korrekten in Deutschland. So arbeitete Yücel für die taz, die Jungle World, konkret, den Tagesspiegel, die Süddeutsche Zeitung, die Jüdische Allgemeine, den BR, den WDR und den NDR. Also praktisch für große Teile des linken Medienspektrums. Politisch korrekter geht’s eigentlich gar nicht. Yücel engagierte sich auch gegen Hassbotschaften und trat zusammen mit anderen Journalisten im Rahmen einer »antirassistischen Lese-Show« namens »Hate Poetry« auf, bei der als abschreckendes Beispiel rassistische Leserbriefe vorgelesen wurden. Zuletzt war Yücel Korrespondent von Die Welt/N24. Eine Begründung für die am 27. Februar 2017 verhängte Untersuchungshaft lautete: »Propaganda für eine terroristische Vereinigung und Aufwiegelung der Bevölkerung«. Starker Tobak. Und kaum vorstellbar. Im Februar und März 2017 veranstalteten Politik und Medien in Deutschland deshalb einen riesigen Rummel um den Mann. Schließlich ist Yücel nicht nur Kurt-Tucholsky-Preisträger 2011, sondern hatte 2014 für seine antirassistische »Hate Poetry« sogar den »Sonderpreis« als Journalist des Jahres 2014 erhalten. Am 21. Juni 2017, während seiner Haft, sollte noch ein Sahnehäubchen dazukommen, und zwar der »renommierteste Preis«, »den die deutsche Zeitungsbranche zu vergeben hat«, so Spiegel Online (21.04.2017). Nämlich ein Sonderpreis zum Theodor-Wolff-Preis.

    Kopfstand der Politik

    Kein Wunder, dass die deutsche Politik angesichts seiner Inhaftierung kopfstand. Immerhin hatte der Mann ja neben einem türkischen auch einen deutschen Pass und war damit deutscher Staatsbürger. Außerdem arbeitete er für ein deutsches Medium, nämlich Die Welt/N24. Medien und Politiker griffen die Türkei deshalb hart an und riskierten eine weitere Verschlechterung der Beziehungen und letztlich eine Aufkündigung des deutsch-türkischen Flüchtlingsabkommens. Die Menschenrechtsorganisation Reporter ohne Grenzen (ROG) forderte deutlichere Äußerungen der Bundesregierung, »sie muss beispielsweise den Welt – Korrespondenten freibekommen, Deniz Yücel, der unter fadenscheinigen Bedingungen in Haft sitzt«. Der Vorgang zeige, »dass Präsident Erdogan versucht, den Ausnahmezustand zu missbrauchen, um unliebsame Berichterstattung unmöglich zu machen«, meinte auch der Vorsitzende des Deutschen Journalisten-Verbandes (DJV) mit dem schönen Namen Frank Überall: »Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie den Fall aufgreift und ihre diplomatischen Kanäle nutzt, um unseren Kollegen zu schützen.« Gesagt, getan. Während die Bundeskanzlerin bei politisch brisanten Fragen sonst gerne um den heißen Brei herumredet, stand sie im Fall Yücel plötzlich da wie ein Mann – beziehungsweise wie eine Frau. Schon bei der Münchner Sicherheitskonferenz vom 17. bis 19. Februar 2017 hatte sie den sich bereits zuspitzenden Fall Yücel gegenüber dem türkischen Ministerpräsidenten Binali Yildirim zur Sprache gebracht.

    Freiheit für die Lichtgestalt

    Donnerwetter – diese Fürsorge! Ob mir oder einem anderen Journalisten aus der deutschen Opposition wohl eines Tages die Ehre zuteilwird, von der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler persönlich herausgehauen zu werden? Einfach so – um die Pressefreiheit zu schützen? Ruhe im Glied: Am 27. Februar legte die Bundeskanzlerin noch einmal nach und nannte die gegen Yücel verhängte Untersuchungshaft »bitter und enttäuschend« und »unverhältnismäßig hart«. Die Bundesregierung »erwarte, dass die türkische Justiz in ihrer Behandlung des Falles Yücel den hohen Wert der Pressefreiheit für jede demokratische Gesellschaft berücksichtigt … Wir werden uns weiter nachdrücklich für eine faire und rechtsstaatliche Behandlung Deniz Yücels einsetzen und hoffen, dass er bald seine Freiheit zurückerlangt« (Epoch Times, online, 28.02.2017).

    Ein Edelmann der Pressefreiheit

    Tja, es ist tatsächlich schrecklich, welcher Edelmann der Pressefreiheit hier festgenommen und eingekerkert wurde. Und zwar wegen des Verdachts der Volksverhetzung, gepaart mit dem Vorwurf der »Aufwiegelung der Bevölkerung« (Die Presse, online, 27. und 28.02.2017). Aber das ist natürlich völliger Blödsinn, wie seine Texte eindeutig beweisen. Zum Beispiel dieser: »In der Mitte Europas entsteht bald ein Raum ohne Volk. Schade ist das aber nicht. Denn mit den Deutschen gehen nur Dinge verloren, die keiner vermissen wird. Endlich! Super! Wunderbar! Was im vergangenen Jahr noch als Gerücht die Runde machte, ist nun wissenschaftlich (so mit Zahlen und Daten) und amtlich (so mit Stempel und Siegel) erwiesen: Deutschland schafft sich ab! … Besonders erfreulich: Die Einwanderer, die jahrelang die Geburtenziffern künstlich hochgehalten haben, verweigern sich nicht länger der Integration und leisten ihren (freilich noch steigerungsfähigen) Beitrag zum Deutschensterben« (taz, 04.08.2011).
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    »Super, Deutschland schafft sich ab!«, jubelte Deniz Yücel in der taz.

    Titel: Kolumne Geburtenschwund | Super, Deutschland schafft sich ab! | Screenshot des Autors (http://www.taz.de/!5114887/ – 4. August 2011)



    Na gut – das war vielleicht ein schlechtes Beispiel. Nehmen wir doch dieses Zitat hier: »Der baldige Abgang der Deutschen« sei »Völkersterben von seiner schönsten Seite«, schrieb Yücel da. »Eine Nation, deren größter Beitrag zur Zivilisationsgeschichte der Menschheit darin besteht, dem absolut Bösen Namen und Gesicht verliehen und, wie Wolfgang Pohrt einmal schrieb, den Krieg zum Sachwalter und Vollstrecker der Menschlichkeit gemacht zu haben; eine Nation, die seit jeher mit grenzenlosem Selbstmitleid, penetranter Besserwisserei und ewiger schlechter Laune auffällt; eine Nation, die Dutzende Ausdrücke für das Wort ›meckern‹ kennt, für alles Erotische sich aber anderer Leute Wörter borgen muss, weil die eigene Sprache nur verklemmtes, grobes oder klinisches Vokabular zu bieten hat, diese freudlose Nation also kann gerne dahinscheiden« (ebenda). Hm – naja, auch nicht gut. Aber irgendetwas muss doch die vielen Preise rechtfertigen! Vielleicht dieses Zitat: »Nun, da das Ende Deutschlands ausgemachte Sache ist, stellt sich die Frage, was mit dem Raum ohne Volk anzufangen ist, der bald in der Mitte Europas entstehen wird: Zwischen Polen und Frankreich aufteilen? Parzellieren und auf eBay versteigern? Palästinensern, Tuvaluern, Kabylen und anderen Bedürftigen schenken? Zu einem Naherholungsgebiet verwildern lassen? Oder lieber in einen Rübenacker verwandeln? Egal. Etwas Besseres als Deutschland findet sich allemal« (ebenda).

    Satire oder Humor?

    Hm – einstweilen scheinen diese Stellen wohl eher die Untersuchungshaft wegen Volksverhetzung und Aufwiegelung der Bevölkerung zu rechtfertigen. Wobei nicht anzunehmen ist, dass sich die türkische Justiz an Yücels Hass auf Deutschland störte. Ob es sich bei den Texten um »Satire« handelte, wie die taz hinterher behauptete, darf bezweifelt werden. Dass die Zitate nicht ernst gemeint gewesen sein sollen, kann der Leser dem Inhalt nämlich nicht entnehmen. Humor ist da jedenfalls nicht zu entdecken. Zudem wurde der Beitrag auch nicht als Satire gekennzeichnet, sondern als »Kolumne«. Das Ganze klingt nach Volksverhetzung vom Feinsten. In Wirklichkeit redet Yücel verdächtig wie ein britischer Propagandaoffizier aus dem Ersten oder Zweiten Weltkrieg.

    Da ist der Untermensch nicht mehr fern

    Ob Yücel seine Tiraden satirisch meint oder nicht, kann man auch einem anderen Vorfall entnehmen. So hatte im Mai 2012 eine kurdischstämmige »Journalistin« namens Mely Kiyak den von einem Schlaganfall gezeichneten Buchautor Thilo Sarrazin als »lispelnde, stotternde, zuckende Menschenkarikatur« bezeichnet – und prompt hatte Yücel ihr beigepflichtet: Sarrazin dürfe man ruhig »auch dann eine lispelnde, stotternde, zuckende Menschenkarikatur nennen […], wenn man weiß, dass dieser infolge eines Schlaganfalls derart verunstaltet wurde und dem man nur wünschen kann, der nächste Schlaganfall möge sein Werk gründlicher verrichten« (taz, 06.11.2012). Satire? Eigentlich nicht, fand das Landgericht Berlin und verdonnerte die taz für diese Yücel-Erguss zu 20000 Euro Schmerzensgeld für Sarrazin. Auch der Deutsche Presserat missbilligte den Yücel-Text und befand, es sei »unvereinbar mit der Menschenwürde, jemandem eine schwere Krankheit oder Schlimmeres zu wünschen. Dies geht über eine kritische Meinungsäußerung weit hinaus« (Deutscher Presserat, Pressemitteilung, 06.12.2012).

    »Blond, blöd, gewalttätig«

    Macht nichts: Am 21. Mai 2014 schrieb Yücel in der taz einen Artikel mit dem Titel »Blond, blöd, gewalttätig« und führte aus, warum Skandinavien (das er »Skandalnavien« nennt) angeblich nicht in die EU gehört. »Nirgendwo in der EU werden die Frauen so oft von ihren Männern verprügelt wie in Dänemark (52 Prozent), Finnland (47) und Schweden (46)«, schrieb Yücel da, wobei eine Quelle für diese vermeintlichen Statistiken nicht genannt wurde: »Der Däne schlägt zu, weil er eine prima Ausrede für alles hat (›Es ist was faul im Staate Dänemark‹), der Schwede schlägt zu, weil schon der Wikinger (Schwedisch für: ›Alter Schwede‹) zugeschlagen hat, der Finne schlägt zu, weil er schon mittags hyvääpäivää (Finnisch für: ›hackedicht‹) ist. Blond kickt gut, am liebsten der Frau ins Gesicht.« Wobei »Schreiben« für diese Texte vielleicht etwas übertrieben ist, denn Schreiben und erst recht Verfassen sind ja schließlich Kulturtechniken, und als solche kann man Yücels Absonderungen nun beim besten Willen nicht bezeichnen. »Verpackt als vermeintliche Satire« lasse Yücel »seinem Rassenhass freien Lauf«, hieß es denn auch auf dem Blog Naturblond – der Blog für helle Köpfe: »Unter dem Deckmantel des ›Humors‹ meint man, sich gegenüber blonden Menschen alles erlauben zu dürfen.« Nur ist auch dieser Beitrag nirgends als Satire oder »Humor« gekennzeichnet, sondern als Kolumne zur Europawahl Ende Mai 2014. Humor ist das höchstens auf dem Niveau des ZDF-Provokateurs Jan Böhmermann, und auf diesem Niveau gibt es keinen Humor.

    »Ich habe nirgends Männer erlebt, die so gutmütig und nett sind wie Skandinavier«, konterte die Naturblond – Autorin Marina Eder: »Genau das ist ja das Problem. Nirgends werden Männer von ihren Frauen so runtergemacht und weichgespült wie in den skandinavischen Ländern. Vom Wikinger ist nichts mehr übrig geblieben. Die Umerziehung hat aus Skandinaviern Waschlappen gemacht …«

    »Skandinavier vergewaltigen gerne …«

    Die Skandinavier vergewaltigen auch gerne, fuhr Yücel fort: »Kaum geschlechtsreif, meist jedoch schon früher, fahren sie in einsame Wälder – das ist außerhalb des Hauptbahnhofs von Stockholm quasi alles – und vergewaltigen die Nachbarstochter (Schweden: 46,5 angezeigte Vergewaltigungen auf 100000 Einwohner, Europa-Rekord, plus Dunkelziffer!).« Was Yücel natürlich verschweigt, ist, dass die Zahl der Vergewaltigungen in Skandinavien erst mit dem steigenden Migrantenanteil dramatisch zugenommen hat: »Seit 40 Jahren ist Schweden ein Multikulti-Land. Seitdem ist die Verbrechensrate exorbitant in die Höhe geschossen«, schrieb die Epoch Times am 28. Januar 2017. Und: »40 Jahre, nachdem das schwedische Parlament einstimmig beschloss, das vormals homogene Schweden in ein multikulturelles Land umzuwandeln, haben die Gewaltverbrechen um 300 Prozent und die Vergewaltigungen um 1472 Prozent zugenommen«, zitiert das Blatt das konservative New Yorker Gatestone Institute: »Letztes Wochenende ist in Uppsala eine Schwedin stundenlang von drei Männern mit Migrationshintergrund vergewaltigt worden. Die Täter übertrugen die Tat live per Webcam in eine geschlossene Facebook-Gruppe. Das Verbrechen war stundenlang live im Internet zu sehen. Entsetzte User alarmierten die Polizei. Erst als diese am Tatort eintraf, endete das Martyrium der Frau und die Liveübertragung des Verbrechens. Die Männer wurden verhaftet.«

    Na und: »Ich finde, dies Schicksal von Herrn Yücel ist deshalb so beeindruckend«, meinte Bundesaußenminister Sigmar Gabriel im heute-journal vom 7. März 2017, »weil er, naja, der ist ein deutscher Patriot mit türkischen Wurzeln.«


März 2017
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    Malina Klaar: Foto: © Armin Weigel/dpa



    Thema des Monats

    19.3. Das seltsame Verschwinden der Malina K.

    1.3. In Finnland tritt das Gesetz zur Legalisierung der gleichgeschlechtlichen Ehe in Kraft – 7.3. Ungeachtet des Trennungsgebots von Polizei und Militär veranstalten Polizei und Bundeswehr eine große Anti-Terror-Übung – 8.3. Die taz denunziert die traditionelle Familie als »Familismus« – 9.3. Der Bundestag winkt mitten in der Nacht vor fast leerem Hause ein sogenanntes »Videoüberwachungsverbesserungsgesetz« durch – 17.3. Verabschiedung von Bundespräsident Joachim Gauck – 17.3. Staatsbesuch von Angela Merkel in Washington – 19.3. In Regensburg verschwindet unter geheimnisvollen Umständen die Studentin Malina Klaar – 19.3. Auf dem SPD-Bundesparteitag wird Martin Schulz mit 100 Prozent der Stimmen zum neuen Vorsitzenden gewählt – 24.3. In Ägypten wird der ehemalige Staatspräsident Husni Mubarak aus der Haft entlassen – 26.3. Bei der Landtagswahl im Saarland wird die CDU stärkste Kraft


8. März: 
Familismus: wenn der Staat nicht dein Freund ist

    Wieder so ein Morgen: Am Frühstückstisch sitzen meine Frau und meine Kinder und mümmeln ihr Müsli, ihre Marmeladesemmeln oder ihren Obstsalat. Mutter und Sprösslinge unterhalten sich über die Schule, mein Kopf ist wie immer hinter der Zeitung verschwunden, um nur hin und wieder für eine Zwischenbemerkung zu erscheinen. Oder für einen Schluck Kaffee. Aus Versehen lese ich heute mal die taz. Und schon wieder läuft es mir eiskalt den Rücken hinunter: Ach du Schreck! Bin ich etwa »Familist«? »Vater, Mutter, Kind. Eine traditionelle Rollenverteilung ist für Rechte und ›besorgte Eltern‹ die ›Normalfamilie‹«, lese ich da an diesem Morgen. »Rechte« und »besorgte Eltern« – in welche Kategorie möchte man denn da lieber gehören? In gar keine, denn die »Normalfamilie« ist »überholt«, sagt Altfeministin Gisela Notz laut taz. Misstrauisch luge ich hinter der Zeitung hervor und betrachte meine Lieben: Sieh an, sie sind alle überholt! Wer in einer traditionellen Familie lebt, ist entweder »rechts« oder zählt zu den »besorgten Eltern«! Und das wusste ich ja gar nicht! Was könnte ich jetzt tun: Mich scheiden lassen und mit dem Hund eine WG aufmachen? Bestimmt könnte ich ihn auch bald heiraten, wenn Frau Merkel das entsprechende Gesetz macht.

    Erfolgsmodell Familie

    Aber halt: Von wem wurde die Familie denn eigentlich »überholt«? Und was heißt das eigentlich? Dass es etwas Besseres gibt? Das würde mich allerdings wundern, denn die kleinste Organisationseinheit unserer Spezies ist schließlich ein Erfolgsmodell. Erst sie führte dazu, dass sich die Menschheit entwickeln und den Planeten für sich nutzen konnte. Die ersten »Unternehmen« überhaupt waren Familienunternehmen, wo jeder für das gemeinsame Wohl arbeitete: Die Kinder hüteten zum Beispiel die Ziegen, die Väter gingen auf die Jagd, und die Frauen sammelten, pflanzten und kochten. Kurz: Die gesamte Entwicklung und der Erfolg der Menschheit mit Fortpflanzung, Erziehung und Nahrungsbeschaffung beruhen auf der »Normalfamilie« und nicht auf Schwulen- und Lesbenehen, Singles oder Transsexuellen. Das würde mich nämlich nochmals wundern. Gegeben hat es zwar schon immer alles Mögliche, aber getragen hat es – gemessen an der »Normalfamilie« – nichts. Der Beitrag solcher Beziehungsformen zur Menschheitsentwicklung dürfte gegen null gehen. Was haben diese der Menschheit also im Vergleich zu der Millionen Jahre andauernden Erfolgsgeschichte der Familie zu bieten?

    Gefährlicher Nonsens

    Natürlich nichts. Aber irgendwem passt das Erfolgsmodell Familie neuerdings nicht – und damit die Lebensgrundlage der Menschheit. Der Altfeministin Gisela Notz zum Beispiel, die sich hier in der taz ausbreitet. Merkwürdigerweise hat sich die ehemalige Bundesvorsitzende von profamilia (von 2004 bis 2010) anscheinend zur Familienhasserin entwickelt. Neue Lebensaufgabe: der Kampf gegen die Familie, und zwar zu Wasser, zu Lande und in der Luft. Beziehungsweise in Büchern, Vorträgen und Interviews. Titel:

    
      	Kritik des Familismus. Theorie und soziale Realität eines ideologischen Gemäldes, Schmetterling Verlag, Stuttgart 2015


      	»Kritik des Familismus«, Vortrag, 15.03.2017


      	»Familiendämmerung … Gisela Notz im Gespräch (SB)«, Interview, Schattenblick, 18.11.2015
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    Altfeministin Gisela Notz bei einem Vortrag der Heinrich-Böll-Stiftung (Foto: Stephan Roehl, Heinrich-Böll-Stiftung).

    Dr. Gisela Notz (Sozialwissenschaftlerin und Historikerin, Berlin), Foto: www.stephan-roehl.de | https://de.wikipedia.org/wiki/Gisela_Notz | Author: Stephan Roehl, Heinrich-Böll-Stiftung from Berlin, Deutschland | This file is licensed under the Creative Commons Attribution-Share Alike 2.0 Generic license



    Das heißt: Soziologen, Feministinnen und Gender-Forscher doktern am Herzen unserer Gesellschaft, des Staates und sogar der Spezies herum und zerlegen es in seine Einzelteile, um zu sehen, ob diese auch allein schlagen. Und das sollte uns zu denken geben: Wer hat etwas gegen das Wohl der Menschheit? Denn anders kann man das wohl nicht interpretieren. Schon seit einiger Zeit stehen schließlich die einzelnen Rollen unter Beschuss, wie beispielsweise Vater- und Mutterrolle. Nun kommt das ganze Organisationsmodell »Familie« dran. Ein Schimpfwort dafür gibt es auch schon, nämlich »Familismus«. So wie andere ideologische Stempel wie etwa »Extremist«, »Kommunist« oder »Anarchist«. Der Familienmensch will demnach also nicht nur Kinder haben und glücklich mit einer Familie zusammenleben, sondern er wird zum Träger einer Ideologie abgestempelt, nämlich des »Familismus«. Wobei die natürlichen Verhältnisse als Ideologie gebrandmarkt werden und die Ideologien zu natürlichen Verhältnissen erklärt werden. Und wie andere »Ismen« auch, muss dieser natürlich ausgerottet werden. Auch ein Wikipedia – Artikel wurde dieser »Ideologie« bereits gewidmet: »Familismus ist ein soziologischer Begriff, der die Familie als Leitform einer Sozialstruktur beschreibt«, heißt es da. Und weiter: »Diese Sozialstruktur tritt vor allem in vormodernen Gesellschaften auf.« Alles klar. Familie ist quasi Steinzeit – etwas für Hinterwäldler: »Im Familismus nehmen die Sippe (Verwandtschaft) oder im engeren Sinne die (Groß-) Familie die Funktion einer die Existenz des Einzelnen sichernden sowie den gesamtgesellschaftlichen Zusammenhalt stützenden Instanz ein.« Allerdings hat die Überlebensfähigkeit von Arten sehr wenig mit Mode, aber sehr viel mit Zweckmäßigkeit zu tun. Modernität ist nun einmal kein ausschließliches Kriterium für Zweckmäßigkeit. Schließlich können wir die Menschheit nicht aus lauter Jux und Dollerei »modernisieren«. Jedenfalls sollte man das besser nicht tun – es sei denn, man wollte massivsten Schaden anrichten. »Die Mutter-Kind-Vater-Triade ist der Kristallisationskern der menschlichen Familie und Gemeinschaft«, meinte zum Beispiel der Verhaltensforscher Irenäus Eibl-Eibesfeldt, ein Schüler des Nobelpreisträgers Konrad Lorenz. »Einen familienlosen sozialen Urzustand dürfte es bei Homo sapiens nie gegeben haben … Wir kennen bisher keine Menschengruppe, die ohne eheliche Dauerpartnerschaft lebt. Und in den meisten Fällen lebt ein einzelner Mann mit einer einzelnen Frau in ehelicher Gemeinschaft … Die lange Kindheit und Jugend, die nur bei elterlicher Betreuung möglich ist, gestatten es dem Kind, das kulturelle Erbe zu übernehmen, von dem Menschen nun einmal leben … Dauerpartnerschaft und der Zusammenhalt über mehrere Generationen kennzeichnen die menschliche Familie« (Irenäus Eibl-Eibesfeldt: Die Biologie des menschlichen Verhaltens, 1997, S. 322ff.) »Die menschliche Familie bezieht (jedoch) über diese Tirade hinaus in der Regel noch die Generation der Großeltern ein. Diese mehrere Generationen umfassende Familie ist typisch menschlich … Die Alten treten ferner als Vermittler von Wissen und Tradition auf.«

    Frauen retten die Familie

    Und wissen Sie was: Es ist gar nicht so leicht, die Familie kaputtzumachen. Dabei hat man es wahrlich versucht, zum Beispiel in den jüdischen Kommunen der 20er-Jahre des vergangenen Jahrhunderts (Kibbuz-Bewegung), wo man sozialistische und »kollektive Lebensmodelle« leben wollte. Dabei ging es »um die Frage, welches Recht die (klassisch bürgerliche) Individualität (einschließlich der Kleinfamilie) in einem kollektiven Lebensmodell noch hat«. Und siehe da: Die Familie setzte sich immer wieder durch. »Der Versuch der Kibbuz-Bewegung, den utopischen Feminismus des frühen Sozialismus zu verwirklichen, den auch die genannten Vertreter der Frauenbewegung anstreben, scheiterte letztlich an den biologisch determinierten verschiedenen Neigungen der Geschlechter«, so Eibl-Eibesfeldt. Besonders den Frauen ging die »kollektive Erziehung« ihrer Kinder in der »Kita« über die Hutschnur: »Es waren die Frauen, die ihre Kinder mehr und mehr aus dem Gemeinschaftsraum zur Familie zurückholten.« Doch nicht nur das: Die Frauen waren es auch, »die sich aufgrund eigener Wahl mehr und mehr von der Land- und Fabrikarbeit sowie aus Politik und Verwaltung zurückzogen …« – um sich wieder der Familie zu widmen, versteht sich (ebenda, S. 402). Der amerikanische Soziologe Spiro machte die Probe aufs Exempel und besuchte im Abstand von 25 Jahren einen israelischen Kibbuz, und zwar 1950 und 1975: »Die Gründergeneration der Kibbuz-Generation« habe »das kollektive, sozialistische Anliegen noch ernst genommen und danach gelebt«, stellte der Sozialforscher zunächst noch fest. Familie, schloss Spiro, sei daher nichts Natürliches, es gehe auch ohne sie.

    Als er jedoch eine Generation später die gleiche Kibbuz-Gemeinschaft noch einmal besuchte, stellte er zu seiner Überraschung fest, dass die im Kibbuz herangewachsenen Mädchen und Frauen wieder feminine Wertvorstellungen pflegten. Sie wollten ihre Kinder wieder selbst einhüten, zogen sich aus Männerberufen zurück, zeigten mehr Interesse an Familie als an Politik, schätzten die Ehe und kleideten sich wieder weiblich. … Die im Kibbuz geborenen Frauen schienen in der Überzahl nicht mehr bereit zu sein, die ihnen von der Ideologie aufgezwungenen Rollen zu übernehmen. Die Familie war für sie wichtiger als alles andere …« (Eibl-Eibesfeldt: »Die Geschlechtsrollen aus ethologischer Sicht«, S. 46, in: Verena Schubert (Hrsg.), Frau und Mann, Wissenschaft und Philosophie, interdisziplinäre Studien, 1994).

    Überleben ist Faschismus

    Wir wissen nicht, bei welchem Nobelpreisträger Gisela Notz in die Lehre gegangen ist, aber sie hält davon nichts: »Es gab immer schon andere Formen des Zusammenlebens als die Kleinfamilie mit Vater, Mutter und Kind(ern), aber sie wurden und werden argwöhnisch betrachtet«, meinte sie in ihrem Artikel in der taz vom 8. März 2017: Klar – und zwar, weil sich der um die Existenz kämpfende Normalmensch das nicht leisten konnte. Eltern, deren Kinder zum Beispiel homosexuell waren, waren nicht begeistert – und zwar nicht etwa, weil die Eltern »Nazis« oder »Rechte« gewesen wären, sondern weil es dann an Enkeln und an der Versorgung im Alter mangeln würde und dies existenziell bedrohlich gewesen wäre. Und natürlich wäre es auch das Ende der Generationenfolge und der Tod der Familie gewesen. Dass man so etwas überhaupt erklären muss, ist traurig. Dabei gilt auch heute noch: Die aggressiv propagierte Homosexualität und das kinderlose Single-Leben gefährden derzeit ebenso die Altersversorgung und die Zukunft, und zwar gesellschaftlich und individuell betrachtet – ganz einfach, weil es an Nachwuchs, an Rentenbeitragszahlern und (auf der Familienebene) an Enkeln fehlt (siehe hierzu auch »7. Juni: Warum die Rente nicht ›sischää‹ ist«). Denn die Rente und der sogenannte »Generationenvertrag« zwischen Beitragszahlern und Rentnern wurden ja eigentlich nicht von Alexis de Tocqueville oder von Otto von Bismarck erfunden, sondern von der Natur: als Generationenvertrag zwischen Eltern, Kindern und Kindeskindern. Nach dem Motto: Pfleg ich dich, pflegst du mich. Zieh ich dich auf, sorgst du später für mich. Dass »Lebensformen«, die nichts zu diesem Generationenvertrag beitragen, argwöhnisch betrachtet wurden, ist daher kein Wunder. Ein Elternpaar mit schwulen oder lesbischen Nachkommen war existenziell gesehen praktisch erledigt.

    Der Staat ist nicht dein Freund

    Aber nein, meint Notz, die früher einmal ausgerechnet Vorsitzende von pro familia war, diese einfache Überlebensrechnung ist keine Überlebensrechnung, sondern quasi »Nazifaschismus«: »Dass diese Einstellung [nämlich andere Formen des Zusammenlebens mit Argwohn zu betrachten] zur rechten Ideologie gehört, hat der Nazifaschismus gezeigt.« Verkürzt heißt das also: »Familismus« ist Faschismus. »Der Begriff Familismus unterstellt, dass Familie nicht etwa eine reale und wichtige Sozialstruktur ist, sondern vielmehr eine (rechte) Ideologie sei«, heißt es zutreffend bei der Enzyklopädie WikiMANNIA. Unfassbar – nicht? Typisch für Propagandisten wie Notz ist übrigens das inkonsistente Denken – denn wer das Denken einer Ideologie verschreibt, hat mit Logik natürlich nicht viel am Hut. Notz’ Ideologie ist so aufgesetzt, dass, ohne dass sie es zu bemerken scheint, ihre anti-familiäre Polemik plötzlich in eine Eloge auf die Familie kippt: »Die Mutter ist sorgende Hausfrau oder Zuverdienerin, der Vater der ›Haupternährer‹«, kritisiert sie zwar noch den Kern des »Familismus«. Und: »Frauen glauben, sie müssten sich für die Familie aufopfern und ihre Bedürfnisse für sie zurückstellen.« Schrecklich. Aber, so schreibt die Professorin schon im nächsten Satz, »so dient die Familie als die billigste Versorgungseinheit der Gesellschaft«. Würde man »billig« nun noch durch »wirtschaftlich« ersetzen, wäre das nichts anderes als das, was ich oben behauptet habe und gälte heute ebenso wie in der Steinzeit. »Gerade in Zeiten, in denen sozialstaatliche Leistungen gekürzt werden, sorgt sie für Ausgleich«, meint Notz über die Familie. Und das soll schlecht sein? Gerade in Zeiten unsicherer Zukunft und Renten ist die Familie also wieder die einzige Hoffnung für die Menschen! Gerade jetzt brauchen wir die »Normalfamilie« wie noch nie in den zurückliegenden Jahrzehnten! Nachdem der Staat alles getan hat, um sie zu spalten, zu zerstören und durch ein wackliges Rentensystem zu ersetzen, müssen wir um ihre Existenz kämpfen. Denn merke: Erst wenn die Familie weg ist, wirst du merken, dass der Staat nicht dein Freund ist. Im Gegensatz zu Notz scheint sich manch andere Altfeministin mit der Familie übrigens auch ganz offen zu versöhnen: »Manchmal denke ich, Großmutter sein wäre eigentlich ganz nett. Die Kinder kommen dann und wann zu Besuch, sind goldig, und man ist gelassen«, vertraute die 73-jährige Alice Schwarzer dem Nachrichtenmagazin Der Spiegel an. »Es stimme sie aber nicht wehmütig, selbst keine Kinder zu haben. ›Ich habe ja ein ziemlich aufregendes und sehr erfülltes Leben gehabt.‹ Mit Kindern habe sie trotzdem ständig zu tun. ›Ich habe seit über 30 Jahren ein Haus auf dem Land. Und wenn ich da ankomme, fliegt schon die Türe auf, und die Nachbarskinder stürmen rein‹« (zitiert nach: derwesten.de, 31.07.2016) Tja, gut, dass der Nachbar ein »Familist« ist …


19. März: 
Das seltsame Verschwinden der Malina Klaar

    An diesem Tag ging ein seltsamer Vermisstenfall durch die Medien. Mitten in Regensburg sei die 20-jährige Malina Klaar verschwunden: eine hübsche, dunkelhaarige Frau. Auf Bildern war sie mit auffallend schönen, langen Haaren zu sehen. Am frühen Sonntagmorgen habe sie eine Party in der Regensburger »Alten Mälzerei« verlassen und sich auf den Weg nach Hause gemacht, wo sie aber nie angekommen sei. Gegen sechs Uhr morgens habe sie sich von unterwegs aus noch einmal per Handy bei ihrer Freundin Sandra B. gemeldet, dann habe sich ihre Spur verloren. Das Schicksal von Malina Klaar ist das Schicksal einer jungen Frau, die 2017 einfach so abhandenkam und die später tot aufgefunden wurde, ohne dass irgendeine befriedigende Erklärung dafür gegeben wurde. Die Frage nach dem Warum und Wieso wurde nie hinreichend beantwortet. Deshalb soll der Sache hier auch nachgegangen werden.

    Malina Klaar stammte eigentlich aus Fürstenfeldbruck bei München und war erst wenige Tage zuvor nach Regensburg gekommen, um dort Sozialarbeit zu studieren. Zusammen mit einer Freundin namens Sandra B. wohnte sie in einer WG in der Wöhrdstraße auf der Donauinsel »Unterer Wöhrd«. Berichten zufolge beschlossen die beiden Mädchen am Abend des 18. März 2017, zusammen mit einer weiteren Freundin die Diskothek »Underground« in der »Alten Mälzerei« zu besuchen, einem bekannten Regensburger Veranstaltungslokal in der Galgenbergstraße 20. Angeblich habe sich Malina dann gegen fünf Uhr morgens allein auf den Heimweg gemacht und sei dabei abhandengekommen. Zwar habe sie sich noch mehrmals telefonisch bei Sandra gemeldet, zu Hause aufgetaucht sei sie aber nicht. Und das ist erstaunlich, denn verlaufen kann man sich eigentlich nicht: Von der »Alten Mälzerei« in die Wöhrdstraße geht es ausschließlich auf einer schnurgeraden Wegstrecke. Wie Malina Klaar da verloren gehen konnte, ist deshalb bis heute ein Rätsel.

    Eine widersprüchliche Schilderung

    Das Landshuter Wochenblatt vom 21. März 2017 hat die Erzählungen ihrer Mitbewohnerin Sandra über die Nacht dokumentiert. Alles in allem gibt Sandra B. darin in einem Atemzug gleich drei Versionen zum besten, wie und wann Malina verschwunden sein soll. Demnach hat

    
      	Sandra Malina an der Garderobe »verloren«,


      	Sandra Malina auf der Tanzfläche »nicht wiedergefunden«,


      	sich Malina nach einiger Zeit bei Sandra »abgemeldet« und versprochen, »gleich wiederzukommen«.


    

    Ein bisschen viele Versionen für eine kurze Schilderung.

    Malina, das Phantom

    Betrachtet man die Erzählungen von Malinas Freundin und Begleiterin Sandra B. (laut Wochenblatt), kommt sie aus den Widersprüchen gar nicht mehr heraus – oder liegt das an der Berichterstattung der Zeitung? Die Schilderung ist jedoch nicht nur in sich unstimmig, sondern passt auch nicht zu den Umständen am Ort des Geschehens, der Diskothek »Underground« in der »Alten Mälzerei«. So »riesig«, wie von Sandra geschildert, war diese Party nämlich gar nicht. Schließlich handelte es sich ja nicht um ein 10000-Menschen-Konzert der Rolling Stones, sondern nur um einen Veranstaltungsraum mit Bar, Tanzfläche und kleiner Bühne. Die »Alte Mälzerei« selbst bezeichnet das »Underground« als »kleinere Konzert- und Party-Location« mit einem Fassungsvermögen von nur 150 Personen, und zwar »unbestuhlt«. Also »Stehplätze«.

    Keine Spur von Malina

    Wie kann eine so auffallend hübsche junge Frau fünf oder sechs Stunden allein auf einer so überschaubaren Party herumirren – ohne dass irgendjemand eine Spur von Malina entdeckt haben will? Zumal sie ja (einer der oben aufgezeigten Versionen zufolge) angeblich angekündigt hatte, »gleich wiederzukommen«? Beginnt man da nicht irgendwann zu suchen? Schließlich könnte die hübsche junge Frau auf der Party ja belästigt worden sein. Oder ihr könnte auf der Toilette schlecht geworden sein. Aber von Suchaktivitäten wird nichts berichtet. Und warum hat eigentlich nicht Malina nach ihren Freundinnen gesucht? Spätestens dann, als es darum ging, gemeinsam den Heimweg in der für sie neuen Stadt anzutreten? Das ist nämlich schon die nächste Frage: Weshalb geht ein 20-jähriges Mädchen am Sonntagmorgen zwischen fünf und sechs Uhr mutterseelenallein durch eine fremde und leer gefegte Stadt nach Hause? Weshalb ruft niemand ein Taxi, und warum hat auch sie selbst keines gerufen? Schließlich herrschte auch noch schlechtes Wetter, und außerdem war es noch dunkel. Die Sonne ging erst um 6.17 Uhr auf (laut http://www.sunrise-and-sunset.com).

    Auf dem Heimweg soll sich Malina verirrt haben. Plötzlich habe nämlich Sandras Handy geklingelt: »Dann hat die Mali mich eben angerufen, sie ist am Ernst-Reuter-Platz. Das ist einfach von mir zu Hause zehn Minuten entfernt. Ich habe ihr dann gesagt, ›du musst halt immer nur geradeaus laufen‹. Dann klang sie so, ›ja ok, mache ich‹. Also noch zurechnungsfähig.« »Nach rund einer halben Stunde«, so das Wochenblatt, »habe sich Malina erneut telefonisch bei Sandra gemeldet: ›Sie sieht jetzt noch Häuser und da habe ich mich schon gewundert.‹ Nach einem letzten Telefonat denkt Sandra, Malina schafft es, nach Hause zu finden. ›Sie klang jetzt nicht so betrunken, dass sie jetzt nicht mehr laufen konnte oder so. Sonst hätten wir sie ja geholt. Und es war nun wirklich auch keine große Distanz‹, erzählt Sandra weiter« (Wochenblatt, ebenda).

    In Luft aufgelöst? 

    Betrachtet man Sandras Erzählungen genauer, drängt sich irgendwann zwangsläufig die Frage auf, ob sie nicht irgendetwas verwechselt haben könnte, das heißt: ob Malina in dieser Nacht überhaupt jemals in der »Alten Mälzerei« gewesen war. Denn schließlich wäre das die naheliegendste Erklärung dafür, dass man jemanden nicht finden kann: dass er ganz einfach nicht da ist. Ohnehin sind die Beweise für Malinas Gegenwart im »Underground« äußerst dünn gesät: Kaum war sie da, war sie auch schon wieder weg, nämlich (laut Version 1) beim Abgeben der Jacken. Und die ganze Nacht über hat niemand jemals wieder eine Spur von ihr gesehen. Obwohl sich Malina in Regensburg wohl noch nicht so gut auskannte, hat man sich auch nicht zum gemeinsamen Nachhausegehen an der Garderobe oder am Ausgang getroffen. Nicht einmal zufällig, obwohl sich die jungen Frauen etwa gleichzeitig auf den Heimweg machten. Und auch, als die Polizei die Besucher der »Alten Mälzerei« später schließlich dazu aufrief, Fotos dieses Abends auf ein Internetportal hochzuladen, kam nichts dabei heraus: »Konnten die eingesendeten Fotos zu den Ermittlungen beitragen?«, wollte der Münchner Merkur von den Ermittlern wissen. Aber »Polizeisprecher Armin Bock sagt, dass diese keine weiteren Erkenntnisse erbracht hätten« (online, 01.06.2017). Malina war darauf offenbar also nicht zu sehen. Was sich nahtlos mit den Aussagen von Freundin Sandra deckt, die Malina in der »Alten Mälzerei« einfach nicht (wieder-)entdecken konnte. Kurz und gut, das alles lässt nur einen Schluss zu: Malina Klaar war an diesem Abend in Wirklichkeit nicht in der »Alten Mälzerei«, jedenfalls nicht lange. Das erklärt,

    
      	weshalb sie ihren Freundinnen auf der überschaubaren Party »abhandenkommen« konnte,


      	warum sie nicht mehr auftauchte,


      	weshalb die Polizei keine Fotos von Malina in der »Alten Mälzerei« erhielt,


      	warum man nicht gemeinsam den Heimweg antrat und


      	wieso sich Malina auf dem überaus einfachen Nachhauseweg, der von der »Alten Mälzerei« aus nur geradeaus führte, »verlaufen« konnte. Nämlich weil dieser Heimweg ganz woanders begann und anders verlief, als man sich das vorstellte.


    

    Die einzige Spur von Malina im »Underground« soll ihre Handtasche gewesen sein, die sie dort liegen gelassen habe. Merkwürdigerweise war diese Handtasche jedoch erst Tage später dort aufgetaucht – beziehungsweise Malina »zugeordnet« worden. Genauso gut könnte die Handtasche auch erst nach Malinas Verschwinden dort hingebracht worden sein. Denn schließlich stellt sich die Frage, warum Malina ihre Handtasche vergessen haben sollte, während sie ihr Handy mitgenommen hatte.

    Das geheimnisvolle Foto

    Aber wenn Malina tatsächlich nicht im »Underground« gewesen sein sollte – wo war sie dann? Während alle ein Foto suchten, das es nicht gab (nämlich eines von Malina in der »Alten Mälzerei«), wollte das Foto, das es gab, interessanterweise niemand haben. Tatsächlich existierte nämlich eine Aufnahme von der jungen Frau an diesem Abend. Sie zeigte Malina aber nicht in der »Alten Mälzerei«, sondern in der Diskothek »Lodge 17« (Name geändert). »Ein bestimmtes Party-Foto sorgte im Netz für Spekulationen«, raunte geheimnisvoll die Website des Münchner Merkur: »Es ist Teil einer Party-Bilderstrecke aus dem Regensburger Club ›Lodge 17‹ [Name geändert; GW] aus der fraglichen Nacht.« Seltsamerweise wollten sich die Ermittler »auf Anfrage unserer Online-Redaktion nicht im Detail zu dem Foto äußern, denn: ›Auskünfte zu einzelnen Spuren oder Ergebnisse von Ermittlungen zu Spuren werden von uns nicht erteilt‹.« Außerdem »hielt sich Malina laut Ermittler in der Diskothek ›Alte Mälzerei‹ und nicht im ›Lodge 17‹ auf.« Dieser angebliche Aufenthalt von Malina in der »Alten Mälzerei« schien so etwas wie ein unumstößliches Dogma gewesen zu sein, an dem Zweifel nicht erlaubt waren und das sogar Fotos der Vermissten negieren konnte, die sie an einem anderen Ort zeigten. Nach dem Motto: Was nicht sein darf, das nicht sein kann. Nur sind die Beweise für Malinas Aufenthalt in der »Alten Mälzerei« eben dünn gesät – im Wesentlichen sind das nur die wirren Aussagen von Freundin Sandra, die mehr von der Abwesenheit als von der Anwesenheit Malinas berichtete. Zudem sei das Foto aus dem »Lodge 17« sehr »verschwommen«, mäkelte der Merkur weiter, und die Kleidung des Mädchens auf dem Foto stimme nicht mit der überein, die Malina in der Unglücksnacht getragen haben »soll« (online, 01.06.2017). Sehen durfte die Öffentlichkeit das Bild auch nicht mehr. Nach seinem kurzzeitigen Auftauchen in einem Forum war es auf Nimmerwiedersehen verschwunden.

    Wo begann der Heimweg wirklich?

    Allerdings gibt es noch mehr Hinweise auf den Club »Lodge 17« (der mit Malinas Verschwinden freilich rein gar nichts zu tun haben muss) – nämlich Malinas unerklärlich seltsamer Heimweg. Statt einfach von der »Alten Mälzerei« aus geradeaus über den Ernst-Reuter-Platz Richtung Donau und Wöhrdinsel zu gehen, war sie am Ernst-Reuter-Platz angeblich nach Westen »abgebogen«. So wird zumindest der Umstand interpretiert, dass sie sich weit westlich noch einmal per Handy (vom Stadtpark aus) bei Sandra gemeldet haben soll und dass das Gerät ganz in der Nähe an der Donau gefunden worden sein soll. Kein Mensch konnte sich aus dieser Abweichung von dem an sich schnurgeraden Nachhauseweg einen Reim machen. Eine plausible Erklärung lautet daher, dass ihr Heimweg in Wahrheit eben nicht an der »Alten Mälzerei«, sondern westlich vom Ernst-Reuter-Platz begonnen hatte, wo sich auch der Club »Lodge 17« befindet, in dem auch ein Foto von Malina entstanden sein soll. War das der Grund, warum man sie in der »Alten Mälzerei« partout nicht hatte finden können? Nämlich weil sie nun einmal im »Lodge 17« war? Falls diese Frage mit Ja beantwortet werden muss, dann wirft das auch ein ganz anderes Licht auf ihren weiteren Weg, der laut Handy-Fundort in etwa feststeht. Um einen »Heimweg« handelte es sich dabei allerdings nicht, sondern vom »Lodge 17« aus führte die Route geradewegs nach Westen zum Stadtpark und anschließend zur Donau. Anstalten, nach Hause zu gehen, hat Malina diesem Weg zufolge offenbar nicht gemacht.
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    Angeblicher Irrweg Malinas von der »Alten Mälzerei« zum Donau-Ufer. In Wirklichkeit begann ihr Heimweg aber wohl am Club »Lodge 17« (markiert mit X).

    Malina Klaars Heimweg, Grafik © Kopp Verlag, Rottenburg



    Irgendwer bei irgendwem

    Interessanterweise machte sich ihre Mitbewohnerin Sandra ihrer im Wochenblatt zitierten Schilderung zufolge erstaunlich wenig Sorgen um Malina: Verlaufen? Egal. Betrunken? Egal. Schlechtes Wetter? Auch egal. Selbst nachdem Malina Stunden später, am 19. März, noch immer nicht zu Hause aufgetaucht war, war Sandra kein bisschen beunruhigt: »Es übernachtet ja andauernd irgendwer bei irgendwem, weil der näher wohnt, und wir haben uns halt überhaupt keine Sorgen gemacht. Ich laufe ja auch immer alleine nach Hause und mache mir da überhaupt keine Gedanken.« Seltsam, denn bei wem sollte die erst vor einer Woche nach Regensburg zugezogene Studentin denn übernachtet haben? Hatte sie tatsächlich bereits so viele Bekannte und Freunde in der Stadt, die zufällig alle an ihrem Nachhauseweg wohnten? Oder stellt sich eine junge Frau in Regensburg heutzutage einfach einmal an den Straßenrand, wenn sie eine Gelegenheit zum Übernachten sucht? Und weshalb hatte sie sich dann nicht wenigstens von da aus gemeldet, um Bescheid zu geben? Warum wurde Sandra auch am Sonntagmorgen (19. März) noch nicht stutzig, als die liebe »Mali« gegen 10 Uhr immer noch nicht in der Wohngemeinschaft aufgetaucht war? Vielleicht lag das ja einfach an einer etwas zu heißen Party-Nacht.

    Merkwürdigerweise fielen Sandra auch immer neue Gründe ein, warum sie sich keine Sorgen machen musste. Diesmal dachte sie, »vielleicht schläft sie länger und ist deshalb noch nicht zurück«. Es dauerte bis zum frühen Sonntagnachmittag um 14 Uhr, dass es Sandra wie Schuppen von den Augen fiel: »Das ist nicht ihre Art. Selbst wenn sie jemanden kennengelernt und bei ihm übernachtet hätte, hätte sie sich längst gerührt.« Nun, das klingt zwar endlich vernünftig, führt aber zu einer weiteren Frage: Woher kannte sie eigentlich Malinas »Art«? Denn immerhin war Malina erst vor einer Woche bei ihr eingezogen. Viele Party-Nächte können sie also noch nicht zusammen verbracht haben. Und wen könnte Malina morgens um sechs Uhr bei schlechtem Wetter in Regensburg noch kennengelernt haben, um bei ihm zu übernachten? Denn dass Malina auf dem Heimweg bereits in Begleitung gewesen wäre, wurde ja schließlich nicht behauptet. Dann hätte sie sich unterwegs ja wohl auch nicht telefonisch bei Sandra nach dem Weg erkundigt, wie diese behauptet.

    Eine seltsame Geschichte

    Kurz und gut: Dies ist eine der seltsamsten Geschichten, die ich je gehört habe. Sie überführt sich permanent selbst der eigenen Widersprüchlichkeit und Unwahrscheinlichkeit. Und so ging es immer weiter. Beispielsweise hieß es zunächst, Malinas Handy sollte von einem Spaziergänger im Herzogspark am Donau-Ufer gefunden worden sein (Abendzeitung, online, 22.03.2017). Als sich herausstellte, dass dieser nachts geschlossen hat, berichtete die Münchner tz am 23. März 2017, das Handy habe nur auf einem Uferweg am Herzogspark gelegen. Die naheliegendste Hypothese bestand natürlich darin, dass Malina in die Donau gefallen war. Zumal an dieser Stelle Leichenspürhunde anschlugen. Aber wie musste man sich diesen Unfall vorstellen? Wieso lag ihr Handy auf dem Uferweg und nicht ebenfalls irgendwo im Wasser? Und warum verfolgte ein Spürhund ihre Spur auch noch bis zu einer Bushaltestelle? Vielleicht, weil jemand etwas von ihr mitgenommen hatte?

    Tot in der Donau

    Am 7. April 2017 wurde Malina bei Donaustauf schließlich tot in der Donau gefunden – etwa acht Kilometer vom Fundort ihres Handys entfernt. Geklärt war der Fall damit nicht. Denn nun fing merkwürdigerweise die Polizei zu mauern an. Die Ermittler hätten zwar »eine Vorstellung, wie es zu dem tödlichen Unfall kam«, schrieb der Merkur in einem eigenen Blog zu dem Malina-Fall (01.06.2017). Nur welche Vorstellung, damit wollten sie merkwürdigerweise nicht herausrücken. Details wollte ein Polizeisprecher »auf Nachfrage nicht nennen«. Aber warum denn nicht? Was war denn an dem Unfall so diskretionsbedürftig? Mit Datum 26. April 2017 schrieb der Merkur, die Polizei sei überzeugt, dass Malina »durch einen tragischen Unfall ums Leben« kam, warte aber »weiterhin auf die Ergebnisse des toxikologischen Befundes«. Kein toxikologischer Befund, aber trotzdem schon einmal definitive Ergebnisse – wie passt das denn zusammen? »Sollte durch den toxikologischen Befund noch etwas herausgefunden werden, [so] sei das nur ein Mosaikstück, so die Polizei.« Also bedeutungslos, sollte das wohl heißen. Aber wie konnte man das wissen, wenn der Befund noch gar nicht bekannt war? Mit diesem »Mosaikstein« erhoffe man sich jedenfalls, »die Lücken über den Unfallhergang zu schließen«. Welche Lücken, wenn man doch von einem Unfall »überzeugt« war? Und noch einmal: »Eine grundlegende Änderung des Unfallgeschehens durch den Befund schließt die Polizei aus« – wie konnte das sein, wenn man noch gar nicht alle Befunde kannte? Die Kriminalgeschichte ist schließlich voll von Ermittlungen, die durch ein winziges Detail eine ganz andere Richtung genommen haben. Aus dem Ganzen kann man nur einen Schluss ziehen: Die Polizei hatte sich offenbar vor Abschluss der Ermittlungen felsenfest auf einen »Unfall« festgelegt. Und das kann im Umkehrschluss nur bedeuten, dass es hier etwas zu vertuschen gab. Ganz offensichtlich hatte die Polizei hier selbst ein Eisen im Feuer. Noch kryptischer wurde die Sache nämlich am Freitag, dem 28. April 2017. Da hakte die Merkur – Online-Redaktion nochmals beim Regensburger Polizeisprecher Albert Brück nach: »Auf die Frage, ob es schon den toxikologischen Befund gebe, teilt er mit: ›Es gibt unterschiedliche Ergebnisse.‹«

    Was gibt es zu vertuschen?

    »Unterschiedliche Ergebnisse?«, fragte die Zeitung verblüfft. »Auf mehrere Rückfragen meinte der Polizeisprecher, er könne keine weiteren Angaben machen, nicht ins Detail gehen. Somit ließ er auch offen, ob mit ›unterschiedliche Ergebnisse‹ etwa ›widersprüchliche Ergebnisse‹ gemeint sind oder dass ein Teil der Ergebnisse da ist und ein Teil nicht – wahrscheinlich Letzteres.« Die Polizei halte sich derzeit »offenbar so bedeckt wie möglich«, stellte der Autor des Artikels richtig fest. »Sprecher Brück betont lediglich noch: ›Wir gehen nach wie vor von einem Unfallgeschehen aus.‹« Schon gut – das wissen wir ja nun: Der Fall Malina sollte unbedingt ein Unfall sein. Die Bekanntgabe des endgültigen toxikologischen Befundes wurde bei dieser Gelegenheit gleich noch bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag verschoben, wahrscheinlich in der Hoffnung, dass die Medien das Interesse verlieren würden: »Wann der gesamte toxikologische Befund feststeht, ist weiterhin nicht absehbar: Es könne sich noch um Wochen handeln, schätzt Brück. Dies sei jedoch nicht ungewöhnlich, eine Vielzahl an unterschiedlichen Untersuchungen müsste vorgenommen werden.«

    Mauern, was das Zeug hält

    Sieben Tage später, am 5. Mai 2017, gab es noch immer nichts Neues. »Malinas Tod sei ein Unfall gewesen – das haben die Ermittler inzwischen wiederholt betont«, rekapitulierte der Münchner Merkur, der sich durch lobenswerte Hartnäckigkeit auszeichnete. Tatsächlich hatte man zeitweise den Eindruck, es gehe hier um eine Kraftprobe, wer zuerst die Lust verlöre: der Merkur oder die Polizei. Nun gehe es noch darum, »Lücken im Gesamtbild« zu schließen, meinte die Zeitung: »Welche Stoffe sind in Malinas Körper zu finden? War sie alkoholisiert, hatte sie womöglich Drogen oder Medikamente zu sich genommen?« Um diese Fragen zu klären, warte die Polizei immer noch auf das chemisch-toxikologische Gutachten – einen Monat nach dem Auffinden von Malinas Leiche. Anschließend solle der Fall zur Staatsanwaltschaft gehen. Allerdings: »Die Öffentlichkeit soll über die Ergebnisse des Gutachtens nicht informiert werden – nicht zuletzt in Rücksicht auf die Familie der Toten.« Sicher doch. Nur ist die Frage, wie in einer beschaulichen Stadt wie Regensburg plötzlich ein Mensch verschwinden und später tot aufgefunden werden kann, eben keine Privatsache, sondern von öffentlichem Interesse: Vielleicht muss man sich ja vor etwas oder vor jemandem schützen?

    Am 7. Mai erklärte die Polizei den Fall dann plötzlich für abgeschlossen – nur aufgrund welcher Ergebnisse, das wollte sie nicht erklären. Denn die endgültige toxikologische Expertise war ja immer noch nicht da. »Dass sich die Polizei derart stur einigelt, lässt zu viele Zweifel und Bedenken aufkommen«, hieß es in einem Hobby-Ermittler-Forum.

    Kein Interesse an Prävention

    Das kann man wohl sagen. Die Polizei war merkwürdigerweise peinlich darauf bedacht, nicht einmal zu verraten, wie die junge Frau in die Donau gelangt war. Begriffe wie »gefallen«, »gerutscht«, »gestolpert«, »getorkelt«, »gesprungen«, »geworfen«, »geschubst« oder »gestoßen« wurden peinlichst vermieden. Stattdessen sprach die Polizei von »geraten«: »Die junge Frau ist in die Donau geraten, wir sind in der Lage, das genau nachzuvollziehen«, sagte ein Sprecher. Wie die junge Frau in den Fluss »geraten« war, wollten die Ermittler allerdings nicht mitteilen. Warum durfte die Öffentlichkeit das auf keinen Fall wissen? Auffällig war außerdem, dass die Ermittler ein Fremdverschulden nicht etwa ausschlossen – vielmehr habe es darauf nur »keine Hinweise« gegeben. Was nach drei Wochen in einem Fluss schwer zu beurteilen sein könnte. Dabei kann die Leiche schließlich sehr stark verändert worden sein – zum einen durch Verwesung und Fäulnis, zum anderen durch posthume Verletzungen wie Tierfraß, Grundberührung oder Kontakt mit Schiffsschrauben. Was davon sprach für Fremdverschulden, und was nicht?

    Geheimniskrämerei bei der Polizei

    Nachdem die Polizei den Fall schon längst für abgeschlossen erklärt hatte, lag schließlich Ende Mai oder Anfang Juni 2017 endlich das chemisch-toxikologische Gutachten vor. Doch nachdem die Behörden die Medien dauernd mit dem Hinweis auf diese Expertise vertröstet hatten, hielten sie nun deren Ergebnis unter Verschluss. »Details werden der Öffentlichkeit vorenthalten«, berichtete der erwähnte Merkur – Blog, der den Fall bis zum Schluss weiterverfolgte. »Grund: Sie sind Privatsache – erst recht, da Malinas Tod als Unglücksfall gewertet wird. ›Wir müssen die Persönlichkeitsrechte der jungen Frau wie auch unsere Datenschutzvorgaben beachten‹«, zitierte der Merkur einen Polizeisprecher. »Deswegen gehen – vereinfacht gesagt – die Ermittlungsergebnisse und das Resultat des Gutachtens niemanden etwas an.« Wie edel – und wie falsch. In Wirklichkeit haben die Medien und damit die Öffentlichkeit nämlich ein Informationsrecht gegenüber den Behörden: »Die Presse hat gegenüber Behörden ein Recht auf Auskunft«, heißt es in Artikel 4 des Bayerischen Pressegesetzes: »Die Auskunft darf nur verweigert werden, soweit aufgrund beamtenrechtlicher oder sonstiger gesetzlicher Vorschriften eine Verschwiegenheitspflicht besteht.« Diese Gründe wurden hier aber nicht geltend gemacht. Die Behörden setzen einfach darauf, dass niemand dieses Informationsrecht einklagt (wie der Autor dieser Zeilen einst beispielsweise im Fall Heisig gegenüber dem Generalstaatsanwalt von Berlin). Nachdem die Öffentlichkeit wochenlang in den Fall einbezogen worden war, hatte sie ein Recht auf eine Antwort. Wenn ein Mensch verschwindet und Wochen später tot aufgefunden wird, geht das die Allgemeinheit sehr wohl etwas an – und zwar im Sinne der Prävention: Waren bei dem Tod der Person Alkohol oder Drogen im Spiel? Hat ihr jemand etwas ins Getränk gemischt? Oder wies sie Verletzungen auf? Könnte Malina ein warnendes Beispiel für andere sein? Schließlich war die junge Frau ja nicht zu Hause ums Leben gekommen, also im privaten Raum, sondern im öffentlichen. Demnach hat die Öffentlichkeit auch ein Recht darauf zu erfahren, welche Gefahren hier lauern.

    Wie war es wirklich?

    Da Zeugen und Polizei jedoch mauern und sich widersprechen, muss man sich eben seine eigenen Gedanken machen. Gehen wir also nochmals zurück zum »Lodge 17«. Es ist inzwischen wohl hinreichend plausibel, dass sich Malina in der Nacht zum 19. März 2017 in Wirklichkeit dort und nicht in der »Alten Mälzerei« aufgehalten hat. Muss man diese Tatsache vertuschen, dann muss es hierfür eine Ursache, einen Grund geben. Der naheliegendste Grund lautet wohl, dass Malina

    
      	hier etwas zugestoßen ist oder


      	sie hier jemanden kennengelernt oder getroffen hat, der ihr anschließend etwas angetan hat.


    

    Nun gibt es allerdings kürzere Wege, vom »Lodge 17« aus eine Leiche oder eine Bewusstlose in der Donau zu »entsorgen«, als über den Stadtpark. In Wirklichkeit ist das ein großer Umweg. Vom »Lodge 17« aus ist es höchstens ein Drittel so weit. Die plausibelste Erklärung lautet wohl, dass Malina beim Verlassen des »Lodge 17« noch nicht tot war, sondern dass ihr im Stadtpark noch etwas angetan werden sollte. Der angenommene Weg vom »Lodge 17« bis zum Stadtpark und anschließend zur Donau kann daher bedeuten, dass

    
      	Malina zunächst entführt oder zum Stadtpark gelockt,


      	im oder am Stadtpark missbraucht und dort eventuell auch schon getötet wurde


      	und anschließend in die Donau geworfen worden ist.


    

    »Also wenn ich eine hübsche junge Frau in Ruhe vergewaltigen wollte, dann würde ich sie gerade in einen nachts abgeschlossenen Park entführen, ist doch das Entdeckungsrisiko einer Vergewaltigung mitten in der Innenstadt selbst in der Nacht viel zu groß«, meinte der Rechtassessor Jerko Usmiani auf seiner Website. »Und Wege, in eine städtische Grünanlage zu gelangen, finden sich für gewöhnlich immer.« Was, wohlgemerkt, wiederum nichts mit dem »Lodge 17« oder dessen Inhaber zu tun haben muss – ob und wer genau Malina etwas angetan haben könnte, weiß man ja schließlich nicht. Für Kritiker wie den Rechtsassessor Usmiani, der selbst einen Migrationshintergrund hat, stand jedenfalls fest, dass hier etwas vertuscht werden sollte: »Wurde auch sie Opfer eines ›Flüchtlings‹?«, fragte er am 22. März 2017: »Dass Malina Klaar Opfer eines Gewaltdeliktes geworden ist, dürfte inzwischen feststehen. Keine junge Frau verschwindet in Deutschland mitten in der Nacht spurlos, und schon gar nicht ›verliert‹ sie ihr Smartphone. … Und wie entgeht man nach einer Vergewaltigung am besten der Strafverfolgung? Natürlich, indem man das Opfer in einem Fluss ertränkt.«
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    Thema des Monats

    4.–6.4. Angeblicher Giftgasangriff in Syrien

    3.4. In Seoul, Südkorea, wird der Lotte World Tower eröffnet (555 Meter hoch) – 4.4. Angeblicher Giftgasangriff der syrischen Armee auf den Ort Chan Schaichun – 6.4. Als Vergeltung für den angeblichen Giftgasangriff in Syrien lässt US-Präsident Trump 59 Marschflugkörper auf einen syrischen Militärflughafen abfeuern – 11.4. Sprengstoffanschlag auf den Mannschaftsbus von Borussia Dortmund – 16.4. Per Volksabstimmung wird die Türkei von einer parlamentarischen Demokratie in ein Präsidialsystem umgewandelt – 20.4. In Russland werden die Zeugen Jehovas fortan als extremistische Organisation bewertet und verboten – 23.4. Marine Le Pen und Emmanuel Macron gewinnen den ersten Wahlgang bei den französischen Präsidentschaftswahlen – 24.4. Laut Polizeilicher Kriminalstatistik (PKS) ist die Gewaltkriminalität in Deutschland im Jahr 2016 gegenüber 2015 um 6,7 Prozent gestiegen – 26.4. Der Fall »Franco A.« wird zum Startschuss für Säuberungen bei der Bundeswehr


4.–6. April: 
Giftgasangriff in Syrien: Lüge oder Wahrheit?

    Preisfrage: Wann wurde Donald Trump eigentlich Präsident der Vereinigten Staaten? Am 20. Januar 2017 natürlich, werden Sie sagen. Falsch. Zwar war das tatsächlich der Tag seiner offiziellen Amtseinführung, aber Präsident wurde er dadurch noch nicht, wie der anschließende Dauerputsch von Politik und Medien gegen Trump bewiesen hat. Beide wollten ihn nämlich so schnell wie möglich wieder loswerden und taten so, als hätte er sich das Amt widerrechtlich unter den Nagel gerissen. Nein, das Datum der wirklichen Inthronisation lautet auf den 6. April 2017: »Ich denke, Donald Trump ist letzte Nacht Präsident der Vereinigten Staaten geworden«, meinte am nächsten Tag etwa der CNN-Talkshow-Gastgeber Fareed Zakaria in der CNN-Sendung New Day. Aber warum? Ganz einfach: In dieser Nacht hatte Donald Trump seine ersten Bomben geworfen. Und zwar hatten die USA Syrien mit 59 Marschflugkörpern beschossen! Um ein echter US-Präsident zu werden, muss man also erst einmal einen ordentlichen Feuerzauber veranstalten und ein paar Leute umbringen. Nach dem Bad in der Menge bei der Amtseinführung kommt nämlich erst noch das Bad im Blut. Schon jubelt der ganze Laden, angefangen bei den Trump-feindlichen US-Demokraten über die leidenschaftlichen Anti-Trump-Demonstranten bis hin zu den Trump-Hassern in den Medien. »Seit 5.45 Uhr wird zurückgeschossen!«, meldete Trump. Ach nein, das war ja Hitler: »Um 2.45 Uhr gab Trump den Befehl: FEUER!«, schrieb die Bild – Zeitung.

    Außenpolitiker oder Außenbomber?

    Und plötzlich hatten alle Geburtswehen: Für die einen wurde ein Präsident geboren, für die anderen ein »Außenpolitiker« (Die Welt, online, 07.04.2017). »Außenbomber« wäre wohl treffender gewesen. In den Augen von Medien und politischen Gegnern hatte Trump plötzlich etwas richtig gemacht: »Warum Trump richtig gehandelt hat«, überschrieb zum Beispiel die Bild – Zeitung einen Artikel. »Luftschläge sind überfällig«, fand auch der Deutschlandfunk. »Attacke gut, aber keine Langzeitstrategie«, lobte und tadelte der CSU-Doktor-Schwindler Freiherr zu Guttenberg zugleich. Na, geht doch: Kaum riecht der Mainstream endlich Blut und Geschützqualm, ist er schon zufrieden. Und kaum bringt man ein paar Leute um, ist man schon wieder wer! Angefangen mit dem Morden hatte doch der syrische Staatschef Baschar al-Assad – oder etwa nicht? Und ob: Nur drei Tage zuvor, am 4. April 2017, hatte er den syrischen Ort Chan Scheichun mit dem tödlichen Kampfgas Sarin bombardiert, wobei etwa 70 Menschen ums Leben gekommen sein sollen, hauptsächlich Zivilisten und darunter vor allem Kinder. Da hatten wir es wieder einmal: der Teufel Assad! Welchen militärischen Vorteil sich der Mann auch immer von der Ermordung von Kindern versprechen mochte – ganz sicher sah er einen! Und so hatte er seine tückischen Giftwaffen auf »die eigene Bevölkerung« gerichtet und zum Einsatz gebracht, wie unsere Medien behaupteten. Das heißt: Assad und Giftgas – war da nicht was? Stimmt ja: Assad konnte eigentlich gar kein Giftgas mehr haben! Zu diesem Zeitpunkt war es nämlich vier Jahre her, dass »das syrische Regime von Präsident Baschar al-Assad … nach internationalem Druck mit der Weltgemeinschaft vereinbart« hatte, »seine Chemiewaffen abzugeben und im Ausland vernichten zu lassen« (Spiegel Online, 19.08.2014). »Ziel der USA und Russlands ist es, das syrische Giftgasarsenal bis Mitte 2014 zerstört zu haben«, berichtete seinerzeit der Sender n-tv auf seiner Website (11.10.2013).

    Giftgasangriff ohne Giftgas?

    Donnerwetter – das hatte die Öffentlichkeit ja schon längst wieder vergessen: Assad konnte eigentlich gar keine Chemiewaffen mehr haben! Nach einem angeblichen Giftgasangriff auf einige Vororte von Damaskus im Jahr 2013 hatte seine Regierung zugestimmt, sämtliche Bestände zu vernichten (bis auf Chlorgas, das auch für zivile Zwecke gebraucht wird). Und tatsächlich meldete Spiegel Online am 19. August 2014: »Syriens gefährlichste Chemiewaffen sind vernichtet.« Damit seien »alle deklarierten Bestände« unschädlich gemacht. Ist das das Aus für die westliche Propaganda? Keineswegs, denn wir haben ja immer noch den Linken-Abgeordneten Jan van Aken, der genau wusste, woher Assad das Giftgas genommen haben könnte: »Wir wissen, dass das Assad-Regime in großen Mengen zum Beispiel den Nervenkampfstoff Sarin hergestellt hat. Das Allermeiste davon wurde von den Vereinten Nationen gesichert und abtransportiert und zerstört. Aber bei einem solch großen Programm kann man nie ausschließen, dass hier und da noch die eine oder andere Granate liegt«, wurde van Aken zitiert. »So eine Rakete kann das jetzt gewesen sein. Sie kann [können] beide Seiten eingesetzt haben. Aber Sarin ist das Wahrscheinlichste« (laut parteimarx.org, 04.04.2017). Irgendwo in einem Bunker findet Assad also noch eine alte Granate, die von der UNO beim Saubermachen vergessen worden war. Nachdenklich dreht er sie in seinen Händen, bis ihm plötzlich einfällt: Könnten wir die nicht auf unsere eigene Bevölkerung werfen? Natürlich! Gesagt, getan: Flugs schraubten die Syrer den Gasknaller auf eine Rakete und feuerten sie in ein Wohngebiet. Hurra! Die Frage ist nur, ob das stimmt und warum und wozu Syrien solche angeblichen Restbestände überhaupt einsetzen sollte. Denn erstens würden sie damit ja offensichtlich werden. Zweitens hatte schon der Giftgasvorfall im Jahr 2013 der Assad-Regierung jede Menge Ärger mit der »internationalen Gemeinschaft« eingebracht, bis hin zur Androhung eines Luftschlages durch den damaligen US-Präsidenten Obama. Dieser Angriff konnte nur durch die Zusage verhindert werden, die Chemiewaffen zu vernichten. Wollte man das ganze Prozedere 2017 also wirklich noch einmal riskieren, um ein paar (eigene!) Zivilisten und ihre Kinder zu töten? Und wo läge überhaupt der militärische Nutzen, 70 Zivilisten umzubringen, darunter viele Kinder? Die Antwort kann sich wohl jeder selbst geben – bis auf unsere Medien und Politiker, versteht sich. Zudem hatte die Schweizer Juristin und ehemalige Anklägerin des Internationalen Strafgerichtshofs, Carla Del Ponte, über den Giftgasangriff 2013 gesagt: »›Nach den Aussagen, die wir gesammelt haben, haben die Rebellen Chemiewaffen eingesetzt und auf das Gas Sarin zurückgegriffen … Wir haben Zeugenaussagen von Ärzten, Flüchtlingen in benachbarten Ländern und Spitalmitarbeitern, dass chemische Waffen verwendet wurden – nicht von der Regierung, aber von der Opposition‹ … Die Art und Weise der medizinischen Behandlung der Opfer lege den dringenden Verdacht nahe, dass Sarin eingesetzt worden sei« (Zürcher Tagesanzeiger, online, 06.05.2013).

    Eine Nase Giftgas

    Zwar wurde die schon im Jahr 2013 ausgesprochene Drohung, auf einen syrischen Giftgasangriff folge ein US-Gegenschlag, mit Trumps Bombardement diesmal in die Tat umgesetzt. Allerdings ergab das Ganze auch diesmal überhaupt keinen Sinn. Es fehlten für den syrischen Machthaber nämlich das Motiv und die Mittel für einen solchen Giftgaseinsatz, auch die sogenannten Beweise waren alles andere als überzeugend. Aber man hat doch jede Menge Bilder in den Medien gesehen, wird mancher Zeitgenosse nun entgegnen – vor allem von verzweifelten Vätern, die ihre toten Kinder in den Armen hielten! Schon – aber das hätten sie gar nicht tun dürfen. Da sich das Gas oft auf Haut und Kleidung niederschlägt, sind Giftgasopfer nun einmal häufig selbst giftig. Man kann sie in der Regel nicht einfach mit bloßen Händen anfassen oder inniglich umarmen, so schrecklich das auch für die Hilfeleistenden sein mag. Aber wen interessieren schon Fakten: »Der Angriff kam völlig überraschend: Ein Luftschlag, so viel scheint inzwischen festzustehen. Nur diesmal war es Gas statt Sprengstoff«, berichtete am 4. April der ZDF-Korrespondent Roland Strumpf im heute-journal: »Kaum jemand hatte noch eine Chance. In den Krankenhäusern der Provinz Idlib kämpfen sie um das Leben der Opfer. Atemnot, Übelkeit, einige mit Schaum vor dem Mund.« Verengte Pupillen, das seien die Symptome eines Nervengases (also nicht von Chlorgas), zitierte ZDF-Korrespondent Strumpf einen Arzt. Denn das war politisch wichtig. Es sollte bedeuten, dass das eingesetzte Gas eben nicht zu den legal übrig gebliebenen Chlorgas-Beständen der syrischen Regierung gehören konnte. Zur Demonstration hielt der Mediziner in dem TV-Beitrag die Hand eines Opfers unter seine Nase und schnupperte daran. »Dies ist kein Chlorgas, kein Chlorgas«, versicherte er.

    Ein gefährliches Aerosol

    Sehr überzeugend. Denn welcher Arzt würde schon an einem mutmaßlichen Giftgasopfer schnuppern? Keiner natürlich! Denn das wäre lebensgefährlich, weil sich das Gas auch auf der Haut und in der Kleidung des Betroffenen niedergeschlagen haben könnte. Na und – die Opfer wurden doch vor der Behandlung gewaschen, werden jetzt manche sagen: »Vor der Klinik sprühen verzweifelte Helfer Wasser über die Opfer, versuchen die Rückstände des Gases abzuwaschen«, berichtete heute – Korrespondent Strumpf zu entsprechenden Bildern. Alles gut und schön – nur leider würden sie dabei selbst krank werden und wahrscheinlich sogar sterben, trugen die »Helfer« doch weder Handschuhe noch Schutzkleidung. Das angeblich mit Gas verseuchte Wasser lief von den Opfern direkt über die Hände und die Kleidung der Retter. Der Wasserstrahl verwandelte die mutmaßliche Gasbrühe zudem in ein Aerosol – eine sichere Methode, um die Zahl der Gasopfer weiter zu erhöhen. Genau diese Szene beweist, dass es sich nicht um chemische Kampfstoffe gehandelt haben kann, insbesondere nicht um Sarin. Zwar kann man bei vielen Helfer-Szenen vielleicht behaupten, die Opfer seien vorher dekontaminiert worden – zum Beispiel bei den rührenden Fotos, auf denen Männer Kinder in den Armen halten. Aber nicht hier: Denn wenn jemand ein Opfer abwäscht, dann muss es ja noch verseucht sein – sonst würde er das nicht tun. Genau dabei sieht man das Abwasser über die Hände und Kleidung der helfenden Person laufen, ohne dass diese irgendeine Reaktion zeigt. Von dem eingeatmeten Aerosol ganz zu schweigen. Schon in der 2014er-Ausgabe meines Jahrbuches schrieb ich über einen angeblichen Giftgasangriff in Syrien im Jahr 2013: »Schließlich fällt auf den Aufnahmen auch der sorglose Umgang mit den angeblich durch das Giftgas Sarin Getöteten und Verletzten auf. Die Opfer werden von sommerlich gekleideten Zivilisten getragen und versorgt. Wenn es sich wirklich um einen Giftgasangriff handelte, dann müssten die Helfer eigentlich längst selbst Symptome zeigen. Von den Ausscheidungen der Opfer einmal ganz abgesehen, ist der gesamte Bereich eines solchen Giftgasangriffs danach für geraume Zeit kontaminiert und kann nur mit Schutzkleidung und Atemmaske betreten werden. Und damit ist kein einfacher Mundschutz gemeint …, wie ihn beispielsweise Ärzte tragen. Sondern eine absolut dichte, ABC-taugliche Atemschutzmaske mit Luftfilter. Da auch der Boden, sämtliche Gegenstände und natürlich die Opfer und ihre Kleidung mit dem Gift kontaminiert sind, müssten die Helfer Ganzkörperanzüge tragen. Tun sie das nicht, müssten sie selbst Symptome aufweisen« (a. a.O., S. 252f. Siehe auch mein YouTube – Video »Giftgasangriff in Syrien – Lüge oder Wahrheit?«, 08.04.2017).

    Kostbare Propagandamunition

    Die syrischen »Rebellen« missbrauchten Kinder schon des Öfteren auf brutale Weise für ihre Propaganda. Anlässlich der »Giftgasattacke« im April 2017 wurden nun ganze Pritschenladungen hübscher toter oder komatöser Kinder vor die Kameras gekarrt und ihre Gesichter in Nahaufnahme gezeigt. Einem kleinen toten oder bewusstlosen Jungen wurde der Kopf brutal in die Kamera gedreht – eine Geste, aus der weder Mitgefühl noch Respekt oder Pietät hervorgingen, sodass man sich fragte, wer wohl der wirkliche Feind dieser Kinder gewesen war. Die Handbewegung ließ erahnen, dass es hier weniger um bemitleidenswerte tote Kinder ging, sondern um Propagandamunition in einem globalen Krieg der Bilder. Die sogenannte syrische Rebellenhilfsorganisation White Helmets drehte schon früher menschenverachtende Videos von toten oder sterbenden Kindern, zum Beispiel im März 2015, als die syrische Regierung ebenfalls einer Giftgasattacke beschuldigt worden war. Also zu einem Zeitpunkt, als Assad seine Chemiewaffen ebenfalls bereits vernichtet hatte.

    Wiederbelebung simuliert?

    Um eine Flugverbotszone für Syrien zu erwirken, waren die Videos damals den Vereinten Nationen vorgelegt worden. Die Bilder rührten die Mitglieder des Weltsicherheitsrates angeblich zu Tränen, wie die Nachrichtenagentur Reuters versicherte (online, 16.04.2015). Laut der schwedischen Ärzteorganisation »Schwedische Ärzte für Menschenrechte« (SWEDHR) wurden die Aufnahmen am 20. April 2015 sogar von CNN gesendet. Wie im Jahr 2011 in Libyen, sollte die Flugverbotszone in Syrien bewirken, dass nur noch westliche Flugzeuge, aber keine einheimischen mehr fliegen durften – und Syrien so, wie seinerzeit Libyen, ungestört hätte bombardiert werden können. Auch der angebliche Giftgasangriff des Jahres 2015 war für den Westen also von höchster militärischer und strategischer Bedeutung: »Um diese Zeit warben Senator McCain, die Weißhelme, [die] al-Nusra-Front und andere CIA-gestützte Jihadisten intensiv um eine Flugverbotszone in Syrien«, so der SWEDHR-Vorsitzende Professor Ferrada de Noli. »Die Videos sollten die Auswirkungen einer angeblichen Gasattacke in Sarmin zeigen, die der syrischen Regierung untergeschoben werden sollte. Außer zwei anonymen Zeugen, die einen Hubschrauber gehört haben wollten (›gehört‹, nicht ›gesehen‹), wurden keinerlei Beweise vorgelegt. Einer der anonymen Zeugen erwies sich als Angehöriger der Weißhelme …« (The Indicter).

    In einem der Filme sah man einige leblos wirkende Kinder mit halb geöffneten Augen, an denen dilettantische medizinische »Maßnahmen« durchgeführt wurden. So presste ein »Helfer« einem kleinen Jungen mit der linken Hand eine Sauerstoffmaske auf Mund und Nase, während er mit der rechten Hand einige Male lustlos auf seinem Oberkörper herumdrückte. Wenn das eine Herzdruckmassage gewesen sein sollte, dann hätte man, wenn es nicht so traurig gewesen wäre, darüber lachen können. Denn vom unqualifizierten Herumdrücken auf dem Brustkorb kommt kein Kreislauf wieder in Gang.

    Herumstochern im Herzbereich

    Am schlimmsten war aber die Aufnahme von einem kleinen Jungen, der ebenfalls mit halb geöffneten Augen leblos auf dem Rücken lag. Ein »Helfer« nahm Maß, stach ihm eine Injektionsnadel in den Herzbereich und stocherte im Brustkorb des Jungen herum. Eine gute Idee wäre das höchstens dann gewesen, wenn man das Kind (endgültig) hätte umbringen wollen. Denn merkwürdigerweise wurde der Kolben der Spritze während der Prozedur nicht hinuntergedrückt – demzufolge also kein Medikament verabreicht. »In Zeitlupe kann man beobachten, dass die Flüssigkeit in der Spritze – deren Nadel ein ›Doktor‹ in die Brust eines Jungen sticht – niemals die Spritze verlässt«, heißt es in einem Video der Schwedischen Ärzte für Menschenrechte (SWEDHR; Hervorhebung im Original). Interessanterweise sieht es so aus, als wüsste der »Mediziner« nicht, was eine Spritze ist und wie sie funktioniert. So fasst der »Arzt« die Spritze nicht einmal richtig an. Sein Daumen liegt nicht hinten auf dem Kolben, um diesen hinunterzudrücken. Stattdessen nimmt er, während er die Nadel einsticht, den Spritzenzylinder wie einen Stift zwischen Daumen und Zeigefinger. Wie er bei seiner Stocherei das Herz zu finden hofft, ist nicht ganz klar. Ein Medikament kann so jedenfalls nicht verabreicht werden. Und tatsächlich drückt der »Doktor« den Kolben der Spritze während der gesamten Prozedur auch nicht hinunter. Selbst als der »Arzt« sich danach mit der Spritze von dem Patienten abwendet, hat sich der Kolben noch immer nicht nach unten bewegt und befindet sich das angebliche Medikament noch immer in der Spritze. »Nach der Untersuchung des Videomaterials stellte ich fest, dass die Maßnahmen, die diesen Kindern, einige von ihnen leblos, zugefügt wurden, bizarr, nicht medizinisch, nicht lebensrettend und sogar kontraproduktiv in Bezug auf lebensrettende Zwecke von Kindern sind«, schrieb Dr. Leif Elinder, ein bekannter schwedischer Medizinprofessor, Autor und Facharzt für Kinderheilkunde, über das Video. »Man kann ganz klar erkennen, dass der Mediziner, der die ›Injektion‹ vor der Kamera durchführt, noch niemals irgendetwas injiziert hat«, sagte auch die schwedische Ärztin Dr. Lena Oske. »Als er die Nadel aus dem Kind zieht, befand sich noch dieselbe Menge Flüssigkeit in der Spritze wie zuvor« (The Indicter, ebenda).

    Nun – so etwas nennt man wohl einen medizinischen Fehlschlag. »Die drei Kinder, die diesen ›lebensrettenden‹ Maßnahmen ausgesetzt wurden, waren letztendlich tot, und die Todesursache – laut dem Weißhelm-Video angeblich Chlorgas – wurde unabhängig von den Einschätzungen der schwedischen Ärzte von anderen medizinischen Meinungen in Zweifel gezogen«, schrieb Professor Marcello Ferrada de Noli im Sprachrohr der schwedischen Ärzteorganisation, The Indicter (März 2017). »Zum Beispiel könnte der Gesundheitszustand des oben genannten Kindes stattdessen auf eine Überdosis Drogen zurückgeführt werden, wahrscheinlich Opiate.« »Eine Analyse des Videos der Weißhelme, die von schwedischen Ärzten durchgeführt wurde, hat ans Tageslicht gebracht, dass die in dem Video gezeigten lebensrettenden Maßnahmen an bereits leblosen Kindern unangemessen sind – tatsächlich sogar lebensbedrohlich, oder ganz einfach gestellt, einschließlich simulierter Wiederbelebungsmaßnahmen« (siehe YouTube: »White Helmets video with fake life-saving procedures deceived UN sec council«, The Indicter Channel, 12.03.2017).

    Fragwürdige Wahrheitskonstruktion

    Solche Zweifel fochten unsere Medien freilich nicht an. Ob im April 2017 Giftgas verschossen wurde oder nicht, war alles andere als geklärt – ebenso wie die Frage, wer dafür verantwortlich gewesen sein könnte. Das ZDF schüttelte die Antworten dennoch aus dem Handgelenk: »Die Frage ist, wer hat den Befehl für die Giftgasattacke gegeben?«, wollte ZDF-Korrespondent Strumpf wissen, der den zweifelhaften Gasangriff damit offenbar als gegeben hinnahm. Die Frage nach den Tätern klärte Strumpf im Handumdrehen: »Syrische oder russische Flugzeuge – wollen Augenzeugen gesehen haben. Dafür sprechen diese Krater im Zentrum des Ortes«, sagte er in seinem heute – journal – Bericht. Inwiefern Krater über die Wahrnehmungen von Augenzeugen Auskunft geben können, bleibt schon logisch und semantisch ein Rätsel. Für einen Korrespondenten einer großen TV-Anstalt ist das ein bemerkenswert absurder Satz.

    
      	Ob überhaupt Flugzeuge im Luftraum über dem Ort des Geschehens waren, ist demnach also unklar, da sie von anonymen Augenzeugen lediglich gesehen worden sein wollen.


      	Ob es syrische oder russische Flugzeuge waren, ist ebenfalls unklar, denn die angeblichen Augenzeugen sahen demnach syrische oder russische Flugzeuge. Dafür sprechen jedenfalls die Krater (!).


    

    »Gestatten Sie, dass wir mal bomben?«

    Alles in allem wirkte die gesamte Konfrontation zwischen den USA, Syrien und Russland vom April 2017 wie ein makabres Theater:

    
      	der angebliche Giftgasangriff, der offenbar keiner war,


      	der angebliche amerikanische »Gegenschlag«, der ebenfalls keiner war:

    
      	Russland wurde vorab von dem Angriff informiert (und damit natürlich auch Syrien, siehe CNBC: »The US warned the Russians ahead of Syria missile strikes«, 06.04.2017). Denn schließlich sollten die Russen das Feuerwerk ja nicht als Angriff auf ihre eigenen Streitkräfte missverstehen. Sonst hätte Donald Trump kurze Zeit später vielleicht selbst die Himmelfahrt antreten können.


      	Von den angeblich abgefeuerten 59 US-Marschflugkörpern kamen nach Angaben des russischen Verteidigungsministeriums nur 23 an; 36 der 59 Tomahawks blieben verschwunden (= 61 Prozent).


      	Für eine Inszenierung spricht auch, dass die Start- und Landebahnen des syrischen Stützpunktes al-Schairat so peinlich genau verschont wurden, dass syrische Flugzeuge schon kurz darauf wieder von dort aus operieren konnten. Ein Zufall kann das wohl nicht gewesen sein, denn sonst hätten ja wenigstens einige Geschosse die Pisten getroffen. »Die Tomahawk – der Hammer der US-Marine« (Stern Online, 07.04.2017) erschien demnach wohl eher wie ein Gummihammer.


    


    

    Der ganze Vorgang erweckte den Eindruck der größtmöglichen Rücksichtnahme auf Syrien, aber auch auf dessen großen Verbündeten Russland. Etwa nach dem Motto: »Gestatten Sie, dass wir mal bomben?« Der Gipfel des absurden Theaters bestand in Trumps Erzählung von einem Kaffeekränzchen mit dem chinesischen Staatschef Xi Jinping (der gerade zum Staatsbesuch in Washington weilte), bei dem er den Befehl zum Einsatz der Cruise Missiles gegeben habe: »Ich saß am Tisch, wir hatten fertig gegessen und nahmen nun das Dessert ein«, schwafelte Trump in einem Interview mit der Fox-Reporterin Maria Bartiromo. »Was passierte, war also, dass ich sagte, wir haben gerade 59 Geschosse auf den Irak abgefeuert, und ich will, dass Sie das wissen. Und er aß seinen Kuchen und sagte nichts« (Quartz Media, 12.04.2017). Kein Wunder – denn schließlich hatte Trump Syrien gerade mit dem Irak verwechselt.

    Adresse: USA

    Die Wahrheit ist: Die Marschflugkörper waren auch gar nicht an Syrien adressiert, sondern an die USA. Wenn überhaupt, richtete sich der »Gegenschlag« nicht nach außen, sondern nach innen  – nämlich an Donald Trumps politische Gegner, die ihm eine zu große Nähe zu Moskau und Syrien unterstellt hatten. Der neue US-Präsident wollte der Öffentlichkeit endlich einmal zeigen, wo der Hammer hängt – beziehungsweise der Gummihammer – und sich selbst von dem gefährlichen Verdacht der Moskau- oder Syrien-Freundlichkeit befreien. »Der Angriff hat innenpolitische Ziele und Ursachen. US-Präsident Trump brauchte einen außenpolitischen Erfolg, um sich innenpolitisch gegen seine Gegner durchzusetzen und seine Autorität zurückzugewinnen«, zitierte die Nachrichtenseite Sputnik den Politologen Alexander Rahr: »In jüngster Zeit hätten selbst ›die eigenen Geheimdienstler an seinem Stuhl gesägt‹. Es sei versucht worden, Trump wieder auf die Linie des US-Establishments zu bringen. ›Auch die westlichen Verbündeten waren auf Abstand zu ihm gegangen‹, beobachtete Rahr. ›Er verlor einen nächsten Mitarbeiter nach dem anderen. Und dieser Angriff auf Syrien ist eine Art innenpolitischer Befreiungsschlag Trumps gewesen. So sieht es auf jeden Fall jetzt, einige Tage nach diesem Anschlag, aus‹« (11.04.2017). Der Angriff auf Syrien bot allen Seiten eine Möglichkeit, ihr Gesicht zu wahren:

    
      	Die Anti-Trump-Opposition konnte die Aktion als Erfolg ihrer Politik verkaufen;


      	Trump konnte sich vor seinen innenpolitischen Gegnern schützen;


      	Putin konnte dem bisher eher Moskau-freundlichen Trump den Kopf retten.


    

    »Es könne eine Vereinbarung zwischen dem US- und dem russischen Militär gegeben haben«, vermutete der Politologe im Gespräch. Beleg sei, dass die russischen Militärs zeitig gewarnt wurden und die russischen S-300-Flugabwehrraketensysteme, die in Syrien stationiert sind, nicht zur Abwehr eingesetzt wurden. »Wie die mutmaßliche Vereinbarung lautete, ›wissen wir nicht, das wissen nur Eingeweihte‹« (Sputnik, ebenda). In jedem Fall würde eine solche Vereinbarung erklären, warum Trump einfach in Russlands Einflussgebiet Syrien herumbomben konnte …


26. April: 
Der Fall »Franco A.«: Säuberungsaktion bei der Bundeswehr

    Kennen Sie den: Kommt ein Bundeswehrler zu einem anderen Bundeswehrler und fragt: »Bin ich nicht ein astreiner Flüchtling?« »Und ob«, sagt der Angesprochene und winkt den Fragesteller durch. Diese Geschichte tischte man der Öffentlichkeit am 26. April 2017 anlässlich der Verhaftung eines Bundeswehrangehörigen auf. Und zwar sei ein rechtsradikaler Bundeswehrsoldat namens Franco A. auf die Idee gekommen, sich als syrischer Flüchtling auszugeben und Asyl zu beantragen. Nach seiner Anerkennung wollte er unter diesem Deckmantel Anschläge begehen, um so Migranten zu diskriminieren. Allein das ist schon ein reichlich komplizierter Plan, wenn Sie mich fragen. Und je komplizierter ein Plan ist, desto höher ist nun einmal auch das Entdeckungsrisiko. Zudem meiden Kriminelle normalerweise jeden Kontakt zu Behörden – und zwar vor und nach der Tat. Dass sie sich schon vor der kriminellen Handlung amtlich ausfragen lassen, ist doch recht ungewöhnlich. Nur ganz vereinzelt wurden Medien denn auch misstrauisch: »Die Gefahr für Franco A., jederzeit aufzufallen, war extrem hoch«, fand beispielsweise das Nachrichtenportal Telepolis: »Er konnte, selbst mit reichlich Optimismus, nicht davon ausgehen, dass seine Scheinidentität nicht bereits bei der Registrierung auffallen würde. Sein Aussehen, seine geringen Kenntnisse der arabischen Sprache und eine persönliche Legende, die viele Fragen aufwirft, hätten jederzeit dazu führen können, dass A. auffliegt« (02.05.2017).

    Eine Räuberpistole bei der Bundeswehr

    Normalerweise sind Täter schließlich schon froh, wenn sie nicht nach der Tat geschnappt werden. Vor einem Anschlag als Deutscher unter einer falschen Identität ein Asylverfahren zu durchlaufen ist denn doch eine bizarre Idee – wenn, ja wenn, da nicht der große Zufall gewesen wäre, dass A. mit seinem Asylantrag ausgerechnet an einen anderen Bundeswehrsoldaten geraten war, der im Rahmen der Amtshilfe beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) als Prüfer oder »Anhörer« aushalf. »Wenn es stimmt, was Medien berichten, wurde der Oberleutnant ausgerechnet einem anderen Bundeswehrsoldaten zugewiesen, der an das Bundesministerium für Migration ausgeliehen war« (Telepolis, ebenda).

    An einen Zufall mochte man da nicht recht glauben – denn die Maskerade konnte ja überhaupt nur funktionieren, wenn der Anhörer ebenfalls ein Bundeswehrangehöriger war. Handelte es sich dabei von Anfang an also um eine abgestimmte Operation? Und wenn ja, von wem wurde sie organisiert? Auch ein weiterer »Komplize« stammte schließlich aus der Bundeswehr. Sofern das Zusammentreffen aber kein Zufall war, dann musste dahinter eine Organisation stecken, die nicht nur Einzelpersonen wie A. und seinen Anhörer, sondern auch Behörden wie das BAMF manipulieren konnte. Denn prompt ging es bei dem merkwürdigen Asylverfahren auch nicht mit rechten Dingen zu: Wie die Nürnberger Nachrichten berichteten, wies die Asylakte »zahlreiche Mängel und Ungereimtheiten auf« (laut Süddeutsche Zeitung, online, 30.04.2017). »Nach Informationen des Nachrichtenmagazins Spiegel haben die Ermittler bei ihren Recherchen so gravierende Fehler in der Bearbeitung seines fingierten Asylantrags festgestellt, dass intern bereits von einem ›Komplettversagen aller Kontrollmechanismen‹ die Rede sei«, so ein Bericht auf heute.de (28.04.2017): »Weder Dolmetscher noch Anhörer noch Entscheider hätten die unplausible Biografie des Mannes hinterfragt.«

    Ein »Syrer« spricht Deutsch

    Mit anderen Worten handelt es sich hier um eine Räuberpistole. Um einen Anschlag irgendwelchen Flüchtlingen in die Schuhe zu schieben, hätten schließlich auch ein simpler Bekennerbrief und/oder irgendwelche islamischen oder muslimischen Symbole am Tatort gereicht. Bei seiner Asylanhörung sprach der angebliche Syrer sogar ganz ungeniert Deutsch – ohne dass irgendjemand das Theater beendete. »Demnach berichtete die Dolmetscherin gegenüber der Innenrevision [des BAMF; GW], dass A. Deutsch mit französischem Akzent gesprochen habe«, zitierte Spiegel Online aus einer Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Grünen. »Er habe auf manche Fragen ohne vorherige Übersetzung geantwortet« (a. a.O., 16.06.2017). Tja, das ist freilich verdächtig – oder nicht? Im weiteren Verlauf der Affäre musste selbst das Migrationsamt BAMF einräumen, es seien »eklatante Fehler in allen Schritten des Asylverfahrens« gemacht worden (siehe n-tv, online, 17.05.2017, u. a.).

    Bundeswehr + Bundeswehr = MAD

    Die Antwort auf die Frage nach der dahinterstehenden Organisation lautet wahrscheinlich »MAD«. Wenn sich zwei oder sogar noch mehr Bundeswehrangehörige zu einem derartigen Mummenschanz treffen, sind meistens der Militärische Abschirmdienst (MAD) und andere Dienste nicht weit. Zum Beispiel hatte der MAD schon im Februar 2016 zwar »den Auftrag erhalten, für Franco A. eine erneute Sicherheitsüberprüfung der Stufe Ü2 vorzunehmen«, berichtete die Website des Stern. »Doch das nun eingeleitete neue Überprüfungsverfahren beim MAD wurde aus ungeklärten Gründen verschleppt und nie abgeschlossen« (11.05.2017). Na so etwas! »Gibt der Fall des Bundeswehrsoldaten Franco A., der sich als Asylbewerber ausgegeben hat, Einblick in eine tiefenstaatliche Struktur …?«, fragte Telepolis. Im Klartext: einen Einblick in Geheimdienstmachenschaften? Die Fehlerkette war sogar so auffällig, dass sich das BAMF gegen den Verdacht »bewusster Manipulationen« verteidigen musste. Aber wer hätte da manipulieren sollen und warum? Etwa, um den Bundeswehrler den Anschlag wirklich durchführen zu lassen? Wohl kaum.

    Angst vor einem Putsch

    Vielmehr steckte etwas anderes dahinter. Wie ich schon in meinem letzten Jahrbuch schrieb, braucht jede Politik heutzutage einen Anlass. Das heißt: Die Politik ist einfach zu wichtig, um sie dem Zufall zu überlassen:

    
      	Sie wollen die Waffengesetze verschärfen? Wie wär’s dann mit einem kleinen Schulmassaker?


      	Sie wollen den Krieg der Kulturen anheizen? Wie wär’s mit einem Bombenanschlag durch »Islamisten«?


      	Sie sind um Randgruppen besorgt? Dann inszenieren Sie doch ein Massaker in einem Schwulen- und/oder Lesben-Club, das wird auf jeden Fall jede Menge Mitgefühl und Sympathie hervorrufen und die Kritiker zum Schweigen bringen (siehe verheimlicht – vertuscht – vergessen. Was 2016 nicht in der Zeitung stand, 2017, S. 162).


    

    Kurz: Die Sache mit dem falschen Asylbewerber sollte von Anfang an zum Skandal hochgekocht werden, um die Bundeswehr anschließend von »Rechten« säubern zu können. In Wirklichkeit hatte die Bundesregierung nämlich Angst vor einem Putsch. So hatte der Chefredakteur des Nachrichtenmagazins Compact, Jürgen Elsässer, die Streitkräfte schon am 13. September 2015 offen zur Meuterei gegen das Merkel-Regime aufgerufen: »Soldaten der Bundeswehr!«, konnte man da lesen: »Im Unterschied zur Wehrmacht im Dritten Reich seid Ihr nicht auf eine Person an der Spitze des Staates vereidigt – damals Adolf Hitler, aktuell Angela Merkel –, sondern auf das Volk insgesamt und die freiheitliche Ordnung, in der es lebt. Das heißt: In einer Situation, wo von der Staatsspitze selbst Gefahr für dieses Volk und seine Freiheit ausgeht, seid Ihr nicht mehr an Befehle dieser Staatsspitze gebunden.« In der aktuellen Situation drohe akute Gefahr »für das Volk und den Staat, denen Ihr Treue geschworen hat. Mit der kürzlich getroffenen Entscheidung der Bundeskanzlerin zur bedingungslosen Öffnung unserer Grenzen wird die Existenz beider aufs Spiel gesetzt.« Die Bundesregierung löse »durch die Stimulierung eines unkontrollierten Massenzustroms den Staat auf« und hebe die staatliche Ordnung aus den Angeln! »In dieser Situation kommt es auf Euch an, Soldaten der Bundeswehr«, schrieb Elsässer. »Besetzt die Grenzstationen, vor allem die Grenzbahnhöfe, und schließt alle möglichen Übergänge vor allem von Süden. Wartet nicht auf Befehle von oben!«

    Die Säuberung des Bundeswehr

    Sicher hört die gesamte Bundeswehr neuerdings nicht wie ein Mann auf den Befehl von Compact. Aber gelesen wird das Magazin in Sicherheitskreisen sehr viel, wie auch ein Thüringer Polizeifahrzeug zeigte, bei dem die Zeitschrift im März 2016 anlässlich einer AfD-Demo gut sichtbar hinter der Windschutzscheibe lag. Nach der Festnahme von Franco A. wurden nun alle Bundeswehrkasernen nach »rechtem Gedankengut« und »Devotionalien« durchsucht – etwas, was man wahrscheinlich schon länger geplant hatte und wofür der Fall Franco A. konstruiert worden war. Das Ganze mündete in eine regelrechte stalinistische Raserei. »Säuberung« der bewaffneten Kräfte lautete der Auftrag, insbesondere der Bundeswehr und der Polizei. Dem Säuberungswahn fielen historische Modellflugzeuge genauso zum Opfer wie die letzte Rotkreuzflagge in Berlin 1945 oder ein Porträt des früheren Bundeskanzlers Helmut Schmidt als Wehrmachtssoldat (Die Welt/N24, online, 17.05.2017). Auch das lässt uns die weiteren Pläne und den weiteren Gang der Geschichte erahnen, genauso wie die ständigen Verschärfungen der Waffengesetze nach »Amokläufen«.

    Angst vor einem zweiten Stauffenberg?

    Wollte man mit den Waffenrestriktionen eine wehrhafte Bevölkerung verhindern, will man mit der Säuberung der Bundeswehr ein im Inneren wehrhaftes Militär verhindern – um nicht zu sagen: einen zweiten Stauffenberg? Entfernt wurden ausgerechnet Bildnisse von Nazi-Gegnern oder Widerstandskämpfern! Zum Beispiel ein »Wandbild von Generalfeldmarschall Erwin Rommel«, das laut Junge Freiheit flugs übermalt worden sei. Zwar sei der Panzergeneral Rommel »als ›Wüstenfuchs‹ für NS-Propagandazwecke genutzt worden, doch seine ›Betrachtungen zur Lage‹ vom 15. Juli 1944 markieren einen klaren Bruch mit Hitler«, so die Junge Freiheit am 19. Mai 2017. Tatsächlich galt der späte Rommel vielen als Widerständler und zumindest Mitwisser des Hitler-Attentates vom 20. Juli 1944 – auch dem NS-Regime. So wurde Rommel im Oktober 1944 mit belastendem Material konfrontiert und zum Selbstmord gezwungen (die Benennung einer Kaserne nach Erwin Rommel rechtfertigte Verteidigungsministerin von der Leyen denn auch immerhin).

    Noch deutlicher, wohin der Hase bei den Säuberungsaktionen des Jahres 2017 lief, wurde es am Beispiel Kurt von Hammerstein-Equords, dessen Porträt aus dem Offizierskasino der Panzerlehrbrigade 9 in Munster entfernt wurde: »Der Generaloberst war ein ausgezeichnet vernetzter Gegner der Nationalsozialisten von Anbeginn ihrer Herrschaft und profilierte sich im Widerstand gegen Hitler«, schrieb die Junge Freiheit am 19. Mai 2017 über den Vorfall. Nicht weniger als drei Mal war Hammerstein »an Geheimplänen zum Sturz Adolf Hitlers beteiligt, darunter die September-Verschwörung während der Sudetenkrise 1938«. Derartige Vorbilder kann auch die Merkel-Regierung für ihre Soldaten natürlich überhaupt nicht gebrauchen: »Vergangene Woche fiel das Porträt des Generals der Durchsuchung zum Opfer und verschwand« …
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    Thema des Monats

    7.5. Freimaurer-Siegesfeier für Emmanuel Macron

    4.5. Amazon eröffnet Lebensmittelversand in Berlin und Potsdam – 4.5. Puerto Rico erklärt den Staatsbankrott – 7.5. Zahlreiche Unregelmäßigkeiten bei den französischen Präsidentschaftswahlen – 7.5. Am Abend veranstaltet Emmanuel Macron eine Siegesfeier im Freimaurerstil – 7.5. Bei den Landtagswahlen in Schleswig-Holstein wird die CDU mit 32 Prozent der Stimmen vor der SPD mit 27,2 Prozent stärkste Kraft – 10.5. Das deutsche Photovoltaikunternehmen SolarWorld kündigt Insolvenz an – 14.5. Bei den Landtagswahlen in ihrer traditionellen Hochburg Nordrhein-Westfalen erleidet die SPD eine weitere schwere Niederlage – 14.5. Nordkorea testet eine Mittelstreckenrakete vom Typ Hwasong-12 – 21.5. Nordkorea testet eine weitere Mittelstreckenrakete vom Typ Pukguksong-2 (ebenda) – 22.5. Die Medien feiern neuen Kurzhaarschnitt für Frauen und rufen »neuen Feminismus« aus – 27.5. Borussia Dortmund gewinnt das Endspiel um den DFB-Pokal


7. Mai: 
Frankreich: Betrug bei der Franzosen-Wahl?

    »Ouf! Der Faschismus in Frankreich ist abgewandt«, seufzte die deutsche Zeit nach dem Sieg von Emmanuel Macron bei den französischen Präsidentschaftswahlen. Der 39-jährige Newcomer Macron mit dem jungenhaften Gesicht hatte quasi im Handstreich die Präsidentschaftswahlen gewonnen und damit einen Sieg von Marine Le Pen vom Front Nationale verhindert. Im ersten Wahlgang bekam Macron 24 Prozent, im zweiten siegte er mit 66,1 Prozent. Aber wie hatte er das nur geschafft? Mit Argumenten? Mit Überzeugungen? Mit einem Programm?

    »Atemberaubend« ist nicht der richtige Ausdruck

    Eher nicht. Vor etwa einem Jahr kannte den Mann schließlich kaum jemand. Außerhalb Frankreichs schon gar nicht. Weder hatte er eine Partei, noch strebte er die Präsidentschaft an. Vor drei Jahren, 2014, war er gerade zum ersten Mal Minister geworden:

    
      	davor war er Investmentbanker,


      	davor Finanzinspektor,


      	davor Schüler einer Elite-Verwaltungshochschule,


      	und davor begann er eine Beziehung mit seiner 24 Jahre älteren Französischlehrerin Brigitte Auzière, die er 2007 heiratete.


    

    »Die Blitzkarriere vom Nobody zum ›Bonaparte‹« habe »in einem Punkt nichts geändert«: Selbst »Leute, die Emmanuel Macron näher kennen, fragen sich noch immer: Wer ist dieser Mann?«, schrieb die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) am 6. Mai 2017 (online): »Wer ist Monsieur Macron wirklich?« Seine Gegenspielerin Marine Le Pen habe behauptet, »eine Art Schleier« verberge den wahren Emmanuel Macron. »Er wirkt ein wenig wie ein Mutant«, zitierte die FAZ den Schriftsteller Michel Houllebecq: »Er ist bizarr, man weiß nicht, woher er kommt … Ich habe versucht, ihn zu interviewen. Er spricht sehr gut, aber ihm eine Wahrheit zu entreißen, das ist wirklich sehr schwer.« Selbst seine französische Biografin Anne Fulda blickt nicht durch und nennt Macron »unergründlich« und einen »allzu perfekten jungen Mann« (so der Buchtitel). »Niemand kenne ihn wirklich«, so die FAZ: »Fulda bezeichnet ihn als ›asexuellen Don Juan‹.« Was er denke, wisse niemand.

    Macron: ein gefährlicher Psychopath?

    Der bekannte italienische Psychiater und Psychotherapeut Dr. Adriano Segatori hält Macron gar für einen »gefährlichen Psychopathen«. Dazu hätten einige verschiedene Faktoren beigetragen, so Segatori. »Bereits im Alter von 15 Jahren habe er sexuelle Kontakte zu einer damals 39-jährigen Lehrerin gehabt«, zitiert ihn die Nachrichtenseite gegenfrage.com. »Daraus hätten sich schwere psychische Schäden entwickelt. Die damals 39-Jährige ist heute seine Ehefrau, Brigitte Macron.« Unter normalen Umständen wäre seine »große Liebe« »wegen Verführung und Vergewaltigung eines Minderjährigen ins Gefängnis gesteckt worden. ›Die Entwicklung von Emmanuel Macron wurde in seiner Jugend vorzeitig durch diesen Akt der Verführung blockiert, was sich sowohl psychisch als auch physisch ausgewirkt hat‹« (10.05.2017).

    Rothschild, großer Bruder

    »Eine besonders schillernde Gestalt in der Galerie der Macron-Förderer« sei David de Rothschild gewesen, schrieb die FAZ: »›Einen großen Bruder‹ soll Macron ihn einmal genannt haben. Der Mann, der an der Spitze des französischen Zweigs der Bankdynastie steht, hält nicht nur große Stücke auf Macron. ›Ich bin ihm tief verbunden‹, wird Rothschild von Fulda zitiert …« Im Mai 2014 wurde Macron zu den Bilderbergern eingeladen und erhielt damit den Ritterschlag für eine allerhöchste Karriere. Kurz darauf, im August 2014, wurde er Wirtschaftsminister im Kabinett von Manuel Valls (II). Seine Partei »En Marche« gründete er erst ein Jahr vor der Präsidentschaftswahl; ein dreiviertel Jahr vor den Wahlen war er immer noch einer von 19 Ministern im Kabinett Manuel Valls II. Für die Franzosen war Macron daher eher ein Gesicht unter vielen. Die Präsidentschaftswahlen lockten so auch nicht viele Katzen hinter dem Ofen hervor: »Emmanuel Macron und die Franzosen – das ist weiterhin keine Liebesgeschichte. Bei der Präsidentschaftswahl im Mai stimmten so wenige Menschen ab wie seit 40 Jahren nicht mehr. Bei der Parlamentswahl anderthalb Monate später erreichte die Wahlbeteiligung in der Geschichte der Fünften Republik einen Tiefpunkt«, schrieb der TV-Sender n-tv auf seiner Website (03.08.2017). Woher also dieser kometenhafte Aufstieg und die blitzartige Eroberung des Präsidentenamtes durch Emmanuel Macron? War es bei den französischen Präsidentschaftswahlen 2017 etwa nicht mit rechten Dingen zugegangen? Um das festzustellen, müssen wir schon einen Blick auf das französische Wahlsystem werfen. Bei den französischen Präsidentschaftswahlen müssen die Wähler nämlich kein Kreuzchen machen wie hierzulande, sondern nur einen Zettel mit dem Namen ihres Kandidaten in die Urne werfen. Diese Zettel erhalten sie vor der Wahl samt Wahlumschlag per Post. Natürlich können sie den Stimmzettel auch ungültig machen, indem sie ihn bekritzeln, zerreißen oder anderweitig beschädigen und dann einwerfen. Oder sie können gleich einen leeren Umschlag abgeben (»vote blanc«). Manche Wähler ziehen das einem Fernbleiben von der Wahl vor, um ihrem Protest gegebenenfalls mehr Gewicht zu verleihen. In der Regel machen etwa sechs Prozent der Wähler von einer dieser Optionen Gebrauch (Huffington Post, 08.05.2017).

    Ein neuer Service

    Glaubt man zahlreichen Berichten, gab es 2017 im zweiten und entscheidenden Wahlgang der Präsidentschaftswahlen dafür einen ganz neuen Service der Wahlbehörden, nämlich indem diese gleich eingerissene oder zerrissene Stimmzettel an die Wähler verschickten. Allerdings betraf das nur Stimmzettel von Macrons Rivalin Marine Le Pen. So stellte ein Wähler namens Nicolas Costil am 5. Mai 2017, also zwei Tage vor dem zweiten Wahlgang der Präsidentschaftswahl am 7. Mai, ein Video ins Internet, in dem er seinen Wahlumschlag mit den Stimmzetteln öffnete. Ergebnis: Bei dem Zettel mit dem Namen Le Pens war eine kleine Ecke abgerissen, der Stimmzettel mit dem Namen Macron war unversehrt (siehe YouTube: »Bulletin de vote truqué«, 05.05.2017). Um einen Zufall konnte es sich dabei nicht handeln, wie Familien beweisen, deren sämtliche Mitglieder beschädigte Le-Pen-Stimmzettel erhalten hatten: »Julien Durand, ein Bewohner des Departements Savoie (im Osten Frankreichs), schickte eine Mail an die Redaktion Sputnik France«, hieß es ebenda. »Seinen Angaben nach hatten er und seine Familie drei verschlossene Briefumschläge mit Stimmzetteln und Wahlkampfmaterialien bekommen. In allen drei Umschlägen waren die Stimmzettel für die Kandidatin Marine Le Pen angerissen gewesen, hieß es. Die für Emmanuel Macron waren unbeschädigt. Es bestehe also die Möglichkeit, dass einige Wähler bei der Abstimmung aus Versehen beschädigte Stimmzettel benutzt haben. Diese werden für ungültig erklärt.« (»Témoin à Sputnik: »Dans les trois enveloppes le bulletin Le Pen est déchiré«, 07.05.2017)

    Beschädigte Le-Pen-Stimmzettel

    Ein anderer Wähler habe mitgeteilt, »dass seiner Mutter im Departement Drôme (im Südosten Frankreichs) das Gleiche passiert sei. Der Stimmzettel mit dem Namen von Le Pen in ihrem Briefumschlag war beschädigt.« Auf Twitter veröffentlichten viele Wähler Fotos von eingerissenen Stimmzetteln. Außerdem seien massenweise Le-Pen-Stimmzettel verschwunden, berichtete Sputnik France: »Laut Sputnik France waren im Departement Côte-d’Or (im Osten Frankreichs) 835 Stimmzettel mit dem Namen Le Pen verschwunden. In einem Wahllokal gab es nur 141 von 976 Stück. Für die Stimmzettel für Macron interessierten sich die Diebe unerklärlicherweise nicht. Die lokale Gendarmerie nahm den Tatbestand auf.«

    »In vier von fünf Departements von Rhone-Alpes – l’Ain, la Loire, l’Ardèche und Drôme – waren einige Einwohner überrascht, in ihren Wahlunterlagen zerrissene Stimmzettel für Marine Le Pen zu entdecken«, hieß es vor der Stichwahl auch auf der Website von France TV, franceinfo: Zwar wäre es rein theoretisch natürlich möglich gewesen, dass die Wähler die Stimmzettel selbst beschädigt hatten. Allerdings räumten die Behörden ein, selbst die Quelle der angerissenen Stimmzettel gewesen zu sein, indem sie zugaben, dass es sich um einen »technischen Fehler« gehandelt habe: »Zwei der betroffenen Präfekturen, Ain und Drôme, haben am Donnerstag ein Kommuniqué veröffentlicht, wonach es das eine oder andere ›technische Problem‹ gegeben habe; in ähnlicher Weise äußerte sich auf Facebook auch die Präfektur L’Ardeche« (05.05.2017). Die Stimmzettel waren also nicht etwa von Wählern nach dem Öffnen der Wahlunterlagen zerrissen oder beschädigt worden, sondern tatsächlich von den Behörden so verschickt worden.

    Ein dicker Hund

    Ein dicker Hund – schließlich sind Stimmzettel ja nicht irgendetwas, sondern bedeutende Dokumente. Ging ein Wähler damit wählen, war seine Stimme futsch. Zudem waren viele Stimmzettel nicht etwa zerrissen oder regelrecht »unbrauchbar«, sondern nur unauffällig beschädigt, wobei der Name des Kandidaten einwandfrei lesbar blieb. Vielen Zetteln fehlte nur ein kleines Eckchen. »Zerrissene Stimmzettel werden, wie auf der [amtlichen] Website La Vie Publique angegeben, ungültig: ›Zerrissene oder markierte Stimmzettel entsprechen einer ungültigen Stimme, die sich nicht in den Ergebnissen der Wahl niederschlägt‹« (franceinfo, 05.05.2017). Wenn sie ihre Stimme dennoch gezählt haben wollten, konnten und mussten die Wähler beschädigte oder veränderte Stimmzettel im Wahllokal gegen neue Stimmzettel austauschen. Ein Wähler, der einen angerissenen oder beschädigten Stimmzettel bekam, musste also

    
      	dies erst einmal wahrnehmen,


      	sich über die Konsequenzen im Klaren sein (ungültige Stimme),


      	trotzdem zur Wahl gehen


      	und im Wahllokal einen neuen Stimmzettel verlangen.


    

    Womit die Wahl übrigens nicht mehr geheim gewesen wäre. Denn wer einen neuen Stimmzettel für Le Pen verlangte – was würde der wohl wählen? Und selbst wenn die Wähler im Wahllokal Ersatzumschläge mit allen Wahlzetteln verlangen konnten, wäre dem Wahlpersonal wohl klar gewesen, was der Bürger wählen wollte. Denn gemeldet wurden, wie gesagt, fast nur beschädigte Le-Pen-Stimmzettel. Wobei des Weiteren auch nicht feststeht, ob die im Wahllokal ausgegebenen, neuen Stimmzettel einwandfrei gewesen wären. Denn wahrscheinlich stammten sie aus denselben Kontingenten wie alle anderen auch. Und welcher Wähler würde schon zwei- oder dreimal neue Stimmzettel verlangen, also stur (und damit wohl auch öffentlich) darauf bestehen, Le Pen zu wählen? Einige Prozente konnte der ganze Sachverhalt Le Pen auf jeden Fall gekostet haben.

    Groß angelegter Wahlbetrug?

    Gibt es noch mehr Indizien für einen Wahlbetrug? Allerdings. So haben wir weiter oben ja schon festgestellt, dass bei den französischen Präsidentschaftswahlen in der Regel etwa sechs Prozent der Wähler ungültige Stimmzettel oder leere Umschläge abgeben. Im zweiten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen waren es diesmal jedoch zwölf Prozent, also doppelt so viele – »mit Abstand der höchste Anteil seit 1965«, wie die Huffington Post am 8. Mai 2017 schrieb. Betrachten wir die auf der nächsten Seite stehende Tabelle: Wie man anhand dieser sehen kann, waren jeweils die zweiten Wahlgänge der Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 2017 von massivem Stimmenschwund betroffen. Und damit meine ich keinen »Wählerschwund«, der ebenfalls stattfand: So war die Wahlbeteiligung bei den Präsidentschaftswahlen von 80 auf 75 Prozent gesunken – der schlechteste Wert seit fast 50 Jahren: »Nur 1969 lag der Wert einmal niedriger, nach dem Rücktritt von Charles de Gaulle, als Georges Pompidou zum neuen Präsidenten gewählt wurde«, schrieb die Website von euronews (09.05.2017). Diesmal gab es auch einen massiven Schwund an gültigen Stimmen. Während in den ersten Wahlgängen zusammengenommen 4,81 Prozent der Stimmen ungültig oder »leer« waren, waren es in den zweiten Wahlgängen zusammengenommen 21,47 Prozent oder das Fünffache! Wurden bei den Präsidentschaftswahlen des Jahres 2012 im zweiten Wahlgang nur 5,92 Prozent ungültige oder leere Stimmen abgegeben, waren es 2017 11,6 Prozent – also das Doppelte. Bei beiden Wahlen muss also zwischen dem ersten und dem zweiten Wahlgang irgendein massiver Faktor eingewirkt haben, den es 2012 nicht gab. Die Frage ist nur: War es tatsächlich massiver Wählerprotest? Oder Wahlbetrug?

    
        
          	 

          	Präsidentschaftswahlen

          	Parlamentswahlen 2017

        

        
          	 

          	Ungültig

          	Leer

          	Ungültig

          	Leer

          	Summe

        

        
          	1. Wahlgang

          	290889

          	649934

          	161263

          	354391

          	 

        

        
          	 

          	0,8%

          	1,78%

          	0,7%

          	1,53%

          	4,81%

        

        
          	2. Wahlgang

          	1056125

          	2889270

          	593159

          	1397496

          	 

        

        
          	 

          	3,03%

          	8,57%

          	2,94%

          	6,93%

          	21,47%

        

        
          	Summe

          	3,83%

          	10,35%

          	3,64%

          	8,46%

          	 

        

    

    Wo sollen all diese ungültigen Stimmen hergekommen beziehungsweise hingegangen sein? Waren sie von den Wählern wirklich bewusst ungültig gemacht und eingeworfen worden, um einen politischen Willen (oder Unwillen) zu bekunden? Oder bestehen diese ungültigen beziehungsweise leeren Stimmen eben zum großen Teil aus den beschädigten oder entwendeten Le-Pen-Stimmzetteln? Zog man die ungültigen und leeren Stimmen ab, betrug die Wahlbeteiligung sogar nur 66 Prozent. Mit anderen Worten waren der Wahl Millionen Wähler und Millionen (gültige) Stimmzettel abhandengekommen, und zwar ganz überwiegend Stimmzettel von Macrons Gegenkandidatin Le Pen.

    Die Macron-Blase platzt

    Interessant ist schließlich auch, dass die ganze Macron-Begeisterung schon bald nach den Wahlen in sich zusammensackte, wie der künstliche Jubel für Martin Schulz nach seiner inszenierten Kür zum SPD-Kanzlerkandidaten. Schon Ende Juli 2017 war die Luft aus der Macron-Blase raus: »Nur die Reichen jubeln noch«, titelte da zum Beispiel Die Zeit (online, 25.07.2017). »Die Schonfrist für den frisch gewählten Präsidenten scheint vorbei zu sein. … nun nehmen ihm die Franzosen seine Wirtschaftsnähe offenbar übel … Laut einer aktuellen Umfrage haben nur noch 54 Prozent der Franzosen eine positive Meinung über ihren jungen Präsidenten. So eine geringe Zustimmung zum Regierungsstart hatte zuletzt der Konservative Jacques Chirac 1995.« »Von Anfang an hatte Macron eigentlich nur eine dünne Basis an Unterstützern«, fiel dem Mainstream nun plötzlich auf. »Frankreichs Präsident im freien Fall«, hieß es wenige Tage später gar bei n-tv: »Es ist der Umfang und die Geschwindigkeit seines Falls«, zitierte der Sender den Meinungsforscher Bruno Cautrès. »Laut dem Institut YouGov sind nur noch 36 Prozent der Franzosen zufrieden mit der Politik des Präsidenten. Allein seit Anfang Juli fiel der Zustimmungswert um sieben Prozent. Auch beim Institut Ifop beobachtet man Macrons freien Fall in der Wählergunst: In dessen jüngster Umfrage liegt die Zustimmung für Macron bei 44 Prozent – zehn Punkte unter dem Wert vom Juli und sogar 20 unter dem vom Juni.« Bei seinem Absturz überholte Macron sogar noch seinen Vorgänger François Hollande – bis dahin der bestgehasste Präsident Frankreichs. Am 24. September 2017 erlitten Macron und seine Bewegung eine böse Schlappe bei den französischen Senatswahlen. Von 348 Sitzen konnten sie sage und schreibe nur 29 erringen (laut Französischer Botschaft: Ergebnis der Senatswahlen 2017, 26.09.2017). War das wirklich ein Absturz, wie der Mainstream behauptete? Oder hatte Macron etwa nie ein größeres Wählerpotenzial besessen, und hatte deshalb »jemand« bei den Präsidentschafts- und Parlamentswahlen nachgeholfen?


7. Mai: 
Macron: Freimaurer-Party vom Feinsten

    »Freude, schöner Götterfunken, Tochter aus Elysium.

    Wir betreten feuertrunken, Himmlische, dein Heiligtum«,

    dichtete einst Friedrich Schiller in seiner Ode »An die Freude«. Später vertonte Ludwig van Beethoven das Gedicht in seiner 9. Symphonie, und noch später wurde daraus die sogenannte »Europa-Hymne«, die heute bei allen möglichen feierlichen Anlässen gespielt wird. Bei feierlichen Anlässen der Europäischen Union, versteht sich. Für feierliche Anlässe Frankreichs gibt es eigentlich die Nationalhymne, die Marseillaise. Aber nicht so am Abend des 7. Mai 2017. Bei seiner Siegesfeier betrat der frischgebackene Präsident Frankreichs den Hof des Louvre nicht etwa zu den Klängen der Nationalhymne, sondern zu Beethovens und Schillers Europa-Hymne. Ein deutliches, um nicht zu sagen: umstürzlerisches Signal. Das Ganze war in etwa so, als würde Frankreich plötzlich nicht mehr die Trikolore, sondern nur noch die Europa-Flagge hissen.

    Der lange Marsch des Emmanuel M.

    Und während Macron zu dieser Musik seinen langen Marsch über den Hof des Louvre antrat, fragte sich kaum jemand, woher der Mann eigentlich wissen konnte, dass er die Wahlen gewinnen würde. Denn laut einer Sonderausgabe des Nouvelle Observateur zur Präsidentenwahl hatte Macron seine Siegesfeier an diesem Ort schon zwei Tage vor der Wahl anberaumt. Während der Observateur diesen bedeutenden Umstand mit dem Hinweis zu vertuschen versuchte, eigentlich habe Macron auf dem Champ de Mars feiern wollen, aber von der Pariser Stadtverwaltung eine Absage bekommen, betonte der britische Express am 5. Mai 2017 ganz klar: »Macron hat schon JETZT seine Siegesfeier im Louvre anberaumt, TAGE vor dem Ende der Wahlumfragen.« Und Tage vor den Wahlen natürlich.

    Ein alles überragendes Symbol

    Der Ort für derartige Siegesfeiern, Inthronisationen und Amtseinführungen wird in der Regel nicht einfach dem Zufall überlassen. Gerne wird stattdessen eine symbolische Inszenierung gewählt. Und die Symbolik des frischgebackenen Präsidenten Frankreichs hatte es wahrlich in sich. »Der Kandidat von ›En Marche‹ hat beschlossen, seinen Wahlabend im Herzen des Louvre-Hofes zu halten. Eine Wahl, die nicht trivial ist, weil der Platz voll von Symbolen ist«, hieß es in der Sonderausgabe des Nouvelle Observateur (05.05.2017). »Der Palast, dessen Bau im Jahr 1190 begann, hat eine lange und reiche Geschichte, wie die zahlreichen Symbole zeigen.« Nun – da sind wir aber gespannt. Doch leider diskutiert der Observateur – Artikel nur oberflächliche Motive und Symboliken, warum Macron diesen Platz gewählt haben könnte – zum Beispiel die monarchistische Vergangenheit des Louvre, die architektonische Verbindung von Altem und Neuem sowie die Bedeutung des Louvre für die Kultur. Doch das größte und auffälligste Symbol von allen analysiert der Observateur merkwürdigerweise nicht: die alles überragende, große Glaspyramide direkt vor der Hauptfassade des Louvre, 21 Meter hoch und 35 Meter breit.

    Eine hängende Pyramide

    Das heißt: In Wirklichkeit »befinden sich nicht eine, sondern fünf Pyramiden im Vorhof des Louvre«, heißt es auf der Touristenseite parismal anders.com: Wer sich hier »ein bisschen genauer umschaut, wird schnell bemerken, dass drei kleinere Pyramiden die große, zentrale Pyramide umgeben«. Die kleinen Pyramiden dienen als Oberlichter für den unterirdischen Bereich unter der großen Pyramide. Aber warum wurden diese Oberlichter ebenfalls in Pyramidenform gestaltet? Und warum gibt es eben auch noch eine fünfte Pyramide, und wo ist diese eigentlich? Denn so sehr man sich im Innenhof des Louvre auch umschaut – man sieht sie nicht. Das liegt daran, dass diese Pyramide nicht etwa im Hofe des Louvre steht, sondern hängt. Ja, Sie haben richtig gehört: Diese Pyramide steht nicht auf ihrer Basis, sondern »hängt« vom Boden aus nach unten in die Tiefgeschosse der Anlage. Wenn man sich von der Hauptpyramide entfernt und etwa 100 Meter schnurgerade weiter hinuntergeht, kommt man zum Place du Carrousel – einem Kreisverkehr mit einer runden Rasenfläche in der Mitte, in der sich zwei Quadrate befinden. Das äußere Quadrat wird von einer Hecke begrenzt, das innere öffnet sich bei näherer Betrachtung nach unten: Das Quadrat ist die Basis der »invertierten Pyramide« – einer Pyramide, die nicht nach oben, sondern nach unten ragt und deren Spitze sich in den unterirdischen Hallen des Louvre befindet. Aber auch das ist nicht die letzte Pyramide, denn in Wirklichkeit gibt es deren sechs. In den Tiefgeschossen, unter der Spitze der »hängenden Pyramide«, steht nämlich noch eine kleine, sandsteinfarbige Pyramide, deren Spitze genau auf die Spitze der invertierten Pyramide zeigt – oder umgekehrt: Die Spitze der hängenden Pyramide weist auf die Spitze der kleinen Pyramide. Ist das nicht vollkommen bizarr?


	[image: image]

    Der Louvre und eine seiner Pyramiden

    Louvre und Glaspyramide, Foto: © Nadiia_foto/Shutterstock.com



    Von Pyramiden besessen

    Zufällig ist diese Architektur sicher nicht entstanden, sondern jemand muss sich dabei schon etwas sehr Spezielles gedacht haben. Denn auch in Bezug auf diese sechs Pyramiden sprechen wir ja nur von den dreidimensionalen Objekten. Daneben gibt es noch jede Menge dreieckige Wasser- und Rasenflächen. Zwei der Wasserbecken verfügen in ihrem Inneren über einen runden Brunnen – ähnlich einem Auge. Kein Zweifel – wer hier, in der ehemaligen Residenz der französischen Monarchen, gebaut hat, war eindeutig von Pyramiden und Dreiecken besessen. Sein Namensschild hat er auch hinterlassen. Das gesamte Louvre-Gelände liegt am Quai François Mitterrand, der nicht nur Bauherr des Pyramiden-Ensembles war, sondern angeblich auch Freimaurer und Logenbruder. Ein freimaurerischer Aussteiger, der französische Arzt Maurice Caillet, behauptete, dass es in Mitterrands Regierung nicht weniger als zwölf Freimaurer gegeben habe, die Regierung mithin eine fast lupenreine Freimaurer-Regierung war. Das bizarre Pyramiden-Getue im Louvre wirkt da wie eine eindrucksvolle Bestätigung. Und damit kommen wir auch zu der Erklärung, was all die Pyramiden und Dreiecke sollen: Sie sind die abstrakten Formen der wichtigsten Freimaurersymbole Zirkel, Winkel und Winkelwaage. Alle drei Freimaurersymbole beinhalten das Dreieck oder die Pyramide als abstrakte Form. Und wer hier noch Zweifel haben sollte, der sollte nur einmal einen Blick auf einen Querschnitt des Geländes werfen. Wie bereits gesagt, stehen die beiden großen Pyramiden (also die Hauptpyramide und die »hängende Pyramide«) zwar in einiger Entfernung voneinander, aber genau zentriert und exakt auf einer Achse. Betrachtet man das Ensemble im Querschnitt, steht die Hauptpyramide genau auf der hängenden Pyramide und ergibt mit dieser zusammen die berühmtesten Symbole der Freimaurerei, nämlich den Zirkel (große Glaspyramide) und den Winkel (invertierte Pyramide). Und nun können wir auch die Bedeutung der kleinen »Sandpyramide« in Verbindung mit der über ihr hängenden Glaspyramide entschlüsseln. Beides zusammen ergibt das freimaurerische Stundenglas, wobei die Sandpyramide für die bereits abgelaufene Zeit steht.
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    Zirkel, Winkel und Stundenglas: Symbolik der Pyramiden im und unter dem Louvre-Innenhof (unter Verwendung eines Gemäldes von Jens Rusch)

    Fotos: Kobkob/Shutterstock.com und Jens Rusch/ http://freimaurer-wiki.de/images/c/c1/Vanitas_Öl.jpg
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    Die »Sandpyramide« und die Spitze der über ihr hängenden Glaspyramide

    https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Louvre_Museum_Inverted_pyramid_01.JPG | Author: Gunasekar | This file is licensed under the Creative Commons Attribution-Share Alike 3.0 Unported license



    666 Glasbausteine

    In die Hauptpyramide wurde übrigens noch ein weiteres Symbol integriert: »Von manchen wurde behauptet, dass die Anzahl der Glasflächen in der Pyramide exakt 666 beträgt, die ›Zahl des Tieres‹, oft mit dem Teufel assoziiert«, heißt es in der englischsprachigen Wikipedia. 666 Glasbausteine? Dass ich nicht lache! Das muss wohl eine Verschwörungstheorie sein. Das heißt: Halt! Diese Zahl stammt nämlich nicht von Verschwörungstheoretikern, sondern ausgerechnet von dem chinesisch-amerikanischen Architekten des Pyramiden-Ensembles, Ieoh Ming Pei, und der musste es ja schließlich wissen. Niemand anderer als er bezifferte die Zahl der verbauten Glasplatten in einer offiziellen Broschüre des Bauwerks auf 666 – was wohl kaum ein Zufall gewesen sein kann. Und auch in dem Buch François Mitterrand grand architecte de l’univers von Dominique Setzepfandt, einem profunden Kenner des »okkulten Paris«, heißt es, dass »die Pyramide des Louvre 666 Glasdreiecke beinhaltet, das heißt, den Code des Tieres in dem Buch der Offenbarung repräsentiert« (Rückseitentext). Die Pyramide sei vollständig auf der Grundlage der Zahl 6 und auf darauf beruhenden mathematischen Spielen konstruiert worden (S. 7). Der ins Deutsche übersetzte Titel des Buches lautet übrigens François Mitterrand, Großer Architekt des Universums, ein freimaurerischer Begriff für den Allmächtigen. Den Buchtitel könnte man also übersetzen mit »Gottvater François Mitterrand«. Heute existiert in Bezug auf die genaue Zahl der Glasplatten übrigens eine gewisse Unschärfe – was ganz danach aussieht, als habe man die Spuren verwischen wollen. In Wirklichkeit soll die Pyramide letztlich aus 672 oder 689 Glasplatten erbaut worden sein. Auch andere Zahlen werden gehandelt. Weshalb aber der Architekt ursprünglich von genau 666 Glasbausteinen gesprochen hat, kann oder will niemand erklären.

    Bedeutende Bilder

    Diesen Kontext und diese Symbolik hatte der neue französische Präsident Emmanuel Macron also als Kulisse für seine Party gewählt. Natürlich wurden anlässlich von Macrons Party im Innenhof des Louvre auch jede Menge symbolische Bilder gemacht. Zum Beispiel:

    
      	mit Macron vor der in der Abenddämmerung angeleuchteten Pyramide, die als mächtiger Körper im Hintergrund erscheint;


      	mit einem Meer von französischen Flaggen vor der Pyramide, als jubele ganz Frankreich der Pyramide zu;


      	mit der beleuchteten Spitze der Pyramide (also das »Allsehende Auge«) direkt über Macrons Kopf;


      	mit Macrons V-förmig nach oben gestreckten Armen, die zusammen mit der Pyramidenspitze im Hintergrund Zirkel und Winkel ergeben.


    

    Satanische Show

    Der frischgebackene französische Präsident präsentierte seinem Volk außerdem noch eine bizarre Show-Einlage mit mehreren jungen Tänzerinnen in einer Art »Prostituiertendress« aus hautengem roten Slip, Oberteil und schwarzen High Heels, worüber sich die Öffentlichkeit gewaltig aufregte. Was jedoch niemand erwähnte, waren die roten Lackmasken, die die Tänzerinnen in den Händen hielten und die ebenfalls geradewegs aus einem Sado-Maso-Shop zu stammen schienen. Rot und Schwarz kann man als Farben des (Fege-)Feuers ansehen und damit als Farben des Satans. Die leichte Bekleidung und der orgiastische Tanz stehen für Sex und Orgie. Das Motto lieferte der gespielte Popsong »Cake by the Ocean« mit dem Vers: »Lasst uns den Verstand verlieren und total verrückt [fucking crazy] werden« (Daily Mail, online, 08.05.2017).

    Mit anderen Worten handelte es sich bei Macrons Siegerfeier um eine Freimaurer- und Satanisten-Party vom Allerfeinsten – und beim Innenhof des Louvre um ein freimaurerisches Heiligtum von allerhöchster Qualität und Bedeutung. Nunmehr verstehen wir auch, warum zu Beginn der Veranstaltung, als Macron den Innenhof betrat, Schillers und Beethovens Ode »An die Freude« gespielt wurde, in der es heißt: »Wir betreten feuertrunken, Himmlische, dein Heiligtum« – das Heiligtum der Freimaurer nämlich. In Auftrag gegeben wurde Schillers Gedicht (und heutige »Europa-Hymne«) »An die Freude« ursprünglich übrigens von dem Freimaurer Christian Gottfried Körner: »Es ist sehr deutlich für einen Freimaurer zu erkennen, dass Schiller inhaltlich im Dialog mit Körner die Ode erarbeitet hat«, meint auch die Internetseite internetloge.de (siehe: »Johann Christoph Friedrich Schiller – Leben und Werk sowie seine Berührungspunkte mit Freimaurern«, internetloge.de, ohne Datum). Und nicht nur das: Der Freimaurer-Chef Körner, »Meister vom Stuhl« der erwähnten Loge, wurde auch zu einem engen Freund und Finanzier Schillers. Bleibt nur noch die Frage, wie Macron schon bei der Buchung des Louvre-Hofes wissen konnte, dass er die Präsidentschaftswahlen vom 7. Mai 2017 gewinnen würde. Denn natürlich konnte diese triumphale Inszenierung nur bei einem Sieg funktionieren. Die Freimaurer-Symbolik mit einer Niederlage zu verbinden wäre ausgeschlossen gewesen …


22. Mai: 
Neuer Trend »Buzz Cut«: wie nach der Einlieferung in St. Quentin

    Haben Sie schon einmal etwas vom »Buzz Cut« gehört? Nein? Dann aber husch, husch – Ihren Friseur fragen. Und Ihre Haare können Sie auch gleich dort lassen. Denn der Buzz Cut ist quasi der Dreitagebart des Schädels und das, was jeder moderne Friseur kann – nämlich einfach mit dem Rasierer über den Kopf fahren, bis nur noch kurze Stoppel übrig sind. Auch wenn das Ganze keine Kunst ist, es hilft nichts: Der Buzz Cut gilt nun einmal »als Frisur des Jahres – auch weil viele darin das Zeichen eines neuen Feminismus sehen«, stand am 22. Mai 2017 in dem bekannten Modejournal Süddeutsche Zeitung zu lesen. Und weiter: »Zuerst wurde der kahl rasierte Kopf auf Laufstegen gefeiert, jetzt zeigen sich Prominente wie Kristen Stewart oder Cara Delevingne« damit. Und »neuer Feminismus« heißt: Weg mit den Haaren, weg mit den Männern und ran an das eigene Geschlecht. Na also! Und da wollen Sie abseitsstehen? Zwar sieht man (beziehungsweise frau) nach dem Buzz Cut aus wie nach einer strammen Entlausungskur, aber das macht nichts. Denn Mode muss nun mal sein. Und wenn neuerdings sogar Kristen Stewart, Cara Delevingne und Amandla Stenberg einen solchen Buzz Cut tragen, dann kommt die moderne Frau von heute auch nicht mehr darum herum. Auch wenn man anschließend aussieht wie nach der Einlieferung in St. Quentin, die gleich am ersten Tag einen »praktischen« Haarschnitt miteinschließt.

    Haare sind nicht nur Haare

    »Wer bei YouTube ›Women‹ und ›Buzz Cut‹ eintippt, kann reihenweise junge Frauen dabei beobachten, wie sie sich vor laufender Kamera die Köpfe scheren oder scheren lassen«, hat die Süddeutsche Zeitung (SZ) den neuen Trend beobachtet. »Die Fastglatze gilt als Trendfrisur dieses Jahres, spätestens seit sich in Hollywood ein paar Damen von ihrer Mähne verabschiedet haben. Kristen Stewart machte im März mit einer neuen Kürze von knapp drei Millimetern den Anfang. Auf kaum mehr brachte es einen Monat später Katy Perry. Und bei den MTV Movie&TV Awards vor zwei Wochen präsentierten sich gleich zwei Frauen nahezu kahl, Amandla Stenberg sowie Ex-Model und Schauspielerin Cara Delevingne.« Die meisten Frauen zögern vor dem Radikalschnitt »an zwei Stellen«, hat die SZ weiter festgestellt. »Zuerst, wenn der Rasierer losbrummt. Dann fahren sie sich durch die Haare und tasten ihren Kopf ab: Will ich wirklich? Doch, ich will! Beim Ansetzen des Rasierers muss dann häufig erneut unterbrochen werden. Sie kneifen die Augen zusammen, pressen die Lippen aufeinander und geben leise ›Oh! My! God!‹-Laute von sich. Nach zehn Minuten ist im Schnitt eigentlich alles schon wieder vorbei, aber beim Blick in den Spiegel nichts mehr wie vorher.«

    Eine starke sexuelle Komponente 

    Aber nicht doch: Es sind doch nur Haare – tote Hautzellen, die immer wieder nachwachsen! Ja, die herrschende Meinung reduziert das Haar sogar nur auf ein Modeaccessoire, schlimmstenfalls auf Abfall. Denn das Haar ist doch tot – oder nicht? Aber in Wirklichkeit sind Haare wohl der am meisten unterschätzte Körperteil, den wir überhaupt besitzen. Haare sind nicht einfach nur gefühllose verlängerte Hautzellen, sondern Ausdruck des Geschlechts und der Persönlichkeit. Besonders Frauen transportieren viel ihres Selbstbildes über die Haare.

    Strafe und Erniedrigung

    Die Wahrheit ist: Die meisten Frauen haben keine Ahnung, was mit ihnen bei einem Kurzhaarschnitt eigentlich angestellt wird. Laut einem Artikel, der auf dem Fashionblog Streethair erschien, stand das Abschneiden der Haare nämlich schon immer für Unterordnung, Entwürdigung und Strafe: Im Mittelalter seien mutmaßlichen Hexen genauso die Haare geschoren worden wie Ehebrecherinnen oder im Zweiten Weltkrieg »Soldatenflittchen«. Durch das Scheren hätten Würde, Kraft und Sexualität des Opfers geschwächt werden sollen. Kritikern zufolge ähnele die Prozedur des Haarescherens einer Kastration beim Mann, oder zumindest »sei sie eine Art der Disziplinierung«. Die freiwillige Aufgabe der Haarpracht, wie sie zum Beispiel bei Nonnen und Mönchen die Regel sei, sei »eine Art Opfer, nämlich der Verzicht auf ein[en] Teil des ›Ichs‹« (Damaris Rief: »Das Scheren der Haare – Strafe und Protest«, 30.06.2014). Eine Nonne verabschiedet sich damit zum Beispiel von Weiblichkeit und Lust.

    Ein Konzept des Totalitarismus

    Um 180 Grad verdreht wurden diese Ursymbolik und dieses Urgefühl erst seit dem 20. Jahrhundert: Kurze Haare galten plötzlich als Zeichen des Protests, der »Modernität« oder gar als Auszeichnung. Die seit Anfang des vergangenen Jahrhunderts zu beobachtenden Versuche, Frauen unbedingt kurze Haare anzudrehen (oder heutzutage sogar eine Glatze), haben jedoch nichts mit »Befreiung« und »Emanzipation« zu tun, sondern mit seelischer Erniedrigung und Vergewaltigung. Weil die Frau diese seelischen Qualen vor sich selbst verleugnen muss, um modern zu sein und »dazuzugehören«, redet sie sich ein, dass sie sich so »schön« fühlt, wobei die selbst auferlegte Lüge den natürlichen Instinkt bekämpft. Denn wussten Sie das schon: Der Mensch lässt sich gar nicht »modernisieren«, weil seine ganze biologische Natur nämlich Millionen Jahre alt ist und sich nur im Verlauf von Tausenden von Jahren über Mutationen des Erbguts selbst verändern kann. Die Vorstellung der menschlichen »Modernisierung« ist daher seit jeher ein Konzept des Totalitarismus, weil sie brutale Eingriffe in die natürliche Ordnung des Geistes, des Körpers und der Gesellschaft bedeutet. Und anhand dieser brutalen Eingriffe können wir den Totalitarismus à la Marx und Mao daher auch wunderbar erkennen.

    Auch weil weibliche Hormone den Haarwuchs fördern, ist ein volles Kopfhaar ein unverzichtbares Symbol der Weiblichkeit. Eine Frau mit vollem Haar gilt als besonders weiblich, erotisch und fruchtbar. Haarausfall dagegen wird unter anderem durch männliche Hormone verursacht: »Das Testosteron stärkt das Bindegewebe, regt die Produktion der Talgdrüsen an, fördert das Wachstum von Haaren am Körper und bremst das der Haare auf dem Kopf. Deswegen haben Männer zwar keine Cellulitis, bekommen dafür aber schneller eine Glatze« (»Der Einfluss der Hormone auf Haut und Haare«, rund-ums-baby.de, September 2015). Faustregel: Je mehr männliche Hormone im Körper kursieren, umso weniger Haare hat jemand auf dem Kopf, aber umso mehr auf der Brust. Oder auf den Zähnen.

    Kurze Haare und Vermännlichung

    Ein radikaler Kurzhaarschnitt ist für eine Frau daher nicht irgendetwas, über das man einfach hinwegsehen kann. Es wird sicher interessant, all die kahl geschorenen Stars in den nächsten Jahren zu beobachten. Ein Kurzhaarschnitt bei einer Frau wirkt nämlich psychologisch und physisch auf diese zurück: »Es ist wirklich so, wenn wir die Entwicklung einmal anschauen, dass die Frauen mit den kurzen Haaren viel, viel männlicher wirken, viel härter sind, wirklich ihre Weiblichkeit verlieren, ihre Intuition und das Weiche, das Mütterliche«, sagt die Schweizer »Seelenfriseurin« Karin Albergatti. »Oft müssen sie sich ja auch durchsetzen in dieser männlichen Businesswelt. … Die Frauen können einfach nicht mehr Frauen sein …, sie haben sich ihrer Weiblichkeit berauben lassen. Sie sind weder noch. Das wirkt sich auch sehr auf die Beziehungen, auf die Partnerschaften aus.« Tatsächlich sieht man immer mehr – oft ältere – Paare, bei denen die Frau aussieht wie der Bruder des Ehemannes. Könnte es vielleicht sein, dass die Verbindung zwischen Hormonen und Haaren keine Einbahnstraße ist, sondern dass Frauen mit kurz geschnittenen Haaren auch physiologisch vermännlichen: nicht nur optisch, sondern auch körperlich? Denn offenbar ist die Behaarung nun einmal an das menschliche Hormonsystem »angeschlossen«. »Stress kann ein Auslöser von Haarausfall sein. Denn Stress kann den Haarzyklus verändern und somit Haarausfall begünstigen – wie Studien zeigten«, heißt es zum Beispiel auf der Gesundheitsinternetseite Zentrum der Gesundheit. Die allgemeine soziale Vermännlichung der Frau (Beruf statt Kinder und Haushalt etc.) führt ja auch zu einem typisch »männlichen Stress« aus Termindruck, Rivalitäten, Kämpfen, Versagens- und Existenzängsten am Arbeitsplatz. Deshalb verabreicht der Körper auch die passenden Stoffe, nämlich Hormone wie Cortisol, die auch die Durchblutung der Haarwurzeln hemmen. Und deswegen gibt es in Wirklichkeit auch keine »Frauenquote«, weil man Frauen gar nicht in den Beruf oder in Konzernvorstände drücken kann, ohne dass sie vermännlichen. Die wenigen wirklich weiblichen Vorzeigefrauen an Konzernspitzen scheitern dagegen oft. Denn »frau« muss sich schon entscheiden: Will sie nun wie ein Mann leben – dann wird man ihr das auch ansehen. Oder will sie eine Frau bleiben – dann kann sie aber nicht denselben Erfolg haben wie ein Mann. Wenn die Frau »modern« und ein Siegertyp werden will, dann müssen eben die Haare ab, erklären die Medien: »Wie viele Mädchen in ihrem Alter wollte auch die Engländerin Ruth Bell ein international erfolgreiches Model werden«, erzählte die Brigitte (online, ohne Datum, circa 2015). »Doch ihr romantischer Look war für die Modewelt zu klassisch und unspektakulär. Mit ihrer neuen Frisur ist sie nun das Vorbild einer Modelgeneration.« Na bitte: »Ruth entschied sich für einen radikalen Schnitt: den Buzz Cut. Kurze, blonde Stoppeln, durch die man bis auf die Kopfhaut blicken kann, zeichnen diese Frisur aus. … mit ihrem Sinéad-O’Connor-Look setzt Ruth einen neuen Frisuren-Trend. Mit großem Erfolg: Die Britin war bei der Fashionweek eines der meistgebuchten Models der Saison, lief für Labels wie Max Mara, Versace, Gucci und Isabel Marant über den Laufsteg und ist in der neuen Kampagne von Saint Laurent zu sehen.« Na dann, runter mit den Haaren, ihr Frauen, dann könnt ihr auch was werden!

    Die Trendfrisur des Jahres

    Interessanterweise erzählen die Medien, dass die Buzz-Cut-Frisur »vor allem für Frauen geeignet« ist, »die weiche Gesichtszüge haben«, so die Zeitschrift Brigitte. Und das darf ja gar nicht sein! »Ein radikaler Kurzhaarschnitt« dagegen »verhärtet die Gesichtskonturen automatisch und lässt sie burschikoser wirken«. Na – und das wollen doch schließlich alle Frauen, oder nicht: Endlich wie ein Kerl aussehen und Mädchen knutschen! Denn das ist der »neue Feminismus«! Oder warum trällerte die früher einmal sehr weiblich aussehende und nun kurz geschorene Sängerin Katy Perry schon vor Jahren einen Song namens »I kissed a girl«? Ganz einfach: »Ich wurde zu ›I kissed a girl‹ inspiriert, als ich eine Zeitschrift öffnete und ein Bild von Scarlett Johansson sah. Mein Freund war dabei und ich sagte zu ihm, ›Ganz ehrlich, wenn Scarlett Johansson jetzt zur Tür reinkommen und mit mir fummeln wollen würde, dann würde ich mitmachen. Ich hoffe, du findest das okay« (viviano.de, 25.08.2008).

    »I kissed a girl«

    Aber sicher doch. Immerhin hat Scarlett Johansson inzwischen auch kurze Haare, und schließlich sind wir ja auch alle moderne Männer, die einen Dutt tragen und auch sonst nicht mehr wissen, ob sie eigentlich Männlein oder Weiblein sind. Der Songtext von »I kissed a girl« ist wie geschaffen, um weibliche Teenager zu animieren, doch einmal ihre Freundin zu knutschen (auch wenn die heute kurz geschorene Perry das bestreitet):

    Ich hatte nicht die Absicht und hab’s nicht geplant,

    Ich stand da so tapfer mit meinem Drink in der Hand

    und verlor die Beherrschung, was mir sonst nie passiert.

    Du hast meine Aufmerksamkeit erregt, ich hab nach was Neuem gegiert,

    ich wollte dich kosten …

    Refrain:

    Ich küsste ein Mädchen, und es gefiel mir

    der Geschmack ihres Kirschlippenstifts,

    Ich küsste ein Mädchen, nur ums zu probieren,

    Ich hoffe, meinem Freund macht’s nichts aus.

    Ich fühlte mich so gut, ich fühlte mich so schlecht,

    Ich glaube, ich habe mich nicht verliebt – echt!

    Ich habe ein Mädchen geküsst, und es gefiel mir!

    Es gefiel mir!

    Ich weiß nicht mal deinen Namen, es ist auch nicht von Bedeutung,

    Du bist nur ein Experiment in menschlicher Kleidung,

    Es ist nicht das, was brave Mädchen tun oder wie sie sich verhalten.

    Mein Kopf wird ganz wirr, und ich kann ihn nicht mehr halten.

    Vom Idol zur »Influencerin«

    Kurz: Sie hat’s nicht geplant, sie kann nichts dafür, lesbisch ist sie auch nicht, denn sie hat ja einen Freund. Außerdem hatte sie etwas getrunken – besser kann man pubertierende Mädchen kaum noch abholen –, und zwar jede Menge: Ab 2008 war »I kissed a girl« in über 20 Ländern in den Charts auf Platz eins. In den USA rangierte der Song für 23 Wochen ganz oben, in Deutschland war Perry damit insgesamt 40 Wochen die Nummer eins. Und seit diesem Hit wurde sie mit 126 Millionen verkauften Tonträgern zur Hitmaschine, zur neuen Symbolfigur ihrer Generation. Mit der einst so braven Pastorentochter Perry – ursprünglich mal ein süßes All-American-Girl mit langen schwarzen Haaren – identifizieren sich die pubertierenden Mädchen der Welt. Das neuerdings kurz geschorene Idol entwickelte sich zur mächtigen »Influencerin«:

    Bei Twitter hat die 32-Jährige 105 Millionen Anhänger, mehr als Social-Media-Größen wie Rihanna (80,9 Millionen), Taylor Swift (85,6 Millionen) oder Barack Obama (96,3 Millionen). In allem, was sie schreibt oder tut, setzt sie einen Trend. Denn sie erreicht ihre Fans direkt und persönlich. Und so (er)lebten ihre »Follower« auch 2017 ihre Wandlung mit: Die ehemals schwarze Mähne wich einem blondierten Buzz Cut, und der neue Lebensinhalt lautete plötzlich »neuer Feminismus«: Frauenpower, Schwule, Lesben, Bisexuelle, Transgender – alles, nur keine Männer.

    So wurde Perry denn auch prompt von der »Szene« geehrt: »Im Rahmen der diesjährigen Human Rights Campaign Gala« wurde das Mädchen-Idol für seine Rolle »als Sprachrohr der LGBT [Lesbian, Gay, Bisexual und Transgender]-Community ausgezeichnet«. Eigentlich sei sie ja schon immer mindestens »bi« gewesen, erzählte das einstige Weiblichkeitssymbol seinen staunenden Anhängerinnen: »Ihr sei schon als Teenager klar gewesen, dass Sexualität nicht nur schwarz oder weiß ausfallen kann. Sie habe selbst herumexperimentiert und dabei sei es nicht beim Kuss mit einer Frau geblieben. ›Um ehrlich zu sein, habe ich mehr gemacht‹, erinnerte sich Perry in ihrer Rede. ›Aber wie hätte ich das vereinbaren sollen mit dem gospelsingenden Mädchen, das in Jugendgruppen groß wurde … ‹« »Ich werde niemals aufhören ein Kämpfer, ein Verbündeter und eine liebende Stimme für jeden zu sein, der sich der LGBT-Community zugehörig fühlt«, twitterte sie später an all ihre 105 Millionen Follower (Zitate und Schilderung in: n-tv, online, 20.03.2017).

    Kleider aus, Haare ab …

    Die »Influencerin« Cara Delevingne (40,5 Millionen Instagram-Follower) ist da sogar noch direkter. »Ich bin es leid, dass die Gesellschaft Schönheit für uns definiert. Zieht eure Kleider aus, wischt das Make-up ab, schneidet die Haare. Entfernt alle materiellen Besitztümer. Wer sind wir? Wie definieren wir Schönheit? Was sehen wir als schön an?« (laut Gala, online, 23.05.2017). »Entfernt alle materiellen Besitztümer« ist gut: »Cara kommt aus einer der reichsten Familien Großbritanniens. Der ›Delevingne-Clan‹ blickt zurück auf eine Linie von Millionären, Politikern, Society-Girls und Party-Boys, per Du mit den Churchills und der Royal Family« (Emma, online, 05.10.2017).

    Kurz: Mit dem Buzz Cut starteten die Medien 2017 ein globales Umerziehungs- und Umgestaltungsprogramm, das Mädchen direkt in die Vermännlichung und Homosexualisierung führen soll. Damit sehen sie dann endgültig alle gleich und wie Knastbrüder und – schwestern aus, also das, was wir nach Meinung führender Globalisten ohnehin werden sollen. Nämlich geschlechtslose Arbeitsdrohnen für den neuen kommunistischen Sklavenplaneten. Denn warum gehört es eigentlich zu dieser neuen »Mode«, auf alle »materiellen Besitztümer« zu verzichten? Im Abschnitt »100 Jahre Oktoberrevolution« komme ich darauf zurück.
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    Thema des Monats

    15.6. Wie minderjährige Mädchen zu »Mischlingsmuttis« ausgebildet werden

    1.6. Audi muss 25000 Dieselautos zurückrufen (zum »Dieselskandal« – 1.6. Bilderberger-Konferenz in Chantilly, USA – 1.6. US-Präsident Trump kündigt Ausstieg aus UNO-Klimaabkommen an – 3.6. Das US-Raumfahrtunternehmen SpaceX startet erfolgreich ein wiederverwendetes Dragon – Raumschiff zur Internationalen Raumstation – 7.6. SPD-Kanzlerkandidat Schulz präsentiert in Berlin das neue Rentenkonzept der SPD – 11.6. Erster Wahlgang bei den französischen Parlamentswahlen – 14.6. Großbrand des Grenfell-Towers in London – 15.6. Mädchen üben Mutterschaft mit »Migranten-Babys« – 16.6. In Ludwigshafen-Oggersheim stirbt der Ex-Bundeskanzler Helmut Kohl im Alter von 87 Jahren – 17.6. Vor der japanischen Izu-Halbinsel rammt der Containerfrachter ACX Crystal den US-amerikanischen Zerstörer USS Fitzgerald – 18.6. Im zweiten Wahlgang der französischen Parlamentswahlen gewinnt Emmanuel Macrons Partei »En Marche« die absolute Mehrheit – 22.6. Der deutsch-türkische Journalist Deniz Yücel erhält den Theodor-Wolff-Preis – 22.6. Der Bundestag erweitert die Einsatzmöglichkeiten des sogenannten »Staatstrojaners« – 25.6. Der Bundestag schafft das Bankgeheimnis endgültig ab (Paragraf 30a Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz) – 27.6. Ein CNN-Producer nennt Russland-Vorwürfe gegen US-Präsident Trump »Blödsinn« – 30.6. Der Deutsche Bundestag verabschiedet die gleichgeschlechtliche Ehe und das Internet-Zensurgesetz »Netzwerkdurchsetzungsgesetz«


7. Juni: 
Warum die Rente nicht »sischää« ist

    Erinnert sich noch jemand an den kleinen CDU-Arbeitsminister Norbert Blüm? An den »Die Rente ist sischää«-Blüm? Was aus diesem Versprechen aus dem Jahr 1997 geworden ist, konnte man am 7. Juni 2017 eindrucksvoll beobachten. An diesem Tag stellte nämlich der SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz sein »Rentenkonzept« vor. Schlappe sechs Monate, nachdem er zum Kanzlerkandidaten der »Sozialdemokraten« gekürt worden war, hatte er beschlossen, das Publikum bereits mit Inhalten zu behelligen. Und prompt ging wieder alles in die Hosen. Erst stammelte er herum und wich den Fragen aus, dann kapierte auch noch der letzte Journalist und Zuschauer, dass die Rente nach acht Jahren der Großen Koalition aus Union und SPD (2005–2009, 2013–2017) alles Mögliche ist – nur nicht »sischää«.

    Freibier für alle

    Am 7. Juni 2017 hatten die SPD-Arbeitsministerin Andrea Nahles und der neue Hoffnungsträger Martin Schulz also zur Vorstellung ihres neuen Rentenkonzeptes in die SPD-Parteizentrale in Berlin geladen. Jesu Speisung der 5000 war nichts dagegen. Zusammengefasst lautete die geniale Idee: Freibier für alle. Die Renten sollten stabil bleiben – und die Beiträge auch! Hurra! Und zwar durch:

    
      	ein »Gesetzlich garantiertes Rentenniveau von mindestens 48 Prozent bis 2030,


      	eine Begrenzung des Beitragssatzes auf 22 Prozent bis 2030«.


    

    Und siehe da: Unsere Journalisten machten ausnahmsweise ihren Job. Gleich zu Beginn der Fragerunde betätigte sich der ZDF-Mann Thomas Walde als Abrissbirne für Schulz und Nahles – und damit als Aufbauhelfer für Merkel, versteht sich. Von Andrea Nahles wollte er wissen: »Sie wollten Rente ja eigentlich nicht im Wahlkampf haben, jetzt haben Sie jedoch ganz klar Wahlkampf damit gemacht, warum die Kehrtwende?« Und Schulz fragte er, ob das neue Rentenkonzept nun das implizite Eingeständnis sei, »dass das, was Sie in dieser Legislatur gemacht haben – die Mütterrente, die Rente mit 63 –, dass das die falschen Akzente waren«. Bezogen auf ein Auto lautete die Frage also, warum man den Karren nun plötzlich generalsanieren muss, nachdem doch gerade noch umfangreiche Reparaturen vorgenommen worden waren.

    Dem Kandidaten blieb die Spucke weg

    Treffer – versenkt, könnte man sagen. Da blieb Schulz sichtlich die Spucke weg. »Also …«, stammelte er und schüttelte hilflos den Kopf. Jeder im Raum konnte spüren, dass diese Frage den Kandidaten eiskalt erwischt hatte. Die Initiativen der deutschen SPD hatte Schulz während seiner Zeit als EU-Parlamentspräsident vielleicht überhaupt nicht mitbekommen. Möglicherweise hatte er keine Ahnung, wovon Walde überhaupt redete. Fremdschämen war angesagt: Als er so dastand, mochte man nicht in seiner Haut stecken. Flüchten oder Standhalten, lauteten die Optionen. Und da Flüchten natürlich nicht infrage kam, versuchte Schulz schließlich, Zeit zu gewinnen: »Können Sie die Frage noch mal wiederholen«, bat er, »den ersten Teil Ihrer Frage?« Aber sicher doch: »Ihre Partei hat in dieser Legislatur Rentenkonzepte, Rentenänderungen mitgetragen – die Mütterrente, Rente mit 63 und Ähnliches: Wenn Sie jetzt diesen großen Aufräumbedarf sehen – ist das das implizite Eingeständnis, dass das die falschen Akzente waren?« Tja, erst reparieren und kurz darauf schon wieder sanieren – das sieht eben nicht gut aus. Hatte die SPD die Rente etwa kaputtrepariert? Oder wie sollte man das verstehen?

    Wer die Antwort findet, darf sie behalten …

    Er habe etwas Zeit gebraucht, um die Frage zu verstehen, antwortete Schulz – und veranstaltete mit den Journalisten prompt ein nettes Spielchen, das da heißt: Wer die Antwort findet, darf sie behalten:

    »Wir schließen einen neuen Generationenvertrag in der nächsten Wahlperiode, um die erfolgreiche Politik, die wir in dieser Wahlperiode gemacht haben, die erfolgreicher hätte sein können, wenn wir uns freier hätten bewegen können – ich habe eben auf ein paar Blockadepunkte hingewiesen –, wenn wir das hätten umsetzen wollen. Das, was wir hier vortragen, ist auf der Grundlage einer hervorragenden Arbeitsbilanz von Andrea Nahles ein Zukunftskonzept, das den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft stärken soll. Wir wollen, dass junge Menschen, wir wollen, dass die junge Generation so belastet ist, dass sie das schultern kann. Und wir wollen gleichzeitig die Würde des Alters sichern. Dazu gehört dieser weitreichende Entwurf. Dazu gehört aber eine gesamtgesellschaftliche Debatte, die wollen wir in der nächsten Wahlperiode anstoßen. Weil: Wenn Sie mal vergleichen, wie die Lage vor zehn, elf Jahren war, als wir als Sozialdemokraten mutig gesagt haben, wir müssen die Rentenpolitik anpassen, da hatte Deutschland fünf Millionen Arbeitslose, wir hatten zehn Prozent weniger Erwerbsquote bei Frauen, und heute haben wir einen deutlich höheren Beschäftigungsgrad bei über 55-Jährigen, den wir damals nicht hatten. Daran können Sie sehen, wie sich im Verlauf dieser Dekade die Parameter für die Rente verändert haben, und zwar positiv. Und auf der Grundlage dieser positiven Entwicklung, für die die sozialdemokratischen Arbeitsminister stehen, wollen wir diesen neuen Generationenvertrag schließen. Insofern: Wir haben eine erfolgreiche Arbeit in dieser Koalition gemacht, die hätte erfolgreicher sein können, wenn wir nicht daran gehindert worden wären. Und mit einer eigenen Mehrheit werden wir den neuen Generationenvertrag schließen.«

    Akute Fragen-Amnesie

    Sind Sie noch da? Wie lautete noch einmal die Frage? Ach ja: ob irgendetwas an den bisherigen SPD-Maßnahmen in Sachen Mütterrente und Rente mit 63 falsch war, wenn jetzt Bedarf für ein so umfassendes Rentenkonzept besteht. Und: Haben Sie die Antwort gefunden? Ich nicht. Peinlich. Und weil das natürlich jeder im Saal bemerkte, durfte nun bloß keine Pause entstehen, in der Thomas Walde aus dem Koma erwachen und seine Frage hätte wiederholen können. Deshalb plapperte Nahles sofort nahtlos weiter, um etwas von Rente mit 63 und Mütterrente zu stammeln, deren Finanzierung nicht so gelaufen sei, »wie wir uns das gewünscht haben«. Irgendetwas war da also schiefgegangen. Und so ließ Nahles die beiden Themen denn auch ganz schnell links liegen und kam auf die »eigentliche Priorität« zu sprechen, nämlich »die Frage des Rentenniveaus«, das ja genau wie die Rentenbeiträge auf wundersame Weise stabil bleiben soll. So schaffte sie es zwar, den überforderten Schulz vor Walde zu retten – allerdings vergaß sie dabei, die an sie gestellte Frage zu beantworten: »Sie wollten Rente ja eigentlich nicht im Wahlkampf haben, jetzt haben Sie jedoch ganz klar Wahlkampf damit gemacht, warum die Kehrtwende?« Politiker können sich nun einmal einfach keine Fragen merken. Es existiert bei ihnen sozusagen eine »Fragen-Amnesie«. Aber wie gesagt: Wenn unsere Journalisten auf Politiker losgehen, dann nützt das vielleicht auch der Wahrheit. Vor allem aber nützt es einem anderen Politiker, in diesem Fall Angela Merkel, die nur dabei zusehen musste, wie sich der sagenhafte SPD-Hoffnungsträger demontierte.

    Warum die Rente gescheitert ist

    Der eigentliche »Knaller« blieb bei dieser Pressekonferenz ohnehin außen vor: nämlich der, dass das beitragsfinanzierte Rentensystem gescheitert ist. Denn die SPD wollte schon wieder in den Steuertopf greifen und damit genau jenen Generationenvertrag abschaffen oder weiter relativieren, den sie dauernd beschwört: also den Gedanken, dass die junge Generation die ältere ernährt. In Wirklichkeit soll immer mehr der Steuerzahler die ältere Generation ernähren mit der Folge, dass sich der Generationenvertrag immer deutlicher in einen Rentner-Steuerzahler-Vertrag verwandelt. Denn gleich nach der angestrebten Beitrags- und Rentenstabilität kam in dem neuen Rentenkonzept der SPD die »Einführung eines steuerfinanzierten Demografiezuschusses zur gesetzlichen Rentenversicherung«.

    Der Schwindel bestand darin, dass erstens damit vielleicht nicht die Rentenbeiträge, aber die Steuern steigen oder zumindest auf hohem Niveau bleiben müssen. Und zweitens besteht der Betrug darin, dass schließlich auch Rentner Steuern zahlen, also die eigene Rente mitfinanzieren müssen. Grund für diese Misere ist der beschönigend »demografischer Wandel« genannte Geno- oder Suizid, in dessen Verlauf die Deutschen immer weniger Nachwuchs haben, der ihre Renten finanzieren könnte. Daher auch der beschönigende Ausdruck »Demografiezuschuss«. Die immer weiter auseinanderklaffende Schere zwischen Beitragseinnahmen und Rentenausgaben ist in Wirklichkeit eine logische Folge des Aussterbens der Deutschen. Das ist zwar im Prinzip offensichtlich, aber gleichzeitig – durch tapferes Totschweigen – auch das bestgehütete Geheimnis der Politik. Zu diesem Zweck verstrickt sich diese in immer kompliziertere Rentenberechnungen, bis vor lauter Bäumen niemand mehr den Wald sieht. »Die Rente frisst den Bundeshaushalt auf«, titelte schon 2013 die Frankfurter Allgemeine Zeitung (online, 04.09.2013): »Zahlte der Bund im Jahr 1992 noch 30 Milliarden an Zuschüssen an die Rentenkassen, sind es aktuell mehr als 80 Milliarden Euro jährlich – das entspricht fast 30 Prozent der Gesamtausgaben des Bundes im Jahr 2012.« Inzwischen beträgt der Bundeszuschuss etwa 87 Milliarden Euro, bis 2020 soll er auf über 100 Milliarden steigen (Handelsblatt, online, 17.08.2016). Und das liegt eben nicht an der Gier der faulen Rentner, sondern daran, dass neue Beitragszahler fehlen. Kamen 1962 noch sechs Beitragszahler auf einen Rentner, sind es heute nur noch zwei. Während die Geheimniskrämer Begriffe wie »demografischer Wandel«, »Alterspyramide« und Ähnliches benutzen, spricht die eigentlichen Vokabeln niemand aus, die da heißen: ethnische Säuberung, Aussterben, Genozid. Damit das nicht so auffällt – also dass viel mehr Alte als Junge vorhanden sind –, sollen Senioren in der Übergangsphase eben mit Steuergeldern durchgefüttert werden. Und zwar, wenn es geht, auch noch mit den eigenen – falls sie das Rentenalter überhaupt noch erreichen …


15. Juni: 
Mädchen üben Mutterschaft mit »Migranten-Babys«

    Syke in Niedersachsen, um die Mittagszeit. Zwei Jungs, 14 und 15 Jahre alt, fahren im Bus nach Hause. Doch die anderen Fahrgäste, darunter ein Polizeibeamter, staunen nicht schlecht. Denn am Bauch des einen Jungen baumelt ein braunes Baby. Zwei Halbwüchsige mit einem Kleinkind? Ist einer von ihnen vielleicht ein minderjähriger Vater? Haben sie das Baby irgendwo entführt? Oder kann man neuerdings schon als Jugendlicher ein Kind adoptieren und eine gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft eingehen? Denn wie ein leiblicher Nachkomme des Jungen sieht das Kind schließlich nicht aus. Doch der kleine Irrtum ist schnell ausgeräumt. Die beiden erklären dem Polizisten, dass es sich bei dem netten Kleinkind bloß um einen »Babysimulator« handelt und dass sie nur üben, wie man mit einem Baby umgeht. Ach so – dann ist ja alles in Ordnung! Man scherzt noch ein bisschen und geht dann seiner Wege.

    Szenenwechsel. Ein Klassenzimmer in Deutschland. In dem Unterrichtsraum posieren neun minderjährige blonde junge Mädchen zum Gruppenbild mit ihren fast ausschließlich braunen Babys. Es handelt sich um einen Raum der Realschule in Syke, Niedersachsen. Die Gesichter lächeln; die Mädchen sind sichtlich stolz auf ihren »Nachwuchs« – in Anführungszeichen deshalb, weil es sich natürlich auch dabei nur um Puppen handelt, oder besser gesagt: um Babysimulatoren, die (fast) alles können, was natürliche Kleinkinder auch können. Der Babysimulator »simuliert realistisch den Tagesablauf echter Säuglinge«, heißt es zum Beispiel auf babybedenkzeit.de, wo das »Elternpraktikum« mit einem RealCare-Baby beworben wird: Das Baby »muss gefüttert und gewickelt werden, aufstoßen, im Arm gewiegt und seine Kleidung muss gewechselt werden«.

    Anreiz oder Abschreckung?

    Aber weshalb sind in der eingangs beschriebenen »Übung« ausgerechnet zwei Jungs mit einem Baby unterwegs? Warum posieren hier minderjährige Mädchen als Mütter? Und warum sind viele dieser Babys braun und nicht weiß, wie die Schülerinnen, die mit ihnen »üben«? Werden hier Minderjährige etwa zu Migranteneltern erzogen? Ruhe im Glied: keine Fragen! Am 15. Juni 2017 berichtete der Syker Kurier vielmehr über ein ganz harmloses »Babytraining« für Teenager: »Zehn Schüler der Realschule Syke schlüpfen in die Rolle von Eltern: Sie müssen sich fünf Tage um eine programmierte Puppe kümmern.« Und was soll daran denn schon schlimm sein: »Hallo, Herr Wisnewski, jeder kann sich mal irren, und ich glaube, das ist hier so ein Fall«, schrieb mir ein Zuschauer, nachdem ich über dieses Phänomen auf YouTube berichtet hatte (»Skandal: Wie Mädchen zu Migrantenmuttis ausgebildet werden«, 11.06.2017). Seiner Meinung nach dienen die Babysimulatoren nicht als Anreiz zum Kinderkriegen, sondern vielmehr als Abschreckung: »Sie schreien zu den unmöglichsten Zeiten (auch nachts), wollen gewindelt und gefüttert werden und machen auch sonst so viel Stress, dass man schnell die Nase voll hat …, und hier liegt das System: Junge Mädchen und Jungs sind heutzutage recht frühreif, leben ihre Gefühle aus und vernachlässigen hier schnell mal den Verhütungsgedanken. Das Ergebnis sind häufig extrem junge Mütter und Väter. Hier setzt dieses Programm an. … Wie ich hörte, war das wohl recht erfolgreich (die Schüler gaben die Babys sehr gern wieder ab) und ist somit eine durchaus gute Prävention!« (siehe Kommentare zu YouTube – Video »Skandal: Wie Mädchen zu Migrantenmuttis ausgebildet werden«, 11.06.2017).

    VIP – Very Instantly Pregnant

    Nur leider ist dieses weltweite »Präventionsprogramm« in dieser Hinsicht überhaupt nicht erfolgreich, wie zumindest eine australische Untersuchung ergab. Stattdessen wurden die jugendlichen Teilnehmerinnen demzufolge sogar noch häufiger schwanger als Mädchen ohne dieses »Training«. Im Rahmen der australischen Studie wurden über mehrere Jahre hinweg Tausende von Mädchen aus 57 Schulen beobachtet. 1267 Mädchen genossen dabei das VIP genannte Babyprogramm (Virtual Infant Parenting; virtuelle Teenager-Schwangerschaft), eine Kontrollgruppe von 1567 Mädchen bekam eine herkömmliche »Gesundheitserziehung« ohne die Babypuppen. Ergebnis: Die Mädchen mit dem angeblichen »Abschreckungsprogramm« wurden wesentlich häufiger schwanger als die anderen! 17 Prozent von ihnen erwarteten bis zum 20. Lebensjahr mindestens einmal Nachwuchs, im Vergleich zu elf Prozent bei der Kontrollgruppe ohne die Roboterbabys. »Babyroboter, die durch die ›reale Erfahrung‹ Teenager-Schwangerschaften verhindern sollen, bewirken in Wirklichkeit das Gegenteil«, schrieb dazu das australische Internetportal news.com.au. Und: »Weibliche Teenager, die eine umfassende Sexualerziehung erhielten und Babypuppen über das Wochenende mit nach Hause nahmen, haben ein höheres Schwangerschaftsrisiko« (25.08.2016). Schulen und Anbieter, die Jugendliche mit dem »Babyprogramm« traktieren, tun das wahrscheinlich mit den besten Absichten, ohne die wirklichen Hintergründe und Mechanismen zu kennen. In Wirklichkeit aber sorgen sie demnach womöglich unabsichtlich für mehr Teenager-Schwangerschaften. Sollte man VIP deshalb etwa mit »very instantly pregnant« übersetzen (sehr schnell schwanger)? Denn schließlich kann so ein Baby zwar anstrengend, aber auch verdammt süß sein. Interessanterweise war in der VIP-Gruppe auch die Zahl der Abtreibungen geringer als in der Kontrollgruppe. Das heißt, dass die Mädchen nicht nur häufiger schwanger wurden, sondern ihre Kinder auch häufiger zur Welt brachten. Mit anderen Worten stimulieren die Babyroboter Schwangerschaften und bringen die Mädchen auch dazu, die Kinder auszutragen.

    Schöne Grüße vom »Orgasmushormon«

    Offenbar überwiegen bei dem »Babytraining« nicht die abschreckenden, sondern die anregenden Effekte. Das ist im Wesentlichen derselbe Mechanismus wie bei frühzeitigem Sexualunterricht: Statt aufgeklärt zu werden, werden viele Kinder dabei erst »getriggert«, also angeregt. Wenn man bedenkt, was beim Kontakt eines geschlechtsreifen weiblichen Wesens mit einem schutzbedürftigen Baby passiert, ist das auch kein Wunder. Die Berührung, die Interaktion, aber auch das Geschrei legen im Gehirn des Mädchens verschiedene Schalter um und setzen Hormone frei, die Wohlbefinden und Lustgefühle auslösen können – zumindest, wenn das Geschrei aufhört, also das Baby »gestillt« werden konnte. »Die Mutter wird im Übermaß von den Stillhormonen Oxytocin und Prolaktin ›überflutet‹ – sie verliebt sich in ihr Kind«, schreibt die Familienexpertin Hanne K. Götze (Junge Freiheit, 26.06.2015). »Das runde Köpfchen, das Stupsnäschen, die süßen Händchen, die zarte Haut – alles das rührt uns tief an und ist geeignet, unser Herz zu erobern.« Passiert dies etwa auch mit süßen braunen Roboter-Babys? »Schon Hungerschreie des Babys bewirken eine Ausschüttung von Oxytocin«, heißt es im Medizinportal gesund.at: »Wenn der Körper Oxytocin ausschüttet, werden zeitgleich auch immer schmerzstillende Substanzen, nämlich Endorphine und Encephaline (körpereigene Opiate), ausgeschüttet. Diese führen zu einem Gefühl von Befriedigung, Wohlbefinden und Euphorie … Zudem baut Oxytocin Stress – genauer: das ›Stresshormon‹ Cortisol – ab, wirkt angstlösend und beruhigend. Es verschafft also angenehme, manchmal sogar lustvolle Gefühle.« Deshalb nennt man Oxytocin auch Kuschel-, Treue- oder gar Orgasmushormon.

    Wenn die Gefühle Tango tanzen

    Mit anderen Worten tanzen Hormone und Gefühle in einem Frauenkörper Tango, wenn er mit einem Baby konfrontiert wird – auch wenn der Körper noch nicht volljährig ist. Denn geschlechtsreif ist er ja nun einmal. So kann man das künstliche Baby auch nicht nur mit der Flasche füttern, sondern auch »stillen«. »Beim Stillen oder Fläschchenfüttern gibt es Schluckgeräusche von sich und gluckst zufrieden, wenn es gut versorgt wurde«, heißt es in den Werbematerialien für den Babyroboter. Dafür gibt es zwar einen speziellen »Stillsimulator« als Zubehör, der den Kontakt des Roboters mit der Brust simulieren soll. Aber natürlich hindert niemand eine Schülerin daran, die nette Babypuppe auch einmal an die Brust zu legen, um zu sehen, wie sich das anfühlt. Zudem gibt es das Kleinkind »in beiden Geschlechtern. Um der ethnischen Vielfalt unserer Welt gerecht zu werden, wird es von der amerikanischen Herstellerfirma in verschiedenen Hautfarben angeboten.« Dabei geht es allerdings nicht nur darum, jedem Mädchen, ob schwarz oder weiß, eine passende Babypuppe anzubieten. Sondern natürlich gilt es als besonders schick und politisch korrekt, sich ein mehr oder weniger andersfarbiges Baby zuzulegen. So zeigt beispielsweise das Werbematerial der Herstellerfirma RealCare immer wieder Elterndarsteller mit andersfarbigen Babypuppen.

    Darf man so etwas denken?

    In Wirklichkeit wird hier also nicht etwa harmloser Vorbereitungsunterricht für eine spätere Elternschaft betrieben, sondern hier werden von staatlichen Schulen Teenager zu Schwangerschaft und Elternschaft verleitet und »alternative Lebensmodelle« geprobt (wahrscheinlich sogar in bester Absicht): nicht nur gleichgeschlechtliche Partnerschaften mit einem (dann wohl adoptierten) Baby, sondern auch Mutterschaften mit einem Mischlingsbaby. Ja aber: Darf man denn so etwas überhaupt denken? Oder gar sagen? Fragen wir doch einfach das offizielle Handbuch der politischen Korrektheit, Wikipedia. Demnach ist ein Mischling »eine Kreuzung zwischen verschiedenen Gattungen, Arten, Unterarten, Rassen oder Zuchtlinien« beziehungsweise »ein Mensch mit Vorfahren unterschiedlicher Hautfarbe, siehe Mestize oder Mulatte oder Zambo« (abgerufen am 23.10.2017).

    Damit wir uns nicht falsch verstehen: Es geht hier nicht um den einen oder anderen Mann oder die eine oder andere Frau, die ihr Glück mit einem Migranten oder einer Migrantin findet und ein Baby bekommt. So etwas gab es schon immer und darf es auch immer geben. Was es dagegen nicht geben darf, ist erstens ein verdecktes Programm zur Förderung von Teenager-Schwangerschaften – etwas, was wir eigentlich gar nicht wollen, Rentenfinanzierung hin oder her –, und zweitens ein Programm zur verdeckten Förderung von Mischlingsschwangerschaften. Denn das wiederum könnte eine Strategie beinhalten, deutsche Kinder zunehmend durch Mischlingskinder zu ersetzen. Und weil das natürlich bedeutet, dass die Fortpflanzung der eigenen ethnischen Gruppe behindert wird, ist dies laut Völkerrecht verboten. Demnach ist die Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb einer nationalen, ethnischen, rassischen oder religiösen Gruppe gerichtet sind, untersagt. So steht es jedenfalls in Artikel 2 der UN-Konvention gegen Völkermord …


27. Juni: 
Trumps Russland-Connection: »Mostly Bullshit«

    An diesem Tag erschüttert ein seltsames Video die Welt. Das heißt: Sagte ich »die Welt«? Nun – die Welt vielleicht schon, wenn auch mit mindestens einer wichtigen Ausnahme: Deutschland. Das Tal der Ahnungslosen erschüttert nämlich rein gar nichts. Oder zumindest nur Dinge, die es erschüttern sollen. Während an diesem Tag in den USA also eine Nachrichtenbombe platzte, schwiegen unsere Medien die Sache tapfer tot. Bei Google News, wo jede große Nachricht ihre Spuren hinterlässt, suchte man die Sache mit dem Video jedenfalls vergebens. Oder recherchieren Sie doch einmal bei heute.de oder tagesschau.de nach den Stichworten »CNN«, »Trump« und – Verzeihung – »Bullshit«. Diese Worte spielten nun einmal eine zentrale Rolle in der Affäre. Fundstellen: keine.

    Doch der Reihe nach: Hauptgegenstand des Videos scheint ein Plastikbecher zu sein, der groß im Vordergrund des Bildes steht. Dahinter sieht man, fast verdeckt, die Umrisse eines menschlichen Oberkörpers. Die Kamera scheint also irgendwo in Magenhöhe auf einem Tisch oder einer anderen Fläche zu liegen, sodass der Plastikbecher die Person halb verdeckt. Später wird man auch ihr Gesicht sehen. Die schlechte Perspektive lässt vermuten, dass das Video heimlich aufgenommen wurde, und auch der Tonfall des Gesprächs klingt eher beiläufig und nicht nach einem offiziellen Interview. Bei der halb verdeckten Person handelt es sich um einen gewissen John Bonifield, Leitender Producer bei dem US-TV-Sender CNN. Der Fragesteller ist nicht im Bild und sitzt offenbar hinter der verdeckten Kamera.

    Russland, Russland, Russland

    »Warum reitet CNN immer auf dieser Russland-Sache herum?«, will er von Bonifield wissen. Eine gute Frage: Seit Monaten vergeht kaum ein Tag, an dem nicht CNN und Fox News, aber auch Tagesschau und heute, mit neuen Skandalnachrichten über US-Präsident Donald Trumps angebliche Russland-Verbindungen aufwarten. Angeblich hat ihm Russland schon im Wahlkampf geholfen. »Russland, Russland, Russland«, saust der Medienhammer nieder, bis es auch noch der Letzte kapiert: Donald Trump muss ein russischer Agent sein! Trump hatte noch nicht einmal sein Amt angetreten, als die Russland-Kampagne bereits losgetreten wurde. Nehmen wir zum Beispiel das Dossier eines gewissen Christopher Steele, das am 10. Januar 2017 herausgekommen war und demzufolge Mitarbeiter Trumps Russen zur Koordinierung von Attacken auf Hillary Clinton getroffen hätten. Erstens handelte es sich bei Steele um einen »früheren britischen Geheimdienstmitarbeiter«, was bereits ein Widerspruch in sich ist. Denn »frühere Geheimdienstmitarbeiter« gibt es praktisch nicht. Normalerweise kann man bei einem Geheimdienst nicht einfach kündigen oder entlassen werden, es sei denn, durch einen Kopfschuss. Zweitens steht die sogenannte angloamerikanische »Intelligence-Community« strikt auf der Seite Clintons, wie auch die Fehden beweisen, die sich Trump nach seinem Amtsantritt mit den eigenen Geheimdiensten lieferte. Drittens fungierte Steele schon als MI6-»case officer« im Falle des vergifteten russischen Emigranten Alexander Litwinenko und hatte dessen Tod am 23. November 2006 flugs zum »russischen Staatsmord« erklärt (siehe verheimlicht – vertuscht – vergessen 2007, S. 48ff.) – wofür es natürlich ebenfalls keine Beweise gab. Viertens erklärte sogar Wikipedia, dass es sich bei dem von Steele gelieferten Trump-Russland-Dossier um »unverifizierte Indizien« (deutsch) und »unbewiesene Behauptungen« (englisch) gehandelt hatte. Man könnte auch sagen: um Gerüchte. Oder, um Klartext zu reden: um typische Schmierpropaganda.

    Auftragsarbeit für die Demokraten

    Das Nachrichtenmagazin Newsweek veröffentlichte gar eine Liste von »13 Punkten, die an dem Dossier nicht zusammenpassen«. Das Dokument sei eine »merkwürdige Mischung aus Amateur- und Insiderinformationen« und enthalte »viel Kreml-bezogenen Klatsch«, der in der Tat, wie der Autor behauptet, von tiefen Insidern stammen könnte – oder auch von »russischen Zeitungen und Blogs« (online, 11.01.2017). Tatsächlich kam heraus, dass es sich bei dem 35-Seiten-Dokument um eine Auftragsarbeit gehandelt hatte, die zunächst von Trumps innerparteilichen Gegnern und später von den Demokraten finanziert worden war. Die Washington-Post – Kolumnistin Margaret Sullivan nannte den Inhalt »zum Geheimdienstreport hochstilisierte, skurrile Behauptungen, um Donald Trump zu schaden« (online, 11.01.2017). »Ehemalige Geheimdienstbeamte und andere Experten für nationale Sicherheit« betrachteten das Papier jedoch als glaubwürdig, und zwar, weil es damals immerhin Präsident Obama und dem gewählten Präsidenten Trump vorgelegt worden war. Dabei haben die Geheimdienste ihren Präsidenten bis jetzt noch jede Lüge unterbreitet. Demnach hätten zum Beispiel ja auch die Lügen über Massenvernichtungswaffen im Irak glaubwürdig sein müssen, denn auch diese wurden dem Präsidenten (Bush) präsentiert. Lügen sind schließlich das Hauptprodukt von Geheimdiensten. Die Wahrheit behalten sie dagegen eher für sich (siehe William Casey, Seite 12).

    Korrektur eines Betriebsunfalls

    Noch vor dem offiziellen Beginn von Trumps Präsidentschaft war es also darum gegangen, ihn mit aller Gewalt zum russischen Agenten abzustempeln. Dahinter steckte der Wunsch, den Präsidenten nach seinem spektakulären und unerwarteten Wahlsieg nun wenigstens schnellstmöglich aus dem Amt zu jagen. Denn als Trump am 8. November 2016 als Sieger über Hillary Clinton festgestanden hatte, waren Medien und Politiker aus allen Wolken gefallen. Dieser politische Betriebsunfall sollte nun schnellstmöglich korrigiert werden. Das gelang schon beinahe dadurch, dass der Präsident und seine Administration unter dem Russland-Dauerfeuer kaum noch Zeit für ihre eigentlichen Amtsgeschäfte gehabt haben dürften. Und so kamen immer neue Skandale und Skandälchen »heraus«, die zwar keine konkreten Verfehlungen beinhalteten, aber das Publikum unterhielten, die Quoten steigerten und vor allem Trump beschäftigten und seine Reputation beschädigten.

    500000 Dollar für Bill Clinton

    Was dabei natürlich verschwiegen wurde, ist, dass Trumps politische Gegner selbst enge Kontakte zu Russland pflegten. Ob nun Bill Clinton für einen Vortrag in Moskau einen 500000-Dollar-Scheck einsteckte oder seine Frau als Außenministerin den Russen 20 Prozent der amerikanischen Produktionskapazitäten für Uran überließ (angeblich im Gegenzug für Millionenspenden an die Clinton-Stiftung): Schon immer hielten Top-Amerikaner gerne die Hand auf, wenn es mit Russland etwas zu kungeln oder zu verdienen gab. Nehmen wir zum Beispiel auch die demokratische Abgeordnete Claire McCaskill. McCaskill gehörte zu den schärfsten Kritikern der Russland-Kontakte von Trump und von dessen Justizminister Jeff Sessions. Obwohl sie zehn Jahre lang Mitglied des Streitkräfteausschusses gewesen sei, habe es nie einen Anruf oder eine Zusammenkunft mit dem russischen Botschafter gegeben, versicherte sie am 2. März 2017 auf Twitter. Seltsam: Vier Jahre zuvor, am 30. Januar 2013, hatte sie jedoch noch wörtlich »aus einem Meeting mit dem russischen Botschafter« Sergej Kislyak getwittert, in dem es um einen Adoptionsstopp für russische Kinder in den USA gegangen war. Von der Besprechung mit dem Botschafter existiert sogar ein Foto. Die russische Regierung, hatte Kislyak dabei erklärt, sei hinsichtlich in den Vereinigten Staaten adoptierter russischer Kinder besorgt. Das Adoptionsverbot sei in Kraft, »weil die Amerikaner die adoptierten Kinder misshandelt haben« (theatlantic.com, 03.02.2013). Was fast nach Kinderhandel und Kindesmissbrauch klingt – aber das steht auf einem anderen Blatt. Zwei Jahre später, am 6. August 2015, twitterte McCaskill erneut über Kontakte zum russischen Botschafter, mit dem sie an diesem Tag telefoniert habe. Am 28. Februar 2017 saß Sergej Kislyak bei einer Kongressrede Trumps mitten im demokratischen Flügel des Hauses und unterhielt sich angeregt mit mehreren Abgeordneten. »Offensichtlich ist Kislyak ein regelmäßiger Besucher auf dem Kapitol«, hieß es auf einer konservativen Website. Und das ist auch kein Wunder, denn Kontakte zu den Politikern eines anderen Landes zu pflegen ist schließlich der Job eines Botschafters. Oder wie es der bekannte US-Journalist Brit Hume ausdrückte: »Letztes Mal, als ich in der Senatskantine war, sah ich [die Senatorin Dianne] Feinstein beim Mittagessen mit dem russischen Botschafter. Ich habe nicht eine Sekunde weiter darüber nachgedacht« (Twitter, 02.03.2017).

    Hexenjagd bei CNN … 

    Mit anderen Worten: Seit dem Amtsantritt von Donald Trump glichen die USA einem Tollhaus. Alltäglichste Wahrheiten und Gewohnheiten wurden schlicht geleugnet und dem Gegner vorgeworfen, auch wenn praktisch jeder wichtige Kongressabgeordnete und Politiker, der etwas auf sich hielt, schon einmal mit dem russischen Botschafter gesprochen hatte. Beobachter sahen darin einen Geheimdienst- und Medienkrieg gegen US-Präsident Trump. Womit wir wieder bei dem eingangs erwähnten Video des CNN-Producers Bonifield wären. »Warum reitet CNN immer auf dieser Russland-Sache herum?«, wollte also der Fragesteller von dem CNN-Mann wissen.

    »Es geht um die Quoten«, antwortete der CNN-Mitarbeiter.

    »Die Quoten?«

    »Unsere Quoten sind zurzeit unglaublich …«

    »Aber mal ehrlich: Sie glauben doch, der ganze Russland-Mist ist ganz einfach Blödsinn …«

    »Könnte sein. Im Moment ist es weitgehend Blödsinn. Wir haben nicht irgendeinen riesengroßen Beweis … Nach meinem Eindruck haben sie [die verantwortlichen CNN-Leute] nicht wirklich etwas in der Hand, aber sie wollen weiter buddeln. Also hat der Präsident wahrscheinlich recht, wenn er so etwas sagt wie: ›Schaut her, ihr betreibt eine Hexenjagd. Ihr habt keinen rauchenden Colt, ihr habt keinen wirklichen Beweis …‹ Und der Geschäftsführer von CNN sagte in unserer internen Konferenz: Ihr habt alle gute Arbeit geleistet bei den Berichten über die Klimakonferenz, aber damit sind wir durch. Lasst uns auf Russland zurückkommen« (siehe YouTube: »American Pravda: CNN Producer Says Russia Narrative ›bullsh*t‹«, 26.06.2017).

    Die Sabotage der Trump-Regierung

    Was nach einem Bekenntnis klingt, könnte aber auch nur eine oberflächliche Erklärung sein. Denn eine Hexenjagd zum Wohle der Quoten ist zwar nicht gerade schön, aber bei einem Fernsehsender vielleicht gerade noch nachvollziehbar. Etwas anderes wäre es, wenn sich, wie der politische Journalist Paul Joseph Watson vermutete, der gesamte »Tiefe Staat« gegen Trump verschworen hätte, also Geheimdienste, Militär und andere okkulte Organisationen: »Das ist neo-McCartyistische Paranoia«, sagte Watson in einem Video. Tatsache sei, dass »kein Beweis präsentiert wurde, dass irgendjemand von Trumps Team unangemessene Treffen mit Russen hatte. Nichts. Null. Nada. Und zum Zweiten: Trumps antiglobalistische Haltung und sein Versprechen, unnötige Kriege zu beenden, stellt eine existenzielle Bedrohung für den Tiefen Staat und den militärisch-industriellen Komplex dar. Das ist der Grund, warum parteiische Geheimdienstagenten Informationen durchsickern lassen. Es geht um die vollständige Sabotage der Trump-Regierung …«
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    Thema des Monats

    30.7. Google plant Software zur Erkennung von »toxischen Meinungen«

    1.7. Rentner, die von Grundsicherung leben, dürfen sich ab jetzt nicht mehr länger als vier Wochen im Ausland aufhalten, ohne ihre Bezüge zu verlieren – 1.7. Die Abgeordneten des Bundestages erhöhen sich die Diäten um 215 Euro auf 9542 Euro – 4.7. Nordkorea testet angebliche Interkontinentalrakete – 4.7. Manuela Schwesig (SPD) wird neue Ministerpräsidentin von Mecklenburg-Vorpommern – 6.7. In Hamburg beginnen massive Ausschreitungen gegen den am nächsten Tag beginnenden G20-Gipfel – 7./8.7. Der G20-Gipfel konzentriert sich wieder einmal auf den Klimaschutz und gefährdet so den Umweltschutz – 18.7. Der Autohersteller Daimler kündigt den Rückruf von drei Millionen Dieselfahrzeugen an, um die Stickoxidwerte der Fahrzeuge zu senken – 19.7. Der sogenannte »Freistaat« Bayern beschließt unbegrenzten »Unterbindungsgewahrsam« – 21.7. Drei chinesische Kriegsschiffe treffen zu gemeinsamen Manövern mit Russland im Ostseehafen Kaliningrad ein – 28.7. Nordkorea testet weitere angebliche Interkontinentalrakete – 30.7. Medienberichten zufolge plant Google Software zur Erkennung von »toxischen Meinungen«


7./8. Juli: 
G20-Gipfel: Wie Klimaschutz den Umweltschutz gefährdet

    Eigentlich wollte Hamburg ja die Olympischen Spiele 2024 ausrichten. Aber nun, am 7. und 8. Juli, bekam es dafür die Autonomen Spiele 2017 – und zwar von Angela Merkel: Flaschen- und Molliweitwerfen, Stahlkugelnstoßen beziehungsweise – schießen, mit der Polizei um die Wette sprinten und natürlich überall olympische Feuer anzünden. Zwischen den Wettkämpfen durften sich die Teilnehmer in den umliegenden Geschäften selbst versorgen und erfrischen. Die zündende Idee, den G20-Gipfel in Hamburg auszurichten, war praktisch wie eine Brotkrume vom Tisch Angela Merkels gefallen, als diese am 13. Februar 2016 in der Hansestadt mit dem damaligen britischen Premierminister David Cameron geschlemmt hatte. Da es seit der Migrantenwelle vom Herbst 2015 nach ihrem Geschmack wohl etwas zu ruhig in Deutschland geworden war, verkündete sie zu Parfait vom geräucherten Aal und Hamburger Stubenküken ihre neueste Chaosveranstaltung, nämlich den G20-Gipfel, in Hamburg durchzuführen. Eingeladen waren diesmal nicht eine Million Wirtschaftsmigranten aus Afrika, sondern mehrere Tausend Gewaltmigranten aus allen Teilen Europas und natürlich etwa 20000 Politikmigranten in Gestalt von Delegierten, Unterhändlern und Journalisten des sogenannten G20-Gipfels, einschließlich 35 Staatschefs. Das sollte richtig »funzen«. Denn, so die Überlegung, ohne G20-Gipfel würden die Chaoten gar nicht richtig in Stimmung kommen. Damit die Mischung auch richtig zünden würde, verlegte man den Gipfel nicht etwa in irgendwelche Luxushotels auf dem Lande, sondern nur 200 Meter Luftlinie vom »Autonomen Zentrum« Rote Flora entfernt in das Kongresszentrum, damit auch noch der letzte verplante Vermummte in die Krawalle hineinstolpern würde. Doch war diese größte Fehlentscheidung der Kanzlerin seit der Flüchtlingsinvasion wirklich eine Panne? Dass dies auf eine Katastrophe hinauslaufen würde, konnte schließlich ein Blinder mit dem Krückstock sehen.

    USA: Ausstieg aus dem Klimaschutz?

    Aber das wissen wir ja schon alles. Was viele nicht wissen, ist, dass der auf dem G20 ebenfalls diskutierte Klimaschutz der natürliche Feind des Umweltschutzes ist. Während sich in Hamburg alles um den geplanten Ausstieg der USA aus dem Pariser Klimaschutzabkommen von 2015 drehte, kam niemand auf die Idee, Kosten und Nutzen des Klimaschutzes zu hinterfragen – und ob man Klima- und Umweltschutz überhaupt in einem Atemzug nennen sollte. Allein die horrenden Kosten für den sogenannten Klimaschutz graben dem Umweltschutz das Wasser ab, denn natürlich fehlt dieses Geld dann an anderer Stelle. Die Ausgaben für den Klimaschutz liegen Schätzungen zufolge »bei etwa einem Prozent des weltweiten Bruttosozialprodukts«. Bei einem Welt-Bruttoinlandsprodukt von 77,5 Billionen wären das etwa 750 Milliarden US-Dollar pro Jahr (siehe Kemfert/Preatorius: »Die ökonomischen Kosten des Klimawandels und der Klimapolitik«, Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, 74 (2005), 2, S. 133–136).

    Schneise der Verwüstung

    Tatsächlich hinterlässt die Klimapolitik eine Schneise der Verwüstung nicht nur in den öffentlichen und privaten Haushalten, sondern auch in den wissenschaftlichen, industriellen, politischen und medialen Kapazitäten der Menschheit und natürlich in unserer Umwelt. Denn statt sich um wirkliche Umweltprobleme zu kümmern, kümmert sich alles um »das Klima«. »Wir konzentrieren uns zu sehr auf CO2 und kümmern uns nicht um alles andere«, kritisiert der bekannte Chemiker und Umweltforscher Friedrich Schmidt-Bleek laut Die Presse: »Wir geben Milliardenbeträge aus, um ein einzelnes Symptom zu beeinflussen. Das ist Unfug. Unsere Politik forciert einen Umweltschutz, der der Umwelt schadet, weil er die Stabilität unserer Ökosphäre vermindert. Unter den Umweltministern hat sich das offenbar noch nicht herumgesprochen. Die werben immer noch für ein CO2 – freies Leben als ultimative Lösung« (diepresse.com, 16.08.2014). Wobei das übrigens überhaupt kein Leben wäre, weil bei jedem Lebensvorgang nun mal Kohlendioxid frei wird – zum Beispiel beim Atmen.

    Die Wahrheit hat schlechte Karten

    »Während des Überganges vom alten zum neuen Jahrhundert beziehungsweise Jahrtausend verschob sich die öffentliche Aufmerksamkeit vom Umwelt- auf den Klimaschutz«, wurde der Chemiker Dr. Hans-Jürgen Quadbeck-Seeger zitiert, Träger des Bundesverdienstkreuzes Erster Klasse: »Meiner Ansicht nach war und ist das nicht nur für die Nachwelt, sondern auch für alle, die nicht daran verdienen, eine Katastrophe. Das für die Pflanzen direkt und für Mensch und Tier indirekt lebensnotwendige und bei fast allen Prozessen entstehende CO2, Kohlendioxid, wurde zum Schadstoff erklärt« (P.M. – Welt des Wissens, zitiert nach: Hannes-Jaenicke-Website: »Die große Volksverarsche, Klimaschutz statt Umweltschutz?«). Für die Industrie bringt das neben Kosten auch Vorteile. Denn so wird die Aufmerksamkeit von wirklichen Schadstoffen abgelenkt und auf einen Nichtschadstoff konzentriert: CO2. Wenn man sich den Abgas-Mix von Autos, Kraftwerken und Industrieanlagen einmal anschaut, dann ist Kohlendioxid neben Wasserdampf eines der unschädlichsten Gase, die dabei freiwerden: Der Rest besteht im Wesentlichen aus Stickoxiden, Schwefeloxiden, Salzsäure, Kohlenmonoxid, Kohlenwasserstoffen, Schwermetallen, Feinstaub, Ruß und Flugasche. Manche dieser Stoffe sind giftig bis karzinogen; in der öffentlichen Wahrnehmung geht es jedoch hauptsächlich um das vollkommen ungiftige und sogar nützliche Kohlendioxid, als sei CO2 so etwas wie ein Supergift. Dabei ist genau das Gegenteil richtig. Die Abscheidung und Speicherung (Carbon Dioxide Capture and Storage, CCS) des unschädlichen Kohlendioxids aus Kraftwerkabgasen verursacht weitere Schäden, und zwar durch die Senkung des Wirkungsgrades (also der »Energieausbeute«) eines Kraftwerks.

    Lizenz zum Luftverpesten

    Ein großer Teil der im Kraftwerk gewonnenen Energie wird nämlich für die Kohlendioxidabscheidung selbst verpulvert. Die Folge: höherer Verbrauch von Brennstoff und höhere Emissionen. Die Installation von CCS-Technik in einem Kohlekraftwerk führt je nach Kraftwerkstyp zu einem um 14 bis 40 Prozent höheren Energiebedarf: »Der Großteil der zusätzlichen Energie wird für die Verdichtung und Reinigung des CO2 benötigt« (siehe: »Review of solutions to global warming, air pollution, and energy security«, in: Energy&Environmental Science, 2009, S. 155). Donnerwetter! Das heißt ja, dass man allein für diese Energieverluste eine Menge Extra-Kraftwerke bauen muss! »Real ist jedenfalls«, schreibt der Chemiker Dr. Quadbeck-Seeger, »dass die öffentliche Fixierung der Aufmerksamkeit auf CO2 wie ein Freibrief für die Freisetzung echter Schadstoffe wirkt« (ebenda). Also wie eine Lizenz zum Luftverpesten: »Und das erklärt die breite Akzeptanz der Treibhaustheorie durch die Wirtschaft und die von ihr indirekt abhängigen Medien und als Folge davon der Mehrheit der des eigenständigen Denkens entwöhnten Bevölkerung. Und: Die Wirtschaft protestiert auch deshalb nicht, weil sie die entstehenden Kosten an den Endverbraucher durchreicht, nicht ohne vorher noch die übliche Verdienstspanne aufgeschlagen zu haben.«

    Das schmutzigste Gewerbe der Welt

    Auch im Gehirn jedes einzelnen Menschen ist natürlich nicht unendlich viel Platz. Milliarden Menschen sind vom Klimaschutz hypnotisiert. Viele Umweltprobleme entgehen so der Wahrnehmung. Nehmen wir zum Beispiel die Seeschifffahrt. Nichts gegen die Seefahrt, aber manchen gilt sie als »das schmutzigste Gewerbe der Welt« (Die Welt): »Ginge es nach Umweltkriterien, müssten die meisten motorgetriebenen Schiffe weltweit die Totenkopfflagge hissen. Im Transportbereich ist die Schifffahrt der mit Abstand größte Verschmutzer; vom Straßen- und Luftverkehr produzierte Emissionen nehmen sich dagegen vergleichsweise harmlos aus. Studien, die der Branche schmutzige Zeugnisse ausstellen, füllen mittlerweile ganze Regale, verändert haben sie bislang nichts« (online, 14.08.2013). Nirgends werden (und müssen) so viele Chemikalien eingesetzt (werden) wie in der Seefahrt: für giftige Schutzanstriche (»Antifouling«), für Putz- und Schutzmittel, für Klebstoffe und Öle. Ölrückstände und – unfälle gehören genauso zur Seefahrt wie Ballastwasser, Abwasser, Müllentsorgung und schließlich die Verschrottung der Schiffe. Und natürlich die Abgase. Während die schönen weißen Kreuzfahrtschiffe von der Werbung mit blauem Himmel, sauberem Wasser und idyllischen Südseeparadiesen in Verbindung gebracht werden, sind die meisten dieser »Traumschiffe« der reinste Albtraum: »Die 15 größten Seeschiffe der Welt stoßen jährlich mehr schädliche Schwefeloxide aus als alle 760 Millionen Autos weltweit«, rechnete Alexander Porschke, Landesvorsitzender des NABU Hamburg, vor (siehe Notopia – Blog, ohne Datum). Glaubt man Porschke, würde »kein einziges der luxuriösen Kreuzfahrtschiffe, die jetzt mit großen Fanfaren in Hamburg einlaufen, die Abgasnormen schaffen, die für Autos oder Lastwagen schon lange gelten« (und die allerdings teilweise Unsinn sind, wie wir noch sehen werden). Zurzeit sind auf den Weltmeeren 6500 Passagierschiffe unterwegs, wovon 300 Kreuzfahrtschiffe sein sollen. Außerdem gibt es etwa 90000 Handelsschiffe. Dazu kommen noch die Schiffe der Fischerei- und Marineflotten sowie Privatyachten. Weltweit verbindliche Abgasvorschriften für Schiffe gibt es allerdings nicht.

    Von Aluminium bis Zirkonium

    Flugzeugabgase sind ein weiteres Beispiel. Auch hier waren Politiker und Medien viele Jahre lang völlig klimafixiert. In einem ausführlichen Artikel über Flugzeugemissionen auf der Website der Deutschen Welle aus dem Jahr 2012 zum Beispiel war in diesem Zusammenhang hauptsächlich von Kohlendioxid, Wasserdampf und Stickoxiden die Rede, also von Gasen, die auch natürlicherweise in der Atmosphäre vorkommen. Diese Stoffe sollen demnach »infrarot aktive Gase« sein, die in der Lage seien, »Wärmestrahlung aufzunehmen und auch wieder abzustrahlen«, sagte der Direktor des Instituts für Physik der Atmosphäre des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR), Ulrich Schumann (Deutsche Welle, 12.06.2012). Wieder einmal hypnotisierte ein »Experte« sein Publikum also mit angeblich »klimawirksamen Gasen«, während von toxischen Stoffen dabei höchstens indirekt die Rede war – stattdessen davon, dass der Luftverkehr angeblich zur Erwärmung der Atmosphäre beiträgt. Schlimm, schlimm. Aber wenn überhaupt, ist das nur ein ökologischer Nebenschauplatz. Um die anderen Bestandteile der Flugzeugemissionen kümmert sich dagegen kaum jemand. Wie in jedem anderen totalitären System auch, wird über die wahren Probleme nicht geredet. Das betrifft auch die Abgase. 2016 kam im Rahmen einer Studie der ETH Zürich heraus, dass Flugzeugemissionen einen Mix aus 16 verschiedenen Metallen enthalten, von Aluminium bis Zirkonium. Die meisten davon kommen in der Atmosphäre natürlicherweise nicht vor. Welche Gesundheitsgefahren davon ausgehen, ist nicht einmal ausreichend erforscht. Zumindest Aluminium steht im Verdacht, Brustkrebs und Alzheimer zu verursachen.

    Wie man also sieht, schadet der angebliche Klimaschutz ganz praktisch dem Umweltschutz. Während alle Welt von CO2 und Stickoxiden redet, fallen wirkliche Umweltprobleme immer mehr unter den Tisch. Zum Beispiel auch die Abholzung des Regenwaldes. War dies vor einem Jahrzehnt noch der Umweltschutz-Dauerbrenner, ist heute davon kaum noch die Rede. Und zwar, weil die Regenwälder nur bei der Klimapanik stören würden: Da sie massenhaft CO2 »wiederaufbereiten« und in Sauerstoff verwandeln, würden sie das angebliche Klimaproblem mildern – und sind damit nicht mehr gefragt. Und nicht nur das: Durch Windkraftwerke, Biogasanlagen, »Energiemonokulturen« und anderes mehr schaden Merkels »Energiewende« und der sogenannte »Klimaschutz« auch ganz direkt der Umwelt und der Landschaft. All das war beim G20-Gipfel in Hamburg natürlich überhaupt kein Thema. Von den Inhalten bekam ohnehin kaum jemand etwas mit, weil die steinewerfenden und prügelnden Chaoten für ein gewaltiges Ablenkungsmanöver sorgten. Tagelang waren statt der Inhalte des G20-Gipfels hauptsächlich die Krawalle das mediale Hauptthema, und so haben die organisierten Randalierer der ihnen angeblich verhassten Politik letztlich wohl einen großen Gefallen getan …


30. Juli: 
Google Perspective: Wie toxisch ist Ihre Meinung?

    Psst! Wussten Sie schon, dass es zwar verboten ist, gut über Hitler zu reden – aber dass es noch unerwünschter ist, schlecht über ihn zu sprechen? Nicht? Google macht’s möglich. An diesem Tag las ich nämlich einen Bericht auf jouwatch, der Website des Vereins für Medienkritik und Gegenöffentlichkeit, mit dem Titel »Wie Google unser Denken vergiften will«. Natürlich war ich nicht gewillt, das sofort zu glauben – bis ich die entsprechende Google-Website selbst besuchte. Und was ich da sah, ließ mir dann doch die Haare zu Berge stehen: Demnach arbeitet der Internetkonzern Google an einem Programm namens »Perspective«, das in Zukunft Meinungen nach dem Kriterium ihrer »Toxizität« bewerten soll – also nach ihrer »Giftigkeit«. Sozusagen wie »geistige Schadstoffe«, um beim Thema zu bleiben. Und dabei kommen die seltsamsten Sachen heraus. Die neue Software soll Webmastern, Forenbetreibern und Redaktionen nämlich dabei helfen, Nutzerkommentare dahingehend einzustufen, wie »toxisch« sie in dem jeweiligen Forum wahrgenommen werden könnten – das heißt: wie wahrscheinlich sich die User durch den neuen Kommentar oder die Meinung gestört oder belästigt fühlen könnten.

    Google oder Goolag?

    Das klingt mächtig nach dreister Zensur? Nicht doch. Google würde das viel netter formulieren und nicht von Zensur sprechen, sondern von »verbessern«. Unsere Konversationen im Internet sind einfach noch nicht gut genug. Wir beschimpfen, kritisieren und beharken uns, bis die Tastatur qualmt. Nicht doch, meint Goolag beziehungsweise Google: Das kann man doch viel »einfacher« haben! Lassen Sie Google uns doch dabei helfen, unsere Konversationen zu verbessern! Die Software »nutzt maschinelle Lernmodelle, um die wahrgenommene Wirkung eines Kommentars auf ein Gespräch abzuschätzen«, heißt es auf der Seite von Google Perspective – also, ob andere sich dabei ärgern, rot anlaufen und auf derselben Ebene zurückfeuern könnten oder ob sie sich freuen, lächeln und sich entspannt zurücklehnen. Negative Emotionen stören schließlich nur, vermiesen uns das Leben und verstellen uns den Blick für die schöne, neue Realität, in der alles nur noch google beziehungsweise gut sein wird, egal ob Merkel, Trump oder Putin regieren. Das kann nicht sein, sagen Sie? Und ob – das kann sehr wohl sein. Fragen Sie nur einmal Google! Demnach können solche negativen Meinungen regelrecht »toxisch«, also giftig, sein, und das Tool Perspective ist dazu da, unsere Internetkonversationen zu entgiften. Wer das für einen Witz hält, sollte einmal die Website von Perspective besuchen. Dort kann man probeweise seine Meinungen eintippen und einmal schauen, wie »toxisch« diese vielleicht sein könnten und ob man nicht einmal dringend einer kleinen Korrektur durch Google bedürfte. Später soll die Software in Websites eingebaut werden und alles Toxische schon im Vorfeld aussortieren. Die Toxizität wird dabei mit einer Punktzahl oder einem Prozentwert bewertet: »Entwickler und Verlage können diese Punktzahl verwenden, um Rückmeldungen zu Kommentatoren zu geben oder Moderatoren zu helfen, ihre Arbeit zu erledigen …« – das heißt: zu löschen. Und: »Wir werden im Laufe des Jahres mehr maschinelle Lernmodelle freigeben«, verspricht Google, »aber unser erstes Modell identifiziert, ob ein Kommentar als ›toxisch‹ zu einer Diskussion wahrgenommen werden könnte« (siehe auch mein YouTube – Video: »Operation Gehirnwäsche: Google will ›toxische Meinungen‹ bekämpfen!«, 04.08.2017).

    Kritik unerwünscht

    Nun kann man sich natürlich schon einmal eine Menge Gedanken darüber machen, wie ein Konzern geistig beschaffen sein muss, der Meinungen als »toxisch« einstufen will. Ganz offensichtlich hat sich dieses Unternehmen völlig aus der demokratischen Welt verabschiedet. Ich habe stattdessen einfach einmal die Probe aufs Exempel gemacht und einige Meinungen in das famose Google-Perspective-Eingabefenster eingetippt. Natürlich nicht unbedingt meine Meinungen – aber Ansichten, die im Internet nun einmal verbreitet sind. Von all diesen Meinungen distanziere ich mich natürlich vorsorglich; am meisten distanziere ich mich allerdings von mir selbst. Wer zum Beispiel »Merkel is a criminal« eingab (das Tool arbeitete seinerzeit nur auf Englisch), erfuhr, dass dies zu 92 Prozent als toxisch bewertet würde, also als unerwünscht. Noch problematischer wäre demnach »Merkel is a traitor«, also »Merkel ist eine Verräterin« (zum Beispiel im Hinblick auf ihre Migrationspolitik; zu 97 Prozent toxisch). Tja, darf man denn niemanden mehr kritisieren? Wie wäre es zum Beispiel mit dem früheren US-Präsidenten Barack Obama: Kaum hat man auch nur den Namen »Obama« eingetippt, erfährt man, dass dieser allein nur zu vier Prozent toxisch sei – also so etwas wie politisches Biofutter. Tippen wir aber ein: »Obama was a bad president«, ändert sich das Bild schlagartig: Diese Meinung ist aus Sicht der Google-Software total unerwünscht und zu 83 Prozent toxisch! Ändern wir also nur das Wörtchen »bad« in »good«: »Obama was a good president.« Ergebnis: Hurra! Da kann Google voll zustimmen! Nur noch zu zwei Prozent toxisch! Na, geht doch! Was liegt näher, als dies noch einmal mit Merkel zu versuchen: »Merkel is a bad chancellor.« Im Gegensatz zur Obama-Kritik wird dieser Satz nicht als hochgiftig eingestuft, sondern nur als leicht unangenehm: Die Aussage ist zu 34 Prozent toxisch. Ergebnis: Fast sieht es so aus, als würde Google amerikanische Präsidenten mehr mögen als deutsche Kanzler. Tauschen wir also noch einmal das Wort »bad« gegen »good« aus: »Merkel is a good chancellor.« Resultat: Die Aussage ist zu null Prozent toxisch! Na also – wir lernen langsam! Der Satz »Merkel is bad« ergibt 73 Prozent Toxizität, »Merkel is fine« dagegen nur ein Prozent.

    Google: diskriminierend und rassistisch?

    Es geht aber natürlich nicht nur um Personen, sondern zum Beispiel auch um gesellschaftliche Phänomene. Was man beispielsweise sinngemäß auch oft im Internet lesen kann, ist: »I don’t like homosexuals« – »Ich mag keine Homosexuellen«. Wobei das laut Google natürlich gar nicht geht: 90 Prozent Toxizität! Dasselbe gilt für »I don’t like gays« – »Ich mag keine Schwulen«: Laut Google eine Aussage, die mit einer Wahrscheinlichkeit von 92 Prozent von anderen Usern als toxisch angesehen werden würde. Wenn wir die Gegenprobe mit »I don’t like heteros« machen, stellen wir allerdings fest, dass dies gemäß Google nur zu sagenhaft niedrigen drei Prozent als toxisch angesehen werden würde! Heterosexuelle dürfen Sie also ablehnen, Homosexuelle dagegen nicht! Wenn das keine Diskriminierung ist! Versuchen wir dasselbe mit Hautfarben: »I don’t like black people« ergibt, wie zu erwarten, eine hohe Toxizität – 84 Prozent (allerdings nicht so hoch wie bei Schwulen). »I don’t like white people« ergibt hingegen eine signifikant niedrigere Toxizität, nämlich nur 63 Prozent. Ganz offensichtlich ist Google also nicht nur diskriminierend, sondern auch rassistisch.

    Bitte nicht Assad und Hitler kritisieren!

    Interessant ist auch dieser Test: »Assad is a good president.« Wenn man dieses Lob eines der bestgehassten Männer des Planeten eingibt, erhält man erstaunlicherweise eine sehr geringe Toxizität, nämlich einen Wert von nur einem Prozent. Die Gegenprobe mit »bad president« ergibt dagegen 83 Prozent Toxizität! Wie man sieht, geht es also nicht nur um Namen oder Personen, sondern auch um Eigenschaften wie »gut« oder »schlecht«: Selbst bei Assad ist es immer noch besser, gut über ihn zu reden als schlecht. Und das gilt sogar für Hitler: Beginnt man zum Beispiel einen Satz mit »Hitler is a good …«, wird das nur mit 71 Prozent Toxizität bewertet, obwohl es doch eigentlich nichts Schlimmeres geben dürfte, als Hitler zu loben. Redet man dagegen schlecht über ihn (»Hitler is a bad …«) ist das ganz verboten: Die Aussage ist zu 98 Prozent toxisch! Unglaublich, nicht wahr? Das macht man einfach nicht! Sagen Sie doch einmal was Nettes über die Leute!

    Google-geprüft: die Lichtgestalten des Planeten

    Apropos »Leute«, ich hätte da eine Preisfrage: Welche der folgenden Personen gilt bei Google als am meisten und am wenigsten toxisch? Vielleicht sollten wir im Internet dann nur noch über Letztere schreiben. Antwort:

    
      	Hitler: 98 Prozent


      	Putin: 64 Prozent


      	Merkel: 24 Prozent


      	Trump: 17 Prozent


      	Obama: 4 Prozent


      	Clinton: 1 Prozent


    

    Nicht zu glauben: Clinton ist der absolute Goolag-Champ! Man kann das sogar noch auf null Prozent senken, wenn man schreibt: »Clinton is good.« Wenn es nach Google geht, sind die Clintons die Lichtgestalten der Globalisten, und wenn man sie im Internet lobt, wird man schon bald zum »Top-Scorer« auf allen Foren und Kommentarseiten! Neben den Namen hängt aber nach wie vor alles an den Adjektiven »gut« und »schlecht«. Google-Bewertung:

    
      	good: 0 Prozent toxic


      	bad: 63 Prozent toxic


    

    Wobei »bad« natürlich ein Kernbegriff jeder Kritik ist, während »good« für Zustimmung steht. Also, wissen Sie was: Wir müssen uns da einfach einmal umstellen und ganz dringend unsere ganze Kommentarstrategie überdenken: Schreiben wir einfach mehr Gutes, und zwar am besten über Clinton, und schon rollt man uns den roten Teppich aus! Unsere Kommentare werden überall durchgewinkt, und zwar im Eiltempo! Schreiben Sie aber bitte nicht so etwas wie »Clinton is bad«: Das ist nämlich zu 66 Prozent toxisch!

    Auf dem Mist von Goolag

    Jetzt würde man nur noch gerne wissen, auf wessen Mist das alles eigentlich gewachsen ist. Klar: natürlich auf dem Mist von Goolag beziehungsweise Google und seinem Gründer Eric Schmidt. Aber der kann natürlich nicht jedes einzelne Projekt selbst betreuen. Der eigentlich Verantwortliche bei Google heißt Jared Cohen und kümmert sich – ob Sie’s glauben oder nicht – um »Internetfreiheit«. Ja, wirklich. Cohens Karriere begann als Rhodes-Stipendiat, jenes Stipendium, das einst von dem britischen Hardcore-Imperialisten Cecil Rhodes gestiftet wurde, dessen großes Ziel darin bestand, Großbritannien die ganze Welt zu unterwerfen. Auf diese Weise gerüstet, absolvierte Cohen ein Praktikum im Außenministerium der Vereinigten Staaten. Im Jahr 2006 wurde er dort Mitarbeiter im Planungsstab, dem er auch noch angehörte, als Hillary Clinton 2009 Außenministerin der USA wurde. Na klar! Hillary Clinton! Daher also seine kleine Clinton-Verliebtheit. Na, macht ja nichts. Cohens Spezialgebiete waren Terrorismus- und Extremismusbekämpfung, die Unterstützung von Oppositionellen in restriktiven Staaten und – wie gesagt – die »Internetfreiheit«. Die bunten Revolutionen in Nordafrika und im Nahen Osten lassen grüßen. 2010 wechselte Cohen in den berüchtigten Council on Foreign Relations (CFR, zu Deutsch: Rat für Auswärtige Beziehungen), die aggressivste Imperialistenverschwörung des Planeten, wo sich nicht etwa Fuchs und Hase, sondern Kissinger, Rockefeller, die Bushs, die Clintons und George Soros »Gute Nacht« sagen.

    Rat für einseitige Einmischung

    »Beziehung« ist hier eher nicht im Sinne gleichberechtigter Beziehungen gemeint – es sei denn, es geht um die Mitglieder selbst. »Rat für Auswärtige Beziehungen« sollte man deshalb auch eher mit »Rat für einseitige Einmischung« übersetzen. Aus der Sicht des Council gibt es in der Welt nur unterworfene Feinde (= »Freunde«) und noch nicht unterworfene Feinde (= Feinde). Auch »Freunde« oder wenigstens geduldete Staatschefs bleiben nur so lange an der Macht oder am Leben, wie es sinnvoll erscheint, und werden »gefressen«, sobald sie als Nahrung nützlicher erscheinen – ganz wie bei den Spinnen. Man denke nur an Namen wie Reza Pahlavi, Saddam Hussein, Muammar al-Gaddafi, Manuel Noriega und viele andere mehr. Ja, man kann sogar annehmen, dass so ziemlich jeder Schurke von Hitler bis Hussein letztlich ein Produkt des Council war, das aufgebaut wurde, um das betreffende Land später unter einem plausiblen Vorwand zu zerstören. Schließlich gehörten maßgebliche Council-Mitglieder zu den wirtschaftlichen Unterstützern der Nazis: »Neue Dokumente, die erst vor einem Jahr freigegeben wurden, zeigen«, so der britische Guardian im Jahr 2004, dass der Großvater von George W. Bush, Prescott Bush, »nachdem Amerika in den Krieg eingetreten war und es bereits bedeutende Informationen über die Politik und die Pläne der Nazis gab, für Unternehmen arbeitete und von ihnen profitierte, die eng mit jenen Geschäften verbunden waren, die Hitlers Aufstieg zur Macht finanzierten« (siehe The Guardian, »How Bush’s grandfather helped Hitler’s rise to power«, online, 25.09.2004). Mit anderen Worten kann der Verbündete von heute für das US-Imperium die Beute von morgen sein, wenn sich die geopolitischen und finanziellen Strategien ändern – oder erfüllen, je nachdem.

    Der Council mischt überall mit – auch bei Google, denn dort sitzt neben dem Perspective-Entwickler Jared Cohen auch eine gewisse Ruth Porat im Direktorium, Finanzdirektorin bei Google und dessen Dachkonzern Alphabet. Und damit kontrolliert der Council indirekt demnächst sogar Ihren kleinen Internetkommentar. Denn schließlich repräsentiert der Council nichts weiter als die totale Herrschaft über den Planeten – auch und vor allem die geistige. Nicht umsonst nannte die wissenschaftliche Forschungsgruppe »Swiss Propaganda Research« ihre Studie zum Thema »CFR« Die Propaganda-Matrix: Wie der CFR den geostrategischen Informationsfluss kontrolliert (September 2017). Wer in dieses Internet nicht hineinpasst, der wird passend gemacht, oder er kommt einfach nicht mehr zu Wort. So einfach ist das. Das Internet war, wie wir wissen, nicht umsonst ursprünglich ein militärisches Netzwerk der Vereinigten Staaten, finanziert von der Advanced Research Project Agency (ARPA) des US-Verteidigungsministeriums, und trug daher auch den Namen »Arpanet«. Die ARPA heißt heute DARPA und ist das feinste Waffenlabor der USA. Der Legende nach soll das Arpanet außer Kontrolle geraten und so zum »Internet« geworden sein, also zu einem freien Forum für die gesamte Menschheit. Spätestens mit dem Web 2.0 war damit allerdings Schluss. In riesigen Plattformen wie Facebook, Twitter, YouTube, Google, Wikipedia und anderen wurde das Internet zentralisiert und monopolisiert, sodass plötzlich Millionen und Milliarden Nutzer den Bedingungen eines einzigen amerikanischen Konzerns unterworfen wurden. Damit wurde die Freiheit des Internets beendet. Die neuen Internetkontrollgesetze von Bundesjustizminister Heiko Maas sind nur die logische Weiterentwicklung davon. Der Vorteil für solche Kontrolleure besteht darin, dass sie nun für Hunderte von Millionen von Websites einen einzigen Ansprechpartner haben, zum Beispiel Facebook.
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    Die mediale Macht des Council on Foreign Relations (nach: Swiss Propaganda Research, ebenda).

    Grafik © Kopp Verlag, Rottenburg (nach dem Original von Swiss Propaganda Research)



    Aus dieser obersten Führungsschicht des US-Imperiums stammt also unser Google-Nerd Jared Cohen, der neuerdings unsere Internetbeiträge nach ihrer »Toxizität« einstufen will. Wobei er natürlich nicht wirklich ein Nerd, sondern ein leitender Stratege ist. Kurz nachdem Cohen Council-Mitglied geworden war, gründete er das Ideenlabor Google Ideas, das heute Jigsaw (Laub- oder Stichsäge) heißt. Und aus dieser Schmiede stammt Google Perspective, das neue Mind-Control-Werkzeug von Google. Schon 2013 kürte das Time Magazine den damals noch weithin unbekannten Manager Cohen zu einer der 100 einflussreichsten Persönlichkeiten. Im Jahr 2014 brachte Cohen zusammen mit Eric Schmidt das Buch The New Digital Age: Reshaping the Future of People, Nations and Business heraus, in dem es, wie der Titel schon sagt, um die Neugestaltung der Zukunft der Menschen, Nationen und Geschäftswelten geht. Der in der ecuadorianischen Botschaft in London im politischen Asyl lebende Wikileaks-Gründer Julian Assange hat das Werk gelesen und kam zu dem Schluss, dass es »die Rolle der Technologie bei der Umgestaltung der Menschen und Nationen nach dem Geschmack der weltweit dominierenden Supermacht verherrlicht, ob sie nun umgestaltet werden wollen oder nicht«. Der Council on Foreign Relations lässt grüßen. »Dieses Buch«, so Assange, »ist ein blasses, sachliches Werk, in dem keiner der beiden Autoren die Sprache besitzt, um das titanische, zentralisierende Böse, das sie konstruieren, zu sehen, geschweige denn auszudrücken«. Wie sagte doch der Präsidentenberater von George W. Bush, Karl Rove: »Wir sind jetzt ein Imperium, und wenn wir handeln, so erschaffen wir unsere eigene Realität.«
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    Thema des Monats

    21.8. USS McCain: Geheimnisvolle Schiffsunfälle werfen Fragen nach Einsatzbereitschaft der US Navy auf

    2.8. Dieselgipfel: Zweifelhafte Grenzwerte und Schadstoffpolitik gefährden Deutschlands Autoindustrie – 4.8. Mit dem Wechsel der Grünen-Landtagsabgeordneten Elke Twesten zur CDU verliert die rot-grüne Regierung ihre Mehrheit in Niedersachsen – 5.8. Mit einem dubiosen Buch über eine Vater-Tochter-Beziehung startet eine Umerziehungskampagne zum Thema »Inzest« – 6.8. Die bekannte Schweizer Juristin Carla Del Ponte kündigt den Rückzug aus ihrem Amt als Syrien-Sonderermittlerin an – 11.8. Der Pseudokonflikt zwischen den USA und Nordkorea versetzt die Welt in Angst und Schrecken – 13.8. Mehrere Hilfsorganisationen stellen ihre »Rettungseinsätze« für »Flüchtlinge« im Mittelmeer ein, weil Migranten »vorsätzlichen Schiffbruch« veranstaltet hätten – 15.8. Die Luftfahrtgesellschaft Air Berlin beantragt Insolvenz – 21.8. Geheimnisvolle Schiffs-»Unfälle«: Ist die US Navy ein Papiertiger? – 25.8. Das Bundesinnenministerium verbietet die linksradikale Internetplattform linksunten.indymedia.org – 25.8. Der Hurrikan Harvey erreicht die texanische Küste


2. August: 
Dieselgipfel: der Auspuff des Satans

    Das ist doch der Gipfel! Und ob – und zwar der Dieselgipfel: Stundenlang beharkten sich Automanager und Politiker beim »Nationalen Forum Diesel« in Berlin, um endlich festzulegen, wie die Dieselautos auf unseren Straßen ohne allzu großen Aufwand umweltfreundlicher gemacht werden könnten. Der Dieselgipfel war der vorläufige Höhepunkt des sogenannten »Abgasskandals«, in dessen Rahmen Millionen deutsche Autos als zu umweltschädlich gebrandmarkt worden waren. In vielen Fällen entsprachen die vom Hersteller angegebenen Abgaswerte, speziell von Dieselfahrzeugen, nicht der Praxis. Die Hersteller hatten die Autos so manipuliert, dass die Fahrzeugsoftware Abgastests erkannte und den Motor dann in einen abgasarmen Betriebsmodus umschaltete. Kaum war der Test vorbei, strömten wieder mehr Abgase aus dem Motor – weshalb mit einem Mal Millionen Dieselautos quasi illegal und ohne Zulassung auf den Straßen herumfuhren. Im Rahmen der Entdeckung dieses Schwindels wurden Milliardenwerte vernichtet, indem deutsche Dieselfahrzeuge plötzlich massiv an Wert verloren.

    Ohne Rücksicht auf Physik

    Unglaublich – aber wie konnte es nur so weit kommen? »Der VW-Abgasskandal konnte ja nur entstehen, weil die erlaubten Abgaswerte in immer neue, technisch immer schwieriger zu erreichende Tiefen geschraubt wurden«, schrieb ich schon in verheimlicht – vertuscht – vergessen 2017. »Je mehr Unterlagen zum VW-Dieselbetrug auftauchen, desto schärfer wird das Bild einer Bürokratie, die zwar strenge Grenzwerte für die Autoabgase festgelegt hat, dann aber bei der Kontrolle der Autos wegschaute – so als hätte es eine stillschweigende Abmachung gegeben zwischen Kontrollierten und Kontrolleuren.« Mit anderen Worten legten Politiker und Propagandisten ohne Rücksicht auf Physik und Markt immer tiefere Abgaswerte fest. Aber wenn Sprit verbrannt wird, entstehen nun einmal Verbrennungsrückstände, die man nicht einfach verschwinden lassen oder beliebig senken kann. Die Kohlenwasserstoffe im Benzin werden bei der Verbrennung ja nicht weggezaubert, sondern lediglich umgewandelt. Aber wer trägt nun eigentlich die Verantwortung für den Schwindel – die Hersteller oder die Politiker? Antwort: Im Falle der Automobilindustrie hätten Politiker, NGOs und Medien immer neue Forderungen erhoben, »die von vornherein nicht erfüllt werden können«, schrieb der Journalist Fred F. Müller in der Internetzeitung Die Freie Welt (25.09.2015). Das Ergebnis sei eine Situation gewesen, »in der sich offensichtlich Fachleute der zweiten Entwicklerebene nicht mehr anders zu helfen wussten, als zu den jetzt aufgedeckten Tricks zu greifen«. Ein »interessanter Nebenaspekt« bestehe darin, dass die Nichtregierungsorganisation (NGO), die die Manipulation aufgedeckt habe, »von Stiftungen führender US-amerikanischer Unternehmerfamilien finanziert wird« (Die Freie Welt, ebenda).

    Der Auspuff des Satans

    Im Mittelpunkt der Diskussion standen der notorische »Klimabösewicht« CO2 und die sogenannten »Stickoxide«. Angesichts der Aufregung glaubte jeder Normalbürger, dass es sich dabei um gefährliche Umwelt- und Gesundheitsgifte handeln muss – so ähnlich, als würde irgendwo Radioaktivität freiwerden. Doch wer genau hinsah, stellte fest, dass der Kaiser nackt war: In Bevölkerung, Medien und Politik hat sich bisher kaum jemand die Abgase eines Dieselmotors einmal unvoreingenommen angesehen. Was kommt da eigentlich wirklich aus dem Auspuff eines solchen satanischen Fahrzeugs heraus? Schauen wir uns doch einmal an, was jedermann mit ein paar Klicks über diese angeblich schlimmen Stoffe erfahren könnte, nämlich durch ein paar Klicks bei Wikipedia. Demnach bestehen die Abgase eines »idealen«, also theoretischen, Dieselmotors »aus CO2, H2O, N2 und O2«.

    Also:

    
      	CO2/Kohlendioxid – natürlicher Bestandteil der Atmosphäre, angebliches »Klimagas«,


      	H2O/Wasser(dampf) – natürlicher Bestandteil der Atmosphäre, angebliches »Klimagas«,


      	N2/Stickstoff – natürlicher Bestandteil der Atmosphäre,


      	O2/Sauerstoff – natürlicher Bestandteil der Atmosphäre.


    

    Und siehe da – auch das steht in dem Allerweltslexikon zu lesen: »Stickstoff ist für das Leben auf der Erde unentbehrlich. Schon im 19. Jahrhundert erkannte man, dass ein großer Teil der pflanzlichen Materie Stickstoff enthält und ein wichtiges Bauelement aller Lebewesen ist [sic!]. Er ist das wesentliche Element der Proteine und Proteide (Eiweiße) und der DNS. Stickstoff ist daher auch Baustein aller Enzyme, die den pflanzlichen, tierischen und menschlichen Stoffwechsel steuern« (abgerufen am 25.10.2017).

    Mega oder Giga

    Unglaublich: alles natürliche und unverzichtbare Bestandteile unserer Luft! Real existierende Dieselmotoren scheiden allerdings noch andere Stoffe aus, wie beispielsweise Stickoxide und Feinstaub. Auch das sind jedoch natürliche Bestandteile unserer Luft. Denn wo sich Stickstoff (78 Prozent der Atmosphäre) und Sauerstoff (21 Prozent der Atmosphäre) treffen, entstehen eben gerne auch mal Stickoxide. Besonders wenn Energie zugeführt wird, zum Beispiel durch Blitze, erhöht sich der Stickoxidgehalt der Luft. Distickstoffoxid zum Beispiel »wird vor allen Dingen durch natürliche Prozesse« freigesetzt (ebenda). Ja, während aus menschlichen Quellen 1,4 bis 6,5 Millionen Tonnen (also Megatonnen) Stickoxide pro Jahr stammen sollen, sollen 6,6 bis 12,5 Millionen Tonnen aus natürlichen Quellen entspringen (ebenda, abgerufen am 09.08.2017). Wobei wir bei einem ein- oder zweistelligen Millionen-Tonnen-Bereich natürlich ohnehin nur von einem »Spurengas« sprechen. Zum Beispiel enthält die Atmosphäre 800 Gigatonnen (also Milliarden Tonnen) Kohlendioxid, das trotzdem noch zu den »Spurengasen« gezählt wird – ganz einfach, weil sein Volumenanteil an der Atmosphäre nur vier Zehntausendstel beträgt. Unter den Bestandteilen unserer Luft rangieren die Stickoxide also ganz weit hinten. Schauen wir uns zum Beispiel die Tabelle der 16 wichtigsten Luftbestandteile auf der nächsten Seite an, dann finden sich Distickstoffmonoxid auf Rang elf und Stickstoffdioxid auf Rang 15. Die anderen Stickoxide sind gar nicht erst aufgeführt.

    Im Gegensatz zu Kohlendioxid, dessen Anteil in der Atmosphäre entweder nach Prozent (0,04 Prozent) oder nach Millionsteln gemessen wird (400 ppm), wird Stickstoffdioxid nach Billionsteln gemessen. Der Tabelle zufolge enthält die Atmosphäre zehn bis 100 Billionstel Stickstoffdioxid. Aber nicht nur das: In der ganzen Panik ging auch unter, dass sich die Stickoxidemissionen in Deutschland und Europa seit 1990 etwa halbiert haben (Umweltbundesamt: »Stickstoffoxid-Emissionen«, 12.06.2017). Na und – das Zeug ist schließlich hochgiftig, oder nicht? Und ob: »Stickstoffdioxid ist schon in kleinen Mengen schädlich«, weiß beispielsweise Focus Online (25.10.2017). »Gefahr aus dem Auspuff«, warnt das Nachrichtenportal t-online. de: »Stickoxide sind giftig, aber wir atmen sie täglich ein« (25.09.2017). Und die Europäische Umweltagentur geht »davon aus, dass jährlich über 10600 Menschen in Deutschland vorzeitig aufgrund zu hoher Stickstoffdioxidwerte sterben«, schreibt die Deutsche Ärztezeitung (online, 02.08.2017). Doch im Gegensatz zu dieser Behörde ist die Ärztezeitung erstaunlicherweise keineswegs von der Giftigkeit der Stickoxide überzeugt. Nach ihrer Meinung steht der Zusammenhang zwischen Stickoxiden und Todesfällen überhaupt nicht fest: »So heißt es auch im Abschlussbericht des Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages zum Abgasskandal, der vor Kurzem veröffentlicht wurde, dass epidemiologisch ein Zusammenhang zwischen Todesfällen und bestimmten Stickstoffdioxidexpositionen im Sinne einer adäquaten Kausalität nicht erwiesen sei«. Und weiter: »Tatsächlich scheint es schwierig oder gar unmöglich, aus der Vielzahl der Abgase zu definieren, ob und zu welchem Anteil bestimmte Stoffe für die gesundheitlichen Risiken verantwortlich sind, die das Leben an einer Hauptverkehrsstraße mit sich bringen könnte.« Siehe da! Darüber hinaus werden Stickoxide, wenn überhaupt, erst in Dosierungen toxisch, die in der Umwelt nie erreicht werden. Die maximal zulässige Konzentration am Arbeitsplatz beträgt zum Beispiel 25 Millionstel; der Stickoxidanteil der Luft wird, wie gesagt, jedoch in Billionsteln gemessen.

    
        
          	Bestandteil

          	Formel

          	 

          	Volumenanteil (mittl. Zusammensetzung)

        

        
          	 

          	Trockene Luft

          	Normale Luft

        

        
          	Stickstoff

          	N2

          	Hauptbest.

          	78,08 Vol.-%

          	76,6 Vol.-%

        

        
          	Sauerstoff

          	O2

          	Hauptbest.

          	20,95 Vol.-%

          	20,5 Vol.-%

        

        
          	Wasserdampf

          	H2O

          	 

          	0 Vol.-%

          	2 Vol.-%3

        

        
          	Argon

          	Ar

          	Nebenbest.

          	0,934 Vol.-%

          	0,9 Vol.-%

        

        
          	Kohlendioxid

          	CO2

          	S

          	0,04 Vol.-%2

          	0,039 Vol.-%

        

        
          	Neon

          	Ne

          	p

          	18,18 ppm

          	17 ppm

        

        
          	Helium

          	He

          	u

          	5,24 ppm

          	5 ppm

        

        
          	Methan

          	CH4

          	r

          	1,7–1,8 ppm

          	1,5 ppm

        

        
          	Krypton

          	Kr

          	e

          	1,14 ppm

          	1,0 ppm

        

        
          	Wasserstoff

          	H2

          	n

          	0,5 ppm

          	0,5 ppm

        

        
          	Distickstoffmonoxid

          	N2O

          	g

          	0,3 ppm

          	0,3 ppm

        

        
          	Xenon

          	Xe

          	a

          	87 ppb

          	87 ppb

        

        
          	Kohlenmonoxid1

          	CO

          	s

          	30–250 ppb

          	30–250 ppb

        

        
          	Ozon1

          	O3

          	e

          	10–100 ppb

          	10–100 ppb

        

        
          	Stickstoffdioxid

          	NO2

          	 

          	10–100 ppb

          	10–100 ppb

        

        
          	Schwefeldioxid

          	SO2

          	 

          	< 1–50 ppb

          	< 1–50 ppb

        

        
          	
            1 Troposphäre: sekundärer Luftschadstoff mit starker zeitlicher Fluktuation

            2 2001: 0,037 Vol.-% 2006: 0,038 Vol.-% 2014: 0,040 Vol.-% (Station Mauna Loa, Hawaii, http://keelingcurve.ucsd.edu)

            3 Annahme von 2 Vol.-% als Berechnungsgrundlage Luftverunreinigungen = Treibhausgase + Luftschadstoffe

          
        

    

    Die Zusammensetzung der irdischen Atomsphäre. Rangiert dabei nur auf Platz 15: Stickstoffdioxid (nach http://www.imn.htwk-leipzig.de/~stich/Bilder_BU/II.III.pdf)

    Und was man Ihnen wahrscheinlich auch nicht erzählt hat: In der Medizin werden Stickoxide als Medikament benutzt. Ich wage einmal zu sagen: Wahrscheinlich werden dabei ähnliche Gase verwendet, wie wir sie an jeder Kreuzung einatmen, Stickstoffmonoxid zum Beispiel: »Durch die hohen Temperaturen im Automotor« entstehe »zwangsläufig Stickstoffmonoxid durch die sog. ›Luftverbrennung‹«, heißt es auf einer Seite der Universität Bayreuth (Didaktik der Chemie [http://didaktikchemie.uni-bayreuth.de/de/index.html], 13.04.2016) Stickstoffmonoxid hat einen erweiternden Effekt auf die Blutgefäße und damit eine Reihe von segensreichen Wirkungen. Das Inhalationsgas-Medikament INOmax zum Beispiel »wird zur Behandlung von Neugeborenen mit Lungenfunktionsstörungen eingesetzt«, heißt es auf der Website chemie.de in dem Artikel »Inomax« (ohne Datum). »Dieses Gas ist für zu früh geborene Kinder (Frühchen) lebensnotwendig; ebenso wird es eingesetzt für bestimmte Operationen am Gehirn bei älteren Menschen. In Deutschland benötigen Hunderte Babys pro Jahr Stickstoffmonoxid, um zu überleben …«

    Eine andere Wahrheit

    Aber es existieren noch weitere Widersprüche: »Wieso gibt es eine akute Gefährdung der Bevölkerung durch einen Grenzwert von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter Stickstoffdioxid im Freien, wenn am Arbeitsplatz für Beschäftigte in geschlossenen Räumen viel höhere Werte völlig unbedenklich sind?«, fragte Focus Online erstaunt: »Höchst offiziell sind am deutschen Arbeitsplatz für Beschäftigte laut Bundesgesundheitsblatt 950 Mikrogramm pro Kubikmeter Innenraumluft als ›Maximale Arbeitsplatz-Konzentration‹ (MAK) erlaubt. Also gut 20 Mal so viel wie auf der Straße – und zwar acht Stunden täglich und 40 Stunden in der Woche. Dagegen liegt der Grenzwert für NO2 bei den 246 Verkehrsmessstationen im Freien bei nur einem Zwanzigstel des MAK-Wertes. Und diese Vorgabe soll jetzt Dieselautos mit Fahrverboten treffen?« (ebenda, 05.09.2017) Haben wir hier etwa so etwas vor uns wie »Fake-Politik«? Und ob: Die Autokonzerne und – besitzer müssen Milliarden zahlen – die Firmen für Strafen und Nachrüstungen, die Fahrzeughalter für Wertverluste ihrer Autos, während die Luft im Büro 20 Mal mehr Stickoxide enthalten darf als die auf der Straße!

    FF – der »Furchtbare Feinstaub«

    Nun gut – aber schließlich gibt es ja noch den furchtbaren Feinstaub, der ebenfalls von Verbrennungsmotoren, speziell Dieseln, emittiert wird. Na bitte, dann also nichts wie her mit Fahrverboten und Produktionsstopps! Aber Moment mal – denn ob Sie es glauben oder nicht: Der meiste Feinstaub stammt aus natürlichen Quellen. Als solche seien »Emissionen aus Vulkanen und Meeren, die Bodenerosion, Wald- und Buschfeuer sowie bestimmte biogene Aerosole – Viren, Sporen von Bakterien und Pilzen, außerdem Algen, Zellteile, Ausscheidungen usw. – zu nennen«, räumt das Umweltbundesamt ein.

    Da könnte man ja gleich würfeln

    Große Teile des »menschlichen Feinstaubs« stammen aus Wirtschaft, Landwirtschaft, Industrie, Kraftwerken, Luft-, Schiffs- und Bahnverkehr sowie aus Feuern und Heizungsemissionen. Das Auto ist deshalb nur für einen kleinen Teil der menschlichen Feinstaubemissionen verantwortlich. Und nur ein kleiner Teil davon stammt überhaupt aus dem Auspuff. Der Rest resultiert aus Abriebprozessen von Reifen, Bremsen und anderen Verschleißteilen, die beispielsweise auch Elektroautos haben. An der berüchtigten Kreuzung am Stuttgarter Neckartor zum Beispiel kommen nach Berechnungen der Landesanstalt für Umweltmessungen nur sieben Prozent des verkehrsbedingten Feinstaubes »aus dem Auspuff der Autos, 44 Prozent davon entstehen beim Bremsen und wesentlich durch Abrieb von Reifen« (siehe: »Feinstaub, eine Posse«, in: Tichys Einblick, 18.02.2017). Zudem sind sowohl die Definition als auch die Messung von Feinstaub alles andere als sicher – genauso wie die Zahl der Todesfälle durch Feinstaub: An ihm sterben jedes Jahr 3,3 Millionen (Die Zeit, online, 16.09.2015), 45300 (Umweltbundesamt) oder (in Verbindung mit Ozon) 34000 Menschen (Handelsblatt, online, 25.10.2015). Da könnte man ja gleich würfeln.

    Wie das eben so ist mit Statistik: »Kennen Sie den Witz von den beiden Statistikern auf Elefantenjagd?«, fragte Holger Douglas am 18. Februar 2017 in der Zeitschrift Tichys Einblick: »Beide schießen gleichzeitig auf denselben Elefanten. Der eine schießt rechts vorbei, der andere links. Anschließend gratulieren sich beide zu ihrer erfolgreichen Jagd. Im Mittel haben sie den Elefanten getroffen. Auch der Elefant freut sich. Er hat überlebt. So ist das auch mit den Feinstaubtoten. Es gibt sie nicht! So wenig wie den menschgemachten Klimawandel. Es sind gefühlte Tote, Phantomtote oder Scheintote! Im wahrsten Sinne des Wortes.«

    Feinstaubmessungen falsch

    Darüber hinaus seien »fast alle Feinstaubmessungen falsch«, hat sogar die Bild – Zeitung herausgefunden und bezog sich dabei auf die häufig falsche Positionierung der Messstationen. Die einschlägige EU-Richtlinie 2008/50/EG wird demnach häufig nicht eingehalten. Statt 25 Meter steht die Messstation am Leipziger Willy-Brandt-Platz zum Beispiel nur 1,40 Meter von der stark befahrenen Kreuzung entfernt. Dass hier die Werte in die Höhe schnellen, ist natürlich kein Wunder. Der Messpunkt Leipzig-West sei dagegen zu weit weg vom Verkehr: 26,6 statt zehn Meter. Angeblich soll dadurch auch »von außen eingetragener Staub« berücksichtigt werden. In Wirklichkeit, so erfährt man in dem Artikel, geht es eigentlich um verfügbare Strom- und Telefonanschlüsse für die Datenübermittlung der Messstelle. Sind diese an dem vorgeschriebenen Punkt nicht vorhanden, wird die Station eben einfach verschoben. Dafür wird versichert, dass das alles in den Berechnungen »berücksichtigt« werde (bild.de, 07.08.2009). Wobei natürlich die Frage ist: Will man nun berechnen oder messen? Der Sinn einer Messstelle besteht ja gerade darin, konkrete empirische Werte zu ermitteln und nicht »berechnete« Werte.

    Wirbel um Pseudoprobleme

    Ja aber, werden Sie nun sagen, es kann doch nicht sein, dass man uns dauernd Pseudoprobleme vorsetzt. Doch – das kann schon sein. Vorgegangen wird nach dem Motto: Was nicht gehypt wird, ist ein Problem, was aber gehypt wird, ist garantiert kein Problem. Betrachten Sie dazu einmal die nachfolgende Übersicht:

    
        
          	Viel Wirbel um

          	Keinerlei Wirbel um

        

        
          	
            
              	Waldsterben


              	Klimakatastrophe


              	Dieselskandal


              	Schweinegrippe


              	Vogelgrippe


              	Nordkorea-Krise


            

          
          	
            
              	Rechtsbrüche der Regierung


              	Abschaffung der Meinungsfreiheit


              	Abschaffung des Bankgeheimnisses


              	Abschaffung des Bargeldes


              	Abschaffung der Bewegungsfreiheit (zum Beispiel in Bezug auf das Autofahren)


              	Zerstörung der deutschen Autoindustrie


              	»Umvolkung« und Auflösung Deutschlands und Europas


            

          
        

    

    Es geht eben zu wie in jeder Diktatur. Richtig erschreckend wird es erst, wenn man sieht, was hinter dem Vorhang der offiziellen Aufregung steckt.


5. August: 
Inzest: das nächste Umerziehungsprogramm

    »Mein Vater zog die Bettdecke weg und sah meinen 21 Jahre alten Körper. Ich war nackt, und ich war feucht, ich wollte seinen großen harten Schwanz ganz tief in mir. Ich war sehr feucht. Ich wollte ihn in mir, ganz, ganz tief in mir drin. Ich fühlte mich so sexy wie noch nie. Mein Körper war der pure Sex. Auch mein Vater hatte sich zum Sexobjekt gemacht – wie mich. Ich machte ihn genauso zum Objekt, wie ich mich für ihn zum Objekt machte. Ich hatte einen Orgasmus, der größer war als alles, was ich in meinen späteren zwölf Ehejahren erleben sollte.«

    Kann denn Inzest Sünde sein?

    Donnerwetter! Der Sex mit dem Vater ist besser als der beste Ehe-Sex? Dachten wir nicht bisher, Inzest sei eine ganz üble Sache und missbrauchte Kinder seien für ihr Leben gezeichnet? Nicht doch, suggeriert ein neues Buch, das am 5. August 2017 erschien: Das Inzest-Tagebuch, geschrieben von einer »Anonyma«. Im englischen Sprachraum wurde es von der Times, der Newsweek und der New York Times besprochen und hat laut Deutschlandfunk »gewaltige Debatten« ausgelöst. Dasselbe versprach sich wohl der deutsche Verleger Klett-Cotta auch hierzulande. Prompt rezensierten eine Reihe von Medien den (laut Verlag) »Tatsachenbericht«, der nach Auffassung des Deutschlandfunks in ein »Labyrinth aus Schmerz«, aber auch »Lust« führe (online, 17.08.2017). Nochmals »Donnerwetter«: Ist es wirklich das, wonach es sich anhört? Soll diesem abscheulichen Verbrechen hier wirklich eine positive Seite abgewonnen werden?

    Eines der letzten großen Tabus

    Nachdem die Umerziehung in Sachen Lesben, Schwule, Gender, Promiskuität, Swinger-Club und Sado-Maso ganz gut geklappt hat, hat man sich die nächste Tabugrenze vorgenommen: den Inzest. Tatsächlich lautet die zentrale Innovation das Werkes: Inzest, Missbrauch und abscheulichste sexuelle Gewalt können doch auch Spaß machen! »Kaum jemanden kümmert es mehr, wenn Männer andere Männer lieben oder Frauen andere Frauen«, schrieb schon vor Jahren die Süddeutsche Zeitung (online, 17.05.2010). Tja, was kann einen da bloß noch »heiß«machen? Antwort: natürlich der Inzest! Und wie so oft steht auch hier am Anfang ein Skandalbuch, wie weiland Feuchtgebiete von Charlotte Roche oder die Shades-of-Grey-Reihe von E.L. James. Gerade im August und September 2017 rollte nun eine Welle von Inzestinhalten über uns hinweg, die zweifellos zu einer neuen Welle von Missbrauchsfällen in Familien beitragen wird. Tippte man das Wort »Inzest« bei Google News ein, erhielt man Schlagzeilen wie:

    
      	»Tagebuch eines Inzests – wenn Opfer Lust empfinden«


      	»Game of Thrones – Finale: langersehnter Inzest-Sex in Staffel 7«


      	»In diesen europäischen Ländern ist Inzest legal (Karte)«


    

    In TV-Zeitschriften wurden auch schon die »nächsten Inzestbeziehungen« bei Gute Zeiten – Schlechte Zeiten (GZSZ) gehandelt: »Sind Leon und seine Nichte Sunny wirklich das nächste Inzestliebespaar?«, hieß es beispielsweise in TV Movie (online, 26.09.2017).

    Dabei hatten und haben ja alle diese Grenzen einen Sinn. Das Inzestverbot zum Beispiel existiert, damit sich in einer Familie vorhandene Genschäden nicht addieren, sondern durch »frisches Blut« neutralisiert werden können: Der Inzestnachwuchs könnte sonst »nicht gesund sein … ›Das Risiko, dass der Nachwuchs behindert ist, ist sehr hoch‹, sagt Arne Pfeufer, Humangenetiker an der TU München. In der größten Untersuchung zum Thema hat eine tschechische Genetikerin 161 Kinder aus Inzestbeziehungen erfasst – 44 Prozent von ihnen waren geistig behindert, zwei Drittel davon schwer« (Süddeutsche Zeitung, online, 17.05.2010).

    Wer will schon gerne Nazi sein …

    Furchtbar – nicht wahr? Dennoch soll dieses Tabu nun abgeschafft werden. Denn wenn man die Nebelschwaden von der herrschenden Meinung einmal wegpustet, heißt es doch: Jede Verhinderung erblich bedingter Krankheiten ist schließlich Eugenik. Und wer für Eugenik plädiert, ist doch ein Nazi! Und das wollen wir doch nicht, oder? Also sind wir bereit, alles zu tun, um diesen schrecklichen Verdacht abzuschütteln, als »modern« und »weltoffen« zu gelten und jede sexuelle Abweichung zu tolerieren. Die psychologische Vorarbeit für die Beseitigung des Tabus wurde also bereits geleistet. Dazu kommt eine immer größere Akzeptanz von behindert geborenen Kindern. Und das sage ich ohne jede Diskriminierungsabsicht. Interessant sind hier allein die gesellschaftlichen Mechanismen. So ist der Inzest eben »in«. Egal, ob Gute Zeiten – Schlechte Zeiten oder Game of Thrones – überall zeigen Film und Fernsehen, wie man’s macht.

    Na, ihr hat’s doch auch Spaß gemacht!

    Die Hauptperson des angeblichen »Tatsachenberichts« Das Inzest – Tagebuch leidet also nicht nur, sie genießt den Sex mit ihrem Vater auch und lobt ihn oft in den höchsten Tönen. Denn – man höre und staune – hier geht es um eine Frau, »die bis ins Erwachsenenalter so viel Lust am Sex mit ihrem Vater hatte, dass sie sich nicht konventionell moralisierend als Vergewaltigungsopfer beschreibt, sondern in expliziter, teils vulgär-pornografischer Diktion alle Details der sexuellen Handlungen offenbart«. Nicht zu fassen: Eine Vergewaltigung kann Spaß machen? Und Inzest auch? Beziehungsweise eine inzestuöse Vergewaltigung? Die Vergewaltigung soll hier also zumindest teilweise in eine selbstbewusste Entscheidung des Kindes umgelogen werden, was jeder Pädophile und Vergewaltiger gerne unterschreiben würde. Nach dem Motto: »Seht ihr, dem kleinen Luder hat’s doch auch Spaß gemacht!« Aber nicht nur das: Die anonyme Autorin will auch ihr Publikum triggern und erregen: »Noch während sie das Tagebuch schreibt, ist die anonyme Verfasserin aufs Neue erregt und lässt ihre Leser willentlich an dieser Erregung teilhaben« (Deutschlandfunk, ebenda). Es handele sich »hier gerade nicht einfach um Leidensprosa, … sondern, viel härter, um eine dunkle Erregung – die der Autorin, die immer versucht, diese Erregung auch den Leser spüren zu lassen«, schrieb die Website von Welt und N24 (07.08.2017). Na super! Hoffentlich zündet dieses Streichholz dann auch! Man mag sich kaum ausmalen, welche Schlüsse etwas schlichtere und grenzwertigere Gemüter aus einer derartigen Lektüre ziehen könnten. Und das sollen sie wahrscheinlich ja auch.

    Fakt oder Fälschung?`

    Die Frage ist nur: Handelt es sich wirklich um einen Tatsachenbericht oder doch nur um eine billige Umerziehungskampagne, geschrieben von irgendwelchen Propagandisten? Gibt es derartig selbstbewusste Inzest- und Vergewaltigungsopfer wirklich? Als Erstes überrascht nämlich der geringe Umfang des »Werkes«. Von einer solchen aufwühlenden Lebensbeichte würde man doch etwas mehr erwarten als 142 dünne Seiten. Wer auf diese Art und Weise seine Seele und seinen Kummer ausschüttet, braucht dafür gut und gerne 400 bis 500 Seiten, sollte man annehmen. Und wenn ihn der Verlag nicht stoppen würde, vielleicht sogar 1000. Des Weiteren wird die bösartige Hauptperson, der Vater, kaum konkret beschrieben – weder erfährt man die Haarfarbe noch sonstige Merkmale, so trivial und weitverbreitet sie auch sein mögen: War er nun dick oder schlank, groß oder klein? Roch er nach Duschgel oder nach Schweiß? Hatte er Mundgeruch oder Pickel im Gesicht? Hatte er dichtes oder schütteres Haar – und wie alt war er überhaupt?

    Klischeehafte Prosa

    Der »Vater« bleibt nichts weiter als ein abstrakter Begriff. Auch die eingangs zitierte Passage besteht nicht nur aus schlechter, klischeehafter Prosa, sondern enthält ebenfalls nur abstrakte Begriffe wie »Bettdecke«, »Körper«, »Schwanz«, »Orgasmus«. Betrachtet man den Abschnitt genauer, enthält er keinerlei konkrete Angaben – nicht über die Bettdecke, nicht über den Körper der Autorin, nicht über den ihres Vaters und schon gar nicht über sein Geschlechtsteil. Auch die meisten anderen Gegenstände oder Handlungsorte werden nicht konkret beschrieben, weder der »Bücherschrank« noch das »Wohnzimmer« oder die »Badewanne«, in der sie vergewaltigt worden sein soll: »Die Autorin berichtet, wie er sie an einen Stuhl fesselt und im Schrank abstellt. Er schneidet ihr mit dem Messer Wunden in den Unterleib. Er vergewaltigt sie in der Badewanne so heftig, dass sie in ihrem eigenen Blut badet: ›Mein Vater wollte mich ficken, und manchmal wollte er mich töten. Manchmal auch beides zugleich.‹« Erneut erfährt man nichts Konkretes – nicht über die Badewanne (groß, klein, rund, eckig), nicht über das Messer (groß, klein, Holz- oder Plastikgriff) oder über den Schrank und nicht über den Stuhl. Und das, obwohl sich traumatisierten Menschen normalerweise jedes Detail des durchlittenen Vorgangs geradezu fotografisch einprägt. Der sogenannte »Tatsachenbericht« würde also nicht einmal für eine Anzeige bei der Polizei taugen, wo man sicher Fragen stellen würde wie:

    
      	Wie sah die Wohnung aus?


      	Um welche Art Stuhl handelte es sich?


      	Um welche Art Schrank ging es?


      	Welches Messer benutzte Ihr Vater (Griff und anderes mehr)?


      	Wie sah die Badewanne aus?


    

    Denn auf konkrete Details kommt es natürlich an. So aber sieht das Ganze aus wie ein unfertiger, abstrakter Handlungsstrang für ein noch zu schreibendes Drehbuch.

    Messer im Bauch

    Das nächste Problem ist ein unauflöslicher psychologischer Grundwiderspruch. Während Inzestopfer normalerweise für ihr Leben gezeichnet sind, beschreibt Das Inzest-Tagebuch das moderne und politisch korrekte Klischee »einer hübschen, intelligenten und selbstbewussten Frau«, die zusätzlich »seit ihrem dritten Lebensjahr von ihrem Vater vergewaltigt worden ist« (Deutschlandfunk-Rezension). Nur ist eine »selbstbewusste Frau«, die seit dem dritten Lebensjahr vergewaltigt wurde, ein Widerspruch in sich. Eine besonders gewalttätige Vergewaltigung, zumal als Kind, führt eben in genau die entgegengesetzte Richtung eines gesunden Selbstbewusstseins. Deshalb kann das Opfer alles Mögliche sein, nur nicht selbstbewusst, weil die – zumal langjährige – Vergewaltigung und Misshandlung von Kindesbeinen an letztlich eine weitgehende Auslöschung des Ichs bewirkt. Schon bei »normalem« Missbrauch wäre das Mädchen wahrscheinlich emotional gestört und würde sich wertlos, schuldig und schmutzig fühlen – eben die ganze Palette der posttraumatischen Symptome eines missbrauchten Menschen. Nach dem oben geschilderten Horror (Überfall in der Wanne, Ertrinkungsangst, Blutbad) drohen jedoch auch schwerste Ich-Störungen wie Persönlichkeitsspaltungen, Psychosen oder Schizophrenie. Im Grunde wirkt das Tagebuch damit bereits wie eine schmutzige Fantasie – vielleicht sogar wie eine schmutzige Männerfantasie. Denn die ganze explizit pornografische und genitale Diktion erinnert doch zu stark an einen billigen Groschenporno zur Erregung eines vorwiegend männlichen Publikums.

    Lebensbeichte ohne Echtheitsgarantie

    Ist dieser Lebensbericht nun also echt oder doch nur ein Versuch, mit dem geringsten Aufwand von 142 Seiten einen neuen Trend zu setzen? »Von der Autorin ist nichts bekannt«, heißt es auf der Website von Welt und N24 (07.08.2017): »Es heißt, sie sei ungefähr Mitte 30 und lebe in Amerika. In einem kurzen Vorspann zum Buch bittet sie, ihre selbst gewählte Anonymität nicht zu verletzen.« »Können Sie garantieren, dass ihre Geschichte wahr ist?«, wollte Die Welt denn auch von dem deutschen Verleger Tom Kraushaar (Klett-Cotta) wissen. Antwort: »Wir selbst kennen die Autorin nicht, deswegen kann für nichts 100-prozentig garantiert werden. Da wir uns für die Publikation entschieden haben, würden wir uns auch dafür verantworten, sollte sich herausstellen, dass ihre Geschichte erfunden ist.« Man vertraue aber dem amerikanischen Lektor Lorin Stein, der den Stoff ausgegraben habe: Er kenne die Autorin »persönlich« und garantiere, »dass die Geschichte wahr ist. Es war unsere freie Entscheidung, ihm zu glauben.«

    Eindeutig verbotene Handlungen

    Und genau das ist auch unsere freie Entscheidung. Denn niemand kann die Authentizität dieses Berichts und dieser Autorin nachprüfen und den erwähnten Lektor Lorin Stein zwingen, den Namen der Verfasserin herauszugeben. Stein ist ein Hans Dampf in allen Literaturgassen und praktisch der Garant für einen literarischen Erfolg. Sein Großvater sei Jude gewesen, sagte Stein in einem Interview mit dem jüdischen Popkulturmagazin Jewcy. »Sein Name ist Stein, und er hat eine ganz neue Generation von begabten jüdischen Autoren herausgegeben, publiziert und zum Erfolg geführt«, beschrieb Jewcy den Mann. Aber warum gibt eine solche Person ein Buch heraus, das brutalen Sex zwischen Vater und Tochter verherrlicht und auf diese Weise eine Inzestdebatte anstößt – wenn nicht sogar entsprechende Taten? Denn im Judentum ist Inzest nun einmal »ein Gräuel« und gehört zu den »eindeutig verbotenen sexuellen Handlungen« (siehe: haGalil, 12.03.2012, und Jüdische Allgemeine, online, 31.12.2013) …


11. August: 
Nordkorea: Zwerg gegen Supermacht

    Was gibt es zu vertuschen? Ich frage ja nur. Denn ich lese gerade in der Zeitung: »Kim bereitet Angriff auf Guam vor« (bild.de, 09.08.2017). Gemeint ist der nordkoreanische Führer Kim Jong-un. Angeblich wollte er die amerikanische Pazifikinsel Guam mit Atomraketen beschießen. Und das war nicht die erste Schlagzeile dieser Art. Sondern das ging schon seit Wochen und Monaten so. Aber nun, Anfang August 2017, spitzte sich der Konflikt zu. An einem einzigen Tag, dem 11. August, hieß es bei Bild beispielsweise:

    
      	»Trump: Waffen der USA ›geladen und entsichert‹«


      	»Nordkoreas gefährlicher Atomraketen-Chef«


      	»US-Insel Guam bereitet Bürger auf Ernstfall vor«


    

    Und das war schließlich nur eine einzige Zeitung. Alles in allem prasselten Zehntausende solcher Schlagzeilen auf die Welt nieder. Der ganze Globus wurde damit eingedeckt und beschallt: Hilfe, der Atomkrieg kommt! Doch, wirklich! Auch die beiden Staatsführer Kim Jong-un und Donald Trump blähten sich lustvoll auf, bis ihre Schatten über den ganzen Erdball fielen.

    Die Rhetorik schien direkt aus dem Wilden Western zu stammen:

    
      	»Nordkorea sucht Ärger«, meinte Präsident Trump im besten Western-Stil.


      	»Militärische Lösungen sind nun vollständig vorbereitet, geladen und entsichert, sollte Nordkorea unklug handeln.«


      	Wenn Nordkorea mit seinen Drohungen nicht aufhöre, werde es mit »Feuer, Wut und Macht, wie die Welt es so noch nicht gesehen hat«, überzogen.


      	Der nordkoreanische Staatschef werde »es schnell bereuen«, wenn er weitere Drohungen gegen Guam, die USA oder einen ihrer Verbündeten ausspreche.


      	Kim Jong-un konterte zurück und meinte: »Ich werde den geistig umnachteten, senilen Amerikaner sicher und endgültig mit Feuer bändigen.«


    

    Zwerg gegen Supermacht

    Kurz: Rhetorisch waren die beiden Prahlhänse im Neandertal angekommen. Die Fragen, die sich aufdrängten, wurden vom Mainstream tapfer ignoriert:

    
      	Wie sollte ein nuklearer Anfänger und militärischer Zwerg wie Nordkorea in der Lage sein, die USA zu bedrohen? Eine Handvoll Sprengköpfe und Raketen dürften wohl kaum ausreichen, militärisch gegen die Supermacht vorzugehen.


      	Wie kann es ein solcher Wicht wagen, die Vereinigten Staaten unablässig vors Schienenbein zu treten?


    

    Ein nuklearer Rowdy

    Die Antwort kann natürlich nur lauten: weil der Wicht genau weiß, dass nichts passieren kann. Mit seiner Rhetorik und seinen ostentativen Atomwaffentests hätte Kim Jong-un sonst schließlich schon so ziemlich sämtliche US-Verteidigungsdoktrinen ausgelöst, die es gibt. Die Kriegsdrohung gegen die winzige US-Pazifikinsel Guam würde für die USA eine »Gefährdung der nationalen Sicherheit« darstellen – quasi ein Erste-Klasse-Ticket für einen Krieg gegen Nordkorea. Natürlich hätte der US-Präsident die Pflicht, gegen einen derartigen nuklearen Rowdy vorbeugend einzuschreiten. Denn aus Sicht der USA sind alle anderen Staaten des Planeten schon durch ihre bloße Existenz eine Bedrohung der nationalen Sicherheit. Des Weiteren ist bekannt, dass den Vereinigten Staaten normalerweise niemand auf der Nase herumtanzen kann. Die USA haben andere Länder schon aus weit geringeren Gründen direkt oder indirekt angegriffen und dem Erdboden gleichgemacht. Saddam Hussein, Muammar-al Gaddafi und Baschar al-Assad lassen grüßen. Dass es sich bei dem sogenannten »Nordkorea-Konflikt« um einen Schwindel und um ein Theater handelt, kann man sich also an seinen fünf Fingern abzählen. Denn selbst wenn Kim Jong-un in der Lage sein sollte, eine oder zwei Atomraketen auf die USA zu feuern – was würde er damit erreichen außer der Auslöschung seines eigenen Landes?

    Rette sich, wer kann!

    Nichts da – schließlich haben wir es doch im Fernsehen gesehen! Mit eigenen Augen:

    
      	Am 15. April 2017 hatte Kim Jong-un zum 105. Geburtstag des Staatsgründers Kim Il-sung in der Hauptstadt Pjöngjang seine Raketenkolonne auffahren lassen: Panzerfahrzeuge mit dicken, klobigen Raketengeschossen, Sattelschlepper mit riesigen schwarz-weißen Raketen, die entfernt an eine kleinere Ausgabe der Saturn V der Amerikaner erinnerten.


      	Am 4. Juli 2017 testete Nordkorea eine Interkontinentalrakete (ICBM) vom Typ Hwasong 14, die angeblich auch die USA erreichen könnte.


      	Am 28. Juli 2017 soll es einen weiteren Test dieses Flugkörpers gegeben haben. Dabei soll die Rakete 3700 Kilometer hoch und 1000 Kilometer weit geflogen sein (Center for Strategic and International Studies, CSIS, Hwasong-14 (KN-20), abgerufen am 26.10.2017).


    

    Rette sich, wer kann – und zwar in die Arme von Barack Obama, Donald Trump, Angela Merkel oder wie alle diese selbstlosen Beschützer heißen! Das heißt: Moment noch. Erstens: Was man im Fernsehen gesehen hat, hat man ja nicht mit eigenen Augen, sondern nur durch die Kameras und die Schnittprogramme von mehr oder weniger dubiosen Medienleuten gesehen, meistens von Mitarbeitern von Mainstream-Medien. Zweitens waren das eins zu eins auch die Behauptungen der nordkoreanischen Propaganda – ohne jede Relativierung.

    Raketendrohungen sind ein »Hoax«

    Bei allem zur Schau gestellten Streit beglaubigten erstaunlicherweise auch die Vereinigten Staaten die Angaben des nordkoreanischen Prahlhans Kim Jong-un – und zwar nach dem Motto: Immer her mit den Bedrohungen. Die USA hätten Nordkoreas Angaben zum Test einer ballistischen Interkontinentalrakete »bestätigt«, meldete die Website der Tagesschau: »Washington verurteile den Abschuss der ballistischen Langstreckenrakete aufs Schärfste, erklärte Außenminister Rex Tillerson. Der Test stelle eine ›neue Eskalation der Bedrohung für die Vereinigten Staaten, unsere Verbündeten und Partner, die Region und die Welt dar‹, sagte er.« Klar: Wer bräuchte denn sonst die selbstlosen »Beschützer«?

    Nicht alle nahmen die Angaben der Nordkorea-Propaganda jedoch für bare Münze. In Russland zum Beispiel glaubte man von all dem kein Wort. Russland habe nordkoreanischen Angaben über den Test einer Interkontinentalrakete »widersprochen«, stand in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung über den Raketentest vom 4. Juli zu lesen. »Das Verteidigungsministerium in Moskau gehe davon aus, dass lediglich eine Mittelstreckenrakete erprobt worden sei, meldete die Nachrichtenagentur RIA am Dienstag. Das Geschoss habe demnach eine Höhe von 535 Kilometern erreicht und sei etwa 510 Kilometer weit geflogen, ehe es vor Japan ins Meer gestürzt sei. Für Russland habe der Test keine Bedrohung dargestellt« (online, 04.07.2017). Die furchterregenden nordkoreanischen Raketendrohungen seien nur ein »Hoax« (Schwindel), enthüllte sogar das US-Magazin Newsweek am 11. August 2017: »Während Präsident Donald Trump seinen Krieg der Worte gegen Nordkorea und seinen Führer, Kim Jong-un, eskaliert, hat ein Team von unabhängigen Raketenexperten behauptet, dass die beiden Raketen, die das Schurkenregime im Juli gestartet und als interkontinentale ballistische Raketen (ICBMs) bezeichnet hat, unfähig sind, eine nukleare Nutzlast in die kontinentalen Vereinigten Staaten und wahrscheinlich nicht einmal nach Anchorage, Alaska, zu tragen.« Tja, das ist natürlich peinlich. »Berechnungen, die wir gemacht haben – auf der Grundlage einer detaillierten Untersuchung der Art und Größe der verwendeten Raketenmotoren, der Flugzeiten der Raketenstufen, des Treibmittels und anderer technischer Faktoren –, zeigen, dass diese Raketen in Wirklichkeit nur sehr kleine Nutzlasten tragen können, nicht annähernd das Gewicht eines Atomsprengkopfes, den Nordkorea besitzen könnte«, schrieben demnach die Raketenexperten Markus Schiller, Robert Schmucker sowie Ted Postol vom Massachusetts Institute of Technology im Bulletin of the Atomic Scientists (11.08.2017). »Diese kleinen Nutzlasten erlaubten es den Raketen, in weit größere Höhen zu fliegen, als mit einem viel schwereren Gefechtskopf, was den Eindruck erweckte, dass Nordkorea am Rande der ICBM-Fähigkeit stand.«

    Gefälschte Interkontinentalraketen?

    Schon im Jahr 2012 hätten die Experten festgestellt, »dass die angeblichen ICBM des Landes ›Fälschungen‹ waren«. Aber »aus der Sicht der nordkoreanischen Führung hätte die allgemeine Reaktion auf die Starts vom 4. und 28. Juli nicht besser sein können. Die Welt glaubte plötzlich, dass die Nordkoreaner eine ICBM hätten, die die Westküste der Vereinigten Staaten und darüber hinaus erreichen könnte.« Die Wahrheit ist: Kims Raketendrohung gegen die US-amerikanische Insel Guam war militärisch gesehen noch harmloser als 1941 der japanische Angriff auf Pearl Harbor, mit dem die Japaner den USA frei Haus den Vorwand für den Eintritt in den Zweiten Weltkrieg lieferten. Während die damals von den Japanern attackierten Hawaii-Inseln etwa 3700 Kilometer vom amerikanischen Festland entfernt liegen, befindet sich das US-amerikanische Guam mit sogar 10000 Kilometern noch weiter von der US-Westküste entfernt. Die geringe Distanz zu Nordkorea (circa 3400 Kilometer) kommt der wirklichen Reichweite von Kims Raketen dabei sehr entgegen. Tatsächlich scheint dies der einzige halbwegs realistische Ort für eine nordkoreanisch-amerikanische Konfrontation zu sein – beziehungsweise der einzige amerikanische Ort, den Nordkorea rein technisch gesehen irgendwann wirklich bedrohen könnte.

    Nachrichten hinter den Kulissen

    Wie bereits gesagt, handelte es sich bei dem Imponiergehabe der beiden Präsidenten nur um Theater. In Wirklichkeit liefen längst Gespräche im Hintergrund. Deswegen dürfte Kim Jong-un auch so notorisch vergnügt gewirkt haben. »Vergessen Sie die Atomwaffen«, titelte niemand anderer als die größte Nachrichtenagentur der Welt, Associated Press, am 11. August 2017: »Wie die Associated Press erfuhr, haben Nordkorea und die USA jenseits des ganzen Rummels seit Monaten hinter den Kulissen im Stillen über amerikanische Gefangene in dem kommunistischen Land und die sich verschlechternden Beziehungen zwischen den alten Feinden gesprochen. … Die Konversationen dienen im Wesentlichen dazu, Nachrichten auszutauschen, sodass Washington und Pjöngjang Informationen weitergeben können.«

    »Trotz des Hin und Her von kriegerischen Drohungen zwischen Trump und dem nordkoreanischen Führer Kim Jong-un, sagt Keith Luse, Geschäftsführer des Nationalkomitees für Nordkorea, dass die Nationen hinter den Kulissen offen für die Idee von Verhandlungen sind«, hieß es auf der Website von Infowars (11.08.2017) zu dem AP-Bericht. »Im Gegensatz zu dem öffentlichen Getöse waren die Nordkoreaner bereit, den Kanal nach New York nach der Wahl von Präsident Trump wieder zu öffnen, und seine Regierung zeigte sich offen, sich zu engagieren und ›über Gespräche zu verhandeln‹«, so Luse gegenüber AP. Nun ja – wer den angeblichen Konflikt mitverfolgt hatte, hatte sich so etwas ja schon gedacht. Ohne Netz und doppelten Boden würde niemand eine solche Atomkonfrontation heraufbeschwören, schon gar nicht Kim Jong-un mit seiner Handvoll zweifelhafter Geschosse. In Wirklichkeit ist das nordkoreanische Enfant terrible längst Teil desselben globalisierten Systems wie die USA.

    Die geheime Pyramide

    Oder besser: desselben okkulten globalisierten Systems wie die USA. Wir haben in diesem Buch ja bereits über die Bedeutung und die Symbolik von Pyramiden geredet (siehe Macrons Freimaurer-Party am 7. Mai 2017, Seite 114–116). Aber dass die größte Pyramide der Welt ausgerechnet in der nordkoreanischen Hauptstadt Pjöngjang steht, ist denn doch überraschend: Ein gewaltiges, 330 (anderen Quellen zufolge 337) Meter hohes, dunkles Monstrum, das jede Dimension sprengt. Die Cheops-Pyramide ist dagegen ein Zwerg (mit rund 140 Metern Höhe). Die obere Hälfte der Pjöngjang-Pyramide schwebt bedrohlich über der Skyline und überragt mühelos den Smog der Hauptstadt. Ihr Schatten fällt als großes Dreieck auf Pjöngjang, am oberen Ende thront eine glänzende Metallspitze, die an das »Allsehende Auge« erinnert.

    Ungenutzt, aber nicht nutzlos

    Na und? Warum nicht? Schließlich wird das Gebäude ja von einem ägyptischen Mobilfunkkonzern gebaut! Dabei muss es heißen: fertig gebaut. Denn das Unternehmen stieg erst kürzlich in das Projekt ein. Geplant wurde das Bauwerk schon lange zuvor von asiatischen Architekten, genauso wie die Pyramide des Louvre. Baubeginn war 1986 oder 1987. Ob die Pyramide wirklich, wie behauptet wird, ein Hotel (Ryugyong) werden sollte oder ob dies nur eine Legende war, um den gigantischen Bau zu rechtfertigen, sei dahingestellt. Auch der französische Präsident François Mitterrand hatte um die Louvre-Pyramiden ja eine Legende gestrickt und behauptet, diese seien ein Symbol für die »Verbindung des Alten mit dem Neuen«. Fakt ist jedenfalls, dass die Pyramide von Pjöngjang nicht nur die größte Pyramide, sondern auch das größte angeblich ungenutzte Gebäude der Welt darstellt – was übrigens noch lange nicht »nutzlos« bedeuten muss. Denn schließlich wäre da ja noch die Symbolik: Im Ergebnis wird die nordkoreanische Hauptstadt von einer gewaltigen Pyramide überragt, deren einziger Zweck bisher in ihrem bloßen Dasein zu bestehen scheint. Während den Bürgern des Westens erzählt wurde, Nordkorea sei arm und von westlichen Sanktionen ausgehungert, muss hinter einem solchen Bauvorhaben aber sehr viel Geld und ein gewaltiger Wille gesteckt haben, um die bizarre Form zu verwirklichen. Ein derartig monströses Bauwerk totzuschweigen ist außerdem nicht ganz einfach. Merkwürdigerweise kann ich mich nämlich nicht erinnern, diese Pyramide jemals in einem westlichen TV-Beitrag gesehen zu haben, obwohl sie das Stadtbild der nordkoreanischen Hauptstadt regelrecht sprengt und damit in Wahrheit das beherrschende Wahrzeichen der Metropole darstellt, wie nicht annähernd der Eiffelturm in Paris. Deshalb von hier aus ein Kompliment an Kim Jong-uns Verbündete in den westlichen Medien. Auf den Websites von Tagesschau und heute heißt es über die größte Pyramide der Welt unter dem Stichwort Ryugyong – Hotel: »keine Treffer«. Glaubt man Google News, wurde das spektakuläre Gebäude in den vergangenen Jahren gerade einmal in 38 Fällen irgendwo in unseren Medien erwähnt. Und zwar meistens nur nebenbei. Also praktisch gar nicht. Macht man die Gegenprobe mit dem Stichwort »Eiffelturm«, erhält man 67400 Treffer.
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    Das Pyramidenbauwerk in der nordkoreanischen Hauptstadt Pjöngjang

    https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Ryugyong_Hotel_-_August_27,_2011_(Cropped).jpg | Author: Josef Ferris III | This file is licensed under the Creative Commons Attribution 2.0 Generic license | Attribution: Joseph Ferris III



    Falschgeld und Drogen

    Genauso wie bei den Louvre-Pyramiden gibt es auch im Umfeld der Pjöngjang-Pyramide weitere, kleinere Glaspyramiden und Dreiecksstrukturen. Und interessanterweise ist das auch nur einer von mehreren geheimnisvollen Orten in Pjöngjang. Ein weiterer ist das sogenannte »Büro 39«, ein hochgeheimes Gebäude und angeblich die Zentrale des organisierten, staatlichen Verbrechens. Das »Büro 39« sei eine »Geheimorganisation« von Kims kommunistischer Partei, heißt es auf einer Website des ORF. Laut einem Bericht der US-amerikanischen Zeitschrift Vanity Fair soll das »Büro« »weltweit in Falschgeldhandel, Zigarettenschmuggel, Drogengeschäfte und Versicherungsbetrug verwickelt« sein (online, 05.08.2009). Oder handelt es sich dabei wiederum nur um westliche Propaganda? Fast klingt es so. Aber irgendwoher müssen die Gelder für das Atomprogramm und Bauwerke wie die Mega-Pyramide ja kommen. Tatsächlich scheint es dem koreanischen Staat keineswegs an Kapital zu mangeln. »Hinter den Machenschaften steht Machthaber Kim Jong Il [Kim Jong-uns Vater] selbst, der damit nicht nur seine militärischen Einrichtungen, sondern auch seinen Luxus und den seiner Entourage finanziert« (ORF: »Falschgeld und Drogenhandel«, http://newsv1.orf.at/, ohne Datum). Wirklich? Fakt ist: Die Hauptstadt Pjöngjang präsentiert sich in einem guten und sauberen Zustand, westliche Metropolen wie Berlin und Athen erscheinen dagegen stellenweise wie Slums.

    Die Geldmaschine von Kim Jong-un

    »Die zentrale Schaltstelle«, zitiert der ORF den Vanity-Fair – Bericht, »befinde sich in der geheimen Organisation ›Office 39‹ (auch ›Bureau 39‹, ›Room 39‹) des Zentralkomitees der Koreanischen Arbeiterpartei. Die mysteriöse Einrichtung« sei bereits in den 1970er-Jahren gegründet worden, um an Devisen zu gelangen und sich eine unabhängige Machtbasis zu sichern. Quasi wie eine Art Geldmaschine. Und siehe da: Die Kim-Dynastie bedrohte die USA demnach nicht nur mit Raketen, sondern auch mit Blüten. Eine der Hauptaufgaben von »Office 39« habe darin bestanden, »hochwertige Fälschungen der 100-Dollar-Note, den ›Super-Dollar‹, zu produzieren und zu verbreiten« (ORF, ebenda). Wobei Raketen das eine sind, Falschgeld aber das andere. Nichts hasst die US-Regierung mehr als falsche Dollars, weil diese die Stabilität der Währung bedrohen. »Dass laut Vanity Fair mehrere US-Regierungen dieses Vorgehen duldeten, sei diplomatisch begründet«, meinte der ORF. »Offenbar fürchteten die USA, dass der Dialog mit Nordkorea über das Waffen- und Raketenprogramm abbrechen würde.« Nein – wie ängstlich so eine Supermacht sein kann!

    Was ist Nordkorea eigentlich wirklich?

    Das ist natürlich ein Witz: Wer den Dollar bedroht, landet normalerweise am Galgen wie Saddam Hussein oder endet mit einer Eisenstange im Rektum wie Muammar al-Gaddafi. Die Kim-Dynastie kann sich dagegen offenbar alles erlauben – sogar die Währung der Vereinigten Staaten zu fälschen und zu schwächen. »Die Einnahmen aus dem Handel mit Drogen und Falschgeld fließen laut dem Magazin direkt in das ›Office 39‹ – und damit direkt an Kim«, so die ORF-Website. »Erst im Juni habe die Washington Post berichtet, ›dass Nordkorea seit Jahren westliche Versicherungen austrickse und dadurch im großen Stil abkassiere‹. Nordkorea soll demnach mehrere Hundert Millionen Dollar durch angebliche Katastrophen wie Hubschrauberabstürze und gesunkene Fähren eingenommen haben. Das bestätigen nordkoreanische Flüchtlinge ebenso wie die Versicherungsfirmen selbst, die sich jedoch angesichts internationaler Verfahren mit Informationen zurückhalten.« Das ist kaum zu glauben – Nordkorea als Zentrale eines von den USA geduldeten, globalen Verbrecherrings? Aber demnach geht es nicht nur um Geld und Macht, sondern auch um Hightech, Wissenschaft und Kultur. Zum einen wäre da das Atomprogramm, zum anderen entstand auf der Insel Ssuk im Taedong-Fluss inmitten von Pjöngjang ein hypermoderner Hightech- und Forschungskomplex mit dem Grundriss eines Atommodells, der jeder westlichen Hauptstadt zur Ehre gereichen würde. Außerdem sei die Ssuk-Insel »ein großes Freizeitgelände für die Stadtbewohner und soll als Erholungsgebiet dienen«, heißt es bei Expedia.de. »Auf der Ssuk-Insel findet man Swimmingpools, einen Strand, Tanzhallen, Spielplätze und einen Wrestling-Ring. Außerdem befindet sich ein historisches Monument auf der Insel.« Schon seltsam, was ein von US-amerikanischen Sanktionen geschwächtes Land so alles leisten kann: »Trotz anhaltender internationaler Sanktionen und ökonomischer Lethargie gibt der Oberbefehlshaber Kim Jong-un der Stadt eine auffallende Verjüngungskur, die ihre einst düsteren Straßen mit Farbe überschwemmt, ihre formale Stimmung lockert und sogar einen Schuss Launen hinzufügt und gleichzeitig Bewohnern und Besuchern unzählige neue Möglichkeiten für Freizeit, Vergnügen und Verbrauch bietet«, schrieb die Los Angeles Times am 20. Mai 2016 auf ihrer Website.

    Auftrag: zu Tode erschrecken

    Moment: Sprechen wir hier von demselben Nordkorea, von dem abends in Tagesschau und heute berichtet wird? Das kann nach aller politischen und wirtschaftlichen Logik doch gar nicht sein! Das kann doch sein – denn Kim Jong-un wird gebraucht. Und zwar gleich in mehrfacher Hinsicht. Stellen Sie sich die Welt bitte einmal einen Moment ohne ihn vor: Wer ist denn sonst noch übrig von den allzu nützlichen Schurken der Vereinigten Staaten: Adolf Hitler, Josef Stalin, Leonid Breschnew, Saddam Hussein, Manuel Noriega, Osama bin Laden, Muammar al-Gaddafi – alle tot. Russen und Chinesen sind inzwischen viel zu professionell und leise. Medial lässt sich das kaum ausschlachten. Kim dagegen ist einer der ganz wenigen, die die Fahne noch hoch halten und die Supermacht ein bisschen vors Schienenbein treten. Sozusagen eine der täglichen Zwei-Minuten-Hassfiguren (frei nach George Orwell). Kim Jong-un ist daher einfach allzu nützlich – wie man neuerdings frank und frei sogar im US-Fernsehen bekennt: »Heute Nacht ist es unsere Aufgabe, die Leute mit Nordkoreas Atomprogramm zu Tode zu erschrecken«, bekannte am Abend des 8. August 2017 unverhohlen der US-amerikanische Talkshow-Gastgeber Brian Williams auf dem Sender MSNBC. Aber warum? Nun – zweifellos laufen hinter den globalen Kulissen Dinge ab, die wir nicht wissen sollen. Wie das bereits erwähnte Zitat des früheren CIA-Chefs William Casey schon sagte: »Unsere Desinformation funktioniert dann, wenn alles, was die amerikanische Öffentlichkeit glaubt, falsch ist.« Und natürlich auch das, was die globale Öffentlichkeit über Kim Jong-un glaubt: nämlich dass er ein grausamer und ewiggestriger kommunistischer Führer ist, der die westliche Welt hasst und mit Atomraketen bedroht, weshalb wir auch unseren Großen Bruder USA brauchen, um uns zu schützen.

    Warum Kim Jong-un ein »Wessie« ist

    Nichts könnte falscher sein. Kim Jong-un gibt es unter anderem, damit Barack Obama, Angela Merkel, Jean-Claude Juncker und wie alle diese Globalisten heißen, sympathischer wirken. Wie bereits angedeutet, ist Nordkorea ein Bestandteil und Partner des okkulten globalen Systems – man könnte sogar hinzufügen: des okkulten westlichen Systems –, wie es selbst durch die größte Pyramide der Welt in seiner Hauptstadt verdeutlicht. Kim Jong-un ist keineswegs ein notorischer »Kommie« (Kommunist) oder »Ossi«, sondern ein »Wessie«. So paukte der junge Kim nicht etwa in irgendwelchen finsteren nordkoreanischen Kaderschulen, sondern vornehm in der Schweiz, wo er Englisch genauso lernte wie Französisch und Deutsch. Bei den Eidgenossen tummelten sich schließlich, bevor sie in ihrem Heimatland die Macht übernahmen, schon die eingefleischtesten »Kommunisten« und Diktatoren, wie beispielsweise auch Lenin. Unter strenger Geheimhaltung verbrachte Kim Jong-un große Teile seiner Schulzeit in Internationalen Schulen in der Schweiz, die hauptsächlich von englischem und amerikanischem Nachwuchs bevölkert werden. »2009 berichtete die Schweizer Zeitung L’Hebdo, dass sich Kim mit den Sprösslingen von amerikanischen Diplomaten anfreundete« (heavy.com, 08.08.2017) – wobei »Diplomaten« in der Regel mit Agenten gleichzusetzen sind. Zwei der Hauptaufgaben jedes diplomatischen Corps sind nämlich die Aufklärung und die Spionage. Zunächst soll Kim die von Angloamerikanern gegründete Internationale Schule in Gümligen bei Bern und anschließend die Liebefeld-Steinhölzli-Schule in Köniz besucht haben – jeweils unter falschem Namen. Ein Klassenkamerad aus Gümligen erinnert sich, dass der angebliche Schüler »Pak-un« behauptet hatte, der Sohn des Führers von Nordkorea zu sein (siehe »Mein Freund, der zukünftige Diktator Nordkoreas«, Tages-Anzeiger, 02.10.2010). Ein Kindheitsbild zeigt ihn mit einem Micky-Maus-Hut. Weiteren Mitschülern zufolge schwärmte der spätere US-Intimfeind für die amerikanische National Basketball Association (NBA) und Basketballstars wie Michael Jordan, Kobe Bryant und Toni Kukoc. Die beiden Letzteren hätten sich sogar mit ihm ablichten lassen. Ob Kim auch etwas mit dem in dem Mao-Kapitel erwähnten New Yorker Union Theological Seminary zu tun hatte, ist nicht sicher. Dieses Theological Seminary soll gleichzeitig »ein Zentrum für U.S.-Subversion von Asien« sein. »Jeder prominente radikale Führer, der heute in Korea tätig ist, wurde zum Beispiel an der Union Theological ausgebildet« (siehe: »Skull&Bones – The Bush’s China Connection«, transmissionsmedia.com u.a., 02.10.2012). Ist damit etwa auch Kim Jong-un gemeint, der heutige Lieblingsfeind der USA? Die US-Organisation Yale in China, die Mao Tse-tung hochgepäppelt hatte, soll jedenfalls eng mit dem Theological Seminary verbunden gewesen sein.

    Feinde sind von zentraler Bedeutung

    Kurz und gut: Der angeblich unbelehrbare Kim Jong-un und sein Nordkorea sind nicht das, was sie zu sein scheinen. In Wirklichkeit ist Nordkorea nichts weiter als ein sorgfältig abgeschotteter und überwachter Stützpunkt der Neuen Weltordnung und der Globalisten – mit schlagkräftiger Armee, vielleicht sogar integrierter Geldmaschine und Hightech-Labors. Und Kim Jong-un wäre demnach nur der Chef der schwer bewaffneten Wachmannschaft. Exakt das könnte die Erklärung sein, warum Nordkorea den Vereinigten Staaten auf der Nase herumtanzen und sogar deren Währung fälschen kann, wie es will. Und nach dem, was wir in diesem Buch bereits erfahren haben, halten wir es gar nicht mehr für unwahrscheinlich, was auf einer Website namens Illuminati Watchdog zu lesen steht: »Der nordkoreanische Despot, Kim Jong-un, hat derzeit sehr viel Kontrolle über das Weltgeschehen. Mit der geringsten Drohung kann er die USA und andere mächtige Nationen in Panik versetzen, aber wie kann er diese Macht ausüben?« – »Symbole finden sich auf allen Fotos und [in der] Propaganda aus Pjöngjang, und genauso wie bei den USA zeigt die subtile Symbolik, wie weit die NWO jede letzte Facette der globalen Macht infiltriert hat.« Für die Neue Weltordnung (NWO) sei die Volksrepublik Nordkorea eine unbedingte Notwendigkeit: »Der Schurkenstaat wurde als Erzfeind des Westens geschaffen und geschmiedet, denn um die Massen vereint und gegenüber einem korrupten Regierungs- und Finanzapparat gehorsam zu halten, sind Feinde von zentraler Bedeutung.«

    Der böse und der gute Bulle

    Während die meisten Menschen Nordkorea also für einen Schurkenstaat halten, handele es sich in Wirklichkeit nur um einen weiteren Bauern im Großen Spiel: »Während das Finanzsystem stottert und auf seinen endgültigen Kollaps zusteuert, benötigt Amerika mehr denn je einen Feind. Kim Jong-uns unaufhörliche Possen stellen eine angemessene Ablenkung dar, eine, die den Geist der Amerikaner in die Irre führen wird … Wenn Sie nicht glauben, dass die NWO das Sagen hat, erinnern Sie sich nur, wer Kims Geldbörsen verwaltet und wer ihn reich gemacht hat« – nämlich das internationale Bankensystem, dessen wichtigste Zentralen übrigens in der Schweiz sitzen. »Die Kim-Familie gehört definitiv zu den Illuminati und wird auch weiterhin auf höchster Ebene ihre Rolle spielen.«

    Sowohl Kim Jong-un als auch Donald Trump wissen natürlich, dass dies ein Spielchen ist – und zwar das alte Spielchen vom bösen und vom guten Bullen: Der böse Bulle Kim Jong-un treibt die Menschen direkt in die Arme der »guten Bullen« Barack Obama, Donald Trump, Angela Merkel und anderen, die uns im Vergleich zu Kim schon viel sympathischer erscheinen. Aber Bullen sind sie trotzdem …


21. August: 
Geheimnisvolle Schiffs-»Unfälle«: Ist die US Navy ein Papiertiger?

    Vor Singapur, in der Nähe der Straße von Malakka, 5.23 Uhr Ortszeit. Die Positionslichter von Tankern und Frachtschiffen leuchten weiß, grün und rot. Dahinter erkennt man nur die dunklen Silhouetten der Schiffe. Auf dem Lenkwaffenzerstörer USS John McCain herrscht noch Nachtruhe. Doch eine Minute später, um 5.24 Uhr, gibt es plötzlich einen gewaltigen Schlag. Das 8300-Tonnen-Schiff wird nach Steuerbord geschleudert, Wasser spritzt mit hohem Druck in den Rumpf, an Backbord wölbt sich die Außenwand bedrohlich nach innen, unter Deck fallen die Matrosen aus den Kojen und versinken im Wasser. Wer hier »anklopft«, ist der unter liberianischer Flagge fahrende 30000-Tonnen-Tanker Alnic MC. Am Ende sind zehn US-Matrosen tot und fünf verletzt.

    So weit, so schlecht – wie ein solches »Missgeschick« passieren konnte, ist natürlich die Frage: Beide Wasserfahrzeuge waren schließlich mit modernen Navigationsinstrumenten und Autopiloten ausgestattet, einschließlich GPS, Radar, Sonar und anderen Orientierungshilfen. Noch viel interessanter ist allerdings die Frage, wie die US Navy in acht Monaten gleich viermal von derartigen Zwischenfällen betroffen sein konnte:

    
      	Am 31. Januar 2017 läuft der US-Lenkwaffenzerstörer USS Antietam vor Tokio auf Grund.


      	Am 9. Mai 2017 touchiert die USS Lake Champlain östlich der koreanischen Halbinsel ein Fischerboot (keine Verletzten).


      	Am 17. Juni 2017 stößt die USS Fitzgerald vor der Küste Japans mit einem Containerschiff zusammen; sieben Tote, mehrere Verletzte.


      	Am 21. August 2017 wird die USS John McCain vor Singapur von einem Tanker gerammt; zehn Tote und fünf Verletzte.


    

    Küchenjungen am Steuer

    Wie kann das denn sein? Taumeln die Kriegsschiffe der US-Marine neuerdings steuerlos über die Weltmeere? Sind die Besatzungen dauerbetrunken? Oder stehen plötzlich überall die Küchenjungen am Steuer (nichts gegen Küchenjungen!)? Ginge es um menschliches Versagen oder Trainingsmängel, sollte man annehmen, dass die Fehlleistungen der Besatzungen zufälligeren Charakter haben würden. Insbesondere die beiden Kollisionen der USS Fitzgerald (17. Juni) und der USS McCain (21. August) waren jedoch sehr ähnlich:

    
      	Bei beiden handelte es sich bis auf die Tonne genau um denselben Schiffstyp der Arleigh-Burke – Klasse (8315 Tonnen),


      	beide erlitten genau »denselben« Unfall, nämlich einen »Rumpftreffer« in einem steilen Winkel bis zu 90 Grad,


      	bei dem »Unfallgegner« handelte es sich beide Male um ein ziviles Handelsschiff von etwa 30000 Tonnen,


      	beide Kriegsschiffe wurden denn auch auf die gleiche Weise unter der Wasseroberfläche eingedrückt, wobei der Rumpf undicht wurde und sieben (Fitzgerald) beziehungsweise zehn (McCain) Matrosen starben,


      	beide Kriegsschiffe hatten vor Kurzem Patrouillen im südchinesischen Meer abgeschlossen.


    

    Das heißt: Beide Vorfälle waren, was die Missionen, den Unfall, die Unfallgegner, die Geschwindigkeiten und schließlich den Schaden anging, gleich (siehe auch ABC 10 News: »Chilling similarities between USS John S. McCain and USS Fitzgerald crashes«, YouTube, 21.08.2017). »Die Ähnlichkeiten zwischen den Fitzgerald –  und John-S.-McCain – Kollisionen sind verdächtig und werfen Fragen auf, die gestellt werden müssen. Möglicherweise steckt etwas Größeres dahinter als bloßes Versagen von zwei Zerstörerwachen«, erklärte das US Naval Institute, ein militärischer Think Tank (USNI, Proceedings Magazine, August 2017, Vol. 143/8/1,374). Wobei wir ja auch noch über die auf Grund gelaufene USS Antietam und die USS Lake Champlain reden müssten, die im Mai mit einem Fischerboot kollidiert war.

    Wenn wir noch einen eingehenderen Blick auf die beschädigten Schiffe werfen, kommen wir vielleicht etwas weiter. Die eingangs erwähnte John McCain zum Beispiel hatte eine gewaltige Delle an ihrer hinteren Backbordseite, halb über, halb unter Wasser – was mit der Vorstellung übereinstimmt, dass die McCain tatsächlich seitlich vom Bugwulst eines großen Schiffes getroffen worden war. Das Merkwürdige an der Delle war ihre Gleichmäßigkeit; es schien sich quasi um einen perfekten, frontalen »Abdruck« des Bugwulstes der Alnic MC gehandelt zu haben – was bedeuten würde, dass der Tanker wie ein Torpedo etwa im 90-Grad-Winkel in die McCain eingeschlagen sein muss. Für eine Schiffskollision ist das ein bisschen zu geometrisch. Meistens touchieren sich Schiffe in allen möglichen Winkeln, eher selten jedoch genau in einem senkrechten.

    Wo ist die Schleifspur?

    Der zweite Befund ist noch interessanter: Wenn man sich vorstellt, dass sich beide Schiffe in Fahrt befanden – hätte der Bugwulst der Alnic MC vor seinem Eindringen in die Backbordseite der McCain dann nicht zunächst einmal eine zumindest kurze Abriebspur verursachen müssen, bevor er in den Rumpf eingedrungen und daraus eine (keilförmige) Delle geworden wäre? Während man in der Delle jede Menge rote Farbe des Alnic – Bugwulstes sieht, findet sich an der Backbordwand der McCain jedoch nicht die geringste Spur von Farbe. Hat die McCain während des Zusammenstoßes also etwa bewegungslos im Wasser gelegen? Hat der Kapitän vielleicht für eine Brotzeit angehalten? Wohl kaum, denn der Vorfall ereignete sich just, als die John McCain im rechten Winkel eine »Autobahn der Seefahrt« durchquerte (Verkehrstrennungsgebiet, Traffic Separation Scheme, TSS). Um den dichten Verkehr zu ordnen, fahren die Schiffe hier in zwei entgegengesetzten Spuren – genauso wie auf einer Schnellstraße. Für die Durchquerung eines solchen Verkehrstrennungsgebietes gibt es ein paar Regeln. Vereinfacht lauten sie:

    
      	Tue es möglichst nicht.


      	Wenn du es doch tust, dann fahre exakt im rechten Winkel zur allgemeinen Verkehrsrichtung.


      	Halte den rechten Winkel zum übrigen Verkehr auch bei Wind und starker Strömung ein.


    

    Versagen der Steuerung

    Den rechten Winkel hätten wir damit schon mal. Aber was ist mit den fehlenden Schleifspuren und dem symmetrischen Abdruck des Bugwulstes der Alnic MC am Rumpf der McCain? Spricht das nicht dafür, dass die McCain just bei der Überquerung der »Schiffsautobahn« plötzlich liegen geblieben war? Und tatsächlich erklärten gleich zwei Navy-Beamte gegenüber CNN, dass das Schiff bei seiner Einfahrt in die Straße von Malakka von einem Versagen der Steuerung ereilt wurde, was dazu geführt habe, »dass es mit einem kommerziellen Tanker kollidierte«, so einer von ihnen. Der Beamte erklärte darüber hinaus, »es sei unklar, warum die Mannschaft die Steuerung nicht benutzen konnte«. Wobei auch nicht klar ist, ob mit der »Steuerung« auch gleichzeitig der Antrieb gemeint war – oder ob die Besatzung das Schiff nach dem Ausfall der Steuerung stoppte.

    Wo wir sind, klappt nichts …

    Die nächste Frage lautet, warum eigentlich der Tanker Alnic MC der McCain nicht ausgewichen ist. Denn dazu sind auch Schiffe auf einer solchen »Schiffsautobahn« verpflichtet, wenn das andere Fahrzeug von rechts kommt. Da die McCain die Delle an der (linken) Backbordseite hatte, hatte sie sich von der Alnic MC aus gesehen von rechts genähert. Die Ausweichpflicht gilt auch, wenn das andere Fahrzeug manövrierunfähig ist. Sollte das also der Fall gewesen und von der McCain angezeigt worden sein, hätte der Tanker ebenfalls »die Biege« machen müssen. Überdies gibt es ja auch noch ein »Manöver des letzten Augenblicks«, in dem ohnehin jeder alles tut, um den Zusammenstoß zu vermeiden. Nichts davon hat geklappt! Wie kann das sein? Schließlich wäre da ja noch die Lichterführung. In Fahrt hätte die McCain diverse weiße Topplichter und auf der Backbordseite ein rotes Licht zeigen müssen. Wäre sie manövrierunfähig gewesen, hätte sie das ebenfalls durch spezielle Lichter anzeigen und andere Schiffe auf diese Weise warnen müssen. Es sei denn, es ging gar nicht nur um einen Ausfall der Steuerung, sondern um einen kompletten Strom- und Energieausfall, indem auf der McCain im denkbar schlechtesten Augenblick (also mitten auf der »Schiffsautobahn«) buchstäblich »das Licht ausging«. Auch ein anderer US-Marine-Beamter hatte gegenüber CNN nämlich erklärt, dass es Hinweise darauf gab, dass »der Zerstörer vor dem Zusammenstoß einen Steuerungsverlust erlitten hatte«, aber die Steuerung danach – merkwürdigerweise – »wieder funktionierte« (CNN-Website, 22.08.2017).

    Nur einen Schubs gebraucht?

    Unmittelbar danach konnte das Schiff also wieder weiterfahren: »Es war ziemlich außergewöhnlich«, sagte Admiral Scott Swift nach dem Zwischenfall. Und das war nicht übertrieben. Fast sofort nach dem Zusammenstoß war der Zerstörer (bis auf die Delle) wieder fahrbereit und konnte die Reise als einsatzbereites Schiff fortsetzen. Was ja schön ist – aber wie kann so etwas sein: Exakt bei der Durchquerung einer solchen »Schnellstraße« wird die John McCain manövrierunfähig, bis sie von einem Öltanker gerammt wird. Kurz nach dem Zusammenstoß funktioniert plötzlich alles wieder, als hätte jemand einen Schalter umgelegt. Haben Antrieb und Steuerung etwa bloß mal eine Pause eingelegt und einen kräftigen Schubs gebraucht? Oder hat tatsächlich irgendjemand einen Schalter betätigt?

    Im »Privatteich« der Russen

    Es gibt nämlich noch mehr interessante Zwischenfälle, in die die Arleigh-Burke – Zerstörer verwickelt waren. Kurz nach dem Anschluss der Krim an Russland am 16. März 2014 hatten die Amerikaner am 9. April 2014 ihren Lenkwaffenzerstörer Donald Cook praktisch direkt vor die Küste der Krim geschickt, was als Drohung und Provokation verstanden werden konnte. Denn das Schwarze Meer ist zwar nicht rechtlich, aber rein geografisch betrachtet quasi eine Art Privatteich der Russen und ihr zentrales Einflussgebiet, wo auch die riesige Halbinsel der Krim liegt, die sich kurz zuvor Russland angeschlossen hatte. Auf der Krim wiederum liegen strategische Häfen und Basen der Russen. »Die USS Donald Cook (DDG-75) ist ein Raketenwerferzerstörer der vierten Generation, dessen grundlegende Waffe die Tomahawk-Marschflugkörper mit einer Reichweite von 2500 Kilometern sind, die nukleare Sprengköpfe tragen können. Im Rahmen einer Routinemission verfügt die USS Donald Cook über 56 Tomahawks, aber in Angriffskonfiguration hat sie 96 dieser Marschflugkörper an Bord« (voltairenet.org, 22.09.2014, Übersetzung jeweils grammatikalisch und stilistisch korrigiert). Am 12. April 2014 war die USS Donald Cook von einem russischen Kampfflugzeug des Typs Suchoi 24 aufgebracht und mehrmals »überflogen« worden, wie es heißt. Während der US-Marine-Experte Christopher Harmer den Zwischenfall als eine von zahlreichen russischen Provokationen einstufte, stellt sich die Frage, ob sich nicht die USA in fremde Angelegenheiten eingemischt hatten.

    Ein »Scheinangriff« ist eine gefährliche Sache …

    Am 12. April 2014 tauchten also plötzlich zwei Suchoi-24-Jets über der Cook auf, wovon einer ein Dutzend Scheinangriffe auf den Zerstörer flog, und das, obwohl die Cook »mit dem neuesten Kampfsystem der jüngsten Generation Aegis ausgestattet« ist, »das die Ermittlung, Verfolgung und die Zerstörung von Hunderten von Zielen zu gleicher Zeit garantiert«. Ein »Scheinangriff« ist freilich eine gefährliche Sache, bei der leicht Missverständnisse entstehen können. Wie konnten die Piloten der Suchois das wagen und dabei so sicher sein, dass sie von der Donald Cook nicht einfach vom Himmel geholt werden würden?
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    Der US-Zerstörer Donald Cook (Archivbild)

    US Navy 050715-N-8163B-009 – The guided missile destroyer USS Donald Cook (DDG 75) conducts a close quarters exercise while underway in the Atlantic Ocean | https://commons.wikimedia.org/w/index.php?search=US_Navy_050715-N-8163B-009_The_guided_missile_destroyer_USS_Donald_Cook_&title=Special:Search&go=Go&searchToken=214w84g3krvsjtty8j5nwgtpy#/media/File:US_Navy_050715-N-8163B-009_The_guided_missile_destroyer_USS_Donald_ Cook_(DDG_75)_conducts_a_close_quarters_exercise_while_underway_in_the_Atlantic_Ocean.jpg | US Navy, Public Domain



    Wer macht sich »in die Hosen«?

    Die Erklärung für die russische Unerschrockenheit: Dem internationalen Nachrichtennetzwerk Voltaire und anderen Quellen zufolge hatte die russische Su-24 »eine unter dem Rumpf montierte Gondel, die laut der russischen Zeitschrift Rossijskaya Gaseta ein russisches elektronisches Kriegsgerät namens Jibiny transportierte«.

    Bei der Annäherung an die Donald Cook hätten der oder die russischen Kampfjets mit ihrem elektronischen Kriegsgerät »alle Radar[e], Kontrollvorrichtungen [und die] Übertragung von Informationssystemen usw. an Bord des US-Zerstörers außerstand gesetzt«, so Voltaire.net. Mit anderen Worten sei das allmächtige Aegis – System für die Verteidigung der modernsten Schiffe der NATO »einfach wie ein Fernseher mit einer Fernbedienung ausgeschaltet« worden. Die russischen Su-24 hätten dann »einen Raketenangriff auf die USS Donald Cook simuliert, die bereits buchstäblich taub und blind war«. Wie bei einer Übung wiederholte das russische Flugzeug – unbewaffnet – das gleiche Raketenangriffsmanöver zwölf Mal, »bevor es sich von dem US-Zerstörer der vierten Generation entfernte«. Ja, aber: Kann das sein? Durchaus. Denn das erwähnte Jibiny – System gibt es wirklich. Und nicht nur das: Auch das Verhalten der Donald Cook spricht dafür, dass diese vollkommen außer Gefecht gesetzt worden war. Zwar hätte sie die russischen Jets, solange diese nur Scheinangriffe flogen, sicherlich nicht gleich direkt beschießen müssen. Stattdessen hätte man eine niedrigere Eskalationsstufe gewählt und Warnschüsse abgefeuert. Aber wo blieben diese Warnschüsse? Die Antwort: nirgends. Auf Videos von dem Vorfall hört man zwar die erstaunten bis verängstigten Rufe der Cook – Besatzung, aber keine einzige Kanone sprechen.
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    Russisches Kampfflugzeug vom Typ Su-34 mit dem elektronischen Kampfsystem Jibiny an den Flügelspitzen

    Sukhoi Su-34 (09 RED) | https://en.wikipedia.org/wiki/Khibiny_(electronic_countermeasures_system)#/media/File:Sukhoi_Su-34_(09_RED).jpg | Author: Dmitriy Pichugin | Permission is granted to copy, distribute and/or modify this document under the terms of the GNU Free Documentation License, Version 1.2 only as published by the Free Software Foundation



    Auf der Flucht vor den Russen

    Genauso wie die McCain funktionierte auch die Cook nach dem Vorfall wieder und verkrümelte sich blitzartig in den rumänischen Hafen Constanta. Auch das ist keine Verschwörungstheorie, sondern selbst das US-Außenministerium räumte ein, dass die Besatzung der Cook durch den Zwischenfall »ernsthaft demoralisiert« worden sei (Huffington Post, 15.07.2016). Was für ein Eingeständnis: nur durch die Überflüge der Russen-Jets? Oder eben weil der eigene Zerstörer plötzlich wehrlos war? Niemand Geringeres als das US-Außenministerium gab jedenfalls zu, dass sich die Besatzung der Cook bei der russischen Aktion quasi eingenässt hatte. Deshalb ist es auch glaubwürdig, dass, kaum in Constanta angekommen, nicht weniger als 27 Besatzungsmitglieder die Nase von dieser Art Reisen voll hatten und Versetzungspapiere anforderten: »Während eine Crew natürlich nicht einfach ihre Position verlassen kann, verleiht dieser Umstand der Aegis – Fehlfunktion dennoch Glaubwürdigkeit« (Huffington Post, 15.07.2016). Tatsächlich kann der Scheinangriff eigentlich erst dadurch wirklich erschreckend geworden sein, dass das eigene Schiff hilflos im Wasser lag.

    Etwas anderes als seemännisches Versagen?

    Womit wir wieder bei der manövrierunfähigen McCain und den Schiffskollisionen im Jahr 2017 wären: »So viele Kollisionen in so kurzer Zeit in derselben geografischen Region (dem Pazifik-Schauplatz) haben Spekulationen ausgelöst, dass es möglicherweise um etwas anderes geht als seemännisches Versagen«, schrieb die Computersicherheits-Website The Security Ledger (21.08.2017) über die seltsamen Zwischenfälle. »Die Navy hat zu einer Untersuchung der jüngsten Zwischenfälle aufgerufen, wobei Cyberangriffe auf die Navigationseinrichtungen des Schiffes eine mögliche Richtung der Ermittlungen darstellen.« Tatsächlich herrscht im Südchinesischen Meer ja eine Art nicht erklärter Krieg. Einerseits gibt es hier jede Menge Streit zwischen Anrainerstaaten wie China, Nord- und Südkorea, Taiwan, Vietnam, den Philippinen und Malaysia um Inseln, Bodenschätze und Fischgründe. Andererseits paddeln mittendrin auch noch die USA mit ihren Kriegsschiffen herum und versuchen, mit einzelnen Staaten Bündnisse gegen China zu schließen und die freie Fahrt auf allen Weltmeeren durchzusetzen (»Freedom of Navigation«-Programm, mit Ausnahme der Hoheitsgewässer, versteht sich). Nur wenige Tage vor dem Zusammenstoß kurvte die McCain zum Beispiel direkt vor einem Atoll im Südchinesischen Meer herum, das die Chinesen zum Stützpunkt ausgebaut haben (Mischief-Riff).

    US Navy »total verplant«?

    Eine chinesische Fregatte habe zehn warnende Funksprüche an die USS McCain gesendet, zitierte der britische Guardian einen US-Offiziellen: »Sie haben angerufen und gesagt: bitte kehren Sie um, Sie befinden sich in unseren Gewässern. Wir haben ihnen gesagt, dass wir ein US-Schiff sind, das Routineoperationen in internationalen Gewässern durchführt«, berichtete das Blatt weiter (The Guardian, online, 11.08.2017). Nur neun Tage später krachte der Tanker Alnic MC in demselben Südchinesischen Meer in die offenbar manövrierunfähige John McCain. »Ich glaube da nicht an Zufall«, zitierte die australische Nachrichtenseite news.com. au den israelischen Sicherheitsexperten Itay Glick, der sieben Jahre lang in einer Cyberkriegseinheit tätig war. »Die USS McCain und die USS Fitzgerald gehören beide zur 7. Flotte, es gibt eine Beziehung zwischen diesen beiden Ereignissen …« (22.08.2017) Glick glaube, dass Länder wie Russland und China die Möglichkeit haben, derartige Angriffe auf Kriegsschiffe durchzuführen. Glick gehe entweder von einem Angriff auf die GPS-Navigation des Schiffes aus oder von einer Schad-Software-Attacke auf sein Computernetzwerk.

    Zur Kapitulation gezwungen

    Aus der Sicht von US-Gegenspielern wie Russland und China dürfte das Ergebnis dieser »Unfälle« jedenfalls sensationell gewesen sein. Erstens dürfte es den USA überhaupt schwerfallen festzustellen, ob und wer hier überhaupt angegriffen hatte und womit. Zweitens war die US-Marine aufgrund der unerklärlichen Zwischenfälle schlicht schachmatt gesetzt. Solange die Ursache für die seltsamen »Missgeschicke« nicht bekannt war, konnte sie ihre Schiffe nicht einfach weiterfahren lassen. Deshalb sah sich die mächtigste Marine der Welt zu einem eintägigen Operationsstopp gezwungen. Man könnte auch sagen: zur Kapitulation. Motto: Hier und da ein Rumms – und schon steht die ganze Navy still. Denn einfach weiterfahren ging ja in der Tat gar nicht. Man stelle sich vor, es wären noch zwei oder drei Navy-Schiffe mit irgendetwas zusammengestoßen. Dann wäre noch viel offensichtlicher geworden, dass hier etwas massiv nicht in Ordnung war. Nach den vier erwähnten Zwischenfällen wähnte man sich wohl gerade noch an der Grenze des Zufalls. Noch war es vielleicht möglich, das alles nur auf Missgeschick, Schlamperei und schlechte Ausbildung zurückzuführen.

    Ist die US Navy in Wahrheit ein Papiertiger?

    Die nächste Pleite bestand darin, dass ein einzelner Tag natürlich niemals ausreichen würde, um so etwas Komplexes wie die US Navy zu untersuchen. Allein die Überholung eines einzigen Schiffes würde schon Tage bis Wochen dauern. Alles in allem sollte aber die gesamte Ausbildung und Zertifizierung der in Japan eingesetzten Seestreitkräfte untersucht werden. Dabei sollten nicht nur die betroffenen Schiffe, sondern auch Betriebszeiten, Personal, Material, Wartung und Ausrüstung unter die Lupe genommen werden. In dieser kurzen Zeit freilich ein Ding der Unmöglichkeit. »Eine ›operative Pause‹« werde von allen in der Flotte denn auch »mit Zynismus betrachtet und als ›Standdown‹ verstanden«, hieß es auf der Website des US Naval Institute (USNI; Proceedings Magazine, August 2017, Vol. 143/8/1,374). Ein solcher Standdown sei bestenfalls ein Trostpflaster.

    Was uns hier also verheimlicht wird, ist, dass die sagenhafte US Navy möglicherweise nur ein Papiertiger ist. Zumindest hat sie derzeit einige verheerende Probleme. So dampfte auch der Flugzeugträger USS Carl Vinson, der Anfang April 2017 zur Abschreckung Kim Jong-uns Richtung Nordkorea fahren sollte, in Wirklichkeit in Richtung Indischer Ozean – »etwa 3500 Seemeilen in entgegengesetzte Richtung«, wie die russischen Sputnik News süffisant feststellten. »Derzeit befindet sich der Verband laut dem US-Verteidigungsministerium vor der Nordwestküste Australiens.« Na, dann kann man nur hoffen, dass die Carl Vinson ihren Kurs irgendwann wiedergefunden hat – oder auch nicht, je nach Interessenlage …
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    Family members at the Pentagon September 15th | https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Family_members_at_the_Pentagon_September_15th_(29311410782).jpg | Author: SSGT John Valceanu | Flickr photostream of Mike Goad | Public Domain



    Thema des Monats

    11.9. Wie die traumatische Neuprogrammierung der Menschheit funktioniert

    3.9. In Frankfurt werden 60000 Menschen wegen der Entschärfung einer Bombe aus dem Zweiten Weltkrieg evakuiert – 10.9. Volksverhetzungsverfahren gegen den AfD-Vorsitzenden Alexander Gauland wegen einer Bemerkung über die SPD-Integrationsbeauftragte Aydan Özoguz (man solle sie »in Anatolien entsorgen«) – 11.9. Wie die Menschheit durch das Trauma des 11. September 2001 auf Krieg umprogrammiert wurde – 16.9. Das Münchner Oktoberfest beginnt unter verschärften Sicherheitsmaßnahmen – 17.9. In Kassel endet die »Kunstausstellung« documenta – 24.9. Bundestagswahl: das Geheimnis des Stimmenmanagements – 24.9. Bei einem Volksentscheid in Berlin spricht sich die Mehrheit der Teilnehmer für einen Weiterbetrieb des Flughafens Berlin-Tegel aus – 24.9. Böse Schlappe bei den französischen Senatswahlen für die Partei von Präsident Emmanuel Macron. Von 348 Sitzen konnte sie nur 29 erringen


11. September: 
9/11: Am Anfang stand der Schock

    Hatten Sie schon einmal eine »passive Erstarrung«? Oder einen »Ausfall der höheren Ich-Funktionen«? Nein? Wahrscheinlich doch. Zumindest als Sie am 11. September 2001 vor dem Fernseher saßen und die Bilder der einstürzenden Türme des World Trade Centers sahen. Da erlitten nämlich viele Menschen einen Schock. Und dieser Schock war die Voraussetzung, die Menschen zu steuern und den gesamten Globus emotional zu kidnappen. Moment: einen Schock? Vor dem Fernseher? So ein Unsinn. Keineswegs: »Ich hörte die Schockmeldung bei der Arbeit in der Bibliothek und war wie alle meine Kollegen gar nicht mehr wirklich in der Lage zu arbeiten, alle saßen wie erstarrt am PC, die Kundschaft musste an dem Tag etwas Geduld mit uns haben, aber als sie hörten, was passiert war, konnten sie uns auch alle verstehen«, schrieb eine Hanni Borzel aus Arnsberg auf lokalkompass.de. Bei manchen hielt die Wirkung sogar längere Zeit an: »Die Schockstarre war tagelang bei allen zu spüren«, schrieb eine Ingrid Helmboldt aus Bochum über ihren damaligen Arbeitsplatz (a.a.O., 08.09.2016). Aber halt: Kann man durch Bilder im Fernsehen wirklich geschockt und traumatisiert werden? Antwort: selbstverständlich. Schließlich lösen Bilder ja alle möglichen Gefühle in uns aus – das ist ja gerade der Grund, warum sie bei Propagandisten und Psychokriegern so beliebt sind.

    Kanäle der Traumatisierung

    Mit Bildern kann man uns einfach alles verkaufen und alles in uns auslösen: zum Beispiel Liebe, Mitleid und auch Hass. Und ein Psychotrauma ist ja schließlich nichts weiter als eine übermächtige Emotion und eine emotionale und kognitive Überforderung des Gefühls- und Denkapparates. Die Doktorandin Anja Hartmann hat die These aufgestellt, »dass nicht nur direkte Augenzeugen, sondern auch medial Informierte sich von den Attentaten ›betroffen‹ fühlen können, sofern sie sich mit dem Anschlagsziel identifizieren«. Und das taten eine Menge Leute – nicht nur jene, die die Türme von Postkarten und aus dem Fernsehen kannten, sondern auch die Millionen von Touristen, die in den vergangenen Jahrzehnten bereits selbst oben auf dem World Trade Center gestanden hatten. »Die elektronischen Medien können also im Fall des 11. September 2001 als ›Kanäle der Traumatisierung‹ fungieren«, meinte Hartmann. Nach dem Motto »Gesehen – geschehen« wird das, was wir gesehen haben, intuitiv als »wahr« eingestuft: »9/11 löste bei vielen ein individuelles Trauma aus; man sprach jedoch auch von einer ›kollektive[n] Traumatisierung der amerikanischen Nation‹«, schrieb die Doktorandin in ihrer Dissertation über Terror und das Trauma des 11. September 2001 und »bezeichnete die Geschehnisse gar als ›Welt-Trauma‹«.

    Die symbiotische Beziehung zwischen Terror und Medien

    Es ist also eine enorme geistige und emotionale Anstrengung, sich von solchen Bildern zu distanzieren und sie zu hinterfragen. Schließlich war die Sache schon optimal getimed. Die Tageszeit der Geschehnisse (ab kurz vor 9 Uhr Ortszeit New York) sorgte dafür, dass weltweit möglichst viele Menschen quasi »Augenzeugen« werden würden. Beim ersten Flugzeugeinschlag um 8.46 Uhr hatte der Tag in den USA gerade erst begonnen, in London war es Viertel vor zwei Uhr nachmittags, in Berlin Viertel vor drei, in Moskau Viertel vor vier, in Singapur und China 20.45 Uhr und in Tokio 21.45 Uhr. Bis auf Kamtschatka und Neuseeland schlief um diese Zeit eigentlich niemand. Der erste Einschlag in den Nordturm um 8.46 Uhr Ortszeit entsprach dem Gong im Theater: Durch diesen globalen Paukenschlag versammelte sich das Publikum vor den Fernsehern. Hunderte von Kameras und Milliarden von Augen richteten sich voll konzentriert auf die World-Trade-Center-Türme. Milliarden von Menschen sahen die Ereignisse live und saugten die andauernd wiederholten Bilder des einschlagenden Flugzeuges und des brennenden Turmes in sich auf. Als etwa 20 Minuten später, um 9.03 Uhr, Flug United Airlines 175 in den Südturm raste, war der Geist der Zuschauer maximal konzentriert und offen für eine nie da gewesene mediale Traumatisierung. Jetzt erlebten sie sogar »live« mit, wie das zweite Flugzeug anflog und in den zweiten Turm raste. Dass bald nach diesem Einschlag auch noch ein Jet ins Pentagon und einer in eine Wiese bei Shanksville, Pennsylvania, gestürzt sein soll, glaubte das Auditorium sofort, obwohl man da keinen Flieger mehr zu sehen bekam, sondern nur noch Löcher im Boden beziehungsweise in einem Gebäude (Pentagon). »Ganz eindeutig sind Terrorismus und Medien in einer symbiotischen inneren Beziehung miteinander verknüpft, jeder von beiden ernährt den anderen und beutet ihn gleichzeitig für seine eigenen Zwecke aus« (Bruce Hoffman, Terrorismus – Der unerklärte Krieg, Frankfurt am Main, 2001, S. 188f., zitiert nach Hartmann). Mit anderen Worten sind die Medien die Helfer der Terroristen und umgekehrt. Und erst die Medien machen den Terror zum kollektiven Trauma.

    »Trauma« ist nicht nur ein Wort

    Und das ist nicht nur ein Wort. Obwohl der Begriff »Trauma« heutzutage umgangssprachlich für alles Mögliche benutzt wird, handelt es sich ja eigentlich um einen relativ klar definierten medizinischen Ausdruck – sowohl für physische als auch für psychische Verletzungen. Und siehe da: Das psychische Trauma besitzt Eigenschaften, die sich Politiker nur wünschen können – bei anderen, versteht sich. Laut dem Psychoanalytiker Ralf Hillebrandt handelt es sich bei einem Psychotrauma um ein

    
      	das Ich »überwältigende[s] Erlebnis von Hilflosigkeit und Angst […],


      	das mit einer passiven Erstarrung des Ichs sowie einem


      	Ausfall der höheren Ich-Funktionen einhergeht«.


    

    (Ralf Hillebrandt, Das Trauma in der Psychoanalyse, Gießen 2004, zitiert nach Hartmann).

    Trauma und Traumbürger

    Ausfall der höheren Ich-Funktionen? Überwältigung? Passive Erstarrung? Toll! Ist das aus der Sicht bestimmter Kreise nicht geradezu der Idealzustand des Bürgers? Und ob: Das Trauma ist des Machtpolitikers liebstes Kind und schafft praktisch den »Traumbürger« eines jeden Politikers. Und der Schock natürlich auch, denn dieser ist der akute Zustand des Traumas. Während Letzteres langfristig wirkt und wir es kaum jemals wieder loswerden können, klingt der akute Schock nach einer bestimmten Zeit zwar wieder ab – doch unter seiner Wirkung sind wir besonders hilflos und steuerbar. Während die Bilder des 11. September immer und immer wieder vor den Augen der TV-Zuschauer abgespult wurden, ging es ihnen ähnlich wie dem Opfer eines Autounfalls. Über Menschen, die sich in einem solchen Zustand befinden, kann man sehr schnell die Kontrolle gewinnen und sie in eine Richtung lenken, die sie vorher vielleicht nicht gutgeheißen hätten. Der Schock hatte die Menschen für die Propaganda sturmreif geschossen und war deshalb genau der richtige Zeitpunkt für die Politik, das Heft des Handelns in die Hand zu nehmen und die Welt psychologisch und politisch auf die neue Kriegsagenda einzuschwören. Der Schock war der ideale Zustand für eine Infusion von weiteren Gefühlen und Bildern: der 19 angeblich arabischen Flugzeugentführer, der weinenden Opfer und natürlich von Osama bin Laden.

    Instrumente der Programmierung

    Mit anderen Worten sind Schock und Trauma Instrumente der Programmierung. Nicht umsonst werden wir seit dem 11. September 2001 immer neuen Schockzuständen ausgesetzt: abstürzende oder verschollene Flugzeuge (MH 17, MH 370, Germanwings), brennende Hochhäuser (Grenfell Tower, London) und natürlich jede Menge Terroranschläge, Giftgasangriffe, Kriege und andere Desaster. Auch das ständige Katastrophenfernsehen mit Erdrutschen, Vulkanausbrüchen und Überschwemmungen dient der Dauertraumatisierung und inneren Erstarrung. Je größer diese Katastrophen sind, umso mehr fallen »kleinere« gesellschaftliche und politische »Problemchen« unter den Tisch wie die Migrantenwelle, der Dieselskandal, die europäischen Schuldenberge und diverse Gesetzesänderungen. Gerade der deutsche Wahlkampf 2017 wurde immer wieder von massiven Katastrophen überschattet, neben denen die Frage, ob das Merkel-Regime nun weiterregiert oder nicht, eher nebensächlich erschien. Oder noch »besser«: neben denen das Merkel-Regime erstens an Bedeutung verlor und zweitens geradezu als Hort der Stabilität erschien. Was ist schon eine »unfähige« Kanzlerin gegen einen Erdrutsch oder gegen die verheerenden Überschwemmungen im Gefolge des Hurrikans Harvey Ende August 2017 in den USA? Schließlich konnte man sich ja auch fragen, warum Deutschland über die ausführliche Berichterstattung über ein US-Ereignis wieder einmal zum 51. Bundesstaat der Vereinigten Staaten erklärt wurde – ganz einfach, weil wir diese Katastrophen hier brauchen! Nicht nur Terrorismus und Medien sind »in einer symbiotischen inneren Beziehung miteinander verknüpft«, sondern auch Katastrophen und Medien. Auch sie verbreiten schließlich jenen »terreur« (Schrecken), nach dem der Terrorismus benannt wurde. Entscheidend sind dabei nicht so sehr die Katastrophen selbst und ihre Authentizität, sondern die Bilder und die Berichterstattung über sie.

    Jede Katastrophe geschieht zwei Mal …

    Eine Katastrophe geschieht schließlich zwei Mal, und zwar als Ereignis und als Medienereignis. Neuerdings wird das Pferd manchmal sogar von hinten aufgezäumt, und es gibt nur das Medienereignis, während das Ereignis gestellt wird. Ja, man könnte sogar sagen, jede Katastrophe wird in den Medien ein zweites Mal erschaffen, wenn nicht sogar geschaffen. Alle anderen Problemchen sind für die Traumatisierten nach dem 11. September 2011, dem Amoklauf von Anders Breivik in Norwegen oder den Anschlägen vom 13. November 2015 in Paris dann nur noch Peanuts. Traumaopfer folgen den Politikern wie kleine Kinder ihren Eltern, weil sie in all dem Irrsinn vollkommen überfordert sind. Vor Wahlen ist das natürlich besonders praktisch. Und da es de facto nur noch ein globales Mediensystem gibt und praktisch ständig irgendwo Wahlen sind, werden wir mit Katastrophenberichten bombardiert. Kurzum: Große Teile der Menschheit sind unterschwellig ständig vor Entsetzen gelähmt. Die Bilder dringen in ihr Unbewusstes ein und untergraben ihr gesundes Verhalten. Damit das nicht offensichtlich wird und sie trotzdem funktionieren können, müssen sie das »Geschehene« beziehungsweise »Gesehene« abspalten oder verdrängen. Und je mehr Katastrophen ihnen gezeigt werden, umso mehr müssen sie verdrängen: »Einerseits wird die traumatische Situation immer wieder durchlebt und nimmt Raum im Bewusstsein des Betroffenen ein, andererseits kommt es zum Versuch der Verdrängung des Erlebnisses. Diese ›Dialektik von Auseinandersetzung und Abwehr‹ (Kühner 2008:40) kann das Phänomen der Dissoziation auslösen«, so Hartmann – also »das teilweise bis vollständige Auseinanderfallen von normalerweise zusammenhängenden Funktionen der Wahrnehmung, des Bewusstseins, des Gedächtnisses, der Identität und der Motorik.« Super – fast noch besser als »passive Erstarrung« und »Ausfall der höheren Ich-Funktionen«: Mit anderen Worten ist ein Mensch dann keine konsistente, zusammenhängende Persönlichkeit mehr, sondern kann tagsüber zum Beispiel irgendeinem geistig anspruchsvollen Beruf nachgehen und abends an den Weihnachtsmann glauben – oder daran, dass Osama bin Laden und seine 19 Räuber die WTC-Türme eingerissen haben, obwohl das nun einmal nur durch eine ausgeklügelte Sprengung möglich war. Am 28. August 2016 bestätigte das übrigens auch das renommierte Fachmagazin EuroPhysicsNews (siehe Stern, online, 09.09.2016).

    Unordnung und der Wunsch nach Ordnung

    Aufgrund des eingeschränkten Geisteszustandes der Traumatisierten kann sich die offizielle Erklärung des 11. September 2001 auf einem Niveau bewegen, wie wir es sonst nur aus Märchen kennen: Nachdem der Wolf die Großmutter gefressen hat, kann man sie ihm aus dem Bauch operieren, und sie lebt munter weiter. Schneewittchen liegt ein Jahr im Sarg und ist so schön als wie zuvor. Rapunzels Schopf ist so stabil, dass an ihm Prinzen hinaufklettern können. Zwar verhalten sich auch die meisten, wenn nicht alle, Elemente der offiziellen 9/11-Erzählung zueinander wie Feuer und Wasser. Aber je perfekter das Chaos im geschockten Gehirn, desto mehr sehnt es sich nach einer Erklärung – mag sie auch noch so abstrus sein. Nur im völligen Chaos und unter Schock und Trauma ist das menschliche Gehirn bereit, jede, aber auch jede Geschichte zu akzeptieren, solange sie nur Ordnung in all diesen Irrsinn bringt. Die Unordnung schafft eine regelrechte Sehnsucht nach Ordnung, und nur wenn Chaos herrscht, kann man eine »neue Ordnung« installieren.

    Das besetzte Chaos

    Für ein bisschen Ordnung ist das Gehirn gern bereit, über Details hinwegzusehen, genauso wie bei optischen Täuschungen. Gerade die innere Widersprüchlichkeit der traumatischen Ereignisse steigert die Sehnsucht nach einem Erzähler, der dem Publikum endlich jenes Opium verabreicht, das es nachts wieder ruhig schlafen lässt: einen Sinn. Denn ebenso wie das Sehzentrum des Gehirns angesichts eines chaotischen Musters mit allen Mitteln nach einem Bild sucht und dieses Bild der Realität notfalls aufzwingt (Sternbilder), sucht das Großhirn angesichts chaotischer und beängstigender Informationen mit allen Mitteln nach einer Geschichte. Denn nur eine Geschichte führt zu einer Erklärung und Beurteilung, und nur eine Beurteilung kann zu einer Handlung führen. Es kommt also darauf an, das Chaos sofort mit einer Idee zu besetzen, damit alle darin in Zukunft den gewünschten Sinn sehen und möglichst niemand auf eigene Ideen kommt. Noch besser funktioniert das unter Schock. In diesem Fall ist das Gehirn bereit, noch mehr Ratio über Bord zu werfen. Wegen des in einer Notsituation bestehenden subjektiven Zeitdrucks ist der Denkapparat darauf eingestellt, sich auf noch geringerer Datenbasis ein Bild zu machen. Schon als der Neandertaler nachts etwas durchs Unterholz brechen hörte, formten sich in seinem Kopf aufgrund dieser wenigen Geräusche Bilder und Vermutungen über das, was sich da vielleicht im Anmarsch befinden könnte.

    »Shock and Steer«

    »Shock and Awe«, diese zynische Strategie von »Schock und Ehrfurcht«, mit der die amerikanische Regierung den Irak-Krieg begann, wird in Wirklichkeit auch gegen die eigene Bevölkerung angewendet. Zum Beispiel von den Strategen des 11. September. Das Ziel war eine universale Traumatisierung, seelische Entwaffnung und Neuprogrammierung – weshalb es eigentlich auch »shock and steer« heißen müsste (schockieren und steuern). Nach einer solchen Schock- und Ehrfurchtprogrammierung ist es gar nicht so einfach, eine einmal festgelegte Interpretation zu ändern. Es bedarf großer geistiger Unabhängigkeit und vor allem Unerschrockenheit, alles Gesehene zu hinterfragen und nicht einfach als geschehen abzuspeichern. Denn die Frage ist ja, warum so viele Menschen trotz all der Ungereimtheiten und Widersprüche sich noch viele Jahre später an die (absurde) offizielle Version des 11. September 2001 klammern. Die Antwort ist ganz einfach: weil sie Angst vor einem noch größeren Trauma haben. Denn die Vorstellung eines Angriffs von außen (durch bin Laden) mag ja schlimm sein – aber die Vorstellung, dass die eigenen Eliten und die eigene Regierung die Attentate geplant haben könnten, ist unvergleichlich viel schrecklicher. Denn dann säße der Feind ja mitten unter uns, in unserem eigenen Haus, und wir hätten gar keinen Schutz mehr.

    Der Sieg des Bösen über das Gute

    Es ist kein Zufall, dass viele Zuschriften von Lesern meines Buches Operation 9/11 mit den Worten begannen, sie hätten nach der Lektüre nächtelang nicht mehr schlafen können. Das liegt daran, dass dieses Buch wie auch andere Publikationen das Opium der Scheinerklärungen wirkungslos machten, ohne dem Leser ein neues Opium zu verabreichen. Denn das neue Bild, das sie zeichneten, war alles andere als beruhigend. Und es war natürlich auch nicht vollständig. Es war keine so schöne Geschichte wie die von Osama und den 19 Räubern und kein so schönes Hollywood-Szenario wie die offizielle Geschichte des 11. September. Oder mit anderen Worten: Es war kein Mythos. Das eigentlich Beängstigende an den kritischen Büchern und Filmen zum 11. September war die Tatsache, dass sie den Mythos auf seine rohen und nackten Bestandteile reduzierten und feststellten, dass das alles nicht den behaupteten Sinn ergibt. Und dass der tatsächliche Sinn nicht im Sieg »des Guten« über »das Böse« bestand, sondern im Sieg »des Bösen« über »das Gute«. Diese alternativen Erklärungsmodelle hoben also den Beruhigungsmechanismus des offiziellen Mythos auf und verwandelten ihn in einen Beunruhigungsmechanismus. »Mythen liefern ein geschlossenes System, in dem die Welt erklärt wird und somit jede Hinterfragung überflüssig wird«, schreibt die Medienwissenschaftlerin Dr. Jiré Emine Gözen in ihrem Aufsatz über den Mythos und den 11. September 2001. In der Mythenforschung werde davon ausgegangen, »dass auch der Erfolg von fiktionalen Werken durch Nutzung von Mythen und symbolischen Bildwelten erklärbar wird«.

    Das Zeitalter der Anti-Aufklärung

    Der 11. September – ein fiktionales Werk? Aus welchem Genre? Grusel-Fiction? Terror-Fiction? Tyranno-Fiction? Letzteres wohl: »Ich glaube überhaupt, dass die Herrschenden mehr Verschwörungstheorien produzieren als die Beherrschten«, sagte einmal der Soziologe Prof. Dr. Hans Jürgen Krysmanski von der Universität Münster in einem Interview. Wie wahr. Und erst ein Mythos verhilft einem fiktionalen Werk wie dem Angriff der Islamisten auf die USA zum Erfolg. »Der Mythos lässt sich als ein vorwissenschaftlich-vorphilosophisches System der Welterklärung bezeichnen. Mythen sind Geschichten, die Ausdruck geben von unserer Suche nach Wahrheit, Sinn und Bedeutung«, so der Medienpädagoge Franz Josef Röll. Das heißt: Mythen sind ein veraltetes System der Wirklichkeitsdeutung, das unter anderem durch den 11. September 2001 wiederbelebt wurde. Noch bevor der Mensch lernte, die Welt mithilfe von Fakten und Naturgesetzen zu deuten, strickte er sich seine Wirklichkeit ohne Rücksicht auf (Realitäts-)Verluste zurecht. Und das bedeutet, dass die globale Propagierung eines Mythos die Menschheit in die finstere Vergangenheit zurückwirft. Nicht zufällig werden seitdem verstärkt Verdächtige ihrer Menschenrechte beraubt. Nicht zufällig bemühen die politischen und militärischen Führer plötzlich wieder Primitivkategorien wie Gut und Böse. Mit anderen Worten: Der 11. September 2001 läutete nicht nur ein neues wirtschaftliches, militärisches und imperiales Zeitalter ein. Vor allem läutete er ein Zeitalter der Anti-Aufklärung ein, in dem Vernunft nichts und Gefühle wie Schock, Angst, Verzweiflung alles bedeuten und Menschenrechte mit Füßen getreten werden. Denn nur in einem solchen Zeitalter kann ein totalitäres System wirklich gedeihen …


24. September: 
Bundestagswahl: gelungenes Stimmenmanagement

    Am 24. September 2017 war Bundestagswahl, und schon Wochen vorher war die amtierende Bundeskanzlerin bei ihren Wahlkampfauftritten nur noch ausgepfiffen worden: »Bundeskanzlerin Merkel hat gestern in Brandenburg an der Havel einen Wahlkampfauftritt abgehalten und traf dort auf massiven Protest. Über 40 Minuten lang hat die Protestmenge sie ausgebuht und ausgepfiffen. An vielen Stellen im Publikum war die Rede der Kanzlerin nicht zu verstehen« (RT Deutsch, 30.08.2017). Oder Rosenheim: »Die Bundeskanzlerin musste gegen ein Pfeifkonzert anreden. Etliche Störer hatten Trillerpfeifen und Tröten mitgebracht. Immer wieder waren ›Buh‹- und ›Hau ab‹-Rufe zu hören. Zeitgleich zur Veranstaltung mit Merkel fand wenige Hundert Meter entfernt eine Gegen-Demo der AfD statt.« Oder schließlich München: »Was sich auf dem Platz vor dem Münchner Rathaus abspielt, spiegelt eine auf politischen Veranstaltungen in Bayern ungekannte angestaute Wut in Teilen der Bevölkerung wider«, staunte Die Welt. »Eine Stunde lang versuchen Demonstranten die Redner niederzubrüllen. … Ältere Männer schreien mit rotem Kopf wutentbrannt gegen die ›Lügnerin‹ Merkel an.« Schrecklich: Focus Online sorgte sich, »wie die Kanzlerin Wut und Hass verkraftet«. Aber wie Deutschland Angela Merkel verkraftet, darum sorgten sich die Medien nicht.

    Seehofer alias »Drehhofer«

    So aufgebracht war die deutsche Bevölkerung jedenfalls noch nie gegen einen deutschen Regierungschef. Noch nie hat man hierzulande vor einer Bundestagswahl so empörte Proteste gegen den amtierenden Bundeskanzler gesehen wie diesmal. Das brave und obrigkeitshörige München ist da ein Gradmesser: Wenn die Leute hier auf die Barrikaden gingen, dann musste bei der Bevölkerung wirklich Feuer unter dem Dach sein. Hinter jedem pfeifenden und schimpfenden Zuschauer standen schließlich Tausende, die für einen derartigen Protest zu bequem waren, aber der Regierungschefin am Wahltag die Rechnung präsentieren wollten. Auch die Leserkommentare zu Artikeln der »Qualitätsmedien« über Merkel waren zu 90 Prozent kritisch. Das Stimmungsbild ergab: Rein gefühlsmäßig hatte Merkel bei der Bundestagwahl keine Chance mehr. Und ihr seltsamer Kompagnon Seehofer alias »Drehhofer« auch nicht: Viele Male hatte er von Merkel eine Obergrenze für »Flüchtlinge« gefordert, viele Male hatte er klein beigegeben. Viele Male war er als Tiger gesprungen und als Bettvorleger gelandet. Nach menschlichem Ermessen war der Mann politisch erledigt.

    Merkel und das Politbüro

    Aber nun, am Wahlabend des 24. September 2017, steht die Kanzlerin inmitten ihres Politbüros aus Volker Kauder, Peter Tauber, Günther Oettinger, Ursula von der Leyen und Peter Altmaier in der CDU-Zentrale in Berlin und hält eine Siegesrede unter künstlichem Jubel. Die Parteifreunde halten Merkel-Plakate hoch, klatschen, jubeln und schreien »Merkel, Merkel«, als hätte die Bundeskanzlerin gerade einen überzeugenden Sieg eingefahren. Nach dem Motto: Der Jubel ist gestellt; echt ist in Deutschland nur noch das Pfeifkonzert. In Wirklichkeit hatte Merkel das Stimmenpotenzial der einstigen Volksparteien CDU/CSU mit einem Verlust von 8,6 Prozent gründlich ruiniert und mit 32,9 Prozent das für die Union schlechteste Ergebnis seit 1949 erzielt. Man habe sich »ein wenig ein besseres Ergebnis erhofft«, untertrieb Merkel im Tonfall der Begeisterung bei ihrer »Siegesfeier« in der CDU-Parteizentrale, »aber wir dürfen auch nicht vergessen, hinter uns liegt eine außerordentlich herausfordernde Legislaturperiode«. Genau – und zwar voll katastrophaler Fehlentscheidungen der Bundeskanzlerin. »Und deshalb freue ich mich mit Ihnen, dass wir die strategischen Ziele unseres Wahlkampfes erreicht haben. Wir sind stärkste Kraft als CDU und CSU. Wir haben einen Auftrag, eine Regierung zu bilden, und gegen uns kann keine Regierung gebildet werden.«

    Unter den Blinden ist der Einäugige König

    Nun – das war ja schließlich das Einzige, worauf es dieser Katastrophenkanzlerin ankommt: dass sie rein de jure weiterregieren durfte, wie minimal der Rückhalt auch immer sein mochte. Da spielte es natürlich gar keine Rolle, dass der Kaiser nackt war – beziehungsweise die Kaiserin. In Wirklichkeit stand Merkel ohne ihren Hosenanzug da. Zugegeben – keine angenehme Vorstellung. Aber dennoch wahr: Denn in Wirklichkeit konnte Merkel überhaupt nichts, und schon gar nicht eine Regierung bilden. In Wirklichkeit war die Anmaßung, die Regierung bilden zu wollen, ein weiterer eklatanter Rechts- beziehungsweise Verfassungsbruch Angela Merkels. Denn diese Bundestagswahl war in Wahrheit ungültig; der Regierung fehlte damit die Rechtsgrundlage. Der scheidende Bundestagspräsident Norbert Lammert hatte es ja kommen sehen. Das war nämlich der Grund, warum er bereits seit Jahren auf eine Änderung des Wahlrechts gedrängt hatte. Sofort »in der ersten Sitzung des Parlaments in dieser Legislaturperiode forderte er eine Gesetzesänderung«, erinnerte sich die Website der Tagesschau am 5. November 2016. Offizielle Begründung: Der Bundestag wird zu voll.

    111 vergoldete Existenzen zu viel

    Nun ja – tritt man sich da etwa auf die Zehen? Kriegt man keine Sitze mehr rein? Isst Altmaier die ganze Kantine leer? Oder kosten die Abgeordneten zu viel Geld? Das sowieso. Denn eigentlich sollte der Bundestag laut Bundeswahlgesetz ja nur 598 Abgeordnete haben. Aufgrund von Überhang- und Ausgleichsmandaten waren es in der vergangenen Legislaturperiode aber schon 631 – also 33 vergoldete Existenzen mehr, als der Steuerzahler eigentlich bezahlen müsste. Überhangmandate entstehen dann, wenn eine Partei mit der Erststimme mehr Direktmandate erringt, als ihr nach dem Zweitstimmenergebnis eigentlich zustehen würden. Da diese Partei im Bundestag im Vergleich zu ihrem Zweitstimmenergebnis also überrepräsentiert wäre, sollen Ausgleichsmandate für die anderen Parteien dafür sorgen, dass das Zweitstimmenverhältnis wieder hergestellt wird. Ein Spielchen, das sich hochschaukeln kann: Die Bundestagswahl 2017 war insofern ein neuer Rekord. Danach zogen sogar 709 Abgeordnete in das Parlament ein, also 111 Lebemänner und – frauen mehr als vorgesehen. »Den Parteien kommt ein großes Parlament durchaus gelegen, was ihre Reformunlust erklärt. Jedes Mandat versorgt einen Abgeordneten, schafft Mitarbeiterstellen, gewährt Büros in Berlin sowie in den Wahlkreisen«, schrieb Die Welt am 25. September 2017 (online). Der Bund der Steuerzahler veranschlagte die Zusatzkosten für die nächsten vier Jahre auf 300 Millionen Euro (Frankfurter Allgemeine Zeitung, online, 26.09.2017).

    Na bitte. Leider ist das aber verfassungswidrig: 46 Überhangmandate (die ihrerseits wieder Ausgleichmandate erfordern) sind nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu viel: »In dem vom Gesetzgeber geschaffenen System der mit der Personenwahl verbundenen Verhältniswahl sind Überhangmandate (§ 6 Abs. 5 BWG) nur in einem Umfang hinnehmbar, der den Grundcharakter der Wahl als einer Verhältniswahl nicht aufhebt«, urteilte das Gericht am 25. Juli 2012. »Die Grundsätze der Gleichheit der Wahl sowie der Chancengleichheit der Parteien sind bei einem Anfall von Überhangmandaten im Umfang von mehr als etwa einer halben Fraktionsstärke verletzt.« Das heißt, dass die Zahl der Überhangmandate 15 nicht überschreiten darf (halbe Fraktionsstärke bei 598 Abgeordneten). Die Gleichheit der Wahl sowie die Chancengleichheit der Parteien sind aber nicht irgendetwas, sondern quasi die Kronjuwelen eines demokratischen Wahlsystems. Durch die 46 Überhangmandate, also das Dreifache der vom BVG festgelegten Menge, wird die Wahl verfassungswidrig. Deshalb also hat der scheidende Bundestagspräsident Lammert immer wieder auf eine weitere Reform des Wahlrechts gedrängt und nicht, weil man nicht so viele Sitze in den Bundestag bekommt. Und deshalb war diese Bundestagswahl verfassungswidrig.

    Botschaft: Rücktritt!

    Bei der Siegesfeier der Union tat man jedoch so, als wäre alles in Ordnung. Nach dem Motto: Ist der Ruf erst ruiniert, lebt sich’s völlig ungeniert. Die Phalanx von Unions-Granden hinter Angela Merkel symbolisierte: »Wir stehen alle hinter ihr.« Hauptsache, man ist »stärkste Kraft«. »Stärkste Kraft?« Das hatten wir doch schon mal. In der Politik ist, wie gesagt, eben alles relativ: Da ist der Einäugige König, der Taubstumme der Chef der Blinden und der Lahme der Boss im Krückenkabinett. »Stärkste Kraft« werden konnte die Union nur mit einem noch schlechteren SPD-Gegenkandidaten namens Martin Schulz. Nur wenn die SPD mindestens ebenso stark abbauen würde wie die Union, würde Merkel Kanzlerin bleiben können, so das Kalkül. Denn mit der SPD hat die Union nicht etwa um die meisten Stimmen gekämpft, sondern ein Wettrennen nach unten veranstaltet. Die Sozialdemokraten machten mit und erzielten am 24. September 2017 ihr schlechtestes Ergebnis bei einer Bundestagswahl überhaupt: 20,5 Prozent (minus 5,2 Prozent gegenüber 2013). Betrachtet man Gewinne und Verluste, hat die Merkel-Regierung aus Union und SPD keineswegs gewonnen, sondern wurde massiv abgestraft. Alle anderen maßgeblichen Parteien haben zugelegt (AfD: 7,9 Prozent; FDP: 5,9 Prozent; Linke: 0,6 Prozent, Grüne: 0,5 Prozent). Die Botschaft lautete also klar und deutlich: Rücktritt! Doch auf diesem Ohr sind Politiker schon lange taub. Willy Brandt und Helmut Schmidt wären noch zurückgetreten, Helmut Kohl schon nicht mehr. Bereits beim Kanzler der »geistig-moralischen Wende« ging es nicht mehr um Anstand, sondern um den nackten Machterhalt und die zu erfüllende Agenda.

    Der Wurm muss dem Angler schmecken

    Keine Ideen, keine Inhalte, keine Pläne, kein Charisma – für die SPD brachte der künstlich hochgejubelte Kandidat Martin Schulz bei der Bundestagswahl die erwartete und eingeplante Pleite. Denn mal ehrlich: Wer glaubte wirklich, dass der charismafreie und unattraktive Schulz tatsächlich die Bundestagswahlen gewinnen könnte? Der künstliche Rummel wurde nur gebraucht, um seine Aufstellung zum Kandidaten zu rechtfertigen und plausibel erscheinen zu lassen. In Wirklichkeit sollte Schulz nur den Hintergrund und die Kulisse für einen Wahlsieg von Angela Merkel abgeben. Das war seine einzige Funktion. Nur vor dem inhaltsleeren, uncharismatischen und unattraktiven Schulz konnte »Flüchtlingsmama« Merkel noch glänzen. »Der Wurm muss dem Fisch schmecken« – dieser Satz der Pornohändlerin Beate Uhse hieß bei der SPD: »Der Wurm muss dem Angler schmecken, nämlich uns – die Fische, das heißt: Wähler, können ja was anderes essen.« Kaum waren die Schulz-Kandidatur in trockenen Tüchern und der falsche Jubel abgeklungen, fiel der SPD-»Hoffnungsträger« auch schon dahin, wo er hingehörte, nämlich ins Bodenlose. Schon anlässlich der Landtagswahlen im Saarland am 26. März 2017 war der sagenhafte »Schulz-Effekt verpufft«, schrieb Die Welt (online, 26.03.2017). Während die CDU noch um 5,5 Prozent zulegen konnte, verzeichnete die SPD dort ein Minus von einem Prozent. Dabei verpuffte der Schulz-Effekt keineswegs, sondern pumpte die CDU bei den Saarwahlen um 5,5 Prozent auf und ließ der SPD ein Prozent Luft aus den Reifen. Noch dicker kam es für die »Sozialdemokraten« am 7. Mai 2017 in Schleswig-Holstein. Hier verloren die »Sozen« 3,1 Prozent, die CDU gewann 1,2 Prozent hinzu. Alles lief nach Plan.

    Politikzoff fürs Publikum

    Das Ganze kann man sich auch vorstellen wie ein System aus mehreren Wasserbecken: Während die Massen zwischen den beiden großen »Volksparteien« hin- und herschwappen, gibt es daneben noch kleine Auffangbecken, in die Unzufriedene »überlaufen« können, zum Beispiel die Grünen, die Linken oder neuerdings auch wieder die FDP. Natürlich sollen die Wähler auch nicht einfach »danebenlaufen« und »im Boden versickern« (Nichtwähler) oder gar in den falschen Auffangbecken landen, die irgendjemand aufgemacht hat, zum Beispiel die AfD (Protestwähler). Und genau deshalb wurde auch die bereits ausrangierte FDP wieder reanimiert – nämlich um jene Wähler aufzufangen und wieder dem System zuzuführen, die Protest wählen wollten, ohne gleich als »rechts« zu gelten. Die Aufgabe des FDP-Vorsitzenden Christian Lindner war es daher, möglichst aggressiv Opposition zu spielen, um neben der AfD ebenfalls als Protestpartei wahrgenommen zu werden – und zwar als »politisch korrekte Protestpartei«. Eine wirkliche Opposition ist die FDP natürlich nicht: Hunde, die bellen, beißen bekanntlich nicht. Das bei mindestens 20 Prozent liegende Wählerpotenzial der AfD, das nur zu einem Teil aus »Überzeugungswählern« und zu einem anderen Teil aus Protestwählern bestand, wurde auf diese Weise gespalten und die Protestwähler über die FDP wieder dem System zugeführt – und natürlich der zunächst geplanten »Jamaika-Koalition« aus Union, Grünen und FDP.

    Weder Charisma noch Sex-Appeal

    Denn die Große Koalition im Bund war selbstverständlich schon lange abgeschrieben, spätestens seit der »Flüchtlingskrise« vom September 2015. Sie war nun wirklich nicht mehr verkäuflich und musste allzu sehr an DDR-Verhältnisse erinnern, wo ebenfalls immer dieselben Einheitsparteien regierten. Die SPD und ihr Scheinkandidat Schulz wurden gebraucht, um politische Konkurrenz zu simulieren und trotzdem immer dieselben Kräfte an der Macht zu halten – vor allen Dingen Angela Merkel. Der SPD-Kandidat Schulz musste beim Wähler zu einer noch größeren Abstoßungsreaktion führen als die Kanzlerin. »Finden Sie mal jemanden, der noch unattraktiver ist als Merkel«, hatte das Motto dieser Kandidatenwahl gelautet. Schulz hatte, wie gesagt, lediglich die Funktion, der Union und Merkel Wähler zuzutreiben beziehungsweise deren Verluste zu begrenzen. »Im Übrigen glaube ich sogar, dass auch die SPD keine Lust hat, die [Bundestags-] Wahl zu gewinnen«, schrieb mir ein Leser. »Denn ansonsten würde sie nicht so einen Typen wie den Schulz aufstellen. Man kann sich einfach nicht einreden, dass der toll ist, so dumm ist nicht mal ein Sozi … Mir kommt das langsam vor wie ein Wahlkampf, bei dem es darum geht, dass der andere [also Merkel] das Steuer in die Hand bekommt.« Und es funktionierte. Das nächste Desaster geschah bei den Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen am 14. Mai 2017. Schulz stellte die Weichen, und schon fuhr der Zug der SPD nach Nirgendwo. Während die »Sozialdemokraten« in NRW saftige 7,9 Prozent verloren, gewann die CDU 6,7 Prozent hinzu. Und das war schließlich nicht irgendetwas, denn die Landtagswahlen im bevölkerungsreichsten Bundesland (knapp 18 Millionen) gelten auch als »kleine Bundestagswahl«.

    Ein Überflieger als Bruchpilot

    Die rot-grüne Herrschaft in NRW war damit perdu. Eine klare Wählerantwort auf das unverkäufliche politische Produkt und auf den inhaltsleeren Schulz-Hype? Allerdings. Sogar der Kandidat selbst sah das so: »Er hätte früher mit ›konkreten Inhalten‹ kommen müssen«, sagte SPD-Chef Martin Schulz der Zeit« (Die Presse, online, 17.05.2017). Quatsch – denn alles verlief schließlich nach Plan: Die SPD verlor haufenweise Wähler in Richtung Union und anderer Parteien. Auch der Wiederaufbau der FDP klappte bestens. Plötzlich kamen die totgeglaubten »Freien Demokraten« in NRW mit 12,6 Prozent wieder auf einstige »Westerwelle-Werte« und gruben so der AfD das Wasser ab. Für die blieb nur noch ein kümmerliches Restpotenzial von 7,4 Prozent, also die ganz harten »Überzeugungswähler«. Die politisch korrekten Protestwähler waren ihr von der FDP geklaut worden. Und das galt auch für die Bundestagswahl vom 24. September. Hier brachte es die AfD nur auf 12,6 Prozent, obwohl ihr Wählerpotenzial weitaus größer gewesen sein dürfte. Den Rest konnte man wohl bei der FDP suchen, die gegenüber 2013 gleich um 5,9 Prozent zugelegt hatte und 10,7 Prozent erhielt. Während die AfD von allen anderen Parteien verteufelt und boykottiert wurde, war sie jedoch die einzige maßgebliche politische Gruppierung, die tatsächlich etwas an der ungebremsten Zuwanderung ändern wollte. Im Wahlprogramm der CDU war die »Umvolkung« dagegen fest verankert:

    »Wir wollen, dass die Zahl der Flüchtlinge, die zu uns kommen, dauerhaft niedrig bleibt. Das macht es möglich, dass wir unseren humanitären Verpflichtungen durch Resettlement und Relocation nachkommen« (S. 63).

    In diesem Zusammenhang stellen sich einige interessante Fragen:

    
      	»Niedrig« im Vergleich wozu? Zu den seit 2015 hier aufgenommenen »Flüchtlingen«? Oder im Vergleich zu den 60 bis 100 Millionen Flüchtlingen weltweit?


      	»Dauerhaft« im Vergleich wozu?


      	Warum werden im Bundestagswahlprogramm einer deutschen Partei die englischen Ausdrücke »Resettlement« und »Relocation« benutzt?


    

    »›Resettlement‹ ist der englische Begriff für ›Umsiedlung‹. Und ›Relocation‹ bezeichnet in der Asylpolitik laut Wikipedia ›eine Umsiedlung von schutzbedürftigen Personen innerhalb der EU‹«, hieß es auf der Website Politically Incorrect. Die Formulierung im Wahlprogramm bekomme »eine geradezu ungeheuerliche Bedeutung«. Man könne sie nämlich so verstehen, dass die CDU »dauerhaft niedrige« Flüchtlingszahlen will, »damit die Umsiedlung von Ausländern auf deutschen Boden, insbesondere von Orientalen und Afrikanern, sowie die Verlagerung von Krisen- und Armutsflüchtlingen aus anderen EU-Staaten nach Deutschland nicht allzu sehr auffällt«. Denn wie es dort ja heißt, machen ja erst »dauerhaft niedrige« Flüchtlingszahlen die Um- und Ansiedlung möglich (weil dann nämlich nicht so starke Proteste zu erwarten sind). Mit anderen Worten will man die Migranten in kleineren Dosen zuführen, damit das Volk nicht zu sehr aufbegehrt.

    Blinder Internationalismus

    Dass von Martin Schulz auch keine Verbesserung der Politik zu erwarten sein würde, insbesondere nicht der Flüchtlingspolitik, war dem Wahlvolk immerhin klar. Wie hatte er doch in einer Rede am 9. Juni 2016 gesagt: »Was die Flüchtlinge mit zu uns bringen, ist wertvoller als Gold. Es ist die Überzeugung, ja der unbeirrbare Glaube an den Traum von Europa.« Nur wird von diesem Europa per definitionem hinterher nicht mehr viel übrig sein, denn die Migranten sind ja nun einmal keine Europäer. Logisch, nicht? Mit diesem Kanzler würden Deutschland und die Deutschen also mindestens so schnell abgeschafft werden wie mit Angela Merkel. Ja aber, hatte Martin Schulz im Januar 2017 gewarnt, Nationalismus ist ja auch keine Alternative: »Wohin blinder Nationalismus führt, haben wir in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts« doch erlebt. Das kann schon sein – aber was ist mit blindem Internationalismus? Wohin wird dieser führen? Mit dem Wort von der »Jamaika-Koalition« haben wir es ja schon erlebt. Der Name ist ja selbst schon Beispiel für blinden Internationalismus. Denn wer hat es schon einmal gewagt, seine künftige Regierungskoalition nach einem vollkommen fremden Staat zu benennen und so die Identität der eigenen Regierung zu untergraben? Das führte umgehend zu doppeldeutigen Schlagzeilen wie

    
      	»Die deutsche Verklärung von ›Jamaica‹«,


      	»Alle wollen Jamaika« (Neue Zürcher Zeitung, 14.10.2017),


      	»Kommt jetzt Jamaika?« (Die Zeit, online, 24.09.2017),


      	»Karibik-Stimmung an der Spree« (Kurier, online, 20.09.2017),


      	»Jamaika ist eine (westdeutsche) Insel« (Spiegel Online, 25.09.2017) oder


      	»Deutschland nimmt Kurs auf Jamaika« (RP Online, 25.09.2017).


    

    Die Liste ließe sich beliebig verlängern. Die Botschafterin Jamaikas in Deutschland freute sich, »dass ihr Land gerade in aller Munde ist«, hieß es in der Hannoverschen Allgemeinen: »›Das ist eine tolle Markenwerbung für uns‹, sagte Margaret Jobson der Stuttgarter Zeitung« (Hannoversche Allgemeine Zeitung, online, 26.09.2017). Allerdings ist der Deutsche Bundestag nicht für Markenwerbung da. Wenn, dann sollte eine deutsche Regierung nach einem deutschen Symbol benannt werden und nicht nach irgendeiner möglichst weit entfernten Karibikinsel. So etwas ist wohl nur im Deutschland der Angela Merkel möglich. Am Ende landete man jedoch wieder – siehe da – bei einer Großen Koalition. Die edle Absage der SPD an eine Regierungsbildung und der aufrechte Gang in die Opposition waren womöglich nur Theater gewesen. In Wirklichkeit war der Umweg über wochenlange, quälende schwarz-gelb-grüne Verhandlungen nur ein Manöver, um die SPD vom Ja-Sager-Verein in einen Retter zu verwandeln. Der plötzlich angepeilte Eintritt der SPD in eine neue Große Koalition verwandelte sich nach den gescheiterten schwarz-gelb-grünen Verhandlungen in einen edlen Akt der Verantwortung und der Staatsräson. Toll, nicht?
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    President Donald J. Trump and First Lady Melania Trump visit with patient Tiffany Huizar, Wednesday, October 4, 2017, at the University Medical Center of Southern Nevada, who was injured in the mass shooting, Sunday, October 1, 2017, in Las Vegas, Nevada (Official White House Photo by Shealah Craighead) | https://commons.wikimedia.org/w/index.php?search=las+vegas+shooting+trump&title=Special:Search&go=Go&searchToken=9nawk5zo0seswmbxk9fxursk#/media/File:President_Trump_meets_Las_Vegas_shooting_victim_Tiffany_Huizar.jpg | Author: Shealah Craighead | Public Domain



    Thema des Monats

    1.10. Massaker in Las Vegas: Gut gelaunt im Krankenbett

    1.10. Massaker in einem Vorort von Las Vegas mit 59 Toten und über 500 Verletzten – 1.10. Referendum über die Unabhängigkeit der spanischen Region Katalonien – 1.10. Soziale Netzwerke mit mehr als zwei Millionen Nutzern müssen ab jetzt innerhalb sehr kurzer Fristen rechtswidrige Inhalte löschen (Netzwerkdurchsetzungsgesetz) – 1.10. In Deutschland tritt das Gesetz über die gleichgeschlechtliche Ehe in Kraft – 12.10. Die USA und Israel erklären, die Erziehungs- und Kulturorganisation der UN (UNESCO) verlassen zu wollen – 15.10. Nach der Landtagswahl in Niedersachsen endet nach hohen Stimmenverlusten der Grünen die rot-grüne Koalition – 15.10. In Österreich gewinnt der 31-jährige Sebastian Kurz (Liste Sebastian Kurz/ÖVP) die Nationalratswahl und erhält am nächsten Tag den Auftrag zur Regierungsbildung – 16.10. In Malta wird die Journalistin Daphne Caruana Galizia durch eine Autobombe getötet – 18.10. Stanislaw Tillich (CDU) erklärt seinen Rücktritt als Ministerpräsident von Sachsen – 19.10. Dieselkrise: Was ist mit dem »Wasserauto«? – 24.10. Mit dem 19. Deutschen Bundestag konstituiert sich das bisher größte Parlament in der Geschichte der Bundesrepublik (709 Abgeordnete) – 27.10. Das katalanische Parlament stimmt für die Unabhängigkeit der Region von Spanien – 27.10. Die Air Berlin beendet den Flugbetrieb – 30.10. Anklage gegen den katalanischen Regionalpräsidenten Carles Puigdemont; Flucht nach Brüssel


1. Oktober: 
Massaker in Las Vegas

    »Numbing News«, betäubende Nachrichten – woher kennen wir das bloß? Richtig, das hatten wir ja gerade in dem Abschnitt über den 11. September 2001 und die Schockwirkung, die dieser Tag und seine Ereignisse weltweit ausgelöst hatten! Und nun schrieb schon wieder jemand über »betäubende Nachrichten«, nämlich das Las Vegas Review Journal (online, 01.10.2017). Betäubt wurden wir diesmal durch einen Einzeltäter, der bei einem Country-Festival in Las Vegas angeblich 59 Menschen erschoss und über 500 verletzte! Ungeheuerlich. Da starrt man wirklich erst einmal wie benommen auf den Fernseher. Schon sind wir wieder die idealen Bürger und Untertanen:

    
      	»überwältigende[s] Erlebnis von Hilflosigkeit und Angst«


      	»passive Erstarrung«


      	»Ausfall der höheren Ich-Funktionen«


    

    Da geht’s lang, kommt die Botschaft aus dem TV-Kasten: Waffengesetze ändern! Waffengesetze ändern! Waffengesetze ändern! Und in solchen Momenten sollte man aufwachen. Nicht »da geht’s lang« sollte es heißen, sondern »so läuft der Hase«. Es wird Politik gemacht.

    Wenn das Paradies zur Hölle wird

    Doch der Reihe nach: Paradise ist ein Vorort von Las Vegas. Kurz nach 22 Uhr lauschen hier auf einem riesigen Parkplatz gegenüber dem Mandalay Bay Resort Hotel mehrere Zehntausend Besucher dem Country-Musikfestival Route 91 Harvest, benannt nach der ehemaligen Route 91, dem heutigen Las Vegas Boulevard. Country-Star Jason Aldean hat gerade den letzten Song angestimmt, als mitten in seine Musik Schüsse knattern. Aldean schlägt noch ein paar Akkorde an, dann rennt er von der Bühne. Nur neun Minuten später sind fast 600 Menschen verletzt, 59 davon tödlich – das schlimmste Massaker in der amerikanischen Geschichte durch einen Einzeltäter, wie das Las Vegas Review Journal feststellte (ebenda).

    Jede Menge Fragen

    75 Minuten nach dem Beginn des Gewehrfeuers seien Polizeikräfte in die Suite 315 im 32. Stock des Mandalay Bay Resort Hotels eingedrungen und hätten dort einen toten Mann gefunden: den 64-jährigen Privatier und Glücksspieler Stephen Paddock. Gegen 22.08 Uhr soll er mit einem Hammer die Fenster seines Hotelzimmers im 32. Stock des Mandalay Bay Hotels zerschlagen und die Menschenmenge unter Beschuss genommen haben. Danach habe er sich das Leben genommen. So weit die offizielle Version. Kommen wir nun zu den Fragen:

    
      	Weshalb lag Paddock in einem Waffenarsenal, das einem ganzen Erschießungskommando zur Ehre gereicht hätte, nämlich inmitten von 23 Gewehren, mehrere davon mit Zielfernrohren und zwei davon auf Stative geschraubt? »In zehn Koffern schaffte er im Laufe der Tage mehr als 30 Pistolen und Gewehre in die Suite im 32. Stockwerk, die aus mehreren Zimmern besteht« (Tagesspiegel).


      	Wie hatte der 64-Jährige dieses Waffenarsenal samt Munition am Sicherheitspersonal des Hotels vorbei auf sein Zimmer geschleppt?


      	Warum bekam man von diesen Waffentransporten keine Überwachungsvideos zu sehen?


      	Weshalb wurde nirgends ein Abschiedsbrief gefunden, und warum hatte Paddock auch sonst nichts geäußert, was auf seine fatalen Absichten hätte schließen lassen? Kein Facebook-Eintrag, kein Video, gar nichts?


      	Aus welchem Grund gaben Nachbarn, Verwandte und Bekannte an, dass der Mann ein ruhiges und luxuriöses Leben als Profispieler geführt hatte?


      	Warum gab es nicht den kleinsten Hinweis auf frühere Gewalttaten?


      	Weshalb existierte nicht der geringste Anhaltspunkt für eine Radikalisierung in irgendeiner Richtung?


      	Warum sollte ein gut situierter Weißer auf hauptsächlich weiße Zivilisten feuern? Das passt weder zu einem IS-Anschlag noch zu irgendwelchen Rassenkonflikten.


      	Weshalb sollte jemand, der selbst gerne Konzerte besuchte, auf Konzertbesucher schießen?


      	Warum sollte ein offensichtlicher »Waffennarr« ausgerechnet die Country-Szene unter Beschuss nehmen, die als Zentrum amerikanischer Waffenverehrung gilt?


      	Wieso brauchten die Polizeikräfte 75 Minuten, um den Mann »zu neutralisieren« (oder neutralisiert vorzufinden)?


      	Warum hörte Paddock schon nach neun Minuten auf zu schießen, während die Polizei 75 Minuten brauchte, um ihn in seinem Hotelzimmer zu »stellen«?


      	Weshalb hat man das Hotelzimmer nicht einfach unter Feuer genommen?


      	Und schließlich: Aus welchem Grund fand man nicht das kleinste Motiv für diese Tat?


    

    Eine Tat ohne Motiv ist nämlich schlicht nicht denkbar. Und wenn das Motiv bei dem Verdächtigen nicht zu finden ist, dann muss es irgendwo anders zu suchen sein.

    Beweise nicht nötig

    Den Ermittlungsbehörden kam entgegen, dass Paddock bei ihrem Eintreffen angeblich mausetot war – natürlich »durch die eigene Hand gerichtet«. Beweise für den Tathergang oder für seine Schuld waren daher gar nicht nötig. Denn einem Toten kann man bekanntlich anlasten, was man will, ohne juristischen Widerstand befürchten zu müssen. Kein Verteidiger und kein Gericht können die Exekutive daran hindern, eine solche Tat an irgendeinem x-beliebigen Menschen »aufzuhängen« – im Extremfall an jemandem, den man einfach in ein Hotelzimmer voller Waffen geschubst und erschossen hat. Oder sogar an einem Darsteller. Stephen Craig Paddock »war ein amerikanischer Massenmörder«, kann man heute bei Wikipedia lesen. Ob er das auch wusste? Paddocks Freunde und Hinterbliebene können sich jedenfalls nur wundern: »Der in Florida lebende Bruder des Todesschützen, Eric Paddock, sagt in Medieninterviews, sein Bruder sei unpolitisch und auch nicht religiös gewesen«, hieß es im Tagesspiegel. Und: »Auch könne er es sich nicht erklären, wie er an die Waffen gekommen sei« (03.10.2017). »Er hat kürzlich noch mit unserer Mutter telefoniert und gefragt, wie es ihr geht«, wurde Eric Paddock in den Medien zitiert: »Er hat ihr einen Rollator geschickt, weil sie schlecht laufen kann« (Bild.de, Video, ohne Datum). Kurz: Paddocks Bruder (der ihm übrigens zum Verwechseln ähnlich sieht) »bringt den Mann nicht mit dem Massenmörder von Las Vegas zusammen. All das ergebe keinen Sinn, sagte Eric der Washington Post«, so der Tagesspiegel.

    Weder Alkohol noch Drogen

    Seelische Krankheit? Fehlanzeige: »Wenn Stephen Paddock seelisch krank war, dann hat er es vor seiner Umgebung geschickt versteckt. Für seinen Bruder und die meisten anderen Leute, die ihn kannten, war er ein erfolgreicher Ex-Geschäftsmann und wohlhabender Pensionär, der sich mit einigem Erfolg dem Glücksspiel und dem Video-Poker widmete. Geldnot hatte er offenbar nicht, sein Vermögen wird laut Medienberichten auf mehr als zwei Millionen Dollar geschätzt. Die Summe soll er insbesondere mit Immobiliengeschäften verdient haben.«

    Alkohol- und Drogenprobleme? Dito: »Über mögliche Alkohol- oder Drogenprobleme oder Spielsucht ist nichts bekannt. Paddock suchte sich im Kasino seine Spiele immer genau aus, sagte Eric Paddock« (Tagesspiegel, ebenda).

    »Ich kannte Stephen Paddock als einen freundlichen, fürsorglichen und ruhigen Mann«, sagte Marilou Danley, die als Paddocks Freundin vorgestellt wurde, nach dem Massaker in einem Statement: »Ich habe ihn niemals etwas sagen hören oder tun sehen, was mir als Warnung hätte erscheinen können, dass etwas derartig Schreckliches passieren könnte. … Es fiel mir nie etwas auf, das in irgendeiner Weise hätte dafür sprechen können, dass er gegen irgendjemanden einen Gewaltakt plante« (The Independent, online, 04.10.2017).

    Ein etwas zu pausbäckiges Lachen

    Egal! Solche Erklärungen können die posthume Hexenjagd nicht beenden, sondern machen das Geschehen nur noch unheimlicher und mysteriöser. Haben Sie das gehört: Niemand wusste etwas! Nicht einmal seine Freundin! Ist das nicht schrecklich? Ob das alles überhaupt wahr ist, fragte indes niemand. Das heißt, mit mindestens einer Ausnahme: dem Wirtschaftsexperten und ehemaligen stellvertretenden Finanzminister der Regierung Reagan, Paul Craig Roberts. Roberts hat sich inzwischen einen Namen als Publizist gemacht, dessen Artikel weltweit veröffentlicht werden. Auf seiner Website publizierte Roberts den Brief eines pensionierten Militärchirurgen, der sich daran störte, dass die angeblichen Verletzten von Las Vegas für seinen Geschmack etwas zu viel lachten. Mehrere Videos und TV-Beiträge zeigten die Verwundeten, wie sie in den Krankenhäusern von Freunden, Verwandten und Politikern besucht wurden, darunter auch von Präsident Trump – wobei sie durchweg ein etwas zu pausbäckiges Lachen im Gesicht hatten. Diagnose: Augen klar, Gesichtsfarbe rosig, Gesichtsausdruck entspannt bis lächelnd.

    Ausmaß der Lügen unvorstellbar?

    »Ich bin pensionierter leitender Chirurg und diente in jüngeren Jahren in einer ganzen Reihe von Militärkrankenhäusern in Asien und im Mittleren Osten. Als patriotischer Amerikaner muss ich sagen, ich war über den Anschlag in Las Vegas, wie die meisten Menschen hier, zunächst total schockiert, und ich hasse es zugeben zu müssen, dass ich naiv den Medien geglaubt habe. Nachdem ich jedoch verstörende E-Mails erhalten habe, mit Bezügen zu anderen Zweiflern, begann ich mir die Medienberichte mit mehr Misstrauen anzuschauen, und aus medizinischer Sicht war vordergründig das praktisch vollständige Fehlen von Blut am Ort des Geschehens, an dem angeblich rund 550 Opfer beschossen wurden, ein sofortiger Augenöffner. Ich kann Ihnen versichern, es gibt nur wenige Menschen mit einer derart umfangreichen Erfahrung in der Behandlung von Schusswunden, wie ich sie besitze. Wenn man Schusswunden von Hochleistungswaffen, wie sie bei dem Anschlag benutzt worden sein sollen, nicht tatsächlich aus klinischer Perspektive gesehen hat, dann ist das Ausmaß, in dem die Leitmedien glattweg lügen, nur schwer vorstellbar.«

    Entspannt und behaglich

    Die heute gebräuchlichen M855-Ladungen führten häufig über den eigentlichen Schusskanal hinaus zu massiven Verletzungen und »Zerfetzungen«, so der Arzt. Da die Geschosse nach dem Auftreffen häufig taumeln oder trudeln würden, würden sie weit größere Bereiche zerreißen, als nach dem Kaliber eigentlich zu erwarten wäre. Mit anderen Worten wäre bereits ein Bein- oder Armtreffer ein schwerer, lebensbedrohlicher Schlag für das Opfer: »Von einer Hochleistungswaffe mit einem Hochgeschwindigkeitsprojektil getroffen zu werden ist eine sehr traumatische Erfahrung, und tatsächlich versterben regelmäßig mehr Patienten aufgrund des Traumas als an der Verwundung selbst. Trotzdem ist keiner dieser in ihren Betten interviewten Patienten von irgendwelchen Intensivdiagnosegeräten umgeben«, wunderte sich der Mediziner. »Sie sehen komplett normal aus, entspannt und behaglich.« Vor diesem Hintergrund sei es auch merkwürdig, dass kein einziger der angeblich 527 Verletzten an den Folgen gestorben sein soll. Die Zahl der Todesopfer wurde nach dem Attentat nicht angepasst. »Mit diesem Wissen im Hinterkopf habe ich mir die meisten der Berichte der Leitmedien über die Opfer auf YouTube angeschaut, und ich kann Ihnen versichern, dass sie allesamt Schauspieler sind und nicht ein einziger dieser Leute ein wirklicher Patient ist. So fühlen sich Patienten nicht ein oder zwei Tage, nachdem sie mit einer Hochleistungswaffe beschossen wurden, so viel kann ich Ihnen versichern, und wenn es nur ein Bein betrifft, so ist es dennoch ernst.« Besonders staunte der Chirurg über einen Patienten mit einem angeblichen Beindurchschuss, der in einem Video gleichwohl aufstand, um Präsident Trump zu begrüßen: »Ich versichere Ihnen, wenn dieser [Patient] ernsthaft einen Durchschuss mit einem Hochgeschwindigkeitsprojektil im Bein erlitten hat, wie es heißt, dann würde er so kurz nach dem Ereignis nicht in der Lage sein, aufzustehen, und er hätte auch nicht das Bedürfnis danach. Dies ist eine Schande, und es ist unmöglich zu akzeptieren, dass Präsident Trump nicht weiß, dass dies alles inszeniert ist« (siehe Institute for Political Economy, IPE, 09.10.2017).

    Ein »ganz normaler Massenmörder«?

    Tja, das wäre in der Tat merkwürdig. Wunderte sich Trump zum Beispiel nicht über die 18-jährige Tiffany H., die ihn gut gelaunt aus dem Krankenbett anstrahlte? Nur vier Tage zuvor soll sie mit der erwähnten Hochgeschwindigkeitsmunition einen Bauchschuss und einen Ellenbogentreffer erhalten haben. Bauchschüsse gelten als besonders qualvoll und bedürfen häufig einer umfangreichen Operation. Wobei sich noch die Frage stellt, warum bei dem Bauchtreffer mit einer Hochleistungswaffe nicht auch noch die Wirbelsäule in Mitleidenschaft gezogen wurde. Bei einem Fernsehinterview im Krankenbett leierte die 18-Jährige das Geschehen herunter, als ginge sie das alles nichts an und als hätte sie alles auswendig gelernt. Interessant waren auch die Schilderungen einer gewissen Tara Spangler, einer (offenbar echten) Angestellten eines nahegelegenen Kasinos (Hooter’s Casino). Die Szenerie, die sie schilderte, schien atmosphärisch überhaupt nicht zu einem Massaker zu passen, bei dem es um Leben und Tod ging: »Sie schrieb auf ihrer Facebook-Seite, dass sie in Ordnung sei, aber dass Schusswaffenopfer in ihr Kasino strömten. ›Man sah überall Handtücher voller Blut und Leute, die mit Blutflecken auf ihren Hemden und sogar auf ihren Gesichtern vorbeiliefen. Ich weiß noch, wie ich ein blutüberströmtes Mädchen sah und fragte: Hallo, bist du ok? Und sie sagte: Ja, das ist nicht mein Blut‹« (KITV4 News, online, 02.10.2017). Erstaunlich, nicht?

    
      	Die Zeugin erzählt nur von Blutflecken, aber nichts von Wunden, zertrümmerten Gliedmaßen oder Schreien der angeblichen Opfer.


      	Auch wenn das erwähnte Mädchen vom Blut fremder Opfer überströmt gewesen sein sollte, hätte man doch einen gewissen Schock erwartet. Auf die Frage, ob sie okay sei, antwortete sie stattdessen nur: »Ja, es ist nicht mein Blut.« Ach so – ja dann! Das macht natürlich gar nichts!


    

    Genauso merkwürdig war die Unbekümmertheit, mit der viele Opfer offen im Fernsehen gezeigt wurden und mit der der verstorbene Verdächtige des Massenmordes beschuldigt wurde. In Wirklichkeit wurde über forensische Beweise gegen Paddock nämlich nichts bekannt. Neben dem fehlenden Motiv und fehlenden Abschiedsbriefen oder sonstigen Drohungen und Erklärungen erfuhr man auch nichts über Fingerabdrücke auf den gefundenen Waffen oder Schmauchspuren an Paddocks Händen. Die Google-Suche nach Paddock und den Stichworten »Schmauchspuren« und »Fingerabdrücke« ergab keine relevanten Treffer, weder auf Deutsch noch auf Englisch. Nach fast 1000 Schüssen aus einem Hotelzimmer hätte der Mann jedoch regelrecht im Pulverdampf ersticken müssen. Hatte er überhaupt Pulverdampf in der Lunge? Weder Medien noch Polizei oder Politik verschwendeten auch nur einen Gedanken oder eine Zeile an die wichtigsten Beweise in diesem angeblichen Schusswaffenmordfall. Nicht einmal gefragt wurde danach. Umso erstaunlicher ist, dass die Medien den unter ungeklärten Umständen angeblich verstorbenen Stephen Paddock umgehend zum »ganz normalen Massenmörder« erklärten (so der Tagesspiegel). Für die Frankfurter Allgemeine Zeitung war Paddock ein »pensionierter Buchhalter, Zocker, Massenmörder« (02.10.2017), für Bild und Stern ganz einfach der »Las-Vegas-Killer«. Denn schließlich geht es bei jedem Medienereignis, erst recht bei einem globalen, um die »Rechte« aller genannten und gezeigten Personen, selbst um die Rechte der Toten:

    
      	Wie kann man einen Verstorbenen zum Beispiel einfach mit Bild und vollem Namen zeigen und ohne Beweise als »Massenmörder« bezeichnen? Hierzulande gibt es dagegen Paragraf 189: Wer das Andenken eines Toten verunglimpft, wird demnach mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Aber auch die Vereinigten Staaten kennen einen Ehrenschutz für Verstorbene: »Einige Staaten gestatten unter bestimmten Umständen Klagen wegen Verleumdung oder Verleumdung im Namen des Nachlasses einer verstorbenen Person. Die Definition von Verleumdung in Texas enthält schriftliche Äußerungen, die ›dazu geeignet sind, das Gedächtnis der Toten zu beschädigen‹. In Rhode Island besteht ein Handlungsrecht, wenn der Verstorbene innerhalb von drei (3) Monaten nach seinem Todesdatum in einem Nachruf in einer Zeitung oder in einem Rundfunk- oder Fernsehsender verleumdet oder beleidigt wurde. Viele Staaten, darunter auch Kalifornien, erlauben Klagen aufgrund von Personenschäden (Beleidigung und Verleumdung gelten als Personenschäden), die von einem lebenden Kläger eingereicht werden«, zum Beispiel von einem Hinterbliebenen. Und da die Berichterstattung natürlich auch in Texas, Rhode Island und Kalifornien zu sehen ist, könnten also von hier aus Klagen gegen die Medien, Polizisten und Politiker auf den Weg gebracht werden, insbesondere, wenn die Behörden nicht einmal handfeste Beweise gegen den posthum Beschuldigten präsentieren. Aber regelmäßig geschieht nichts. Merkwürdigerweise kümmert sich kein Angehöriger um die Ehre des Verstorbenen, aber auch um den Ruf des Familiennamens und möglicherweise auch Familienunternehmens.


      	Wie kann man Tote und Verletzte einfach mit Namen nennen und Letztere sogar abbilden? Auch das ist eine gute Frage. Antwort: Im Normalfall stimmt eine Person der Veröffentlichung »konkludent« zu, wenn offensichtlich ist, dass sie mit einem Journalisten spricht und das Gespräch zur Veröffentlichung bestimmt ist. Bei Menschen, die verletzt sind und/oder unter Schock stehen, sind solche impliziten Willenserklärungen jedoch nichts wert. Kein Reporter könnte sich auf so etwas verlassen. Wenn ein Betroffener einfach am Schauplatz des Geschehens abgelichtet und das Foto anschließend veröffentlicht wird, drohen dem Veröffentlicher Klagen wegen Verletzung der Persönlichkeitsrechte. Selbst dann, wenn der Fotograf oder das Kamerateam bei dem Opfer sogleich eine schriftliche Zustimmung einholen würde, würde das nichts nützen, denn der Betroffene könnte sich ja später auf Schock berufen. Außerdem gälte es eigentlich als unethisch, Menschen in ihrem Opfersein durch die Medien zu zerren.


    

    Kurz: Ohne Rechte geht bei einem solchen Medienereignis gar nichts. Aber wo kommen diese Rechte her? Wer hat sie erteilt? Die einfachste Antwort wäre natürlich die des oben zitierten Chirurgen. Möglich wäre das nur bei einer kompletten Inszenierung (oder »Übung«), bei der nicht echte Personen, sondern Darsteller agieren. Erstens würden diese, wie jeder andere Darsteller auch, ihre Rechte abtreten, zweitens dafür Geld erhalten und drittens eine Verschwiegenheitsklausel unterschreiben, derzufolge bei Verstößen empfindliche Vertragsstrafen drohen würden.

    Mission Impossible?

    Betrachtet man die Schilderungen des Geschehens weiter, stößt man jedenfalls auf jede Menge Ungereimtheiten. Da wäre beispielsweise auch die Diskrepanz zwischen dem angeblichen Schützen und dem gefundenen Waffenarsenal. »Mission Impossible« nannte das das kritische Nachrichtenportal Natural News: »Ganz im Gegensatz zu dem, was die ahnungslosen Medien über diese Feuerwaffen behaupten, handelt es sich nicht um Systeme, die jeder Otto Normalverbraucher abholen und bedienen kann, um mühelos 500 Menschen umzumähen. Die Bedienung dieser Systeme erfordert ein umfangreiches Training, Erfahrung und Ausdauer. Es ist physisch unmöglich, dass ein Typ wie [der 64-jährige] Stephen Paddock solch ein System in der nachhaltigen, effektiven Art und Weise betreibt, die wir erlebt haben, besonders wenn wir von einer erhöhten Position aus schießen … Stephen Paddock ist ein Rentner mit einem Glücksspielproblem, einem schlaffen Körper und weit davon entfernt, ein Navy-Seal zu sein [Spezialtruppe der US Navy]. Es sei denn, er wäre durch einen Zauberstab in eine menschliche Superwaffe verwandelt worden. Wegen der begrenzten physischen Möglichkeiten eines pensionierten, untrainierten Senioren nenne ich dies eine ›Mission IMPOSSIBLE‹« (Natural News, 02.10.2017).

    Ein riesiges Waffenarsenal kann vielleicht für einen »Waffennarren« oder einen zu allem entschlossenen Killer sprechen – am naheliegendsten spräche es jedoch für die Gegenwart von mehreren Schützen. Insbesondere dann, wenn das Waffenarsenal für einen Einzelnen (Rentner) kaum zu transportieren und zu handhaben ist. Auch laut Polizeifunkprotokoll, das bald nach dem Anschlag im Internet aufgetaucht war, warnten sich die Beamten gegenseitig vor mehreren Schützen.

    Die Fülle dieser Stimmen spreche für sich, meinte der kritische Journalist Andreas van de Kamp auf staatsstreich. at. »Das war kein Einzeltäter« (siehe auch das YouTube – Video »Riveting Audio Details From Vegas Crime Scene MSM Isn’t Reporting!!«, 03.10.2017). Wenn nicht – war es dann eine ganze Schützencombo mit einem »Einzeltäter« als Hauptdarsteller? Denn wo sollte schließlich das neun Minuten lange Geknatter hergekommen sein? Hatte sich Paddock in seinem Hotelzimmer wie weiland die Comicfigur Hulk wirklich zu einem Rambo aufgeplustert, um neun Minuten lang dem Gewicht, den Rückstößen und dem Pulverqualm von schweren Waffen standzuhalten?

    Im Fadenkreuz: die Waffengesetze

    Wie auch immer: Im Fadenkreuz des oder der Attentäter oder Akteure hatten sich weniger die Menschen auf dem Festivalplatz befunden, sondern – indirekt – vor allem die amerikanischen Waffengesetze. Wie auf Kommando prügelten die TV- und Zeitungskommentatoren danach sofort auf diese ein: »Nach Bluttat in Las Vegas: Wut über laxe US-Waffengesetze wächst«, meldete beispielsweise der Bayerische Rundfunk auf seiner Website (03.10.2017). »US-Künstler für Waffenkontrolle: ›Was muss denn noch passieren?‹«, hieß es bei der Tagesschau (03.10.2017). Und »unter Tränen forderte der US-Entertainer Jimmy Kimmel strengere Waffengesetze«, so der Berliner Kurier (online, 03.10.2017). Aus der Sicht des globalen Establishments und seiner Medien gibt es da nämlich ein Problem: Eines der größten Völker des Planeten darf praktisch unbeschränkt Waffen kaufen und besitzen. Millionen von Amerikanern sind bis an die Zähne bewaffnet und horten Hunderte Millionen von Schießeisen. Und bei diesen Bedenken geht es nicht um die jährlich rund 12000 Schusswaffenopfer in den USA, die immer so lautstark beklagt werden (Quelle: statista.com, 04.10.2017). Sondern es geht um etwas anderes: Solange dieses Waffenarsenal existiert, sind eine Entmachtung der Bevölkerung und eine offene Abschaffung der Demokratie im Westen praktisch unmöglich. Zwar ist dieser Prozess in Europa bereits weit fortgeschritten, aber solange das mächtigste und größte Volk des Westens nicht entwaffnet ist, kommt die globale Diktatur nicht entscheidend voran.

    Der Irrsinn und die Opferzahlen

    Die Amerikaner wehren sich jedoch mit Zähnen und Klauen gegen eine Einschränkung ihrer diesbezüglichen verfassungsmäßigen Rechte. Der 2. Zusatzartikel zur Verfassung der Vereinigten Staaten (Second Amendment) aus dem Jahr 1791 verbietet es der Bundesregierung, das Recht auf den Besitz und das Tragen von Waffen einzuschränken – und zwar, weil »eine wohlgeordnete Miliz für die Sicherheit eines freien Staates notwendig ist«, wie es dort heißt. Und daher »darf das Recht des Volkes, Waffen zu besitzen und zu tragen, nicht beeinträchtigt werden«. Wie weitsichtig die amerikanischen Verfassungsväter damals gehandelt haben, kann man daran erkennen, dass ihr Second Amendment heute sozusagen den letzten Damm gegen die totale Diktatur in den USA und anderswo darstellt. »Dummerweise« hat sich die vollständige Unterwerfung des Westens an den liberalen US-Waffengesetzen festgefressen. Das Second Amendment soll daher weg – koste es, was es wolle. Da der bisherige Druck nicht ausgereicht hat, werden die Opferzahlen immer mehr in die Höhe geschraubt – und hat man am 1. Oktober 2017 das bisher schlimmste Massaker eines »Einzeltäters« in der US-Geschichte veranstaltet. Noch nie zuvor hatte ein Einzelner in neun Minuten 59 Menschen erschossen und über 500 verletzt. Fast klingt das Ganze wie eine Bewerbung um einen Eintrag im Guinness-Buch der Rekorde: Je fester das Second Amendment steht, umso höher müssen der Irrsinn und die Opferzahlen steigen, egal ob real oder aber nur nominal.

    Maßgeschneidertes Massaker

    Das Country-Festival von Las Vegas wurde nicht zufällig ausgewählt, denn die Country-Szene ist nicht nur ein Sammelbecken der neuerdings geschmähten »alten weißen Männer«, sondern auch das Zentrum der amerikanischen Waffenkultur und des Widerstandes gegen eine Abschaffung des Second Amendments. Sogar der verstorbene »Country-Gott« Johnny Cash persönlich galt als überzeugter Waffen-Fan. »So viele Country-Songs handeln von Gewehren, dass es fast unmöglich ist, sie alle aufzuzählen«, steht auf einer Playlist von Waffensongs (ranker.com) zu lesen. »Country-Songs über Schießereien gehören zu den einprägsamsten. Oft sind sie überladen mit Emotionen und Gefühlen von Rache an jemandem, der einem anderen Leid zugefügt hat. Bloß nicht diskutieren – diese Country-Sänger greifen schnurstracks zu ihren Waffen, um die Diskussion zu beenden«, heißt es da spaßeshalber. Kurz: In Las Vegas soll also ein »Waffennarr« auf »Waffennarren« geschossen haben.

    Die Spaltung der Country-Szene

    Das angebliche Massaker unter den Country-Freunden war ein Frontalangriff auf diese Szene und sollte als warnendes Beispiel für diese dienen, was mit Waffen angerichtet werden kann. Zusätzlich wurden auch noch Country-Stars mobilisiert, die sich danach über den Waffenkult plötzlich erschrocken zeigten: »Die Debatte über Waffenkontrolle erreicht die Country-Musikszene«, meldete der US-Sender CNN. Direkt nach dem Massaker verwandelte sich ein Country-Saulus vor den Augen der Öffentlichkeit in einen Anti-Waffen-Paulus: Caleb Keeter, der Gitarrist der Josh Abbott Band, machte sich selbst zum Sprecher der neuen Anti-Waffen-Lobby in der Country-Bewegung. Keeter, der selbst bei dem Festival in Las Vegas aufgetreten war, stellte das Massaker als eine Art Initiationserlebnis dar: »Mein Leben lang war ich ein Verteidiger des Zweiten Verfassungszusatzes – bis gestern Abend«, schrieb Keeter auf Twitter: »Ich kann gar nicht sagen, wie falsch ich gelegen habe … Wir brauchen Waffenkontrolle JETZT!«

    Anti-Waffen-Strategen oder »Superrentner«?

    Sehr schön: Das war die eigentliche Bombe und der eigentliche Spaltpilz innerhalb des Country- und Waffenmilieus der Vereinigten Staaten. Bei dem Massaker von Las Vegas handelte sich tatsächlich um eine Verzweiflungstat, allerdings wohl nicht von einem gewissen »Superrentner« namens Stephen Paddock, sondern von jenen, die die Bevölkerung der USA endlich entwaffnen wollen. Verzweifelt kämpfen die Anti-Waffen-Strategen um die Durchsetzung ihrer Agenda und verabreichen immer mehr von derselben Medizin – in der Hoffnung, dass ein besonders traumatisches Massaker endlich zum Erfolg führen wird: zur Abschaffung oder Relativierung des Second Amendments. Da man deutlich absehen kann, wohin diese Strategie führen soll, nämlich zum Putsch gegen die Verfassung, ist ihre Durchführung im Grunde genommen bereits der Casus Belli – der Bürgerkriegsfall in den Vereinigten Staaten. Anders als treubrave Otto Normalbürger meinen, gehören Entwaffnung, Unterwerfung und Versklavung nämlich zusammen. Noch birgt diese Strategie jedoch auch die Gefahr von Rückschlägen – oder, um im Waffenjargon zu bleiben: von Rückstößen. Statt den Waffenbesitz in den USA endlich einschränken zu können, verwandelt sich jedes derartige Attentat inzwischen in eine riesige Verkaufskampagne für immer mehr Schießeisen. Mit schöner Regelmäßigkeit schnellen die Aktien der Waffenhersteller hinterher nach oben, und die Leute stürmen die Waffenläden – nach dem Motto: Was hilft gegen einen bösen Mann mit Waffe? Antwort: Natürlich nur ein guter Mann mit Waffe.

    Zu Füßen des Freimaurertempels

    Doch wer sind eigentlich diese »Anti-Waffen-Strategen«, die nebulösen »Globalisten« und die wirklichen Drahtzieher derartiger Inszenierungen? Nun – einen Hinweis könnte bereits die Kulisse dieses Attentates geben. Leider sah man die TV-Korrespondenten nach dem Anschlag ausschließlich vor dem goldenen Gebäude des Mandalay Bay Hotel stehen – was natürlich naheliegt, weil von hier aus geschossen worden sein soll. Aber auch Skizzen und Fotografien vom Attentatsort sparen diese Objekte gezielt aus. Hätten sich die Berichterstatter jedoch nur um 90 Grad gedreht, hätte man im Hintergrund eine ganz andere Szenerie gesehen. Das Attentat auf die Besucher des Country-Festivals fand nämlich in einer äußerst bizarren Umgebung statt. Direkt nebenan befindet sich

    
      	eine gigantische, schwarze Glaspyramide: das Luxor Hotel and Casino (107 Meter hoch),


      	ein »Allsehendes Auge« an der Spitze des Pyramidenhotels, das aus 39 Xenonlampen besteht und nachts einen weithin sichtbaren Lichtstrahl in den Himmel sendet (was man umgekehrt natürlich auch so deuten kann, dass Gott seine Erleuchtung in die Spitze der Pyramide schickt),


      	eine Sphinx vor dem Eingang des Pyramidenhotels, wie sie traditionell auch die Tempel der Freimaurer bewacht,


      	ein Obelisk, wie er ebenfalls von Freimaurern als Symbol verwendet wird.


    

    Der Massakerplatz liegt also exakt zu Füßen eines gigantischen Freimaurertempels: Pyramide, Sphinx, Obelisk und Festivalgelände stehen genau auf einer Linie und sind streng symmetrisch angeordnet. »Von Anfang an hatte die ägyptische Kultur große Bedeutung für die Freimaurer, die ihre Tempel häufig im ägyptischen Stil errichteten«, schrieb am 17. September 2017 der Weser-Kurier aus Anlass des 300. Jubiläums der ersten Freimaurerlogen in London (online). In Wirklichkeit ist die Freimaurerei jedoch schon viel älter. Zwar liegt es mir fern, Freimaurer pauschal mit einem offenbar abscheulichen Verbrechen wie dem Massaker von Las Vegas am 1. Oktober 2017 in Zusammenhang zu bringen. Die Freimaurerei versteht sich ja schließlich als geistig-ethische Bewegung, die an das Gute im Menschen und an die traditionelle »Arbeit an sich selbst« glaubt. Dessen ungeachtet gibt es jedoch auch eine – ich nenne sie einmal so – »degenerierte« Freimaurerei, die das okkulte Organisationswesen der Freimaurer für ganz eigene Zwecke, Rituale und Ziele benutzt, wobei nichts dem Zufall überlassen wird.


	[image: image]

    Las Vegas: das Luxor Hotel and Casino mit der davor befindlichen Sphinx

    Luxor Hotel, Las Vegas, NV, USA | https://commons.wikimedia.org/wiki/File:USA.NV.LasVegas. Luxor.02.jpg | Author: User:Hajor | This file is licensed under the Creative Commons Attribution-Share Alike 3.0 Unported license



    Das Mandalay Bay Hotel zum Beispiel erhielt seinen Namen ebenfalls durch einen Freimaurer, nämlich nach dem Gedicht »Mandalay« von Rudyard Kipling, der darin der exotischen Atmosphäre der seinerzeitigen burmesischen Hauptstadt Mandalay huldigte. Der Name »Mandalay« steht jedoch nicht nur für fernöstlichen Charme, sondern auch für eine grausame Erschießungspraxis. Und zwar steht der Ort für das weltweit erste Erschießungskommando, das bei seiner »Arbeit« von einem Fotografen aufgenommen wurde. 1886 gelang es dem britischen Militärfotografen Willoughby Wallace Hooper im damaligen Mandalay mithilfe einer neuen Belichtungstechnik kurz vor deren Tod »Schnappschüsse« der Gesichter von Delinquenten aufzunehmen. Und ob nun echt oder nicht: Ein Erschießungskommando war offenbar auch in Las Vegas an der Arbeit …


19. Oktober: 
Schmeiß den Tiger aus dem Tank: das Rätsel des Wasserautos

    »Dieselkrise schiebt Absatz von Elektroautos an«, lese ich heute in der Zeitung. Und: »Die Dieselkrise befeuert offenbar das Wachstum der E-Mobilität.« Zwar bewegen sich die Neuzulassungen von Elektroautos noch immer auf niedrigem Niveau, »aber die reinen Stromer und noch mehr die Autos mit Hybridantrieb, also Fahrzeuge, bei denen sowohl Verbrennungs- als auch Elektromotoren Räder antreiben, legen immer kräftiger zu« (Frankfurter Allgemeine Zeitung, online, 19.10.2017). Na, so ein Zufall aber auch! Kaum hat man einen künstlichen Markt von Elektroautos gegründet, der einfach nicht funktionieren will, kommt die Dieselkrise zu Hilfe und befeuert den E-Auto-Absatz von Tesla-Gründer Elon Musk. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt.

    An diesem Tag hatte ich die Nase vom Dieselskandal jedoch endgültig voll. Wie wäre es zum Beispiel mit einem Auto, das nur mit Wasser fährt und das man mit dem Gartenschlauch betanken kann? Wäre das nicht fantastisch? Und ob. Aber das ist natürlich Blödsinn. Denn schließlich ist Wasser ja nicht brennbar – also kann man es auch nicht in einem Motor verbrennen, oder? Ja, Wasser ist sogar unser wichtigstes Löschmittel und der natürliche Gegenspieler des Feuers. Wie also soll man damit einen Verbrennungsmotor speisen können? Na bitte – sag ich doch: Blödsinn. Das heißt: Interessanterweise besteht ausgerechnet unser liebstes Löschmittel Wasser aus zwei hoch brennbaren Stoffen. Vor der Etablierung der endlos verblödeten Konsumgesellschaft stand O2 nämlich nicht für einen Mobilfunkanbieter, sondern für Sauerstoff. Und H stand für Wasserstoff. Mithilfe der beiden Elemente kann man ein hübsches Feuerchen entfachen – oder auch ein Explosiönchen. Besonders wenn sie zusammenkommen (Knallgasexplosion). In der Verbindung H2O sind die beiden dagegen nicht brennbar, sondern kriegen fast jedes Feuer aus.

    Schmeiß den Tiger aus dem Tank …

    Nicht schlecht. Schmeiß den Tiger aus dem Tank und füll’ Wasser rein! Aber wie trennen wir jetzt H und O2 und kriegen sie in den Motor? Im Prinzip ist das einfach: Man leite das Wasser an einer Plus- und einer Minuselektrode vorbei, und schon wird es im Wege der Elektrolyse (»elektrische Auflösung«) zu Wasserstoff und Sauerstoff. Der notwendige Strom kommt aus der Autobatterie, die ja von der Lichtmaschine geladen wird. Der Rest ist Bastelei: Man leite die beiden Stoffe in den Motor, und schon fängt er an zu laufen – eine Zündung vorausgesetzt, versteht sich. Theoretisch jedenfalls. Das Hauptproblem ist nur die Frage, ob der elektrisch erzeugte Wasserstoff und Sauerstoff reichen würde, die Energie für den Motor und natürlich für die Elektrolyse (also die Aufspaltung des Wassers) zu liefern. Würde das funktionieren, würde freilich schlagartig die gesamte Ölindustrie implodieren – angefangen bei der Bohrung und Förderung über Transport und Veredelung bis hin zur Verteilung des Kraftstoffes (Tankstellen). Und das ist nun mal zufällig der bedeutendste Wirtschaftszweig der Welt. »Die Abhängigkeit der industrialisierten Staaten vom Erdöl verhilft der Erdölindustrie zu einer strategischen Machtposition. Mineralölkonzerne sind daher weltweit sehr einflussreich und haben eine starke Lobby, was von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) oft kritisiert wird« (Wikipedia). Was wurde also aus dem »Wasserauto«? Denn schließlich wurde es schon vor Jahrzehnten erfunden. Überall auf dem Erdball fuhren Wasserautos herum. Und heute? Nur noch tote Links und unscharfe Videos, die bereits vor vielen Jahren gedreht wurden. Bei Wikipedia: kein Eintrag. Keine Frage: Das Wasserauto ist mausetot. Oder auch: verheimlicht, vertuscht und vergessen.

    Kein Haar in der Wassersuppe

    Aber warum? Immerhin wurden Wasserautos ja schließlich ausführlich getestet – sogar von Auto Bild: »Kaum eine Auto – Bild – Geschichte hat jemals so viele Leserkommentare erhalten, Fachleute fasziniert und Fragen hinterlassen wie diese«, hieß es am 28. Juli 2009 auf autobild. de: »Wir brachten sie erstmals in Heft 43/2000, setzten die Berichterstattung bis 2006 viermal fort. Die Rede ist vom Auto, das mit Wasser fährt. Das jedenfalls behauptet sein Erfinder Daniel Dingel.« Dingel war ein philippinischer Ingenieur, der angeblich seit 1969 mit dem Wasserantrieb experimentierte. Und auch die Bild – Tester konnten kein Haar in der Wassersuppe finden: »Fassungslos stehe ich in Manila vor einem älteren Herrn in T-Shirt und Jeans – und seinem Toyota Corolla mit der Aufschrift ›powered by ordinary water‹: angetrieben mit normalem Wasser«, schrieb im Jahr 2000 der Auto-Bild – Reporter Jörg Wigand. »Das soll es sein, das erste nur von Wasser angetriebene Auto der Welt?« Dingel »zeigt mir die Sachen, die er geschaffen hat, um einen ganz gewöhnlichen Verbrennungsmotor (90 PS) alternativ anzutreiben. Ohne Benzin, Methanol oder Erdgas. Ohne Brennstoffzelle und Wasserstoff-Stahltank. Nur mit Leitungswasser. H2O … Ein Hochstapler?«, fragte der Reporter (siehe: Auto Bild, Nr. 42, 20.10.2000).

    Männer, die an Auspuffen schnuppern

    Bei einem Blick unter die Haube sah Wigand »einen vollgepackten Motorraum mit Schläuchen, die da eigentlich nicht hingehören«. »Sie sind da, um den Feind zu verwirren – reine Attrappen für Spione«, erklärte besagter Erfinder Dingel. Mit bloßer Inaugenscheinnahme gab sich der Bild – Mann denn auch nicht zufrieden: ›Wir fahren zur ›Asian Carmakers Corporation‹, dem größten philippinischen BMW-Händler.« Die Mitarbeiter hätten den Corolla stundenlang auf den Prüfstand gestellt. Später seien alle wie vom Donner gerührt gewesen: »Es gibt kein Benzin an Bord, auch keine andere Kraftquelle. Ich bin total perplex«, zitierte Auto Bild den Chefingenieur Enrico Aspilleda. Reporter Wigand fuhr mit Dingel und seinem Wasserauto auch noch »tagelang durch den Stop-and-go-Verkehr in Manila«. Es muss ein skurriles Bild gewesen sein: Fast bei jedem Halt ging die Tür auf, Wigand lief zum Heck des Wagens, um sich zu bücken und am Auspuff zu schnuppern. Ergebnis: »Kein Abgasgeruch. Wir machen uns auf den 80 Kilometer langen Weg nach Los Banos. Immer wieder beuge ich mich über den Motor. Er läuft hörbar. Hinten raus kommt, soweit man das ohne Messgeräte beurteilen kann, Wasserdampf.«

    Ingenieur oder Illusionist?

    Da war guter Rat natürlich teuer: Dingels Ding fuhr, obwohl es gar nicht fahren konnte und nach den Gesetzen der Physik auch nicht durfte. Denn wenn man einmal genauer überlegt, ging es ja letztlich darum, einen 90-PS-Toyota-Corolla mit einer Zwölf-Volt-Batterie zu betreiben – und zwar über den Umweg der Wasserelektrolyse. Kann das funktionieren? Natürlich nicht. Zumal bei der Elektrolyse höchstens 60 bis 80 Prozent des Stromes in Energie umgewandelt werden können (Wirkungsgrad), demnach bei dem Prozess also auch noch Energie verloren ginge. Der mithilfe einer Zwölf-Volt-Elektrolyse erzeugte Wasserstoff (und Sauerstoff) würde also nicht reichen. Vielleicht würde er reichen, wenn die Batterie extern geladen und den gesamten Unterboden des Wagens bedecken würde – aber dann könnte man ja gleich ein Elektroauto fahren. Wie passt das also zusammen? War Dingel nun ein genialer Ingenieur oder nur ein genialer Illusionist? Wie hat Dingel es wirklich geschafft? Das ist bis heute ein großes Rätsel. Half ihm wirklich ein selbst entwickeltes Pflanzengebräu namens »electromagnetic fluid oil« (EMF), das er dem Verbrennungsprozess zugeführt habe? Nach Dingels Worten hatte es »die Funktion, die Wasserstoffexplosion so abzufedern, dass die Metallurgie in der Verbrennungskammer nicht zerstört wird«.

    Es kann nicht funktionieren – oder doch?

    »Die Metallurgie zerstören?« Klingt seltsam, nicht? Monate später brachte Wigand denn auch noch zwei Experten mit: einen gewissen Günther E. Brand (59), »Erfinderförderer und Risikokapitalvermittler aus dem Rheinland«, und seinen technischen Berater, Kfz-Ingenieur Dieter Klauke (60)«, seines Zeichens »Geschäftsführer von zwei Smart-Centern in Köln und Aachen«. Also jemand, der von Autos eine Ahnung haben sollte. Fahrzeugbauer Klauke, »früher lange Motorenentwicklungsleiter bei Fichtel & Sachs«, sei denn auch skeptisch gewesen: »Niemand kann den ersten Hauptsatz der Thermodynamik außer Kraft setzen. Er besagt, dass man maximal so viel Energie erzeugen kann, wie man reinsteckt. Dingels Ding kann nach der reinen Lehre der Wissenschaft nicht funktionieren. Eigentlich nicht« (Auto Bild, Nr. 50, 15.12.2000).

    Ein neuer Einstein?

    Und siehe da: Als Kfz-Ingenieur Klauke mit einem Abgastester kommt, winkt Dingel tatsächlich entschieden ab: »Was wollt ihr? Mir mit solch simplen Tests die Zeit stehlen? Beleidigt mich nicht. Ich bin nicht Einstein, es gibt auch keine Wunder. Es gibt nur den radikalen Bruch mit überliefertem Wissen. Und neues Denken.« Verdächtig. Dennoch sei der deutsche Ingenieur ins Grübeln gekommen, so der Bild – Reporter: »Rein äußerlich und bis auf den Motorraum ist Dingels Auto ein ganz normaler Viertakt-Vierzylinder. Er wird wie jeder andere gestartet, zeigt das gleiche Fahrverhalten, hört sich wie ein handelsüblicher Corolla an und bietet auf den ersten Blick keinerlei Normabweichungen. Kein mysteriöses Gefummel, keine Zusatzschalter, außer ein paar für einen Prototyp üblichen Messschaltern. Mit Sicherheit hat er auch keine verborgene Brennstoffzelle an Bord. Das Ding ist total normal.« Aber: »Es gibt keine erkennbaren Zeichen von Verbrennung fossiler Kraftstoffe an Bord. Womöglich ist Dingel in einen Grenzbereich jenseits der Normalität vorgestoßen. Wenn er das geschafft hätte, wäre er ein neuer Einstein« (ebenda).

    Das Rätsel des Energieparadoxons

    Wow! War es Dingel etwa gelungen, in seinem Vehikel die sagenhafte »Freie Energie« anzuzapfen, um das »Energieparadoxon« seines Fahrzeuges zu lösen? Etwa »durch Implosion komprimierter Raumenergie«, wie Marianne E. Meyer in ihrem Buch Wasser verbindet die Welten mutmaßte: »Die Elektrolyseeinheit ist umgeben von einer selbst schwingenden Spule mit nur wenigen Windungen. Diese schwingt in Resonanz mit der Raumenergie, die durch den Edelstahlbehälter ins Innere zurückreflektiert. Folglich gibt sie vermehrt Energie auf die Elektrolyse ab. Der Motor saugt das mit Energie versetzte und mit Auspuffluft gemischte Knallgas an. Nach zwei Dritteln des Kompressionsvorganges wird die konzentrierte Ätherladung gezündet, und kondensiert in Form einer Implosion« (ebenda, S. 102). Aha. Aber irgendwo muss die zusätzliche Energie ja hergekommen sein, denn auch Dingel räumte ein, dass die Sache allein mit dem Bordstrom nicht funktionieren konnte – denn mehr Energie, als in der Lichtmaschine erzeugt und in der Autobatterie gespeichert würde, ließe sich damit nun einmal nicht gewinnen. Nur weniger – denn schließlich beträgt der Wirkungsgrad der Elektrolyse nur 60 bis 80 Prozent. Es gab da also noch ein Geheimnis, das – wie gesagt – bis heute nicht gelüftet werden konnte. Außer von Marianne Meyer natürlich: »Ich könnte mir denken, dass er [Dingel] auch das kosmische Gesetz kannte: Ursache und Wirkung sind eins. Es ist jenes der sieben universellen Gesetze, das Jesus den Menschen derart nahebrachte: Gebt, so wird auch euch gegeben werden« (ebenda, S. 104).

    Schön. Eine mögliche Erklärung für die Geheimnistuerei des Erfinders: Dingel plagte ein Dilemma, das viele Erfinder quält. In dem Moment, in dem man seine Erfindung mitteilt, kann sie auch schon gestohlen werden. Vielleicht zögerte er deshalb mit der Weiterentwicklung, »weil meine Erfindung so simpel ist, dass jedermann nur lachen würde, wenn ich sie veröffentliche. Sie beruht nur auf gesundem Menschenverstand, nicht auf innovativem Ingenieurwissen. Wie soll man so etwas patentieren lassen?« (Auto Bild, online, 15.02.2002). Dingels Besucher aus Deutschland taten alles, um dem Geheimnis auf die Spur zu kommen, und unternahmen alle möglichen Tests. Unter anderem hielten sie auch einen Lappen an den Auspuff: »Der Lappen, den Brand an den Auspuff hielt, roch zunächst im nassen Zustand nicht, aber am nächsten Morgen, inzwischen getrocknet, doch leicht nach aromatisierten Kohlenwasserstoffen«, also nach Benzin. »Rein theoretisch kann das vom Motoröl sein«, vermutete Brand laut Auto Bild vom 15. Dezember 2000: »Oder vielleicht doch Benzinrückstände?« Monate später, in der Auto Bild Nr. 13 vom 30. März 2001, kommt die Nachricht: »Dieter Klauke, der Ingenieur, der uns im Dezember 2000 nach Manila begleitete, hat den Lappen aus dem Dingel-Auspuff analysieren lassen. Resultat: nichts als Wasser.« Sagenhaft! »Das Rätselraten geht also in die nächste Runde.«

    Pilgern nach Manila

    Mit anderen Worten pilgerten eine Weile lang haufenweise Techniker, Ingenieure, Investoren, Neugierige und Journalisten nach Manila, um Dingels mysteriöses Fahrzeug in Augenschein zu nehmen. Am 15. Februar 2002 zog die Auto Bild über Dingel Bilanz: »Tatsache ist, dass Auto-Bild – Reporter Jörg Wigand auf mehreren Fahrten mit ihm im Großraum Manila sowie bei Überlandtrips auf der Autobahn keinen Verbrennungsgeruch feststellen konnte. Tatsache ist, dass mehrere Investorengruppen nach kürzeren Testfahrten mit Dingel so von seiner Erfindung überzeugt waren, dass sie Vorverträge in Millionenhöhe angeboten haben.« Und Dingel war ja nicht der Einzige. Weltweit beschäftigten sich Dutzende von Tüftlern und Erfindern mit dem Wassermotor. Spannend ist daher die Frage, warum bis heute kein einziges Wasserauto auf unseren Straßen herumfährt – weil es nicht funktioniert, oder weil es »irgendjemand« nicht will?

    Betrüger aus Angst vor Betrug?

    Leute, die »wollten«, gab es ja durchaus. So hatte auch ein Dr. John Ding Young von der Formosa Plastics Group (FPG), einem taiwanesischen Hightech-Konzern, Dingels Fahrzeug begutachtet und für echt befunden. Youngs Glaube an Dingel war so groß, dass er ihm im Laufe der Jahre nicht weniger als 410000 Dollar Forschungsgelder für weitere Entwicklungen und die Ausrüstung von drei Prototypen herüberschob. Allein: Dingel lieferte nicht und wurde 2008 wegen Betruges zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt. Ein technischer Schwindel wurde jedoch nicht aufgedeckt. Die Frage, ob es sich »nur« um finanziellen oder auch um wissenschaftlichen und technischen Betrug gehandelt hat, wurde bis heute nicht wirklich beantwortet. Genauso wenig wie die Frage, ob Dingel vielleicht aus lauter Angst, um seine Erfindung betrogen zu werden, selbst zum Betrüger geworden war. Nirgends findet man Informationen darüber, wie Dingel es geschafft haben soll, Journalisten, Kfz-Experten, eine BMW-Niederlassung und einen Hightech-Konzern hereinzulegen.

    Ein geheimnisvolles Gebräu

    Oder liegt die Lösung etwa ganz woanders? Rekapitulieren wir noch einmal:

    
      	Als Kfz-Ingenieur Klauke bei seinem Besuch mit Auto-Bild – Reporter Wigand und Investor Brand mit einem Abgastester kommt, verbietet Dingel dessen Einsatz mit dem windigen Argument: »Was wollt ihr? Mir mit solch simplen Tests die Zeit stehlen? Beleidigt mich nicht. Ich bin nicht Einstein, es gibt auch keine Wunder. Es gibt nur den radikalen Bruch mit überliefertem Wissen. Und neues Denken.« Soso – aber was hatte Dingel denn nun gegen einen Abgastest, wenn wirklich nur Wasserdampf aus dem Auspuff kam?


      	Bei seinem ersten Blick in das Dingel-Auto sah Wigand »einen vollgepackten Motorraum mit Schläuchen, die da eigentlich nicht hingehören«. Mit anderen Worten handelte es sich um Attrappen, die eine Technik vorspiegeln sollten, die es nicht gab: »Sie sind da, um den Feind zu verwirren – reine Attrappen für Spione«, räumte sogar Dingel ein.


      	Ein Lappen, den die deutschen Besucher an den Auspuff gehalten hatten, roch am nächsten Morgen nach Benzin. Monate später waren aber keine Kohlenwasserstoffe mehr nachweisbar.


      	»Dingels größtes Geheimnis« sei ein seltsames Pflanzengebräu gewesen, das er in den Motor oder den Tank gegossen habe. Dieses »electromagnetic fluid oil« (EMF), wie er es genannt habe, »hat nach seinen Worten ›die Funktion, die Wasserstoffexplosion so abzufedern, dass die Metallurgie in der Verbrennungskammer nicht zerstört wird‹«.


    

    Und da liegt wohl der Hund begraben: Interessanterweise handelte es sich um einen »Cocktail aus den Extrakten südostasiatischer Gemüse wie Kangkong, Ampalaya und Salyot; Blumen wie Sampaquita und Santan; Samen vom Ipil-Ipil – von Asiaten gern verarbeitet zu proteinhaltigem Hühnerfutter – und ›streng geheimen‹ chinesischen Parfümen«. Die Frage ist nur: Was haben Blumen und Parfüme in einem Motoröl oder einem Additiv zu suchen, wenn nicht Gerüche zu neutralisieren – zum Beispiel den Geruch von Benzin? Denn wie war das noch mal mit dem Lappen, den der deutsche Investor Brand an den Auspuff gehalten hatte: Roch der nicht – in getrocknetem Zustand – am nächsten Morgen nach Sprit? »Rein theoretisch kann das vom Motoröl sein«, vermutete Brand damals. »Oder vielleicht doch Benzinrückstände?«, fragte die Auto Bild – um erst drei Monate später, im März 2001, die Antwort zu geben: »Dieter Klauke, der Ingenieur, der uns im Dezember 2000 nach Manila begleitete, hat den Lappen aus dem Dingel-Auspuff analysieren lassen. Resultat: nichts als Wasser.« Das heißt: Zuerst verdampften die Parfüme und dann erst die Benzinrückstände.

    Die wahrscheinlichste Erklärung

    Die wahrscheinlichste Erklärung lautet also, dass Dingels Wasserauto mit parfümiertem Benzin fuhr. Der Wassertank war offensichtlich eine Attrappe oder in einen kleinen Wasser- und einen großen Benzintank geteilt, sodass man auch längere Strecken fahren konnte. Wie man aus Dingels Ablehnung des Abgastests entnehmen kann, war der Auspuff keine Attrappe und »atmete« eben nicht ausschließlich Wasserdampf aus, sondern die (parfümierten) Abgase der Benzinverbrennung. Solange die Parfüme wirkten, konnte man das nicht riechen, aber da sie sich schneller verflüchtigten als die Kohlenwasserstoffe, roch der Lappen nach der Trocknung zunächst nach Benzin. Erst als auch das verdunstet war, ließ sich gar nichts mehr nachweisen. Apropos »Kohlenwasserstoffe«: Wenn überhaupt, dann war Dingel übrigens nur ein halber Schwindler, denn auch normale Autos verbrennen schließlich Wasserstoff – in Form von Kohlenwasserstoffen (»Benzin«). Dingel selbst wird man übrigens nicht mehr fragen können. Er starb 2010 in einem Krankenhaus. Und mit ihm starb auch endgültig die Idee des Wasserautos. So redet auch niemand mehr von einem russischen Video, im dem einige Männer aus einer Flasche, die eine glasklare Flüssigkeit enthielt, tranken, einen Motor damit befüllten, um ihn anschließend anzulassen. Auch dieser Motor lief demnach mit Wasser beziehungsweise »Wässerchen« (russisch: Wodka).
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    Thema des Monats

    3.11. Rauchmelder: Wanze oder Lebensretter?

    2.11. Schweizer Forscher beschreiben eine neu entdeckte Menschenaffenart (Tapanuli-Orang-Utan) – 3.11. In Bayern werden überall sogenannte »Rauchmelder« eingebaut – 3.11. In Syrien verkünden die Regierungstruppen die Einnahme und Befreiung der Stadt Deir ez-Zor von der Terrororganisation Islamischer Staat – 5.11. Bei einem Massaker in Sutherland Springs, Texas, soll ein Mann 26 Menschen erschossen haben – 6.11. In Bonn beginnt die UN-Klimakonferenz – 7.11. 100 Jahre Oktoberrevolution – 8.11. In einem Beschluss fordert das Bundesverfassungsgericht gegebenenfalls die Eintragung eines »Dritten Geschlechts« in das Geburtenregister – 9.11. Laut Zeit (online) wird die sogenannte »Jamaika-Koalition« aus Union, FDP und Grünen in der Bevölkerung immer unbeliebter


3. November: 
Der Feind an meiner Decke

    Was würden Sie sagen, wenn man Ihnen einen Technikträger in die Wohnung setzen würde, in den Sie nicht hineinschauen dürfen, den Sie nicht selbst ein- oder ausschalten dürfen und der eine Funkverbindung nach außen sowie eine Stromversorgung für mehrere Jahre besitzt? Mit anderen Worten: eine vollkommen autarke, verplombte Hightech-Plattform, in die man im Prinzip alles einbauen kann, was man will, auch Mikrofone und Kameras, ohne dass Sie irgendetwas dagegen tun können? Also eine technische No-go-Area und eine Allzweck-Überwachungswaffe in Ihrem Wohnzimmer, in Ihrem Schlafzimmer und in Ihrem Kinderzimmer? Das käme gar nicht infrage, meinen Sie? Oh doch – es ist bereits millionenfach geschehen, und es passiert auch jetzt noch jeden Tag. Am 3. November 2017 zum Beispiel klingelte es an vielen Türen in Bayern. Davor standen Beauftragte von Hausverwaltungen und Heizungsablesern und begehrten Einlass in die Wohnungen, wo diese Technikträger bis Ende des Jahres eingebaut sein sollen.

    Ein harmloser Name

    Bizarr? Das ist Ihnen gar nicht aufgefallen? Mir auch nicht. Und zwar, weil man diesen Technikträgern einen harmlosen Namen gegeben hat. Oder besser: sogar einen euphemistischen, nützlich klingenden Namen. Und dieser Name lautet »Rauchmelder«. Ach so! Ja dann! Was soll denn sein? Schließlich toben doch jedes Jahr regelrechte Feuerstürme übers Land, denen Zehntausende Menschen zum Opfer fallen, oder nicht? Na ja – eigentlich nicht. Betrachtet man nämlich die Statistik der Todesursachen, die das Statistische Bundesamt veröffentlicht, muss man die Brandopfer erst einmal suchen. Denn ganz oben stehen natürlich Herz-Kreislauf-Erkrankungen (356000 Todesfälle 2015), Krebsleiden (226000) und Myokardinfarkt (50000). Zudem sterben jährlich rund 10000 Menschen infolge Selbstmord, über 9000 Menschen an einem häuslichen Unfall und 3500 Menschen an einem Verkehrsunfall. Im Jahr 2015 beispielsweise gab es aber gerade mal 343 Sterbefälle aufgrund von Rauch, Feuer und Flammen (Quelle: Statistisches Bundesamt und Zeit Magazin, online, 04.08.2016). Gemessen an den anderen Todesursachen ist ein Feuertod also eine der unwahrscheinlichsten Todesursachen überhaupt, übertroffen zum Beispiel noch von einer Pilzvergiftung und einem Blitzschlag.

    Für Wirksamkeit keine Beweise

    Zudem ist die Schutzwirkung der Rauchmelder statistisch nicht bewiesen. Daten, wie viele Menschenleben Rauchmelder in Deutschland bereits gerettet haben, gibt es nicht. Vergleicht man die Zahl der Brandtoten in Bundesländern mit und ohne Installationspflicht, »so fällt auf, dass nichts auffällt«, schrieb die Wirtschaftswoche am 14. November 2012. »Überall sinkt die Zahl der Todesfälle, von gut 600 um die Jahrtausendwende auf zuletzt knapp 400. Die Unterschiede scheinen eher vom Zufall als vom Gesetz abzuhängen: In Bayern, wo bisher noch keine Pflicht gilt, sank die Opferzahl zwischen 2002 und 2010 um 54 Prozent, in Rheinland-Pfalz, Installationspflicht seit 2003, um lediglich vier Prozent.« Und ausgerechnet in dem Raum, in dem die meisten Brände entstehen, darf der Rauchmelder nicht installiert werden: in der Küche.

    Schäden durch Rauchmelder

    Dafür können Brandmelder Fehlalarme, unnötige Feuerwehreinsätze und Stürze verursachen. »Die drastisch angestiegenen Feuerwehrfehlalarme durch die Brandmelder (etwa 198364 im Jahr 2013, Kosten pro Einsatz: bis zu einige Tausend Euro) müssen die Steuerzahler übernehmen«, so Spiegel Online am 12. November 2014. Nach Auskunft der Sprecherin des Deutschen Feuerwehrverbandes, Silvia Darmstädter, »kann es durch Fehlalarme zu verspätetem Anrücken beim echten Brand kommen, vor allem in kleineren Kommunen. Gar nicht zu reden von möglichen Opfern, die hätten gerettet werden können.« Aufgrund der zahlreichen Fehlalarme nehme möglicherweise auch die Zahl der Stürze im Haushalt zu, so Spiegel Online. Denn wenn der Rauchmelder bei einem Fehlalarm ohrenbetäubend fiept, bricht häufig Hektik aus – keine gute Voraussetzung, um auf einen Stuhl oder eine Leiter zu steigen, um das nervende Gerät zu deaktivieren.

    Goldene Zeiten für den »Brandschutz«

    Manche Medien führen all diesen Irrsinn auf die Arbeit von Lobby-Organisationen zurück: »Treibende Kraft ist der Verein ›Forum Brandrauchprävention‹, er betreibt die Initiative ›Rauchmelder sind Lebensretter‹«, schrieb die Website der Wirtschaftswoche (ebenda). »Doch statt engagierten Bürgern steckt hinter dem scheinbar selbstlosen Verein ein Interessenverbund von Herstellern, Elektroinstallateuren und Versicherungen. … Die Arbeit des Vereins zeigt in Perfektion, unter welchen Bedingungen Lobbyismus am besten funktioniert: Man nehme ein Thema, das unter der Schwelle der breiten öffentlichen Aufmerksamkeit bleibt, und ein einfaches, aber moralisch schlagendes Argument. Wer den Zusammenhang zwischen der Zahl der installierten Rauchmelder und der Zahl der Brandtoten infrage stellt, gilt schnell als potenzieller Kindsmörder.« Im »Forum Brandrauchprävention« sorgen sich nicht nur der Deutsche Feuerwehrverband e. V. (DFV) oder die Vereinigung zur Förderung des Deutschen Brandschutzes (vfdb) e. V. um unser Wohl, sondern auch

    
      	der Bundesverband des Schornsteinfegerhandwerks – Zentralinnungsverband (ZIV),


      	der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV),


      	der ZVEI – Zentralverband der Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V. und


      	der Bundesverband Sicherheitstechnik.


    

    Moment mal – Sicherheitstechnik? Also die Leute, die unter anderem auch Rauchmelder mit Kameras und Mikrofonen verkaufen? Was wollen die denn im »Forum Brandrauchprävention«? Antwort: zunächst einmal Geld verdienen. Überwachung ist schließlich ihr Geschäft. Auch Überwachung mit Rauchmeldern. Für 2017 prognostizierte der Bundesverband Sicherheitstechnik »steigende Umsätze im Sicherungsmarkt«, auch in der Brandmeldetechnik: Hier »wird mit einer Steigerung von 5,5 Prozentpunkten auf einen Gesamtumsatz von 1904 Millionen [also 1,904 Milliarden] Euro gerechnet« (Pressemitteilung, 18.10.2017). Kein Wunder, denn bis 2020 müssen offenbar aufgrund erfolgreicher Lobby-Arbeit praktisch überall im Bundesgebiet Brandmelder eingebaut sein. In Bayern bis Ende 2017. Besonders die Elektroindustrie scheint einen besonders guten Draht nach Berlin und Brüssel zu haben, wird sie doch mit großzügigsten Konjunkturprogrammen wie der »Energiesparlampe«, dem Elektroauto und nun den High-Tech-Rauchmeldern verwöhnt.

    Cashcow im Wohnzimmer

    Auch das Ablesegeschäft gilt heute als die reinste »Cashcow«. Der Ablesekonzern ista zum Beispiel war 2017 mit einem Verkaufswert von 5,8 Milliarden Euro die »teuerste Private-Equity-Transaktion in Deutschland« – noch vor dem Pharmariesen Stada (Frankfurter Allgemeine Zeitung, online, 22.09.2017). ista ist ein weltweit tätiger Konzern und gehörte bis dahin CVC Capital Partners mit Sitz in Luxemburg, einem der weltweit größten privaten Anlageunternehmen. In Deutschland wird der langjährige ista-Mutterkonzern von einem Mitglied des deutsch-amerikanischen Kungelvereins Atlantik-Brücke und ehemaligem Goldman-Sachs-Geschäftsführer geleitet. Rein zufällig gilt der Mann auch noch als »Berater von Kanzlerin Merkel« (Süddeutsche Zeitung, online, 15.07.2010). Im Jahr 2010 habe der Banker für »Unmut in der deutschen Politik gesorgt, als er öffentlich eine gesellschaftliche Verantwortung der Banken für das Gemeinwohl verneinte«. Als junger Mann wurde seine Bewerbung für ein Stipendium wegen »charakterlich-sittlicher« Mängel abgelehnt (Stern, Nr. 18/2010, S. 124–128, zitiert nach Wikipedia).

    Unidentified Spying Object?

    Betrachtet man beispielsweise einen ista-Rauchmelder, kommt man aus dem Staunen gar nicht mehr heraus: Was will der eigentlich wirklich an meiner Wohnzimmerdecke? Im Einzelnen besitzt er nämlich

    
      	eine höhere mechanische Stabilität,


      	eine Resistenz gegenüber Luftfeuchtigkeit, Temperaturschwankungen und elektromagnetischen Störungen (Handys und WLAN),


      	einen Schutz vor dem Eindringen von Fremdkörpern in die Messkammer und


      	eine Verstopfungserkennung: »Anhand von Messungen der Luftzirkulation im Gerät wird eine Verstopfung der Raucheintrittsöffnungen präzise erkannt« – aber natürlich auch ein Klebeband, mit dem der Bewohner versuchen könnte, sich wie bei einer Laptop-Kamera gegen eine mögliche Beobachtung zu schützen,


      	eine Demontageerkennung: Ein Abbau »wird sowohl am Gerät als auch am Montagesockel sofort erkannt« – eine Demontage durch den Wohnungsbesitzer oder Bewohner ist also nicht ohne Weiteres möglich,


      	eine mechanische Plombe zur Vorbeugung gegen »Demontagen«, »Manipulation« und »Diebstahl«,


      	ein Batteriemanagement: »Die Batteriekapazität ist für eine Laufzeit von zehn Jahren ausgelegt und wird regelmäßig automatisiert geprüft« (das Gerät arbeitet für zehn Jahre vollkommen autark),


      	eine stumme Alarmprüfung: »Der Alarmgeber wird regelmäßig durch eine lautlose Schwingungsmessung auf seine Funktionsbereitschaft geprüft«,


      	eine Funkverbindung nach draußen


    

    (Quelle: »ista: Rauchwarnmelderservice – Funktionsprüfung aus der Ferne«, ohne Datum).

    Ein ziemlicher Aufwand für einen einfachen »Rauchmelder«, finden Sie nicht auch? Wofür braucht das Gerät all die aufgeführten Funktionen? Und was gibt es zu verbergen? Der »Rauchmelder« erscheint wie ein »Hochsicherheitstrakt«, der vor allem vor demjenigen geschützt werden soll, den es angeblich zu schützen gilt – nämlich den Bewohner der Wohnung oder des Hauses.

    Der Rauch findet immer einen Weg

    Es kommt aber noch besser. Schon am 10. Dezember 2014 veröffentlichte der Messingenieur Bernd Laquai eine ausführliche Analyse des »Funkrauchwarnmelders 2«, der zum Beispiel von der Firma Techem verbaut wird. Auch Techem macht sich offenbar extreme Sorgen, ob der Rauchmelder wirklich freie »Sicht« auf den Wohnraum hat. So hat dieser Rauchmelder noch einige sehr spezielle Eigenschaften. Statt per Messung der Luftzirkulation im Inneren, überwacht dieses Gerät sein Umfeld mithilfe von Ultraschall – wie eine Fledermaus. Vergleichbare Ultraschall-Transceiver senden laut Testbericht in bestimmten Abständen laute Ultraschallsignale aus, in etwa wie ein Marderschreck (wie zum Beispiel der Marderschreck »Stop&Go Typ 7« von Schaub: 110 dB). Anschließend messen die Transceiver das Echo, um Hindernisse im Umfeld des Rauchmelders zu erkennen. Aber welche Hindernisse könnten im Ernstfall schon die freie Rauchströmung an der Decke behindern? Der Rauch findet schließlich immer einen Weg – auch an Lampen vorbei. Das Tückische an den Ultraschallpiepsern: In der Regel nehmen wir die Frequenzen von 40 Kilohertz zwar nicht wahr, 110 dB sind aber trotzdem extrem laut. So stehen beispielsweise Marderschreckgeräte bereits im Verdacht, Hörstürze und Knalltraumen verursacht zu haben. Symptome: Tinnitus, Schwindel, Übelkeit, Kopfschmerzen. 110 dB sind aber auch typische Lautstärken von Alarmanlagen, Personenalarmen, Drucklufthämmern, Diskotheken und Kampfflugzeugen.

    Die Ultraschall-Transceiver »enthalten eine dünne Piezokeramik-Scheibe, die sowohl als Lautsprecher wie auch als Mikrofon arbeitet«, so Laquai. Genauso kann der Schallwandler im Missbrauchsfall »auch als normales Mikrofon im hörbaren Bereich arbeiten. Bei diesen Frequenzen ist die Empfindlichkeit sicher nicht maximal, aber aus der Verfügbarkeit anderer Mikrofontypen mit Piezo-Schallwandler in kleinsten Bauformen wird schnell klar, dass sich damit auch Sprache in elektrische Signale umwandeln lässt. Wenn auch nicht die übrige Ansteuerelektronik auf der Platine für die Digitalisierung von Sprachsignalen vorgesehen ist, so ist diese Funktionsweise durch Manipulation mit hinzugefügten Komponenten durchaus möglich. Daher kann nicht ausgeschlossen werden, dass ein äußerlich normal erscheinender Funkrauchwarnmelder 2 nach entsprechender Manipulation auch als Abhörwanze mit Funkübertragung verwendet wird.« Im Missbrauchsfall, wohlgemerkt.

    Ein Computer, der alles kann

    Wie man sieht, ist bereits dieser Rauchmelder ein wahres Multitalent, das nicht nur Rauch erkennen, sondern auch das Umfeld überwachen und den eigenen Status »nach draußen« melden kann. An Bord der meisten »Rauchmelder« befindet sich eben nicht nur eine Raucherkennungstechnik, sondern auch ein Chip, also ein Computer, der potenziell (!) alles kann, was andere Computer auch können – zum Beispiel, wenn sie in Handys installiert sind. »Wenn so ein Chip alles kann, WER definiert eigentlich, was dieser Chip WIRKLICH tut? Gibt es da eine Kontrollinstanz? Gibt es da jemanden, der reinschaut und kontrolliert, ob diese ›eierlegende Wollmilchsau‹ auch wirklich NUR DAS tut, was sie soll beziehungsweise was ich so geistig als Käufer wegen der Verpackung usw. damit assoziiert habe, dass sie tun sollte? Antwort: NEIN!«, meinte ein Insider und Elektronikexperte beim Hintergrund-Nachrichtenportal IKNews. »Eine neutrale Instanz gibt es nicht. Auch ein TÜV etc. wird [nur] die Funktion, die angemeldet wurde, prüfen, mehr nicht. Die Hersteller wehren sich mit Händen und Füßen gegen die Offenlegung« (19.11.2013; Rechtschreibung, Ausdruck und Grammatik teilweise korrigiert).

    Einladung zum Missbrauch 

    Es gebe einige Gründe, warum ein derartiger verplombter Feuermelder wie der von ista mit zentraler Installation an der Raumdecke »ein besonderes Potenzial zum Missbrauch hat«, meinte der erwähnte IT-Experte bei IKNews. »Durch seine großzügige Bauart, seine entsprechenden Energieressourcen, seinen gesetzlichen Zwang, seine Verplombung, seine Sicherheitsbestimmung, seine Positionierung zentral an der Zimmerdecke, die Gefahr eines Fehlalarms, ›wenn man ihn nur zu streng anschaut‹ ([die] Kosten für [einen] Feuerwehr-Fehlruf [sind] richtig teuer) – durch diese Sonderstellung hat er für jemanden, der diese Technik versteht, eine eindeutig herausragende Position, die geradezu zum Missbrauch einlädt.« Und der muss ja nicht durch ista, Techem oder wie die Ablesekonzerne alle heißen, geschehen. Vielmehr findet nun jeder interessierte Schnüffler, egal ob das nun die Staatsmacht oder elektronikbegabte Hacker sind, in Ihrer Wohnung bereits eine großzügig gestaltete Technikplattform vor, die man entsprechend manipulieren oder austauschen kann. Die erneute Verplombung dürfte insbesondere für staatliche Schnüffler kein Problem sein. Oder wie wäre es mit einem technikbegabten Vormieter: »Könnte es sein, dass der Installateur oder der Vormieter den Rauchmelder so manipuliert hat, dass dieser neben den normalen Rauchmelderdaten auch heikle Daten funkt, zum Beispiel wann der augenblickliche Mieter gerade nicht zu Hause ist oder ob sich im Schlafzimmer etwas bewegt? Oder kann sich ein kriminell orientierter Hacker sogar Zugang zum Mikrocontroller im Rauchmelder verschaffen, die momentan einprogrammierte Programmierung (Firmware) per Update-Funktion austauschen und damit die für die ›Umfeldüberwachung‹ gedachten Mikrofone so umfunktionieren, dass zum Beispiel der Funkrauchwarnmelder 2 von Techem zur unauffälligen Abhörwanze wird?«, fragt der Messingenieur Laquai.

    Alle Jahre wieder kommt der ista-Mann …

    Wahrscheinlich können die meisten heutigen Geräte tatsächlich nur Rauch erkennen, aber gilt das auch für die Zukunft? Der Ablese-Multi ista zum Beispiel ist ein absoluter Daten-Freak und weiß eine Menge über Sie. Denn per Funk saugt er nicht nur Rauchmelderdaten ab, sondern auch »alle Daten der Heizkostenverteiler, Wärmezähler und Wasserzähler …« (siehe ista: »Das Funksystem – Verbrauchsdaten einfach, sicher und komfortabel abrechnen«, ohne Datum). Nach Angaben des IT-Experten, der selbst in der Branche tätig war, komme ista »jedes Jahr, reißt alle Gerätesensorik der alten Bauart ab und sammelt sie ein, also [in Bezug auf] Wasser, Heizkörper etc., und baut die neue Generation von Geräten (also die, die noch mehr können) einfach ein«. So werde es auch mit den neuen Rauchmeldern sein. Die alten würden angeblich »regelmäßig (normal: jährlich) gegen welche der neueren Generationen GETAUSCHT. Es wurden NIE BATTERIEN GETAUSCHT, wir haben immer eine neue Generation verbaut bekommen, jedes Jahr. Im Tausch sind die absolut fix.« Und dabei wollen wir ista und Co. gar nichts Kriminelles oder Rechtswidriges unterstellen. Bestimmt werden heute wirklich »nur« rauchbezogene Daten und Statusmeldungen des Rauchmelders übermittelt. Aber wer sagt uns, dass die Gesetze in ein paar Jahren nicht noch eine viel weitergehende Überwachung der Wohnungen erlauben? Oder dass viele der Betroffenen diese Überwachung sogar dulden wollen – etwa wie beim Handy? Die Technik ist ja bereits vorhanden, und gewöhnt haben sich die Leute auch schon daran: Die potenziellen Wanzen an der Zimmerdecke sehen sie bald gar nicht mehr.

    »My home is my castle« war gestern

    Und von der Zimmerdecke aus geht es ja weiter: Bei dem ista-Funksystem mit dem schönen Namen »symphonic sensor net« werden »alle Daten von Heizkostenverteilern, Wärme- und Wasserzählern, Gas- und Stromzählern sowie von Rauchwarnmeldern per Funk übertragen«. Es gibt also Funkstrecken in unsere Wohnung, an die wir normalerweise gar nicht (mehr) denken und die wir längst vergessen haben. Prinzipiell ist der drahtlose Echtzeitzugang in unsere Behausung also schon längst eröffnet, und theoretisch könnte man auch Audio- oder Videodaten übertragen (womit nicht behauptet wird, dass dies heute schon geschieht): Die Daten »werden ausschließlich an öffentlich zugänglichen Orten eines Hauses abgelesen«. Wie beruhigend. Kommt dann einmal im Monat der ista-Mann? Oder sonst irgendjemand, der eben gerade mal unsere Daten gebrauchen kann? Und natürlich weitere Daten, die eines Tages möglicherweise anfallen werden? »My home is my castle« war jedenfalls gestern. Unsere Wohnungen sind in Wirklichkeit bereits löchrig wie ein Schweizer Käse. Die »Unverletzlichkeit der Wohnung« (Artikel 13 Grundgesetz) steht nur noch auf dem Papier. Kommen erst noch die sogenannten »intelligenten Stromzähler« (Smart Meters) hinzu, braucht man fast schon keine Überwachungskamera mehr, um unsere Aktivitäten zu beobachten, denn anhand des Stromverbrauchs zu bestimmten Tages- und Nachtzeiten lässt sich sehr genau ablesen, was in einer Wohnung passiert.

    Wie konnte es so weit kommen?

    Doch wie konnte es nur so weit kommen? Wieso haben sich so viele Haus- und Wohnungseigentümer für den Einbau derartiger »Higtech-USOs« (Unidentified Spying Objects) entschieden? Ganz einfach: Die simplen gesetzlichen Vorschriften pusteten die Ablese- und Sicherheitskonzerne zur Pseudoverpflichtung zum Einbau von Hightech-Plattformen auf. Schauen wir uns beispielsweise eine Hochglanzbroschüre vom Marktführer ista an, die nicht nur vom Wohnungs- oder Hauseigentümer gelesen wird, sondern häufig auch von Hausverwaltungen, die gleich ganze Wohnanlagen betreuen: »Rauchwarnmelderpflicht in Deutschland – jetzt aktiv werden und gesetzlichen Anforderungen nachkommen«, heißt es da gleich zu Beginn in einer großen Überschrift. Und auf der nächsten Seite ist zu lesen: »Staatliche Regelung – gesetzliche Rauchwarnmelderpflicht zum Schutz der Bürger«. Tja – da kann man freilich nichts machen: Staat, Pflicht und Schutz sind nun einmal echte Reizworte für einen deutschen Hausbesitzer, die ihn sofort strammstehen lassen (siehe ista: »Rauchwarnmelderservice – Funktionsprüfung aus der Ferne. Mit ista noch einfacher die Rauchwarnmelderpflicht erfüllen«, ohne Datum).

    Schweiß auf der Stirn

    Geschickt verbindet der Prospekt die gesetzliche Pflicht mit den Hightech-Plattformen und dem »Service« der Firma und listet auf der nächsten Seite all die unangenehmen Aufgaben auf, die sonst auf den Eigentümer zukommen würden – angefangen bei der Definition der zu überwachenden Räume über die Auswahl der Geräte und die Information der Mieter bis hin zum korrekten Einbau, zur Beseitigung von Störungsursachen sowie zur Funktionsprüfung und Archivierung der Ergebnisse. Noch dazu sei der Eigentümer in der Regel »für die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft der Geräte zuständig und muss deswegen mindestens einmal jährlich eine Funktionsprüfung durchführen lassen«. Das fehlte noch! Spätestens jetzt hat der Vermieter Schweiß auf der Stirn. Also nimmt er doch am besten gleich den Voll-Service-Rauchmelder, der nun auf den nächsten Seiten des Prospekts präsentiert wird, und bucht die dazugehörige Dienstleistung. Damit erfüllt man offenbar alle gesetzlichen Voraussetzungen, und all die unangenehmen Aufgaben werden auch gleich erledigt! Und schon hat der Konzern den Eigentümer beziehungsweise die gesamte Eigentümergemeinschaft so weichgeklopft, dass man ihm beziehungsweise ihr das Hightech-USO an der Zimmerdecke andrehen kann. Das mag zwar teuer sein, aber schließlich zahlt die Runde der Mieter, auf den die Kosten umgelegt werden können. Somit gleicht denn manche Eigentümerversammlung einer Kaffeefahrt, auf der die Hausverwaltungen dem nur mit einem halben Ohr zuhörenden Publikum en gros Rauchmelderverträge vertickern. Die Versprechen »Macht keine Arbeit« und »Kostet mich nichts« reichen normalerweise, um den Ablesekonzernen den Zuschlag zu erteilen.

    Dabei ist in den Gesetzen (Bauordnungen der Länder) nicht von verplombten und vernetzten Hightech-Plattformen die Rede, sondern nur von nicht näher definierten »Rauchwarnmeldern«. Und vor zusätzlicher Arbeit muss sich der Eigentümer auch nicht fürchten, denn für die Betriebsbereitschaft der Rauchmelder sind in Wirklichkeit meistens die Bewohner zuständig – also diejenigen, die jeden Tag vor Ort sind. Es sei denn, der jeweilige Eigentümer will die Überwachung der Betriebsbereitschaft ausdrücklich selbst übernehmen. Hamburg, Hessen, Brandenburg, Rheinland-Pfalz, Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen und Sachsen-Anhalt schreiben explizit sogar überhaupt keine Prüfungen der Betriebsbereitschaft vor – und durch wen schon gar nicht. Sondern »die Rauchwarnmelder müssen so eingebaut oder angebracht und betrieben werden, dass Brandrauch frühzeitig erkannt und gemeldet wird« (Brandenburg, § 48, Abs. 4 BbgBO). In Sachsen gibt es für bestehende Gebäude sogar überhaupt keine Rauchmelderpflicht.

    Die Wahrheit ist: Laut einer Broschüre des bayerischen Innenministeriums

    
      	können die Rauchwarnmelder »von jedermann einfach mit Schrauben, Dübeln oder Spezialklebstoff« an die Decke montiert werden;


      	ist eine Fachkraft weder für das Installieren noch für den Batteriewechsel erforderlich;


      	sind »regelmäßig wiederkehrende Prüfungen der Betriebsbereitschaft von Rauchwarnmeldern« … »baurechtlich nicht vorgeschrieben«;


      	widerspricht eine Fernauslesung zwar nicht der baurechtlichen Regelung; »eine derartige Überprüfung der Betriebsbereitschaft von Rauchwarnmeldern ist aber gesetzlich nicht verlangt«;


      	obliegt die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft den unmittelbaren Besitzern, also Bewohnern, der Wohnung/des Hauses;


      	sollen »Rauchwarnmelder« … »ausschließlich Personen warnen, die sich in der von einem Brand betroffenen Wohnung aufhalten«;


      	ist »[e]ine Vernetzung der Rauchwarnmelder« … »baurechtlich nicht gefordert«.


    

    (Quelle: Bayerisches Staatsministerium des Inneren, für Bau und Verkehr: »Rauchwarnmelderpflicht Fragen und Antworten«, ohne Datum).

    Hochsicherheitstrakt an der Zimmerdecke

    Alles klar? Der Hochsicherheitstrakt an der Zimmerdecke, die Vernetzung nach außen sowie der ganze »Service« sind also gar nicht vorgeschrieben und auch nicht nötig. Fest steht nur, dass damit ein quasi unerschöpflicher Geld- und Datenstrom zu den Ablesekonzernen fließt und eine Art unangreifbarer Stützpunkt in den Wohnungen errichtet wird, an den man nicht ohne Weiteres herankommt und der für Eigentümer und Bewohner nicht durchschaubar ist. Heute sind es vielleicht noch Rauchmelder – aber morgen? Denn wenn wir einmal an eine heute allgegenwärtige Wanze wie das Handy denken, dann war es diesbezüglich ja genauso: Am Anfang konnte man mit den Geräten tatsächlich nur telefonieren. Aber kaum hatte der Verbraucher diese Technikträger einmal in der Tasche, mauserten sie sich mit zwei Kameras, GPS und Mikrofonen umgehend zum praktischen »Taschencomputer«, mit dem sich der Träger auf Schritt und Tritt überwachen lässt. Das heißt: Das Gerät mutierte zur Wanze. Auch hier wurde der »Missbrauch« irgendwann zum Normalfall. Glauben Sie also wirklich, dass Rauchmelder nur Rauchmelder bleiben werden? Und das, obwohl der Standort und die extrem gesicherte Anbringung bereits ideal sind und der Platz für Sensorik und Elektronik in einem Rauchmelder natürlich viel größer ist als in einem Handy? Oder vermuten Sie nicht auch, dass die Konzerne schon an der nächsten Profitwelle arbeiten, nämlich an multifunktionalen und vernetzten Rauchmeldern, die im Rahmen des »Smart Home« nicht nur Kameras und Mikrofone, sondern auch Thermometer, Luftsensoren, Erschütterungsmelder und ähnlichen Schnickschnack enthalten? Natürlich größtenteils nur für Ihren Zugriff – und für all diejenigen, die ihn sich verschaffen können, versteht sich. So hatte zum Beispiel die Datenkrake Google 2011 in die Firma Nest investiert, die nicht nur »intelligente« Rauchmelder, sondern auch Überwachungskameras baut. 2014 hat Google Nest für 3,2 Milliarden Dollar übernommen. »Als Rauchmelder ist der Nest Protect von Google mit Sicherheit ein Premiumgerät«, heißt es auf einer Werbeseite. »Er misst Temperatur, Kohlenmonoxid, Bewegung, Helligkeit, Ultraschall und Rauch und verknüpft all diese Informationen zu einem Gesamtlagebild« (»Schlauer Schutz vor Feuer. Nest Protect Rauchmelder von Google«, homeandsmart.de, 20.02.2016). Letzte Meldung: Am 7. Dezember 2017 wurde bekannt, dass Apple den gezielten Zugriff auf HomeKit-Geräte stilllegen musste: »Grund dahinter ist eine Sicherheitslücke, welche es ermöglichen soll, unauthorisiert Zugriff auf Smart-Türschlösser, Garagentüröffner und viele weitere HomeKit-Geräte zu erlangen«, meldeten die MacTecNews.


7. November: 
100 Jahre Oktoberrevolution

    100 Jahre Oktoberrevolution in Russland! Hurra: Umsturz, Bürgerkrieg, später Massakrierung der Zaren-Familie und Errichtung der »Diktatur des Proletariats«: 74 Jahre (bis 1991) Gleichschaltung, Bespitzelung, Unterdrückung, Gefängnis, Folter und Mord – wenn das kein Grund zur Freude ist! Tatsächlich wurde der 7. November viele Jahrzehnte lang in allen Ostblockstaaten gefeiert, auch in der DDR, bis die Sowjetunion von Staatschef Michail Gorbatschow abgewickelt und durch Beschluss des Obersten Sowjet am 26. Dezember 1991 offiziell aufgelöst wurde. Aber wieso Oktober: Haben wir jetzt nicht November? Richtig. Aber nach dem damals in Russland gebräuchlichen Julianischen Kalender schrieb man seinerzeit erst den 25. Oktober 1917.

    Krieg gegen die eigene Bevölkerung

    Oktober hin, November her: Wie schon gesagt, ist das kommunistische »Experiment« kein Grund zum Feiern, sondern »ein Desaster, das das Land weit zurückwarf«, so der Urenkel des damaligen Parlamentspräsidenten Alexis Rodsianko laut Handelsblatt. Und das sollte es ja auch. Für viele Jahrzehnte versank der gesamte Ostblock in Elend, Unterdrückung und wirtschaftlichem Chaos. Das bekannte Schwarzbuch des Kommunismus beziffert die Zahl der Todesopfer durch die autoritäre kommunistische Herrschaft auf 20 Millionen (ohne Kriegstote, versteht sich). Es handelte sich also um jenen berühmten »Krieg gegen die eigene Bevölkerung«, der heute so gerne »Diktatoren« wie Muammar al-Gaddafi und Baschar al-Assad unterstellt wird.

    Der Kommunismus ist nicht tot …

    Egal: Der Kommunismus ist nicht tot, sondern er lebt. Oder er lebt wieder auf. »Ein Gespenst geht um in Europa – das Gespenst des Kommunismus«, begannen Karl Marx und Friedrich Engels einst ihr 1848 veröffentlichtes Buch Das kommunistische Manifest. Und wissen Sie was: Dieses Gespenst geht auch heute wieder um, wobei Marx und Engels mit diesem Begriff nur die Perspektive der »alten Mächte« zitierten: »Alle Mächte des alten Europa haben sich zu einer heiligen Hetzjagd gegen dies Gespenst verbündet, der Papst und der Zar, Metternich und Guizot, französische Radikale und deutsche Polizisten.« Für Marx und Engels war dieses »Gespenst«, dem sie erst Leben eingehaucht hatten, natürlich etwas Positives.

    Carsharing und Kommunismus

    Die Thesen von Marx und Engels über eine Gesellschaft ohne Klassen- und Geschlechtsunterschiede und ohne Privateigentum wurden und werden von den heutigen Politikern nach und nach wieder umgesetzt, ohne dass das irgendjemand so richtig mitbekommt: Die Gleichmacherei der Geschlechter, die Eingliederung von Frauen in den Arbeitsprozess, die Verstaatlichung der Kinder in Kinderkrippen, die Kollektivierung von individuellen Gütern wie dem eigenen Fahrzeug (»Carsharing«), der Ersatz der Marktmechanismen durch Planwirtschaft, die Installierung von künstlichen Märkten und die Schaffung eines »modernen Menschen« zeigen deutlich, wie die Weichen gestellt wurden: Eine neue DDR soll auf deutschem und eine neue Sowjetunion (UdSSR) soll auf europäischem Boden gegründet werden.

    Die »anthropologische Revolution«

    Besonders die Formung eines »modernen Menschen« ist ein markantes Merkmal totalitärer kommunistischer Systeme. Marx und Engels lehrten nicht nur die Verstaatlichung von Eigentum und Produktion, »sondern auch eine damit eng verknüpfte ›anthropologische Revolution‹, wie der ehemalige slowakische Innenminister Vladimír Palko betont«, hieß es am 7. November 2017 beim katholischen Internetportal kath. net: »Wie damals die russischen Bolschewiken, kämpfen heute feministische Strömungen und Gender-Ideologen gegen die natürliche Familie und die ihr zugrunde liegende Geschlechterordnung.« Chirurgen legen Hand an die primären und sekundären Geschlechtsmerkmale – und das Bundesverfassungsgericht forderte im November 2017 gegebenenfalls gar die Eintragung eines »Dritten Geschlechts« in das Geburtenregister. »Über männlich und weiblich hinaus muss der Gesetzgeber künftig einen weiteren Geschlechtseintrag im Geburtenregister ermöglichen«, schrieb die Frankfurter Allgemeine Zeitung (online, 08.11.2017). Kurz: Ganz langsam wird Deutschland an kollektive und totalitäre Gesellschaftsmodelle à la Marx und Mao gewöhnt. Wirtschaft und Gesellschaft werden immer mehr von oben gelenkt. Künstliche Märkte werden geschaffen und subventioniert (»Energiesparlampe«, Elektroauto, Wärmedämmung, Rauchmelder etc.), traditionelle und bewährte Wirtschaftszweige und Produkte werden abgeschafft (Glühbirne, Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren und anderes mehr).

    Von familiären Bindungen befreit

    Laut dem Kommunistischen Manifest sollte der »neue Mensch« »von familiären Bindungen gänzlich befreit sein« (kath.net) – dabei war die Familie die Grundbedingung der menschlichen Erfolgsgeschichte. Und erst, wenn die Familie weg ist, wird man merken, dass der Staat niemandes Freund ist. Obwohl die Marx’schen und Engels’schen Theorien durch den real existierenden Kommunismus komplett diskreditiert wurden und die größten Katastrophen über die Menschheit brachten (Sowjetunion: 20 Millionen Tote, China: 65 Millionen Tote), will das Staatsfernsehen ZDF Karl Marx zu seinem 200. Geburtstag 2018 mit einem Doku-Drama ehren, anlässlich dessen wir wohl einen Karl-Marx-Rummel erleben werden, der sich gewaschen hat. Ende Oktober und Anfang November 2017 brachte das Kulturzentrum »Rote Fabrik« in Zürich Karl Marx als Musical auf die Bühne. »Was eine gewisse Poesie und Musikalität hatte«, hätten sie aus seinen Werken herausgegriffen, meinten die Autoren. Marx sei »hochaktuell« und wollte ja nur unser Bestes, versuchte am 25. Oktober 2017 der NDR auf seiner Website zu suggerieren, nämlich »Reichtum ohne Armut«. Dieser »Logik« folgend, habe Marx auch einen von wenigen Unternehmen dominierten Weltmarkt vorausgesehen und sei von Diktatoren nur »missbraucht« worden. Marx’ Geburtsstadt Trier nahm anlässlich des Geburtstages ihres berühmten beziehungsweise berüchtigten Sohnes im März 2017 schon einmal ein besonders großzügiges Geschenk aus China entgegen, nämlich ein sechs Meter hohes Marx-Standbild. Und raten Sie einmal, welches Buch der frischgebackene französische Freimaurerpräsident Emmanuel Macron den Jugendlichen zur Lektüre empfahl. Natürlich Das Kapital von Karl Marx.

    Communism made by Capitalism

    Wie schon damals, kommen die entscheidenden Impulse für den Kommunismus auch diesmal aus dem Herzen des Kapitalismus. So war Marx’ Freund und Finanzier Friedrich Engels ein wohlhabender Fabrikant und Industrieller mit Geschäftssitz in Großbritannien. Verheiratet war Marx mit einer Schwester des preußischen Innenministers. Nach Marx’ Tod vernichtete Engels nicht weniger als 1500 Briefe, »um ihren geheimen Lebensstil zu verbergen« (Salford Star, Nr. 6, Winter 2007). »Wer waren Marx und Engels wirklich?«, fragte der Politaia – Internet-Blog am 20. Mai 2016: »Zu allen Zeiten waren die herrschenden Kreise und Regierungen bestrebt, ihre Agenten an die Spitze der oppositionellen Bewegungen zu setzen« (Wolfgang Waldner: »Der Marx-Engels-Schwindel«, Politaia, 20.05.2016).

    Das Werkzeug der Kapitalisten

    Und der Kommunismus, der zuallererst eine Waffe gegen die Monarchie gewesen war, wurde zunehmend auch eine Waffe gegen den Kapitalismus – allerdings nur gegen den Kapitalismus der anderen, zum Beispiel Deutschlands, Russlands und Chinas. Wie Mao Tse-tung von der US-amerikanischen Yale University in China installiert wurde, haben wir ja schon geklärt. Länder wie Russland und China haben noch heute mit den Folgen jahrzehntelanger kommunistischer Tyrannei zu kämpfen. Zu den Feinden Russlands habe auch »ein Agent der britischen Krone« namens David Urquhart gezählt, der im Kaukasus ein Netz von britischen Agenten aufgebaut habe, die als »Kommunisten« aufgetreten seien. Gleich nach seiner Ankunft in England (1845) sei Marx Urquharts Mitstreiter geworden. Urquhart habe die Marx-Engels-Werke unter die Leute gebracht: »Britische Agenten im Kaukasus, die den Widerstand der Kaukasusvölker, damals vor allem der Tscherkessen, gegen ihre Unterwerfung durch Russland förderten und organisierten, brachten dann auch den ›Marxismus‹ nach Russland. So fand Stalin in Tiflis und Baku ein von David Urquhart und seinen Nachfolgern aufgebautes Netz von ursprünglich britischen Agenten, die mit den Werken von Marx und Engels versehen waren und als Kommunisten auftraten«, so der Politaia – Blog. »Russland verschwand mit der Parteidiktatur der Marxisten unter einer Käseglocke, wie später auch China, politisch isoliert von Deutschland und Frankreich und wenig attraktiv und effizient. Mit dem Hinweis auf die Zustände in Russland unter Stalin und China unter Mao konnte man jede Kritik am Kapitalismus in den USA oder Westeuropa ersticken« (Politaia, ebenda). Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde in Westdeutschland schließlich ein Gesellschaftssystem von angloamerikanischen Gnaden installiert: Regie führen seitdem der US-Kapitalismus und der Council on Foreign Relations (CFR). Nicht umsonst bezeichnet sich zum Beispiel das Merkel-freundliche Forbes – Magazins, das sie mehrfach zur »mächtigsten Frau der Welt« kürte, als »The Capitalist Tool« – das Werkzeug der Kapitalisten.

    Aufklärung und Erleuchtung

    Aber die Geschichte von Marx und Engels und ihres »Kommunismus« reicht noch viel weiter zurück, mindestens bis zum Zeitalter der »Aufklärung« (englisch »enlightenment«, deutsch »Erleuchtung«, lateinisch »illuminatio«). Die sogenannte »Aufklärung« ab etwa dem Jahr 1700 war nur Mittel zum Zweck und wurde unter anderem deshalb geschaffen und entwickelt, um die intellektuelle Basis und Autorität der damals vorherrschenden Herrschaftssysteme von Kirche und Monarchie zu untergraben. Aufklärung und Wissenschaft machten sowohl die Kirche als auch die Monarchien lächerlich. Das Gedankengut der Aufklärung trug wesentlich zum revolutionären Sturz der Monarchien bei, die in den beiden Weltkriegen des 20. Jahrhunderts bis auf wenige Reste vernichtet wurden. Aber nunmehr wendet sich das Blatt. Vor etwa 100 Jahren sind wir in das Zeitalter der modernen Anti-Aufklärung eingetreten. Nachdem die Herrschaftssysteme der Monarchien und der Kirche erheblich geschwächt oder zusammengebrochen waren, wurde die Aufklärung nicht mehr gebraucht und durch ein totales Herrschaftssystem der Massenbeeinflussung und – verblödung ersetzt. Da die Aufklärung (das heißt Vernunft) ja nun mal der natürliche Feind jeder nicht legitimierten Herrschaft ist, einschließlich der heutigen Pseudo-Demokratie, wird sie seit etwa 100 Jahren zunehmend durch ein antischöpferisches System der »Fake-Wissenschaft«, »Fake-News« und »Fake-Kultur« ersetzt. Immer mehr Wissenschaftszweige werden von Scharlatanen besetzt und dominiert, während die Kunst zunehmend von »Schrottkunst« beherrscht wird. Selbstverständlich hat darüber hinaus auch die Logik ausgedient, ein wichtiges Werkzeug der Aufklärung und ein natürlicher Feind jeder totalitären Herrschaft. Sie wird ersetzt durch eine neue intellektuelle Abhängigkeit vom neuen globalen und medialen Herrschaftssystem.

    Das Gespenst des Kommunismus

    Karl Marx war ein geistiger Nachfahre und Erbe der Aufklärung. Marx’ Vater war Freimaurer, stammte aus einer Rabbinerfamilie, konvertierte später aber aus beruflichen Gründen zum Protestantismus. Sein Sohn Karl begann sein Leben zwar als Christ, trat in seiner Studienzeit aber »einer satanistischen Gemeinde bei, die von Joanna Southcott geleitet wurde. So wurde er ein Anhänger des Satanismus«, schrieb die Epoch Times am 8. März 2017. Und nicht nur das. Forscht man noch tiefer in der Vergangenheit von Karl Marx, stößt man auf den innigen Wunsch, die Menschheit als Ganzes zu zerstören – eine Idee, die in den Riesenstaaten China und Sowjetunion ja bereits erprobt und niemals fallengelassen wurde. »In seiner Jugendzeit hatte Marx außerdem ein Theaterstück mit dem Titel Oulanem geschrieben, in dem er sich wünschte, die gesamte Menschheit in die Hölle zu ziehen. Darin heißt es:

    »Doch dich, dich personifizierte Menschheit, fassen meine Jugendarme,

    sie klammern krampfhaft sich um deine Brust,

    der Abgrund gähnt uns beiden Nacht herauf

    und sinkst du unter, lächelnd folg ich nach,

    und raun dir zu, hinab! komm mit, Genosse!«

    »Der Kommunismus an sich ist keine strahlende Theorie zum Nutzen der Menschheit, sondern entstammte direkt dem Satanismus«, so die Epoch Times (ebenda). Tatsächlich verneint der Kommunismus ja Gott und den Menschen, indem er Gott leugnet und den Menschen jeglicher Würde und Individualität beraubt und zum Arbeitstier reduziert. »Laut Forschung des berühmten Historikers James Billington (Leiter der Bibliothek des US-Kongresses) stammt die Kommunistische Partei vom bayerischen Illuminati-Orden [die ›Erleuchteten‹] ab. Der Führer der Illuminati, Adam Weishaupt (1748 bis 1830), war ein Satanist, der Luzifer verehrte.« Tatsächlich entstanden die Illuminati nicht zufällig in der Hochzeit des »enlightenments«, also der Aufklärung. Aus diesem Illuminati-Orden wiederum entstand ein »Bund der Gerechten«, »eine erweiterte Organisation, die von den Illuminati im Hintergrund gesteuert wurde«. »Im Juni 1847 hielt dieser Bund seine erste Vollversammlung in London ab und änderte dort seinen Namen in ›Bund der Kommunisten‹« – ein Jahr, bevor Marx und Engels ihr Kommunistisches Manifest herausbrachten. Tatsächlich soll die Organisation Karl Marx und Friedrich Engels erst mit der Niederschrift des Buches Das kommunistischen Manifests beauftragt haben. »Am 21. Februar 1848 wurde das Kommunistische Manifest – eine Manifestation des Bösen – veröffentlicht und der Aufstieg der kommunistischen Bewegung begann …« Heute propagieren Trendsetter und »Influencerinnen« wie Cara Delevingne (40,5 Millionen Instagram-Follower) den modernen Kommunismus durch totale Gleichmacherei, Leugnung der Geschlechter, Scheren der Haare und – last, but not least – Verzicht auf »alle materiellen Besitztümer« …

    Trends

    Was haben Sie durch die »Röntgenbrille« gesehen? Ich hoffe, dass manches Bild klarer geworden ist, zum Beispiel, was den Terrorismus betrifft. Verschlusssache Terror – wer die Welt mit Angst regiert hatte ich im Jahr 2007 einmal ein Buch genannt. Nunmehr sind wir wirklich so weit: Der Globus wird tatsächlich mit Angst regiert. 2017 hagelte es auf der ganzen Welt regelrecht Attentate. Wie Peitschenhiebe prasselten die Nachrichten von immer neuen Anschlägen, Massakern und Katastrophen auf die Menschen nieder, die sich bereits ganz dumpf fühlen, den Rücken beugen und tun, was man von ihnen erwartet: »Zusammenstehen« und gehorchen – genauso wie in John Carpenters Sie leben aus dem Jahr 1988. Wie man anhand des Falls Anis Amri und an vielen V-Leuten mitverfolgen konnte, sind die meisten »Terrorgruppen« nur staatliche gelenkte Hüllen. In Wirklichkeit gibt es keine Terrororganisation, die den hochgerüsteten Sicherheitsapparaten oder den modernen Militärmaschinen widerstehen könnte, wie ausgerechnet Russland bewiesen hat: Innerhalb kürzester Zeit hat Wladimir Putin den sogenannten »Islamischen Staat« durch seine Militärmacht »wegblasen« und weite Teile Syriens befreien können. Ein Beispiel, das uns zeigt: Wollte man den Terrorismus wirklich besiegen, dann wäre das innerhalb kürzester Zeit möglich. Gegen die Militär- und Sicherheitsapparate des Planeten sieht jede noch so finstere Terrorgruppe wirklich »alt« aus. Man muss doch nur einmal die Mannschaftsstärken, die Bewaffnung und natürlich die gegenseitige »Aufklärung« (das heißt Überwachung und Spionage) einander gegenüberstellen, um zu begreifen, dass der Terrorismus nur lebt, weil bestimmte Kräfte ihn am Leben lassen wollen. Wie ich schon früher sagte: Beim Terrorismus handelt es sich um ein allzu praktisches Regierungsinstrument zur Steuerung von Gesellschaften, ähnlich einem Schäfer, der seine Schäflein mittels einer Schreckschusspistole in das eine oder andere Gatter jagt – je nachdem, wo er sie eben hinhaben möchte. Wir leben also nun in der Terrordiktatur, innerhalb derer die Welt in einen Hochsicherheitstrakt verwandelt und alles dem Primat der »Terrorbekämpfung« geopfert wird – Gesetze, Privatsphäre und bürgerliche Freiheiten –, bis wir in einem totalen Sklavensystem angekommen sein werden. Gleichzeitig versinken die Gesellschaften zunehmend im Chaos, was für die Errichtung der globalen kommunistischen Tyrannei ebenfalls erwünscht ist.

    Risse im Rechtsgebäude

    In Deutschland bricht aufgrund von unkontrollierter Migration, »Integration«, Inklusion und Digitalisierung das Bildungssystem zusammen; hier können Schulabgänger – also die jungen Menschen, die später unsere Häuser, Autos und Flugzeuge bauen sollen – immer schlechter rechnen und schreiben und damit auch denken. Angela »Mao« Merkel hat mit ihren zahlreichen brutalen Eingriffen in das Wirtschafts- und Rechtssystem in vielfacher Hinsicht die Axt an unsere Gesellschaft und unser System gelegt. Schlägt der oberste Chef mit einer großen Keule auf das Rechtsgebäude, dann bekommt dieses eben Risse, die bis zur Basis hinabreichen, also bis in unseren Alltag hinein. Ein schlechtes Vorbild macht bekanntermaßen Schule: Wenn sich die Bundeskanzlerin schon nicht an Gesetze hält – warum sollten das dann Richter, Polizisten und Bürger tun? Mit anderen Worten ist Merkel nichts weiter als die führende Abrissbirne Deutschlands, und wenn sie mit ihrer zerstörerischen Arbeit fertig ist, wird kein Stein mehr auf dem anderen sein – in Deutschland ebenso wenig wie in ganz Europa. In diesem Zusammenhang passt es ins Bild, dass Merkel – wie vor ihr schon Mao – im Ausland über den grünen Klee gelobt wird, und zwar direkt aus der Fifth Avenue, wo das US-Magazin Forbes seinen Sitz hat, das »Werkzeug des Kapitalismus«. 2017 kürte die Zeitschrift Merkel wieder einmal zur »mächtigsten Frau der Welt« – zum siebten Mal in Folge …

    Deutschland wird zum rechtsfreien Raum

    Der Zweite Weltkrieg geht weiter – und Deutschland und Europa stehen dabei auf der Abschussliste. Deutschland hat seine propagandistische Rolle als »demokratisches« Konsumparadies und als »Schaufensterstaat« gegenüber dem (nicht mehr existenten) Ostblock verloren und wird nun selbst ein Fressen der globalen Eliten. Die von Merkels Verbündeten USA, Frankreich und Großbritannien verursachte und von ihr freudig begrüßte Migrantenwelle ist ein schwerer Schlag für den deutschen Staat sowie die deutsche Gesellschaft und legt genau das lahm, was wir eigentlich jetzt am dringendsten brauchen würden, nämlich die deutsche Justiz. »Seit 2015 hat sich die Zahl aller verwaltungsgerichtlichen Verfahren von rund 150000 auf 300000 verdoppelt. Etwa 250000 dieser Prozesse sind Asylklagen«, schrieb die Website von Welt und N24 (01.11.2017). Dazu kommen natürlich noch Strafverfahren durch kriminelle Migranten. Bislang wurde zwar jeder, der es wagte, auf die erhöhte Kriminalitätsrate der Migranten hinzuweisen, gleich als »Nazi« und »Rechter« abgestempelt. Doch inzwischen ist die Lage so schlimm, dass auch die Bundesregierung und manches Mainstream-Medium einräumen mussten: »Die Gewaltkriminalität nimmt wieder zu. Und das liegt vor allem an den Taten von Zuwanderern«, so Die Zeit am 19. April 2017 (online) anlässlich der Veröffentlichung der Polizeilichen Kriminalstatistik. Denn siehe da: »Zwischen 2007 und 2015 sank die allgemeine Gewaltkriminalität in Deutschland« – bis Merkel ihre Migranten-Party veranstaltete: »Seit 2015 jedoch steigt sie in den meisten Bundesländern wieder.« Und dabei geht es nicht etwa nur um Handtaschendiebstahl oder Fahrradklau, sondern »das gilt vor allem für Körperverletzungsdelikte und mit Einschränkung auch für Raub und für die ebenfalls zur Gewaltkriminalität zählenden Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung«. Laut Zeit wäre die Gewaltkriminalität 2016 ohne die Straftaten von tatverdächtigen Zuwanderern »entweder weiter gesunken oder zumindest nicht gestiegen«.

    Totschläger auf freiem Fuß

    Die Polizeiliche Kriminalstatistik zeige »einen direkten Zusammenhang zwischen der in Deutschland herrschenden Gesetzlosigkeit und der Entscheidung von Bundeskanzlerin Angela Merkel, mehr als eine Million zumeist männlicher Migranten aus Afrika, Asien und dem Nahen Osten ins Land zu lassen«, so das konservative Gatestone Institute. Mao lässt grüßen! Mit anderen Worten ist Angela Merkel das größte Sicherheitsrisiko, das die Republik je gesehen hat. Unter anderem deshalb sind die Gerichte jetzt überlastet und können in vielen Fällen keine Urteile mehr sprechen. Was das bedeutet, ist klar: einen rechtsfreien Raum. Denn wenn es in einer steigenden Zahl von Fällen keine Urteile mehr gibt, können Gesetze auch nicht mehr durchgesetzt werden, und Rechtsbrecher können ihrem Treiben ungestört nachgehen. »Die deutsche Justiz scheitert immer wieder daran, mutmaßlichen Kriminellen fristgerecht den Prozess zu machen. Verdächtige müssen wegen zu langsamer Arbeit von Ermittlungsbehörden und Gerichten auf freien Fuß gesetzt werden.« Auf diese Weise kommen sogar Totschläger frei: »Nachdem jüngst zwei – inzwischen rechtskräftig verurteilte – Totschläger in Hamburg ein erstes Urteil gegen sie anfochten, wurden sie wegen überlanger Verfahrensdauer auf freien Fuß gesetzt« (n-tv, online, 22.08.2015).

    Der seltsame Selbstmord

    2017 kam auch ans Licht, dass ausgerechnet die Hauptstadtpolizei von Berlin derartig von ausländischen Clans unterwandert ist, dass ihre Funktion und die Sicherheit der Bürger nicht mehr gewährleistet sind. Vor diesem Hintergrund bekam ein Fall, in dem ich schon vor Jahren recherchiert hatte, eine ganz neue Bedeutung: nämlich der seltsame Selbstmord der Berliner Jugendrichterin Kirsten Heisig, die im Sommer 2010 am Rande eines Waldes in Heiligensee plötzlich tot an einem Baum hing. Wie sie dahingekommen war, war Gegenstand meiner Recherchen. Tatsächlich war ich damals der Einzige, der dieser Sache nachdrücklich nachging, ein verdächtiges Waldgrab entdeckte und schließlich sogar die Generalstaatsanwaltschaft Berlin verklagte, nähere Auskünfte über die Umstände der Auffindung der Leiche zu geben (siehe »Der Fall kann Presserechtsgeschichte schreiben«, in: Legal Tribune Online, 19.11.2010).

    Heisig war es nämlich, die mit aller Härte gegen jugendliche Straftäter vorgehen wollte, und das sind in Berlin nun einmal in erster Linie Straftäter mit ausländischem Hintergrund. Und siehe da: Der Fall ist auch heute noch nicht erledigt. Am Selbstmord der Jugendrichterin Kirsten Heisig gebe es »neue Zweifel«, schrieb im November 2017 der Internet-Blog Die Unbestechlichen. »Heisig hatte sich mit den arabischen Clans angelegt und unglaubliche Justizskandale aufgedeckt … In alternativen Medien wurde der Selbstmord der Richterin angezweifelt. Gerhard Wisnewski behandelte den Fall ausführlich in seiner Reihe verheimlicht – vertuscht – vergessen.« Heute kann man wohl sagen: Über kurz oder lang werden nicht nur die Sicherheitsbehörden der Hauptstadt, sondern die gesamte Polizei und Bundeswehr der Bundesrepublik Deutschland von Migranten unterwandert sein.

    Löchrig wie ein Schweizer Käse

    Gleichzeitig werden den Bürgern immer mehr Freiheiten genommen. Wir befinden uns heute an einem Punkt, von dem aus wir die schleichende Penetration und Auflösung der Sicherheit und Unantastbarkeit unserer Behausung beobachten können. Die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Grundgesetz) steht nur noch auf dem Papier. Die Wohnungs- oder Haustür als absolute Grenze wird immer mehr verschwinden. Mithilfe von Funksensoren werden die eigenen vier Wände durchlässig gemacht wie ein Schweizer Käse. Wenn erst der »Smart Meter«, der »intelligente Stromzähler«, kommt, braucht man nicht einmal mehr Kameras, um genau herauszufinden, was sich in einer Behausung abspielt. Das Auto, das australische Forscher bereits als »die letzte Bastion der Privatsphäre im modernen Leben« bezeichnet haben (auto.de, 05.09.2014), darf man bald nicht einmal mehr selbst fahren. In 20 Jahren, erklärte die Bundeskanzlerin, könne man ein Auto nur noch mit einer Sondergenehmigung eigenhändig steuern. Kurzum: Verschiedene Entwicklungen wie Beschnüffelung, Datenverarbeitung und Bargeldabschaffung werden in Verbindung mit deutscher Perfektion dieses unser Land in einen Horrorstaat verwandeln.

    »Digitalisierung first, Bedenken second«

    Mittel zum Zweck der totalen Kontrolle ist die Digitalisierung – das Goldene Kalb, um das neuerdings alle herumtanzen. Egal was: Hauptsache, es ist oder wird »digital«. Was bei der Produktion von Gütern und in der Wissenschaft durchaus hilfreich sein kann, wird zum Problem, wenn es unser ganzes Leben durchdringt. Denn alles, was digital ist, ist beliebig überwachbar und simulierbar. Solange es digital ist, wird alles als hip, modern und »in« verherrlicht – egal ob es sich dabei um Smartphones oder Tablets handelt, um Computer, die schon bald unsere Autos fahren, oder um intelligente Roboter, die eines Tages unsere Kinder unterrichten dürfen. Ganz im Trend: die FDP. 2017 ließ sich der FDP-Vorsitzende Christian Lindner an einem Handy daddelnd abbilden. Slogan: »Digitalisierung first, Bedenken second«. Ein interessantes Statement, denn Bedenken haben schließlich etwas mit Denken zu tun. Übersetzt heißt das also: Erst digitalisieren, dann denken. Unsere Realität gerät mit der lawinenartigen Digitalisierung ins Schwimmen, egal ob in der Schule, im Auto oder beim Fernsehen. Sie ist der Grund für die totale Verblödung ebenso wie für komplett falsche Weltbilder – weil die Realität, wenn sie in einzeln steuerbare Pixel (also Bausteine) aufgelöst wird, beliebig zusammensetzbar wird, wie in einem Baukasten. Die galoppierende Digitalisierung der Schulen dient nicht der Bildung, sondern der Verdummung, Manipulation und Indoktrination. »Je mehr Freizeit ein Schüler mit digitalen Medien wie Computer oder Spielekonsole verbringt, desto geringer sind dessen Schulleistungen. Auch wenn digitale Medien im Klassenzimmer eingesetzt werden, sinkt der Lernerfolg der Schüler gleich aus mehreren Gründen«, schrieb der Hirnforscher Professor Manfred Spitzer in der Augsburger Allgemeinen Zeitung (online, 10.06.2017).

    Ein tödlicher Schwamm

    Im Grunde genommen befällt die Digitalisierung unsere Wahrnehmung wie ein tödlicher Schwamm, der alles Reale und Verbindliche auflöst und als Anordnung von Pixeln wieder ausscheidet, bis wir komplett den Boden unter den Füßen verlieren. Denn kaum ist etwas »digitalisiert«, ist es nicht nur überall verfügbar, sondern auch beliebig und spurenlos manipulierbar. Anders als Bücher oder den althergebrachten Zelluloid-Film kann man digitale Dokumente beliebig umschreiben und verändern und damit auch unsere Realität, die so immer mehr zum Trugbild wird. Denn unser Nachwuchs soll nun einmal vor allem eines werden: absolut dumm und manipulierbar, um all das ohne Murren und Hinterfragen anzunehmen, was ihm die künftige moderne Welt zu bieten hat. In dem Moment, in dem er die Welt dann durch eine Virtual-Reality-Brille sehen wird, ist es ohnehin aus. Dann ist der Mensch wirklich nur noch ein hilfloses Bündel an der flimmernden Zitze der digitalen »eierlegenden Wollmilchsau«. Also das, was diejenigen Globalisten wünschen, die die seltsame Angewohnheit haben, überall auf dem Globus Pyramiden zu hinterlassen – ja, die von Pyramiden geradezu besessen sind. Dabei bringen sie das Kunststück fertig, dies zwar in aller Öffentlichkeit zu tun, aber dennoch versteckt. Ob nun im Louvre, in Las Vegas oder in Pjöngjang: Überall entziehen sie ihre größenwahnsinnigen Pyramidenprojekte der öffentlichen Wahrnehmung, indem sie sie mit täuschenden, in die Irre führenden Mythen versehen oder indem sie sie ganz aus den Medien heraushalten. Denn worüber nicht berichtet wird, das existiert ja schließlich nicht – nicht wahr? Und so gehen jeden Tag Tausende von Besuchern durch die Pyramide am Louvre, ohne zu ahnen, dass sie dabei durch das Versprechen ihres eigenen Unterganges laufen. Denn das ist zweifellos das Ziel dieser globalen Pyramiden- und Freimaurer-Sekte: die Menschheit ihrem Ende entgegenzusteuern.

    Die Pyramiden sind ein Erkennungszeichen dieser Eliten, aber zugleich auch eine Verhöhnung des manipulationsanfälligen, nichtsahnenden Fußvolkes, das gezwungen wird, die Pyramidenmanie einer befremdlichen Sekte zu finanzieren – eines Fußvolkes, das die dreiste Provokation übersieht, die beispielsweise in Emmanuel Macrons Freimaurer-Party an der Louvre-Pyramide bestand, die glasklar deutlich machte, wer den neuen französischen Präsidenten wirklich gewählt hat: das Fußvolk jedenfalls nicht.

    »Archipel Goolag«

    Menschen, die blind und manipulierbar sind, sind natürlich ein Fressen für korrupte und okkulte Machteliten. Wie ich schon angedeutet habe, geht die Reise mit Riesenschritten hin zu einem »Archipel Goolag«, einem digitalisierten Sklavenplaneten, bevölkert von identitäts-, geschlechts- und hirnlosen Wesen, die mit jedem ihrer Sinne an einem großen Computer hängen und sich nicht einmal mehr selbst fortpflanzen dürfen, sondern deren Nachwuchs auf die eine oder andere Weise in der Retorte erzeugt wird – wenn überhaupt. Mit jeder Aktion, mit der wir uns mehr an digitale Systeme gewöhnen beziehungsweise uns an diese anbinden (lassen), gehen wir voran auf dem Weg, der uns eines Tages zu jenem großen System führt, an das wir Zug um Zug angeschlossen werden, bis wir alle nur noch vollkommen hilflose Fleischbündel an einer alles beherrschenden Maschine sein werden. Womit sich freilich und letztlich die Frage nach der Existenzberechtigung des Menschen stellt: Wofür braucht eine solche Maschine, ein solcher Supercomputer oder ein solches »Super-Google« eigentlich noch derartige »Fleischbündel«? Höchstens noch dann, wenn die Verhältnisse auf den Kopf gestellt werden und der Computer einige Biofunktionen des Menschen nutzen kann, wie vielleicht spezielle Gehirnkapazitäten oder sonstige Teile seiner Biomasse …

    Der digitale Krebs

    Der frühere Herr avanciert erst zum Hund und dann zur Nahrung. In jedem Fall wird die Digitalisierung in ihrer endgültigen Ausformung nur ein Durchgangsstadium sein auf dem Weg zur totalen Überflüssigkeit und schließlich zur Vernichtung – es sei denn, wir setzen dem digitalen Krebs unseren entschiedenen Widerstand entgegen, wie beispielsweise bei der Digitalisierung unserer Kinder, unserer Wohnung, unserer Autos und unserer sonstigen Umwelt. Denn diese Digitalisierung liefert uns den Computern und ihren Programmierern aus. Durch sie werden wir vollkommen gläsern und steuerbar – und wir werden uns eines Tages in einem Zustand wiederfinden, der uns die Leibeigenen vergangener Fürsten beneiden lassen wird. Das globale elektronische Nervensystem aus Google, Facebook und Finanzamt überwacht jede unserer Regungen. Hinter diesen Mechanismen stecken Kräfte, die die gesamte Menschheit hassen – und ihre Zivilisation und ihre Schöpfungskraft gleich mit. Aber welche Kräfte könnten das sein? Tatsächlich »die Außerirdischen«, wie der Regisseur John Carpenter 1988 in seinem Film Sie leben nahelegte? Nun, was man mit Sicherheit sagen kann, ist, dass hier im wahrsten Sinne des Wortes »unmenschliche« Kräfte am Werk sind, deren Ziele von Otto Normalverbraucher nicht einmal im Ansatz begriffen werden. Wie sonst wäre es heute möglich, dass man Menschen sogar Mützen, Hoodies oder T-Shirts mit einem ganz bestimmten Motto aus dem Carpenter-Film andrehen kann, das da lautet: »Obey!« (Gehorche!)
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        Nachwort

    Es tut mir leid, dass ich keine besseren Nachrichten für Sie habe. Ich habe lange überlegt, ob es sich bei dem von mir Niedergeschriebenen vielleicht nur um eine Form der persönlichen Schwarzseherei handelt. Ich habe zudem lange überlegt, ob ich nicht irgendetwas Zuversichtliches in das Buch bringen sollte, vor allem in die »Trends«, um Sie aufzuheitern. Aber auf so etwas würden Sie nicht hereinfallen. Sie alle, meine lieben Leser, besitzen Verstand genug, um selbst zu urteilen, ob ich richtig liege oder falsch: Die Digitalisierung ist das zentrale Werkzeug der Unterdrückung, mit dem sich erstens alles überwachen, zweitens alles steuern und drittens sogar alles erschaffen lässt. Je mehr sie unseren Alltag durchdringt, umso unfreier werden wir. Und wenn wir nicht endlich aufwachen, wird das Ganze schlimm enden. Wir brauchen weder digitale Rauchmelder oder Autos noch »Alexa« oder das sogenannte »Smart Home«. Smart sind höchstens diejenigen, die uns diese »modernen Entwicklungen« anzudrehen versuchen und sich freuen, dass sie endlich in unsere Privat- und Intimsphäre eindringen können. Leider gibt es so lange keinen Grund für Zuversicht, solange wir keinen Widerstand leisten und Sand in das digitale Getriebe streuen. Doch wie können wir das tun? Ganz einfach: Erstens, indem wir, wo immer es nur geht, auf Digitalisierung verzichten. Statt dieser benötigen wir »Materialisierung« (nicht zu verwechseln mit Materialismus). Zweitens, indem wir auch Sand in das Getriebe der gesamten Neuen Kommunistischen Weltordnung (NKWO) streuen, wie manche das entstehende globale Unterdrückungssystem nennen. Hierfür habe ich Ihnen dann doch noch einen Maßnahmenkatalog mitgebracht, nämlich meine »Anti-NKWO-Checkliste«.

    Anti-NKWO-Checkliste

    Diese Liste umfasst eine Reihe von Punkten, die Sie für sich persönlich zur Anwendung bringen beziehungsweise Ihren Freunden, Bekannten und Kollegen empfehlen können, um die am Horizont heraufziehende Katastrophe abzuwenden. Wobei die sogenannte Neue Kommunistische Weltordnung (NKWO) natürlich nichts anderes ist als die globale kommunistische Tyrannei:

    
      	heiraten und Familie gründen,


      	zusammenhalten,


      	natürlichen Instinkten, Traditionen und unbedingt dem gesunden Menschenverstand folgen. Die Natur hat dem Menschen in seiner langen Entwicklung alles mitgegeben, um auf diesem Planeten zu überleben,


      	Political Correctness ablehnen,


      	möglichst viele Kinder bekommen und sich um sie kümmern,


      	Nachwuchs nicht dem Staat ausliefern; Kinderkrippen und Ganztagsschulen meiden,


      	traditionelle Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau wieder herstellen


      	für die natürlichen Geschlechtsunterschiede eintreten,


      	Computernutzung der Kinder begrenzen,


      	Kindern bis zum 16. Lebensjahr die Nutzung von NKWO-Geräten (Smartphones, X-Boxen etc.) verbieten; dasselbe gilt für Computerspiele,


      	Computer für Ihre persönliche Entwicklung, zur Informationsbeschaffung und zur Anbahnung von Kontakten mit Gleichgesinnten nutzen, statt sich durch Computer benutzen zu lassen,


      	statt digitaler Medien materielle benutzen (zum Beispiel Bücher!),


      	gegen schulische Indoktrination eintreten,


      	nach dem Motto »Denken first, Digitalisierung last« handeln (frei nach Lindner!),


      	dem Staat, »Experten«, sogenannten »Studien« und Medien ebenso misstrauen wie der Schulmedizin, den Pharmakonzernen und dem »Gesundheitssystem«,


      	lokale Zusammenschlüsse bilden, statt sich in alle Himmelsrichtungen zu zerstreuen (Schüleraustausch, Stipendien, Auslandszeiten etc.)


      	kein Geld an »internationale Organisationen« wie zum Beispiel die UNO oder die UNESCO spenden, stattdessen vor Ort oder in Ihrem Land helfen,


      	die herrschenden Medien meiden und deren »Informationen« nicht kaufen,


      	politisch einmischen,


      	nicht mehr länger zu Missständen und katastrophalen Entwicklungen schweigen (das gilt vor allem für Beamte und andere Staatsdiener),


      	etablierte Parteien und herrschende Politiker meiden, bis sich die Verhältnisse gebessert haben,


      	gegen den Euro, die EU und die Globalisierung auftreten,


      	sich gegen Kriegstreiber äußern.


    

    Um Ergänzung wird gebeten.

    Ein Erratum zu dem vorliegenden Buch finden Sie gegebenenfalls auf www.wisnewski.de.

    In diesem Sinne wünscht gutes Gelingen

    und ein gutes neues Jahr 2018!

    Ihr Gerhard Wisnewski

    München, im November 2017

    Dank

    Ich habe vielen Menschen für ihre Anregungen, Ideen und Kritik zu diesem Buch zu danken. Jeder, der mir Hinweise und Tipps gegeben hat, darf sich hiermit angesprochen fühlen, aber natürlich auch jeder, der mich anderweitig bei dieser Arbeit unterstützt hat.

    Insbesondere danke ich meiner Frau, die mit ihrem Scharfsinn und ihrem umfassenden Wissen häufig noch ein »Sahnehäubchen« obendrauf gesetzt hat.
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	In unserem kostenlosen Katalog finden Sie Klassiker, Standardwerke, preisgünstige Taschenbücher, Sonderausgaben und aktuelle Neuerscheinungen rund um die Themengebiete, auf die sich der Kopp Verlag spezialisiert hat.

	Viele gute Gründe, warum der Kopp Verlag 
Ihr Buch- und Medienpartner sein sollte:

	
		
				✓

				Versandkostenfreie Lieferung innerhalb Europas

		

		
				✓

				Kein Mindestbestellwert

		

		
				✓

				Kein Risiko – Geld-zurück-Garantie

		

		
				✓

				Keine Verpflichtungen – kein Club, keine Mitgliedschaft

		

		
				✓

				Regelmäßige Informationen
über brisante Neuerscheinungen und seltene Restbestände

		

		
				✓

				Bequem, einfach und risikolos bestellen:
Wir sind rund um die Uhr für Sie da – 365 Tage im Jahr!

		

	

	Ein kostenloser Katalog liegt für Sie bereit. 
Jetzt anfordern bei:
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		Bertha-Benz-Straße 10 • 72108 Rottenburg a. N.
Telefon (0 74 72) 98 06 10 • Telefax (0 74 72) 98 06 11
info@kopp-verlag.de • www.kopp-verlag.de
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			SOS Kontrollverlust! Freiheit in Gefahr!

			Wie unsere Eliten unsere persönliche und finanzielle Freiheit zerstören und was wir dagegen tun können

			Dieses Buch ist ein Weckruf! Es ist hochpolitisch und benennt äußerst bedenkliche Fehlentwicklungen klar und deutlich. Denn die Eliten in Deutschland, Europa und der Welt arbeiten daran, uns unsere Freiheit, unsere Sicherheit und unsere Rechte zu nehmen. Auch unser Vermögen und unser Wohlstand sind in Gefahr.

			Das Erschreckende: Vielen Bürgern ist das ganze Ausmaß der Bedrohung nicht bewusst. Thorsten Schulte läutet deshalb die Alarmglocken. Mit anschaulichen Zahlen, Daten und Fakten verdeutlicht er, in welch dramatischer Lage wir uns befinden. Und während andere schweigen, redet er unmissverständlich Klartext.

			Thorsten Schulte demonstriert, wie Bundeskanzlerin Angela Merkel nach Belieben gegen Recht und Gesetz verstößt und Verträge bricht. Er zeigt aber auch, wie Brüsseler Technokraten immer mehr Macht an sich reißen und den deutschen Bürger entmündigen. Wenn jedoch die Herrschaft des Rechts endet, brechen keine guten Zeiten an. Es liegt daher an uns allen, unsere Freiheit und damit eine lebenswerte Zukunft zu verteidigen.

			»Lassen Sie uns alle eine Leuchtfackel für unsere Freiheit werden. Wir dürfen nicht kapitulieren! Wir müssen für unsere Freiheit und unsere Selbstbestimmung kämpfen!« Thorsten Schulte
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			NGOs: Das größte Geheimdienstprojekt aller Zeiten!

			Die Motive der NGOs klingen philanthropisch und edel. Viele motivierte Davids engagieren sich gegen übermächtige und böse Goliaths, um die Welt zu verbessern. Doch die Wirklichkeit sieht oft ganz anders aus.

			William Engdahl enthüllt die wahre Geschichte der scheindemokratischen NGOs. Es ist die Chronik einer der destruktivsten und effektivsten Operationen, die je von einem Geheimdienst ins Leben gerufen wurde. 

			Das zerstörerische Werk dieser NGOs: Sie versprechen Frieden, Menschenrechte und Demokratie – was sie bringen, ist Krieg, Gewalt und Terror!

			William Engdahl zeigt, wer wirklich hinter den NGOs steckt, wer sie finanziert und steuert. Er deckt auf, welche Rolle sie in der Geostrategie der USA spielen und mit welch perfiden Methoden sie arbeiten. Er macht vor allem deutlich, in welchem Maße sie die neuere Geschichte beeinflusst haben. Denn ob Ukraine-Konflikt, Arabischer Frühling, Syrien-Krieg oder Flüchtlingskrise: Die NGOs waren – und sind – an allen wichtigen geopolitischen Entwicklungen maßgeblich beteiligt! 

			Begeben Sie sich mit William Engdahl auf eine Reise durch die Geschichte der geopolitischen Manipulation und erfahren Sie:

			
					•
	wie und mit welcher Brutalität im Namen der Menschenrechte scheindemokratische Regimewechsel herbeigeführt werden;


					•
	was die wirklichen Hintergründe für diese Regimewechsel sind;


					•
	welche deutschen Politiker diese Strategie der US-Elite bewusst unterstützen und teilweise bis heute in unseren Parlamenten sitzen;


					•
	warum die USA ihre langjährigen »Alliierten« – von Zbigniew Brzeziński »Vasallenstaaten« genannt – in Westeuropa ebenfalls mit der »Menschenrechtswaffe« bekämpfen;


					•
	welch perfide Strategie hinter dem »Merkel-Plan« der offenen Grenzen steckt und wer die wirklichen Drahtzieher sind;


					•
	mit welch unglaublichen Summen George Soros die NGOs fördert – und warum;


					•
	warum die soziale und politische Destabilisierung der EU und auch Deutschlands ganz oben auf der Agenda der USA steht;


					•
	wie »Dschihad-Kriege« und internationaler Terrorismus von den USA gelenkt und unterstützt werden;


					•
	welchen Geheimplan Donald Trump für den Nahen Osten hat und wie seine Strategie für die zukünftigen US-Rohstoffkriege aussieht.


			

			»Vieles von dem, was wir heute tun, wurde vor 25 Jahren verdeckt von der CIA erledigt.«

			Allen Weinstein, Mitverfasser der Gründungsakte der NGO National Endowment for Democracy.
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			Wie Sie den Angriff eines Straßenschlägers erfolgreich abwehren

			Es passiert jeden Tag und es kann jeden von uns unerwartet und unvorbereitet treffen. Obwohl die gesundheitlichen Folgen häufig erheblich sind, ist es trotzdem ein Tabuthema: die Schlägerei auf offener Straße.

			Es genügt, zur falschen Zeit am falschen Ort zu sein, ein schiefer Blick oder ein unbedachtes Wort – und selbst friedliebende Bürger finden sich innerhalb von Sekunden in einem Straßenkampf wieder. In der Regel werden die Opfer dabei schwer verletzt. Aktuelle Fälle machen deutlich, dass die Konflikte immer wieder tödlich enden.

			Lars Konarek, Selbstverteidigungsexperte und erfahrener Trainer von Polizei- und Militäreinheiten, erläutert Ihnen in diesem Ratgeber, wie Sie Schlägereien im Idealfall vermeiden, aber im Extremfall zu Ihren Gunsten entscheiden und innerhalb von Sekunden beenden – ohne einen Kampfsport erlernen zu müssen!

			Hier erfahren Sie, wie Sie sich in einer Notwehrsituation effektiv und realistisch gegen Angreifer wehren können, welche Techniken in Stresssituationen wirklich funktionieren und welche Sie besser nicht anwenden sollten.

			Von Lars Konarek lernen Sie auch alles zur Angstkontrolle, zur Kampfpsychologie und zu den einzelnen Phasen eines typischen Straßenkampfes. Thematisiert werden zudem die üblichen Fehler von Laien, die nicht selten tödliche Folgen haben.

			Kompakt alles Wichtige rund um das Thema Straßenschlägerei:

			
					•
	Wie Sie Ärger im Vorfeld erkennen, wie das typische Opfer aussieht und wie Sie einen Straßenkampf vermeiden


					•
	Wie Sie Ihre Angst kontrollieren


					•
	Die wichtigsten Techniken, die auf der Straße wirklich funktionieren und auch in Stresssituationen abrufbar sind


					•
	Wie Sie einen Messerangriff abwehren


					•
	Welche Fehler Sie unbedingt vermeiden müssen


					•
	Wie Sie Alltagsgegenstände als Waffe einsetzen können


					•
	Welche Kampfsportarten sich im Straßenkampf bewährt haben und welche in der Regel versagen


					•
	Die schmutzigen Tricks und Techniken der Straßenschläger
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			Wie sichere ich mein Vermögen oder Unternehmen?

			Müssen wir mit einem Crash rechnen? Diese Frage beantworten die beiden Wirtschafts- und Mittelstandsexperten Eberhard und Eike Hamer mit einem klaren »Ja«. Mit diesem Buch möchten sie private Vermögensbesitzer, kleine und mittelständische Unternehmer sowie Freiberufler in die Lage versetzen, noch rechtzeitig ihr Vermögen so umzudisponieren, dass es vor der kommenden Weltwirtschaftskrise gerettet werden kann.

			Der Mittelstand hat in allen großen Weltwirtschaftskrisen nämlich stets zu lange den falschen optimistischen Parolen von Medien, Politik, Banken und Beratern geglaubt und wurde deshalb immer überproportional von Krisen getroffen. Allein in der ersten Weltwirtschaftskrise Anfang der 1930er-Jahre haben mehrere Millionen »gut situierte« Mittelständler alles verloren und sind zu Armen der Gesellschaft geworden. Ebenso sind Millionen mittelständischer Betriebe in Deutschland damals zusammengebrochen, mit entsprechender Massenarbeitslosigkeit und Verarmung der Belegschaft.

			Heute stehen wir vor der größten Weltwirtschaftskrise, die die Erde je gesehen hat. Unser Geldsystem wird an seinen inneren Widersprüchen zerbrechen. Die Finanzblase wird platzen. Eine Weltwirtschaftskrise von ungeahntem Ausmaß wird die Folge sein. Sie wird für die meisten zu unbeschreiblicher Armut und Elend führen. Niemand wird sich diesem Desaster der Währungssysteme und dem Zusammenbruch der Börsen entziehen können.

			Dieses Buch gibt umfassende und sehr praxisnahe Antworten. Die Analysen sind präzise und fundiert. Sie münden in konkrete Strategien und sind von bestechender Logik.
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			Der große Enthüllungsreport:
Die Förderer der Massenzuwanderung und ihre wahren Motive

			Friederike Beck beschäftigt sich in diesem Buch intensiv mit den elitären Netzwerken in EU, UNO, superreichen Stiftungen und NGOs, die einer unbegrenzten Migration nach Europa das Wort reden und eine Art Copyright auf »Menschlichkeit« und »Humanität« für sich beanspruchen, um damit die Aufmerksamkeit von ihren eigentlichen, nicht selten höchst materiellen, eigennützigen und manipulativen Zielen abzulenken.

			Friederike Beck legt nach monatelanger intensiver Recherchearbeit offen:

			
					•
	wer die Migration nach Europa im Einzelnen unterstützt


					•
	wer hinter diesen Interessengruppen steckt


					•
	welche Motive sie haben


					•
	wie sie miteinander vernetzt sind


					•
	mit welchen Mitteln sie die Einwanderung forcieren und


					•
	warum die eigentlichen Fluchtursachen nicht beseitigt, sondern sogar noch geschürt werden


			

			Dieses Buch ist eine wahre Fundgrube an brisanten Enthüllungen und Hintergrundinformationen zu der von Politikern und einer multimilliardenschweren Finanzelite initiierten und gezielt gesteuerten Massenmigration.

			Mögen die Masken fallen!

			Mögen sich die Verantwortlichen in naher Zukunft vor einem internationalen Gerichtshof zu verantworten haben!
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			Wie aus einem Rechtsstaat ein Links-Staat wurde

			Beschleichen auch Sie mitunter Zweifel, ob wir tatsächlich noch in einem Rechtsstaat leben? Vielleicht liegt das daran, dass aus unserem Rechtsstaat längst ein »Links-Staat« geworden ist. Ein allzu simples Wortspiel? Keineswegs, denn:

			Die linksextreme Antifa erfährt vielfältige Unterstützung durch den Staat, sowohl finanziell als auch logistisch, und das alles finanziert mit Steuergeldern und verdeckten Kapitaltransfers. Nach jahrelangen und aufwendigen Recherchen präsentieren Christian Jung und Torsten Groß eindrucksvolle Hintergrundinformationen. Sie nennen Zahlen, Daten und Fakten – und sie nennen Namen, die Namen derer, die die linksextremen Strukturen fördern.

			Wie der Linksextremismus vom Staat systematisch gefördert wird

			Was bei den Rechercheergebnissen und der Auswertung von Insider-Informationen besonders erschreckt: Die »demokratischen« Parteien SPD, Grüne und Linke unterstützen linksextremistische und gewaltbereite Gruppen. Mittlerweile haben sich selbst Teile von FDP, CDU und CSU »Antifa-Bündnissen« verschrieben. 

			»Stadt-Stasi« überwacht unliebsame Bürger

			Wussten Sie, 

			
					•
	dass es in München eine Art »Stadt-Stasi« gibt, die direkt dem Oberbürgermeister unterstellt ist und die ohne jegliche Rechtsgrundlage Daten und Fotos von politisch unkorrekten Personen sammelt und speichert?


					•
	dass diese »Stadt-Stasis« auch in anderen deutschen Städten entstehen?


					•
	dass Linksextremisten zur paramilitärischen Ausbildung ins Ausland reisen, um sich auf den bewaffneten Kampf in Deutschland vorzubereiten? 


					•
	dass eine Kämpferin der Antifa Verfassungsrichterin wurde? 


					•
	dass linke Aktivisten offen den »Volkstod« der Deutschen propagieren? 


					•
	dass die Polizei Veranstaltungen schützen muss, bei denen der Straßenkampf gelehrt wird? 


					•
	dass ein mit öffentlichen Geldern gefördertes »Café«, ein Szenetreff linksextremistischer und gewaltbereiter Kreise, Anleitungen für Brandanschläge verbreitet?


					•
	dass linke Aktivisten massenhaft illegale Ausländer nach Deutschland einschleusen und sich dafür gegenseitig mit staatlich finanzierten Preisen überhäufen?


					•
	u. v. m.


			

			Die Helfershelfer in Politik und Medien

			Erfahren Sie, wie die staatliche Unterstützung linksradikaler Organisationen in der Praxis funktioniert. Informieren Sie sich über die kaum bekannten Querverbindungen, die zwischen dem Linksextremismus und Führungskräften aus Politik und Verwaltung, steuerfinanzierten Stiftungen und den (öffentlich-rechtlichen) Medien bestehen.

			Die Autoren stellen Vordenker, Protagonisten und Unterstützer der linksextremen Szene in Deutschland vor. Außerdem werden theoretische Grundlagen, die Strategie und das taktische Vorgehen der Antifa und ihrer Helfershelfer beleuchtet.
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			Europa im Visier: George Soros, der (un)heimliche Strippenzieher

			Mit der legendären Wette gegen das britische Pfund wurde George Soros 1992 schlagartig weltberühmt. Dieses gigantische Spekulationsgeschäft brachte dem Hedgefonds-Manager rund eine Milliarde Dollar Gewinn. Die Märkte aber sind ihm nicht genug. Ein Wort von Soros kann die Welt aus den Angeln heben. Doch agiert er vielfach aus dem Hintergrund. Als Werkzeug dient ihm dabei sein globales Stiftungsnetzwerk der Open Society Foundations. Seine großen Pläne verfolgt er konsequent, um dennoch wandlungsfähig wie ein Chamäleon zu bleiben. Nicht umsonst gilt er als der »Mann mit den tausend Gesichtern« und als Doppelnatur, als einer, der sich nicht in die Karten blicken lässt, obwohl er eine offene Gesellschaft predigt.

			Die einen sehen in Soros den größten Philanthropen der Gegenwart, der Milliarden für wohltätige Zwecke verschenkt. Die anderen sehen in ihm nach wie vor den rücksichtslosen Spekulanten, der stets nur in den eigenen Gewinn investiert und als superreicher Privatmann auf inakzeptable Weise politisch massiven Einfluss nimmt, der bereits ganze Volkswirtschaften in den Ruin getrieben und Revolutionen heraufbeschworen hat, der mit mächtigen Organisationen und Geheimdiensten wie der CIA kollaboriert und die Welt ins Verderben stürzt. Wie agiert Soros, und was hat er mit Europa vor?

			In seinem aktuellen Buch verfolgt Andreas von Rétyi die unfassbaren Aktivitäten des gigantischen Soros-Netzes und legt erstaunliche Informationen offen, die in den etablierten Medien kaum Erwähnung finden.

			
					•
	Wer ist George Soros wirklich?


					•
	Welche Rolle spielt Soros bei politischen Umwälzungen, wie weit bestimmt er die Zukunft der Welt mit?


					•
	Warum stoppte Präsident Putin 2015 die Aktivitäten der Soros-Stiftungen in Russland?


					•
	Lässt sich nachweisen, dass der »Soros-Krake« den Arabischen Frühling auslöste?


					•
	Was geschah tatsächlich in der Ukraine und welche Rolle spielt Soros dabei?


					•
	Ist die Welt für Soros nur eine Spielwiese, ein riesiges Spekulationsgeschäft?


					•
	Wie menschenfreundlich ist der Philanthrop wirklich?


					•
	Hat Soros seine Finger auch in Syrien im Spiel?


					•
	Löste Soros die Flüchtlingskrise aus?


					•
	Warum fördert Soros mit Millionensummen die Migration, anstatt die Ursachen zu bekämpfen?


					•
	Soll Europa vernichtet und eine neue Weltordnung errichtet werden, ganz gleich um welchen Preis?
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inweise konnen auf Wunsch vertraulich behandelt werden!
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